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Der vorliegende erste Band des Readers der 
Schulsozialarbeit bildet aktuelle Diskurslinien 
im Theorie- und Praxisfeld der Schulsozialar-
beit ab. 

Die interdisziplinären Beiträge möchten den interes-
sierten Leser_innen der Fachpraxis und Fachöffent-
lichkeit aus Schule, Jugendhilfe, Wissenschaft und 
Politik innovative (Denk)Räume eröffnen und neue 
Impulse setzen, sich eingehend mit den Potentialen 
und Möglichkeiten, Herausforderungen und Per-
spektiven einer erfolgreichen Kooperation von Ju-
gendsozialarbeit und Schule zu beschäftigen. 

Das Deutsche Rote Kreuz (DRK) setzt sich für ei-
nen bundesweiten, fi nanziell und rechtlich abgesi-
cherten Ausbau der Schulsozialarbeit ein. Innerhalb 
des Kooperationsverbundes Jugendsozialarbeit ist 
das DRK federführend für das Themenfeld „Koope-
ration von Jugendsozialarbeit und Schule“ und be-
gleitet dabei sowohl die qualitative Ausrichtung und 
Gestaltung der Kooperation zwischen den Akteuren 
Jugendsozialarbeit und Schule als auch die qualita-
tive Ausrichtung und Gestaltung der sozialpädago-
gischen Angebote am Bildungsort der Schule. 
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Donata Freifrau Schenck zu Schweinsberg 
Vizepräsidentin des Deutschen Roten Kreuzes

Grußwort

Kinder und Jugendliche in Deutschland wachsen derzeit 
meist unter Bedingungen auf, die ihrer persönlichen Ent-
wicklung und ihrem Wohlbefinden förderlich sind. Doch 
immer mehr junge Menschen machen heute leider auch 
die Erfahrung, in Armut aufzuwachsen. Nach Angaben 
des Deutschen Kinderschutzbundes leben inzwischen 
über 2,5 Millionen Kinder in Deutschland in Einkommens-
armut. 

Wenn junge Menschen schon früh in ihrem Leben viele 
Barrieren zu überwinden haben und gleichzeitig nur we-
nig soziale und emotionale Unterstützung erfahren, hat 
das bedeutende Auswirkungen auf ihren weiteren Le-
bens- und Bildungsweg. Für sie gewinnt der Bildungsort 
der Schule an Bedeutung, denn hier können sie kosten-
freie Angebote erhalten, die ihre Persönlichkeit bilden und 
mit denen sie die Folgen ihrer sozialen Benachteiligung 
ausgleichen können. Das DRK fördert und unterstützt 
Kinder, Jugendliche und ihre Familien durch eine Vielzahl 
von Angeboten, die alltagsnah ausgerichtet sind und un-
mittelbar an ihren Interessen, Bedürfnissen und Lebens-
welten ansetzen. Schulsozialarbeit leistet dabei einen 
wichtigen Beitrag. 

Schulsozialarbeit ist ein Angebot der Kinder- und Jugend-
hilfe am Ort der Schule und als ein fester Bestandteil der 
sozialen Arbeit des DRK den sieben Grundsätzen der 
Rotkreuz- und Rothalbmondbewegung verpflichtet. Das 
Deutsche Rote Kreuz hält bundesweit Schulsozialarbeit 
an allen Schulformen für alle Altersgruppen vor - von 
der Grundschule bis hin zur Gestaltung des Übergangs 
von der Schule in Ausbildung und Beruf. Verschiedene 
Leistungen der Jugendhilfe werden dabei miteinander 
verbunden, so u.a. die Jugendarbeit (§11 SGB VIII), die 
Jugendsozialarbeit (§13 SGB VIII) und der erzieherische 
Kinder- und Jugendschutz (§14 SGB VIII). 

Ziel der DRK-Schulsozialarbeit ist es, junge Menschen in 
ihrer Entwicklung und Persönlichkeit ganzheitlich zu för-
dern und zu bilden. Grundlage dafür ist eine verbindliche 
und partnerschaftliche Kooperation des DRK mit den 
Schulen. Die Angebote der Schulsozialarbeit sind viel-
fältig, niedrigschwellig erreichbar und dauerhaft und fest 
im Schulalltag verankert. Schulsozialarbeit vernetzt die 
Bildungsinstitution Schule mit den sozialen Akteuren des 
Gemeinwesens und mit der Angebotsvielfalt des Deut-
schen Roten Kreuzes, beispielsweise mit dem Jugend-
rotkreuz, der Migrationsarbeit und der Familienbildung. 

In seiner fachpolitischen Arbeit engagiert sich das Deut-
sche Rote Kreuz innerhalb des Kooperationsverbundes 
Jugendsozialarbeit. Hier ist das DRK federführend für 
den Bereich „Kooperation von Jugendsozialarbeit und 
Schule“. Im Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit 
haben sich die Arbeiterwohlfahrt (AWO), der Paritätische 
Gesamtverband (Der Paritätische), die Bundesarbeits-
gemeinschaften der Katholischen und Evangelischen 
Jugendsozialarbeit (BAG KJS, BAG EJSA), der Internati-
onale Bund (IB), die Bundesarbeitsgemeinschaft der ört-
lich freien Träger (BAG Ört) und das Deutsche Rote Kreuz 
e.V. zusammengeschlossen. Gemeinsam bilden sie ein 
Sprachrohr für die Belange von sozial benachteiligten 
Kindern und Jugendlichen. Unter Federführung des DRK 
wurden in den vergangenen Jahren eine Reihe von bun-
despolitischen Tagungen und Fachgesprächen durchge-
führt und zahlreiche Fachpublikationen und Expertisen im 
Themenfeld Schulsozialarbeit veröffentlicht. 

Der vorliegende Reader Schulsozialarbeit, Band 1 fasst 
die wichtigsten inhaltlichen Debatten der vergangenen 
Jahre zusammen und ist damit ein Meilenstein in der 
fachpolitischen Arbeit des DRK im Themenfeld Schul-
sozialarbeit. Wichtigste Erkenntnis ist dabei: Schulsozi-
alarbeit stellt einen bedeutenden Baustein in der kom-
munalen Armutsprävention dar und sollte rechtlich und 
finanziell abgesichert sowie flächendeckend ausgebaut 
werden. Denn: Schulsozialarbeit gehört an jede Schule, 
damit alle Kinder und Jugendlichen gleiche Chancen auf 
ein gesundes und sicheres Aufwachsen haben. 

Ich wünsche Ihnen interessante Einblicke und viel Freude 
beim Lesen.

Ihre  

Menschlichkeit
Die Internationale Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung, entstanden aus dem Willen, den Verwundeten der 
Schlachtfelder unterschiedslos Hilfe zu leisten, bemüht sich in ihrer internationalen und nationalen Tätigkeit, 
menschliches Leiden überall und jederzeit zu verhüten und zu lindern. Sie ist bestrebt, Leben und Gesundheit 
zu schützen und der Würde des Menschen Achtung zu verschaffen. Sie fördert gegenseitiges Verständnis, 
Freundschaft, Zusammenarbeit und einen dauerhaften Frieden unter allen Völkern.

Unparteilichkeit
Die Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung unterscheidet nicht nach Nationalität, Rasse, Religion, sozialer 
Stellung oder politischer Überzeugung. Sie ist einzig bemüht, den Menschen nach dem Maß ihrer Not zu helfen 
und dabei den dringendsten Fällen den Vorrang zu geben.

Neutralität
Um sich das Vertrauen aller zu bewahren, enthält sich die Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung der Teil-
nahme an Feindseligkeiten wie auch, zu jeder Zeit, an politischen, rassistischen, religiösen oder ideologischen 
Auseinandersetzungen.

Unabhängigkeit
Die Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung ist unabhängig. Wenn auch die Nationalen Gesellschaften den 
Behörden bei ihrer humanitären Tätigkeit als Hilfsgesellschaften zur Seite stehen und den jeweiligen Landes-
gesetzen unterworfen sind, müssen sie dennoch eine Eigenständigkeit bewahren, die ihnen gestattet, jederzeit 
nach den Grundsätzen der Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung zu handeln.

Freiwilligkeit
Die Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung verkörpert freiwillige und uneigennützige Hilfe ohne jedes Gewinn-
streben.

Einheit
In jedem Land kann es nur eine einzige Nationale Rotkreuz- oder Rothalbmond-Gesellschaft geben. Sie muss 
allen offen stehen und ihre humanitäre Tätigkeit im ganzen Gebiet ausüben.

Universalität
Die Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung ist weltumfassend. In ihr haben alle Nationalen Gesellschaften 
gleiche Rechte und die Pflicht, einander zu helfen.

Die Grundsätze des Roten Kreuzes
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Peggy Ziethen 
Referentin für Jugendsozialarbeit, DRK-Generalsekretariat

Vorwort

Schulsozialarbeit ist ein vergleichsweise noch junges und 
sich aktuell sehr heterogen gestaltendes Theorie- und 
Praxisfeld der Sozialpädagogik. Als intensivste Form der 
Kooperation von Jugendhilfe und Schule ist die Schulso-
zialarbeit dabei in unterschiedliche Rechtskontexte und 
länderspezifische Verordnungen und Zuständigkeitsho-
heiten eingebettet. Jugendsozialarbeit nach §13 SGB 
VIII stellt dabei einen wichtigen Bereich der Angebote der 
Jugendhilfe an Schule dar. Gerade weil die Schulsozialar-
beit immer auch die Lebenslagen benachteiligter Kinder 
und Jugendlichen im Blick hat, gilt sie als Wegbereiterin 
eines gesunden und sicheren Aufwachsens und eröffnet 
chancengerechte Lebensverläufe und Bildungswege. 
Insbesondere für junge Menschen, die in ihrem Aufwach-
sen Begleitung und tief greifende Hilfe und Unterstützung 
benötigen, stellen die sozialpädagogischen Angebote an 
Schule eine wichtige Ressource für ihre Entwicklung und 
ihr Wohlbefinden dar. Ein ganzheitliches und inklusiv aus-
gerichtetes Bildungsverständnis, wie das der DRK- Kin-
der-, Jugend- und Familienhilfe, ist dafür maßgeblich. 

Das Deutsche Rote Kreuz setzt sich für einen bundes-
weiten, finanziell und rechtlich abgesicherten Ausbau 
der Schulsozialarbeit ein. Innerhalb des Kooperations-
verbundes Jugendsozialarbeit ist das DRK federführend 
für das Themenfeld „Kooperation von Jugendsozialarbeit 
und Schule“ und begleitet dabei sowohl die qualitative 
Ausrichtung und Gestaltung der Kooperation zwischen 
den Akteuren Jugendsozialarbeit und Schule als auch die 
qualitative Ausrichtung und Gestaltung der sozialpädago-
gischen Angebote am Bildungsort der Schule. 

In den vergangenen Jahren wurden verschiedene, für 
den Themenbereich aktuelle und relevante Querschnitts-
themen der Schulsozialarbeit fachpolitisch bearbeitet. 
Die Umsetzung erfolgte im Rahmen unterschiedlicher 
Formate, wie Tagungen, Workshops, Fachgespräche, 
Expertisen und Handreichungen sowie der Herausgabe 
von Positions- und Hintergrundpapieren. So begleitete 
das Deutsche Rote Kreuz auf Bundesebene fachpolitisch 
den Ausbau der Schulsozialarbeit durch die im Rahmen 
des Bildungs- und Teilhabepakets frei gewordenen Mittel 
und setzt sich aktuell für deren Fortführung über das Jahr 
2013 hinaus ein. 

Der vorliegende Reader der Schulsozialarbeit, Band 1 bün-
delt nun die wichtigsten Ergebnisse unter Bezugnahme 
auf die im Vorfeld dazu veröffentlichten Tagungsbeiträge, 

Expertisen und Handreichungen. Folgende, ausgewählte 
Schwerpunkte sind dabei maßgeblich: Grundlagen der 
Schulsozialarbeit (Kapitel A), Bildungspolitik, Vielfalt und 
Inklusion (Kapitel B), Armutsprävention, Partizipation und 
Teilhabe (Kapitel C), Prävention und Gesundheitsförde-
rung (Kapitel D), Abbau von Jugendarmut durch Stärkung 
beruflicher Übergänge (Kapitel E) und Aspekte der Quali-
tätsentwicklung (Kapitel F).

Die Beiträge in diesem Band bilden dabei aktuelle Dis-
kurslinien ab, die die Vielschichtigkeit des Theorie- und 
Praxisfeldes der Schulsozialarbeit exemplarisch verdeut-
lichen. Das Feld der Schulsozialarbeit wird aus recht-
licher, fachpolitischer, erziehungswissenschaftlicher und 
bildungspolitischer Perspektive konturiert. Ziel des vor-
liegenden Readers des DRK ist es, unseren interessier-
ten Leser_innen der Fachpraxis und Fachöffentlichkeit, 
aus Schule, Jugendhilfe, Wissenschaft, Politik und Ver-
waltung (Denk)Räume zu eröffnen und neue Impulse zu 
setzen, sich eingehend mit den kreativen Potentialen und 
Möglichkeiten, Herausforderungen und Perspektiven ei-
ner erfolgreichen Kooperation von Jugendhilfe (Jugend-
sozialarbeit) und Schule zu beschäftigen und den Ausbau 
der Schulsozialarbeit bundesweit auf allen Ebenen der 
Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule voranzu-
bringen. 

Wir möchten uns herzlich bei allen Autorinnen und Auto-
ren für ihr Engagement und für ihre produktiven Beiträge 
bedanken. Ganz besonders danken wir Tina Alicke vom 
Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. (ISS) für 
die redaktionelle Bearbeitung der Beiträge. Unseren in-
teressierten Leser_innen wünschen wir viel Freude beim 
Lesen und vielfältige Anregungen, die sozialpädagogische 
Praxis am Ort der Schule so zu gestalten, dass alle Kinder 
und Jugendlichen gleichermaßen die Begleitung, Förde-
rung und Unterstützung in Anspruch nehmen können, 
derer sie bedürfen, um gesund und sicher aufzuwachsen 
und sich wohl zu fühlen. 

Es grüßt Sie herzlich
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Vorwort

Das Deutsche Rote Kreuz setzt sich im Rahmen seiner 
Federführung für das Thema der schulbezogenen Ju-
gendsozialarbeit innerhalb des Kooperationsverbundes 
Jugendsozialarbeit für eine nachhaltige Konsolidierung 
und eine langfristige finanzielle Absicherung der Ange-
bote von Schulsozialarbeit ein. Unterstützt durch eine 
koordinierte Jugendhilfe- und Schulentwicklungsplanung 
sowie die regelhafte Absicherung von Schulsozialarbeit 
können soziale und pädagogische Angebote kommunal 
verstetigt und jedem jungen Menschen zur Verfügung ge-
stellt werden. 

Dabei bietet Schulsozialarbeit eine Antwort auf die 
dringliche Frage, wie der Zusammenhang von sozialer 
Herkunft, sozioökonomischem Status und (einer erfolg-
reichen) Bildungsbiografie dauerhaft zu entkoppeln ist: 
Sie schafft die Voraussetzungen für Chancengerechtig-
keit und Teilhabe durch den Abbau von Zugangsbarrieren 
zu Bildungsangeboten für alle Kinder und Jugendlichen, 
insbesondere jedoch für junge Menschen in sozial be-
nachteiligten Lebenslagen. 

Besonders vor dem Hintergrund der Diskussion einer in-
klusiven Bildung als einer „Bildung für alle“ muss Schul-
sozialarbeit eine Konstante in einem Netz an Prävention 
und Unterstützung für junge Menschen sein, um die indi-
viduelle Förderung von Kindern und Jugendlichen in den 
Mittelpunkt einer ganzheitlichen Bildung und einem le-
benslangen Lernen zu stellen. In der Praxis hat die Schul-
sozialarbeit ihre Angebote längst diversifiziert. So gibt es 
neben der Jugendsozialarbeit und deren rechtlicher Ver-
ankerung im § 13 SGB VIII eine Vielzahl anderer Aufga-
benbereiche, Rechtsformen und Zuständigkeiten. Prof. 
Dr. Christian Bernzen stellt einführend in dieses Kapitel 
in seinem Beitrag „Rechtliche Aspekte der Kooperation 
von Jugendsozialarbeit und Schule“ die unterschied-
lichen Aufträge von Jugendhilfe und Schule im Rahmen 
der Angebote der Jugendsozialarbeit dar und markiert die 
Abgrenzungen der Jugendsozialarbeit gegenüber ande-
ren Bereichen und Elementen der Schulsozialarbeit. 

Schulsozialarbeit hat sich aber nicht nur im Hinblick auf 
die unterschiedlichen Felder der Jugendhilfe diversifiziert, 
sondern auch im Rahmen ihrer Angebote, die sie an 
Schule vorhält. Mittels vielfältiger Methoden und differen-
zierter Settings bietet sie neben Beratung und Einzelfall-
hilfe sozialpädagogische Gruppenarbeit und Projekte zu 
jugendspezifischen Themen, trägt durch die Vernetzung 

und Gemeinwesenarbeit zur Gestaltung von Bildungs-
landschaften bei, verändert und entwickelt Schule und 
ist professionelle Begleitung am Übergang Schule-Beruf. 
Nicht zuletzt spiegelt sich die Vielfältigkeit der Schulsozi-
alarbeit auch in der bundeslandspezifischen Begriffsviel-
falt wieder, unter der Angebote der Jugendsozialarbeit 
an Schule definiert werden. Stephanie Haupt klärt in ih-
rem Beitrag die Begriffsvielfalt, die Rahmenbedingungen, 
Angebote und Methoden von Schulsozialarbeit daher 
grundlegend. 

Schulsozialarbeit öffnet und verändert den Bildungs-
raum Schule und erweitert ihn um Gelegenheiten und 
Orte des non-formalen und informellen Lernens. Schul-
sozialarbeit zielt dabei auch auf die Gestaltung der Rah-
men- und strukturellen Bedingungen der Institution und 
des Lernorts Schule. In ihrem gemeinwesenbezogenen 
Charakter vernetzt Schulsozialarbeit den Bildungsort der 
Schule mit anderen sozialen Akteuren und schafft dabei 
Kooperationsformen auf unterschiedlichsten Ebenen. 
Damit wird die Schulsozialarbeit selbst zu einem wich-
tigen Bildungsakteur im Sozialraum. Vor diesem Hinter-
grund geht Dr. Nicole Ermel in ihrem Beitrag „Schulso-
zialarbeit – Baustein eines integrierten Gesamtkonzeptes 
kind- und jugendzentrierter Armutsprävention“ der An-
nahme nach, dass Schulsozialarbeit nur dann ihre Wir-
kungen besonders weitreichend entfalten kann, wenn 
sie eingebettet ist in einen armutspräventiven integrierten 
Gesamtansatz. 

Auch wenn die Wirkung von Schulsozialarbeit erst seit 
einigen Jahren systematisch erfasst wird, so zeigen die 
bisherigen Forschungsergebnisse: Sinnhaftigkeit und 
Notwendigkeit von Schulsozialarbeit sind unbestritten1. 
Dass Schulsozialarbeit erfolgreich die formale Bildung an 
Schule ergänzt, zeigen Vanessa Jantzer, Dr. Johann 
Hafner, Peter Parzer und Prof. Dr. med. Franz Resch 
in ihrem Beitrag „Das Modellprojekt Schulsozialarbeit in 
Heidelberg – Fazit aus zehn Jahren wissenschaftlicher 
Begleitung“. Anhand der Ergebnisse ihrer wissenschaft-
lichen Begleitung der Entwicklung und des Ausbaus der 
Schulsozialarbeit in Heidelberg zeigen die Autor_innen 
Erfolge und Wirkungen von Schulsozialarbeit auf und for-
mulieren die positiven Auswirkungen wissenschaftlicher 
Begleitforschung im Hinblick auf eine Optimierung der 
Angebote.
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Prof. Dr. Christian Bernzen 
Katholische Hochschule für Sozialwesen Berlin

Rechtliche Aspekte der Kooperation von 

Jugendsozialarbeit und Schule

Der Auftrag der Systeme

Jugendsozialarbeit und Schule sind zwar zwei im recht-
lichen Sinn vollständig unterschiedlichen Handlungsbe-
reichen zugeordnet. Sie sind aber dadurch verbunden, 
dass beiden aufgetragen ist, sich um junge Menschen zu 
kümmern.

Dabei tritt die Schule den Kindern und Jugendlichen als 
ein im Kern der Schulpflicht umfasstes, also alternativ-
loses Bildungs- und Erziehungsgeschehen entgegen, 
während die Jugendsozialarbeit ein als Leistungsangebot 
verfasster Anspruch junger Menschen ist. Erstere hat im 
öffentlichen Auftrag junge Menschen mit den in den Lehr- 
und Bildungsplänen vorgesehenen Inhalten zu befähigen, 
letztere soll im Auftrag der jungen Menschen einen Bei-
trag zur „Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit und sozia-
ler Sicherheit“ (s. § 1 Abs. 1 Satz 1 SGB I) leisten.

Im Folgenden soll dieser Auftragsstruktur der Jugend-
sozialarbeit, die im schulischen Kontext regelmäßig als 
fremd empfunden wird, nachgegangen werden. Damit 
wird zugleich der rechtliche Rahmen für die Kooperation 
von Schule und Schulsoziarbeit als Teil der Jugendsozial-
arbeit kenntlich gemacht.

Der Rechtsbegriff der Jugendsozialarbeit  
und der Schulsozialarbeit

Mit der in § 13 SGB VIII genannten Jugendsozialarbeit 
wird ein traditionelles Feld der Tätigkeit der Jugendhilfe 
angesprochen. Seit es Jugend als eigenstän dige Lebens-
phase gibt und sich private und öffentliche Stellen um die 
Jugend gekümmert haben, galt deren besondere Auf-
merksamkeit dem Übergang von schulischer Bildung in 
Berufsausbildung und Berufstätigkeit. Als Beispiel mögen 
die „Lehrlingsheime“ dienen, die auf Initiative des katho-
lischen Priesters Adolph Kolping entstanden sind.

Der Rechtsbegriff der Jugendsozialarbeit nimmt auf die-
ses traditionelle Tätig keitsfeld Bezug: Jugendsozialarbeit 
dient als Jugendberufshilfe der Verbesse rung der Mög-
lichkeiten, einen Einstieg in das Berufsleben zu finden. Als 
Schulsozialarbeit dient sie dazu, auf diesen Einstieg zielge-
richtet vorzubereiten. Rege lungen zur Jugendsozialarbeit 

finden sich kaum im Landesausführungsrecht zum SGB 
VIII. Teilweise sind jedoch noch aus der ersten Nach-
kriegszeit stammende Jugend aufbauwerke aufgrund von 
altem Landesrecht in der Jugendsozialarbeit tätig.

Abgrenzungen

Jugendsozialarbeit unterscheidet sich von der Jugendar-
beit nach § 11 SGB VIII dadurch, dass sie zum einen ein 
wesentlich engeres Tätigkeitsfeld und zum anderen einen 
eingeschränkten Adressatenkreis hat. Sie ist ein Angebot 
für junge Menschen mit besonderen Schwierigkeiten.1

Von den Hilfen zur Erziehung und deren Fortsetzung als 
Hilfe für junge Voll jährige unterscheidet sich die Jugend-
sozialarbeit vor allem dadurch, dass sie nicht auf Erzie-
hungsschwierigkeiten der Eltern reagiert. Sie ist vielmehr 
ein Anspruch, der jungen Menschen selbst zusteht2. Die 
Übergänge bei den anspruchsbegründenden Lebensla-
gen sind allerdings fließend3.

Adressat_innen  und Anspruchsvorausset-
zungen

Als Adressatinnen und Adressaten der Hilfe werden ent-
sprechend in Abs. 1 die jungen Menschen selbst genannt. 

A 1
Sie sind anders als bei den Hilfen zur Erziehung selbst An-
spruchsinhaber_innen und damit antragsberechtigt. Dies 
bedeutet zudem, dass sie auch in den Fällen, in denen 
Schulsozialarbeit sinnvoll und notwendig ist, die Leistung 
dadurch verhindern können, dass sie keinen Antrag auf 
schulsozialarbeiterische Leistungen stellen, einen bereits 
gestellten Antrag zurücknehmen oder einfach ihre Mitwir-
kung verweigern können. Auftrag der Schulsozialarbeit 
dürfte es dann sein, zunächst die Mitwirkungsbereitschaft 
der jungen Menschen herzustellen, damit sie überhaupt 
gute Koproduzent_innen gelingender Sozialer Arbeit sein 
können.

In Abs. 1 werden zudem die Anspruchsvoraussetzungen 
angegeben: Diese sind entweder die Notwendigkeit des 
Ausgleichs von sozialer Benach teiligung oder die Erfor-
derlichkeit von Hilfe zum Überwinden von indivi duellen Be-
einträchtigungen. Mit diesen Anspruchsvoraussetzungen  
werden die Gruppen junger Menschen angesprochen, 
die erfahrungs gemäß besondere Schwierigkeiten bei 
dem Übergang von der Schule zur Ausbildung und vor 
dort ins Berufsleben haben.4

Als sozial benachteiligt gelten derzeit vor allem junge 
Menschen mit Migra tionshintergrund – jedenfalls dann, 
wenn dieser noch präsent und einflussreich ist – sowie 
junge Menschen aus armen Familien. Als individuell be-
einträchtigt gelten junge Menschen, deren Pro blemlagen 
auffällig sind, ohne jedoch das Gewicht einer Behinde-
rung zu haben. Wird von Mädchen(jugend)sozialarbeit 
gesprochen, kann diese sich nur an Mäd chen aus diesen 
Gruppen wenden; Mädchen und junge Frauen sind nicht 
generell als benachteiligt oder beeinträchtigt im Sinne des 
§ 13 SGB VIII anzusehen.

Ziel und Inhalt

Als Ziel und Inhalt der Hilfe und Förderung nach § 13 SGB 
VIII gibt Abs. 1 die Förderung der schulischen und beruf-
lichen Ausbildung und der Eingliede rung in die Arbeits-
welt5 und die soziale Integration an.

Während der Teilnahme an einer schulischen oder beruf-
lichen Bildungsmaß nahme kann den jungen Menschen 
die Unterkunft in einer sozialpädagogisch begleiteten 
Wohnform angeboten werden. Dabei handelt es sich um 
mehr als eine Hotelleistung. Zu einer Jugendhilfemaßnah-
me wird diese Unterkunft erst durch ihre sozialpädago-
gische Begleitung, genauso wie eine Ausbildungs- oder 
Beschäftigungsmaßnahme erst durch die sozialpädago-
gische Begleitung zu einer Jugendhilfemaßnahme wird. 
Die sozialpädagogische Begleitung soll die Fähigkei-
ten und den Entwicklungsstand der jungen Menschen 
berücksich tigen und an diesen Merkmalen ansetzen.

Die notwendigen Inhalte der Schulsozialarbeit werden im 
SGB VIII nicht näher beschrieben, denkbar sind freizeit-
pädagogische Ansätze, Beratungsansätze, schulunter-
stützende Ansätze oder auch gemeinwesenorientierte 
Ansätze.6 Offen und im Gesetz nicht angesprochen ist 
die Frage der Organisation der Schulsozialarbeit. Diese 
kann – genau wie andere Angebote der Jugendhilfe – 
vollständig in den organisatorischen Kontext der Schule 
integriert werden oder aber in größerer Distanz7 zu ihr 
stehen8.

Abstimmungsgebot

Die Angebote der Jugendsozialarbeit sollen mit

• Maßnahmen der Schulverwaltung,

• Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit,

• Maßnahmen von Trägern betrieblicher Ausbildung und

• Maßnahmen von Trägern außerbetrieblicher Ausbil-
dung

abgestimmt werden. Die Verpflichtung zur Abstimmung 
ist allerdings nur einseitig, sie trifft ausschließlich die Ju-
gendhilfeträger. Schwierigkeiten bereitet die Abstimmung 
vielfach mit den Trägern der Schulverwaltung und den 
ausbil denden Betrieben. Beide Gruppen sind in das Sys-
tem der Sozialleistungserbringung nicht eingebunden9. 
Ungekehrt fehlt es auch im Recht der Jugendhilfe an 
effektiven Verschränkungen mit anderen für junge Men-
schen relevanten Systemen, die schwachen Formulie-
rungen zur Abstimmungsverpflichtung in § 13 Abs. 4 SGB 
VIII (und auch in § 81 SGB VIII) sind dafür ein Beleg.

Finanzierungsbeitrag

Nur dann, wenn eine stationäre Hilfe nach § 13 SGB VIII in 
Anspruch genommen wird, müssen die Minderjährigen, 
deren Eltern und auch junge Volljährige nach ihren finan-
ziellen Möglichkeiten zu deren Finanzierung beitragen. 
Hierzu werden sie gem. §§ 91 ff. SGB VIII zu den Kosten 
herangezogen. In allen anderen Fällen wird die Soziallei-
stung der Jugendsozialarbeit und damit der Schulsozial-
arbeit kostenfrei gewährt.

Eine konsistente rechtliche Rahmung für eine verstetigte 
Verschränkung der Systeme Jugendsozialarbeit und 
Schule bleibt (weiter) zu entwickeln.
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Stephanie Haupt 
Fachhochschule Münster

Schulsozialarbeit – zusammenfassender Überblick 

über das Handlungsfeld 

Schulsozialarbeit ist ein höchst heterogenes Arbeitsfeld 
an der Schnittstelle von Jugendhilfe und Schule. Das ist 
mit verursacht durch die zum Teil unklare Rechtsgrundla-
ge und spiegelt sich in den unterschiedlichen Trägermo-
dellen und den verwendeten Begrifflichkeiten. Der Begriff 
„Schulsozialarbeit“ intendiert, dass es sich bei den Leis-
tungen, Aufgaben und Methoden dieses Handlungsfeldes 
ausschließlich um „Sozialarbeit“ im Sinne einer helfenden 
Ausrichtung handelt. Um den pädagogischen Kern eines 
ganzheitlichen Bildungsverständnisses deutlich zu ma-
chen, wird in der neueren Praxis auch der Begriff „Schul-
sozialpädagogik“ verwendet.

Parallel zu den Begriffen „Schulsozialarbeit“ und „Schul-
sozialpädagogik“ werden je nach Bundesland, Kommu-
ne und Institution auch die Bezeichnungen „schulbezo-
gene Jugendarbeit“, „Jugendsozialarbeit an Schulen“ 
sowie „Soziale Arbeit in/an Schulen“ synonym verwen-
det. Hinter den Begriffen verbergen sich häufig auch un-
terschiedliche Leistungen, Rechtbezüge und somit auch 
Angebote.

Das gemeinsame und entscheidende Merkmal von 
Schulsozialarbeit ist, dass sozialpädagogische Fachkräfte 
dauerhaft, auf einer konzeptionell abgestimmten Basis im 
(weiteren) Rahmen von Schule agieren. Die unterschied-
liche Verwendung von Bezeichnungen ist strategisch be-
dingt. Sie resultiert u.a. aus dem Versuch:

• inhaltliche Schwerpunkte festzulegen, 

• das Selbstverständnis und das Profil des Arbeitsbe-
reichs zu klären,

• Implementierungsanlässe zu berücksichtigen, 

• unterschiedliche Handlungsrationalitäten zu verankern, 

• den Grad der Verantwortung eher auf der Schul- oder 
der Jugendhilfeseite festzuschreiben, 

• Finanzierungen zu sichern etc. 

Beispiel: Der Begriff „Schulsozialarbeit“ unterstreicht die 
Verortung des Arbeitsplatzes der sozialen Fachkräfte an 
einer Einzelschule und die Zuständigkeit für potenziell alle 

Schüler/innen einer Schule1. Um die Verortung der Schul-
sozialarbeit in der Jugendhilfe und ausschließlich auf die 
Zielgruppe „benachteiligte Jugendliche“ zu betonen (Be-
nachteiligungsperspektive nach §13 KJHG), bietet sich 
die Begrifflichkeit „schulbezogene Jugendsozialarbeit/
Jugendsozialarbeit an Schulen“ an. 

Konzeptionelle Grundlagen2

Die Voraussetzung für wirksames Handeln von Fachkräf-
ten für Schulsozialarbeit liegt im Wissen um Möglichkeiten 
und Grenzen der Schulsozialarbeit auf der Grundlage 
eines tragfähigen, qualitativ hochwertigen, von Jugendhil-
fe und Schule gemeinsam entwickelten Konzepts. 

Schulsozialarbeit ist das Produkt einer intensiven, ver-
bindlich vereinbarten, partnerschaftlichen Kooperation 
von Jugendhilfe und Schule (zu im Rahmen von Schul-
sozialarbeit installierter Schulsozialarbeit s.u.). Gleichzei-
tig ist Schulsozialarbeit ein Angebot der Jugendhilfe, das 
eigenständig und dauerhaft im Schulalltag verankert ist. 
Als solches verbindet sie verschiedene Leistungen der 
Jugendhilfe miteinander (Jugendarbeit, Jugendsozi-
alarbeit, erzieherischer Kinder- und Jugendschutz) 
und bringt jugendhilfespezifische Ziele, Tätigkeiten, Me-
thoden und Herangehensweisen in die Schule ein3:

• Schulsozialarbeit unterstützt Kinder und Jugendli-
che, indem über die Öffnung zum Gemeinwesen 
zusätzliche Ressourcen aus dem Sozialraum nutzbar 
werden, die fachliche Expertise der Jugendhilfe in die 
Schule hineingetragen und damit die Schulentwick-
lung unterstützt wird.

• Schulsozialarbeit trägt dazu bei, positive Lern- und 
Lebensbedingungen zu erhalten bzw. zu schaf-
fen, indem sie daran mitwirkt, Schule als Lebensraum 
so zu gestalten, dass alle Heranwachsenden an Schu-
le teilhaben. „Schulsozialarbeit dient den allgemeinen 
Zielen und Aufgaben der Jugendhilfe nach §1 (SGB 
VIII) und setzt sie unter spezifischen Bedingungen 
und Anforderungen des schulischen Lebensraums 
um: Schulsozialarbeiter/innen fördern gemeinsam 
mit den Akteuren in der Schule die individuelle und 
soziale Entwicklung von Kindern und Jugendlichen, 
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indem sie an der Schule Aktivitäten anbieten, durch 
die Schüler/innen über das schulische Angebot hi-
naus ihre Fähigkeiten entfalten, Anerkennung erfah-
ren und soziale Prozesse gestalten können. Dabei be-
rücksichtigen sie die unterschiedlichen Lebenslagen 
der Schüler/innen.4“

• Schulsozialarbeit dient dem Schutz von Kindern und 
Jugendlichen vor Gefahren für ihr Wohl, indem sie 
Unterstützung bei der Bewältigung alltäglicher Lebens- 
probleme und Risiken leistet, zur Selbsthilfe befähigt 
und in spezielle Hilfeangebote vermittelt. Durch Schul-
sozialarbeit erhält die Jugendhilfe eine Chance, poten-
tiell alle Kinder und Jugendlichen mit ihren Angeboten 
zu erreichen. Umgekehrt können alle Kinder und Ju-
gendlichen Erfahrungen mit dem sozialpädagogischen 
Leistungsangebot machen.

• Schulsozialarbeit ist im (Schul)Alltag von Kindern und Ju-
gendlichen präsent und niedrigschwellig erreich-
bar. Darüber eröffnet sie jungen Menschen und deren 
Eltern Zugänge zum Leistungsangebot der Jugendhil-
fe und erweitert deren präventive und intervenieren-
de Handlungsmöglichkeiten. Der schulische Rahmen  
eignet sich zur Umsetzung von Präventionsanliegen 
und niedrigschwelligen Angeboten von frühzeitigen 
Hilfen für Heranwachsende und ihre Eltern. Gleichzei-
tig macht der Schulkontext es möglich, Problemlagen 
von Kinder und Jugendlichen erkennen und frühzeitig 
(präventiv und intervenierend) handeln zu können. 

• Schulsozialarbeit ist als interinstitutionelle Vermitt-
lungsinstanz zu verstehen. Sie dient der Sicher-
stellung und Unterstützung von Anschlussfähigkeit 
zwischen der Lebenswelt und dem Erziehungs- und 
Bildungssystem von Heranwachsenden mit unter-
schiedlichen sozialen Hintergründen. 

• Schulsozialarbeit zielt auf die Verbesserung von Le-
benschancen benachteiligter Kinder und Jugend-
licher, deren soziale Integration in die Gesellschaft 
sie über Angebote zur Beeinflussung von Schullauf-
bahnen/Verbesserung von Schulerfolgschancen lang-
fristig zu verbessern sucht.5 Sie unterstützt schulisch 
weniger Erfolgreiche, indem sie deren Bildungsbe-
dingungen verbessert. Dies realisiert sie, indem sie 
mit sozialpädagogischer Expertise dazu beiträgt, Be-
nachteiligungen zu vermeiden und abzubauen, die 
individuelle und soziale Entwicklung zu fördern und 
„empowerment“-Strategien zu vermitteln. Schulsozial-
arbeit unterstützt Schülerinnen und Schüler darin, ihre 
Ressourcen zu erschließen und zu nutzen sowie ihre 
Lebensperspektiven zu entwickeln. Ausgrenzungen 
und dem Risiko des Scheiterns in der Schule wird da-
mit entgegen gewirkt.

• „Bildung ist mehr als Schule!“6. Schulsozialarbeit 
ergänzt die formellen Erziehungs- und Bildungsange-
bote der Schule durch nicht-formelle Gelegenheiten 
und Orte des Lernens und ist sich des Potenzials in-
formellen Lernens im Kontext Schule bewusst.7

Begründungen für Schulsozialarbeit

Die Entwicklung von Schulsozialarbeit wird immer auch 
von übergeordneten bildungs- und sozialpolitischen Stra-
tegien und Programmen auf Bundes-, Landes- und kom-
munaler Ebene beeinflusst. 

Deshalb wird sie nicht immer an der Stelle und auf die 
Weise gefördert, wo und wie es aus fachlicher Sicht 
notwendig wäre, sondern auch dort eingerichtet, wo es 
aufgrund aktuellem Problemdrucks einer Regierung / ge-
sellschaftlichen Entwicklung, einer bestimmten Region 
oder einer Einzelschule politisch-strategisch angezeigt 
ist. Entsprechend wird Schulsozialarbeit ggf. im Einzel-
fall inhaltlich verkürzt auf konkrete, auf den Ausgleich von 
Defiziten ausgerichtete Ziel- und Lösungsvorstellungen 
formuliert (z. B. Verringerung von Gewalt an Schulen, 
weniger Schulabstinenz).8 Solche alltagspraktischen 
Begründungen für die Einführung von Schulsozialarbeit 
lassen sich z. B. im Zusammenhang mit der Absicherung 
von Ganztagsbetreuung zur besseren Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, zur Armutsintervention (nicht nur) im 
Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets und beim Ab-
bau von Verhaltensauffälligkeiten / schuldeviantem Verhal-
ten finden. Schulsozialarbeit läuft durch eine solche Aus-
richtung Gefahr, dadurch für überhöhte Ziele zur Lösung 
gesamtgesellschaftlicher bzw. schulischer Probleme in-
strumentalisiert zu werden. Dies hat zur Folge, dass das 
Arbeitsfeld und somit insbesondere auch die Fachkräfte 
strukturell überfordert werden. Die Wirkungen für die Kin-
der und Jugendlichen können durch diese konzeptionelle 
Engführung somit in ihren Effekten begrenzt sein.

Wie sich Schulsozialarbeit, die im Rahmen des Bildungs- 
und Teilhabepakets entstanden ist, auf das Handlungs-
feld auswirkt, bleibt derzeit noch ergebnisoffen, da aktuell 
noch keine Forschungsergebnisse dazu vorliegen. Der 
politische Kompromiss zum Bildungs- und Teilhabepa-
ket hat verdeutlicht, dass Schulsozialarbeit ein positives 
Image genießt. Zwar hat die enorme Ausweitung der Stel-
lenanzahl (in manchen Städten hat sich der Stellenanteil 
an Schulsozialarbeit sogar verdoppelt) die Wirkungsmög-
lichkeiten für junge Menschen erweitert. Da jedoch jewei-
lige Aufträge, Strukturen und Wirkungen äußerst unklar 
und vielfältig sind, ist aktuell lediglich festzustellen, dass 
es eine weitere Ausdifferenzierung von Schulsozialarbeit 
gibt. Fachlich besonders kritisch ist die Entwicklung, un-
ter dem Label Schulsozialarbeit reine Verwaltungsstellen 
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zu schaffen, bei denen die Fachkräfte den Auftrag haben, 
Anträge im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets 
mit den Anspruchsberechtigten auf den Weg zu bringen. 
Neben den alltagspraktischen existieren wissenschaftlich 
fundierte, theoretische Begründungen für Schulsozialar-
beit, die sich grob in eine Schulsicht (schulfunktional) und 
eine Sicht aus dem Blickwinkel der Jugendhilfe (sozialisa-
tions- und modernisierungstheoretisch) einteilen lassen9.

Schulformen

Mittlerweise existiert Schulsozialarbeit bundesweit be-
trachtet an nahezu allen Schulformen. Während sie an 
Gesamtschulen bereits eine bis zu 35jährige Tradition hat 
und sich in den letzten 10 Jahren an immer mehr Haupt- 
und Förderschulen etablieren konnte, wird sie zunehmend 
auch an Grundschulen, Berufskollegs sowie – wenn auch 
(noch) vereinzelt – Realschulen und Gymnasien installiert. 
Dennoch ist Schulsozialarbeit noch lange kein Regelan-
gebot an allen Schulen (z. B. in NRW laut Schätzung des 
Landesjugendamts 30-40 % aller Schulen mit Schulsozi-
alarbeit ausgestattet).

Träger 

Die Heterogenität des Handlungsfelds Schulsozialarbeit 
zeigt sich in der Trägervielfalt. Neben öffentlichen (ört-
liches Jugendamt, Kreisjugendamt) und freien Trägern 
der Jugendhilfe (z. B. DRK, AWO, Diakonie und Caritas) 
existieren schulische Träger (Bezirksregierung, Schulver-
waltungsamt, selbständige Schulen). Schulsozialarbeit 
ist – insbesondere im Zusammenhang mit dem Bildungs- 
und Teilhabepaket – teilweise auch bei den öffentlichen 
Sozialhilfeträgern, Jobcentern sowie bei Vereinen (Eltern-
initiativen, Förderverein der Schule) angesiedelt. Welcher 
Träger die gewinnbringendste Wirkung für Kinder und 
Jugendliche erzielen kann, wird in Fachkreisen kontrovers 
diskutiert10. Die Frage, welches der „richtige“ Träger für 
Schulsozialarbeit ist, ist eine sehr strittige und zugleich 
äußerst relevante, denn: Der Anstellungsträger prägt ent-
scheidend die Sichtweise auf und die Erwartungen an 
Schulsozialarbeit (Jugendhilfe- oder Schulperspektive mit 
entsprechendem Wahrnehmungs- und Deutungsfilter)!

Zielgruppen 

Gemeinsam ist allen Formen von Schulsozialarbeit die 
Zielgruppe der Schülerinnen und Schüler. Konzeptionelle 
Unterschiede bestehen darin, ob über Schulsozialarbeit 
potenziell alle Schüler/innen einer Schule oder ausdrück-
lich nur benachteiligte, beeinträchtigte bzw. diejenigen, 
die Probleme haben/machen erreicht werden sollen.

Neben den Schülerinnen und Schülern sind häufig auch 
Eltern und Lehrkräfte Zielgruppen schulsozialpädago-
gischen Handelns. Neuere fachliche Ausführungen be-
tonen allerdings eher deren kollegialen Stellenwert als 
Kooperationspartnerinnen und Kooperationspartner von 
Schulsozialarbeit11.

Ziele 

Die fachlichen Ziele von Schulsozialarbeit bilden die Ba-
sis jeglichen Handelns in der Schulsozialarbeit. Damit die 
Wirkung von Schulsozialarbeit erfasst werden kann, wer-
den die Ziele für die jeweilige Schule in einem Handlungs-
konzept festgeschrieben. 

Die Ziele leiten sich aus den jeweiligen Begründungen ab, 
sind schulform- und schulstandortspezifisch und werden 
durch die Träger von Schulsozialarbeit entscheidend (mit) 
geprägt. Einerseits ähneln sich die Ziele, andererseits 
unterschieden sie sich bundesland-, projekt- und einzel-
schulspezifisch aufgrund politischer, strategischer und 
fachlicher Einflussnahmen12. 

Es gilt die Formel: Je abstrakter formuliert, desto größer 
der Konsens der beteiligten Professionen und Ebenen. 
Als Konsensziele von Jugendhilfe und Schule für Schul-
sozialarbeit werden genannt13:

• der Abbau von Benachteiligung, Aufbau von Chancen-
gerechtigkeit,

• das Ermöglichen des bestmöglichen Schulabschlus-
ses durch den Abbau von Lernbarrieren, 

• das Verbessern von Bildungschancen über Bildungs-
angebote in Ergänzung zu Schule sowie

• die Hilfe zur schulischen und außerschulischen Le-
bensbewältigung.

Arbeitsschwerpunkte/Kernaufgaben

Bei der Realisierung ihrer Aufgaben wird Schulsozialarbeit 
in vielen verschiedenen Arbeitsfeldern tätig. Zur zielge-
richteten, passgenauen und in den Schulalltag realistisch 
zu integrierenden Unterstützung hält sie unterschiedliche 
Angebote bereit. Ihre spezifischen Schwerpunkte werden 
abhängig von der jeweiligen Situation in der Einzelschule 
und ihrem Umfeld, den vorhandenen Bedingungen und 
Ressourcen sowie den Zielen und Erwartungen der je-
weiligen Kooperationspartner vereinbart. Es entsteht ein 
jeweils schulstandortspezifisches passgenaues Angebot 
der Schulsozialarbeit. 

Entsprechend eines lebensweltorientierten Ansatzes von 
Schulsozialarbeit gemäß den in SGB VIII festgelegten Zie-
len und Aufgaben der Jugendhilfe sowie den praktischen 
Erfahrungen haben sich die folgenden Kernleistungen 
herausgebildet, wobei fließende Übergänge zwischen 
Aufgabenfeldern der Schulsozialarbeit vorhanden sein 
können und müssen. Eine Vielzahl an unterschiedlichen 
Kernaufgaben ist zwingend notwendig, da eine Versäu-
lung von Schulsozialarbeit mit Wirkungsverlusten einher-
geht14.

Kernaufgaben der Schulsozialpädagogik

• Einzelhilfe und Beratung in individuellen Problemlagen

• sozialpädagogische Gruppenarbeit, Projekte und Ar-
beit mit Schulklassen

• innerschulische und außerschulische Vernetzung und-
Gemeinwesenarbeit

• offene Angebote für alle Schülerinnen und Schüler

Welche Rahmenbedingungen braucht 
Schulsozialarbeit? 

Es gibt viele Übereinstimmungen über erforderliche Rah-
menbedingungen in Form von fachpolitischen Stellung-
nahmen15, Empfehlungen von Fachorganisationen und 
wissenschaftlichen Fachpublikationen. Allerdings existie-
ren oftmals massive Unterschiede zwischen den Forde-
rungen und der Praxis. Zwar garantieren gute Rahmen-
bedingungen keine effektive Schulsozialarbeit, sie sind 
allerdings eine wichtige Voraussetzung.

Rechtliche Rahmenbedingungen 

Da Schulsozialarbeit in keiner deutschen Rechtsgrundlage 
namentlich erwähnt wird, werden für eine Legitimation die 
rechtlichen Grundlagen einer Kooperation von Jugend-
hilfe und Schule herangezogen. Diese sind neben dem 
Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) und seinen Aus-
führungsgesetzen die landesspezifischen Schulgesetze, 
Richtlinien, Erlasse und anderen Regelungen für die Tätig-
keit sozialpädagogischer Fachkräfte an Schulen16. 

SGB VIII: Je nach Auslegung des SGB VIII werden für 
Schulsozialarbeitskonzepte entweder nur der § 13 oder 
ergänzend auch die §§ 1,11,14 und 81 als Gesetzes-
grundlage akzeptiert. Dies wirkt sich entsprechend auf 
die Kernaufgaben von Schulsozialarbeit an der jeweiligen 
Einzelschule aus.

Ein grundständiger Gesetzestext ist § 1 SGB VIII. Er for-
muliert den Auftrag, junge Menschen in ihrer Entwicklung 
zu fördern und sie zu einer „eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit“ zu erziehen. Dem 
folgend leitet sich aus Abs. 3 § 1 der Einmischungsauf-
trag der Jugendhilfe in die Schule ab: Die Kinder- und 
Jugendhilfe mischt sich in andere Ressorts ein, um die 
räumlichen, sozialen und gesellschaftlichen Verhältnisse 
mit zu gestalten, wenn sich diese auf die Lebensbedin-
gungen von Kindern und Jugendlichen auswirken. Dies 
ist bei Schule maßgeblich der Fall. Diesem Auftrag, der 
die Anschlussfähigkeit Heranwachsender – gefasst unter 
dem Stichwort Lebenswelt-Schule – sichern und unter-
stützen will, wird die Schulsozialarbeit gerecht, um „Blo-
ckaden zu verhindern und Ressourcen zu nutzen und 
aufzubauen“17. Dies setzt Schulsozialarbeit um, indem sie 
Elemente aus drei verschiedenen Handlungsfeldern der 
Jugendhilfe integriert: „Jugendarbeit“ (§ 11), „Jugendso-
zialarbeit“ (§ 13) und „erzieherischer Kinder- und Jugend-
schutz“ (§ 14). 

Daneben lässt sich Schulsozialarbeit durch § 81 „Zusam-
menarbeit mit anderen Stellen und öffentlichen Einrich-
tungen“ SBG VIII rechtlich begründen, der er die Ver-
pflichtung der Jugendhilfe zur Kooperation mit der Schule 
festschreibt. 

Schweigepflicht: Die Schweigepflicht schulsozialpäda-
gogischer Fachkräfte (Verschwiegenheit helfender Berufe 
gem. § 203 StGB) gilt auch gegenüber den Eltern, Ar-
beitskolleginnen und -kollegen und Vorgesetzten. Sie gilt 
nicht für allgemein bekannte Tatsachen oder Inhalte. Es 
darf bzw. muss dennoch Auskunft erteilt werden, wenn 
die ausdrückliche, stillschweigende oder mutmaßliche 
Einwilligung des Betroffenen oder die gesetzliche Aus-
kunftspflicht (z. B. ggf. Sozialleistungsträgern, gemäß In-
fektionsschutzgesetz), vor Gericht besteht. 

Zwingend erforderlich ist eine Weitergabe der Informatio-
nen dann, wenn eine drohende Gefahr abzuwenden oder 
eine Straftat geplant ist, die nach § 138 StGB anzeige-
pflichtig ist (z. B. Raub oder Mord) und durch sozialpäda-
gogische Methoden (z. B. Gespräch) nicht abgewendet 
werden kann. In jedem Einzelfall besteht ein Informations-
anspruch des Schulleiters dann, wenn eine Gefährdung 
weiterer Schüler zu befürchten ist.18

§ 8a SGB VIII: Schweigepflicht und Datenschutz19 werden 
dann außer Kraft gesetzt, wenn gewichtige Anhaltspunkte 
für eine Gefährdung des Kindeswohls vorliegen. „Im Inter-
ventionskontext fungiert Schulsozialarbeit als Schnittstel-
le zur öffentlichen Jugendhilfe, deren Zugangsschwellen 
gesenkt werden und deren Sicherungsauftrag es ist, eine 
förderliche Entwicklung zu gewährleisten.“20 Wie Schul-
sozialarbeit bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung 
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agiert, ist kommunal- und einzelschulspezifisch zu re-
geln. Inzwischen existieren für diese Situation vielerorts 
Kooperationsvereinbarungen zwischen Schulen und den 
örtlichen Jugendämtern sowie Schlüsselbeschreibungen 
schulinternen Handelns.21

Trägerbezogene Rahmenbedingungen 

Die unterschiedliche Trägerschaft von Schulsozialarbeit 
prägt nicht nur entscheidend die Sichtweise auf und 
die Erwartungen an Schulsozialarbeit (Jugendhilfe- oder 
Schulbrille mit entsprechendem Wahrnehmungs- und 
Deutungsfilter). Die Trägerkompetenz hat auch Auswir-
kungen auf die Qualität der Arbeit von schulsozialpäda-
gogischen Fachkräften.22 Jeder Träger von Schulsozialar-
beit muss fachkompetent in der Lage sein:

• ein fundiertes und tragfähiges Konzept zu entwickeln, 
(z. B. sozialpädagogische Ausrichtung und Ziele, Ab-
stimmung mit allen beteiligten Akteuren), um die Schul-
sozialarbeit erfolgreich in den Einzelschulen zu imple-
mentieren. (z. B. offensives Zugehen auf die Schulen; 
Gewährleistung von Qualitätsstandards, Einstellung 
qualifizierter Fachkräfte, langfristig abgesicherte Finan-
zierung),

• eine sozialpädagogische Umsetzung und fachliche 
Begleitung der Fachkräfte sicherzustellen (Fachauf-
sicht) (z. B. sozialpädagogische Angebote, Methoden 
und Prinzipien; aktive Unterstützung der Fachkräfte bei 
Fragen und Konflikten in der Schule; Einführung, Be-
gleitung, Fortbildung und Vernetzung) 

• sowie eine gewinnbringende Auswertung vorzuneh-
men (z. B. gemeinsame Auswertungsgespräche, Qua-
litätsentwicklung).

Finanzielle Rahmenbedingungen 

Schulsozialarbeit braucht verlässliche, langfristig einge-
setzte finanzielle Mittel – zusätzliche zur Vergütung, Ver-
sicherung und den Overheadkosten (Leitung, fachliche 
Beratung, Verwaltung) – für die Grundausstattung der 
Räumlichkeiten sowie einen eigenen Sachmitteletat 
für Arbeits-, Förder-, Spiel- und Verbrauchsmaterialien 
und die Durchführung kurzfristiger Maßnahmen/Ange-
bote/Projekte. 

Darüber hinaus fallen Kosten für die Supervision und 
Fortbildungen sowie Reisekosten an (Fahrten zu Ar-
beitskreisen Fortbildungen, Einkäufen, Hausbesuchen, 
Treffen mit Kooperationspartnerinnen und -partnern). 

Personelle Rahmenbedingungen

Ergänzend zu einer grundständigen Ausbildung an 
einer Universität/Fachhochschule bedürfen Fach-
kräfte für Schulsozialarbeit für ihre Handlungsfähigkeit 
einer kontinuierlichen Reflexion23 sowie kontinuierliche 
Fort- und Weiterbildung. 

Voraussetzung hierfür sind zeitliche und finanzielle Res-
sourcen, die der Träger zur Verfügung stellt. 

Sozialpädagogische Fachkräfte benötigen für eine Tätig-
keit im schulischen Kontext spezifische Kompetenzen, 
insbesondere eine gefestigte berufliche Identität und ein 
breites Methodenrepertoire24. Gelingende Schulsozial-
arbeit setzt zudem die Kenntnis des Systems Schu-
le voraus (innere Struktur, Verwaltung und Steuerung, 
Einbettung in das Bildungssystem, aktuelle Entwicklung 
des Bildungswesens), psychologischer und pädago-
gische Zusammenhänge (Basiswissen in Verhaltens-, 
Entwicklungs- und Lernpsychologie sowie Schul- und 
Sonderpädagogik) sowie das Studium einschlägiger 
Fachliteratur, Positionen und Standards der Schul-
sozialarbeit. 

Kriterien einer persönlichen Eignung sind die Bereit-
schaft und Fähigkeit zur inner- und außerschulischen 
Kooperation mit unterschiedlichen Akteuren und Koope-
rationsmanagement, Teamfähigkeit bei interdisziplinärer 
Zusammenarbeit, Fähigkeit zur Perspektivübernahme, 
Ausbalancierung unterschiedlicher Interessenlagen sowie 
ein sensibel-selbstbewusstes Auftreten.

Erforderlich ist außerdem Kontinuität bei der perso-
nellen Besetzung (Ziel: unbefristete Anstellung), um eine 
tragfähige Basis für die Kooperation mit den Lehrkräften 
aufzubauen und Beziehungsabbrüche zu vermeiden. 
Fachverbände fordern die Stellensituation an der Ein-
zelschule entsprechend den vielfältigen Anforderungen, 
niedrigschwelligem Zugang und Bedarf (Orientierung an 
Schülerzahl und -klientel) auszurichten, Vollzeitstellen, 
maximal eine Schule pro Fachkraft für Schulsozialarbeit 
sowie ein Team von mindestens zwei sozialpädago-
gischen Fachkräften pro Schule25.

Räumliche Rahmenbedingungen 

Um effektive und effiziente Schulsozialarbeit leisten zu 
können, bedarf es angemessener räumlicher Bedin-
gungen mit der entsprechend funktionalen Ausstattung.

Unerlässlich ist ein eigenes, abschließbares Büro. 
Das Vorhandensein weiterer Räumlichkeiten erweitert die 
konzeptionellen Möglichkeiten und damit Wirkungen von 

Schulsozialarbeit. Um die Kernaufgaben leisten zu kön-
nen, ist – neben dem eignen Büro – ein störungsfreier 
Raum für vertrauliche Gespräche sowie ein Grup-
penraum für offene Angebote und sozialpädagogische 
Gruppen- und Projektarbeit vonnöten. Weitere Räu-
me sollten nach Absprache mit der Schulleitung für die 
Schulsozialarbeit (mit) nutzbar sei: z. B. Klassenräume, 
Sporthalle, Fachräume. 

Schulsozialpädagogische Fachkräfte brauchen die 
entsprechenden Zugangsmöglichkeiten (z. B. Schlüs-
sel), um auch in der unterrichtsfreien Zeit (vor und nach 
dem Unterricht, ggf. in den Ferien) arbeitsfähig zu sein.  
Die Räumlichkeiten der Schulsozialarbeit sollen möglichst 
zentral in der Schule gelegen sein, um niedrigschwellige 
Zugänge zu gewährleisten26.

Materiell-technische Rahmenbedingungen

Das Büro muss die für administrative und konzeptionelle 
Tätigkeiten notwendige Standardausrüstung (Möbel, Te-
lefon, PC, Internetanschluss, Drucker), einen abschließ-
barem Schrank, Arbeits- und Verbrauchmaterialien sowie 
umfassende Fachliteratur beinhalten.

Der Beratungsraum muss ein Setting ermöglichen, 
dass eine entspannte, störungsfreie Atmosphäre für ver-
trauliche Gespräche mit den Zielgruppen fördert. 

Der Gruppenraum sollte Platz für 20 - 30 Schülerinnen 
und Schüler bieten sowie die Grundausstattung an me-
thodischen Arbeitsmaterialien und eine angemessene 
medientechnische Ausstattung aufweisen27.

überörtliche Ebene (Bundes-/ Landesebene): Jugend- und Bildungspolitik

örtliche Ebene: Jugendhilfe- und Schulentwicklungsplanung

organisationsbezogene Kooperationsebene: Einzelschule und Träger

individuelle Kooperationsebene: Fachkraft der Schulsozialarbeit und Lehrkräfte

Die vier Ebenen der Kooperation29

Kooperationsbezogene Rahmenbedingungen 

Für eine funktionierende, ertragreiche und nachhaltige 
Kooperation im Rahmen von Schulsozialarbeit ist ein sy-
stematisches Vorgehen bei Kooperationsaufbau, 
-pflege und -weiterentwicklung auf den verschie-
denen Ebenen grundlegend28.

Die Intensität der Zusammenarbeit von Lehrkräften und 
schulsozialpädagogischen Fachkräften ist in der Praxis 
sehr unterschiedlich:

• Eine additive Kooperation (Nebeneinander) ist durch 
unterschiedliche Zuständigkeiten ohne große Berüh-
rungspunkte gekennzeichnet (z. B. in einigen offenen 
Ganztagsschulen). 

• Bei der hierarchischen Kooperation (Nacheinander) 
überweist Schule problembelastete oder problema-
tische Schüler_innen an die Schulsozialarbeit, die sich 
schulischen Erwartungen unterordnet (z. B. beim Trai-
ningsraummodell). 

• Eine partnerschaftliche Kooperation (Miteinander) 
zeichnet sich durch die integrativ-kooperative Struktur 
(symmetrische Kooperation auf Augenhöhe) aus (z. B. 
durch intensive, gleichberechtigte Kontakte und Akti-
vitäten und gemeinsam abgestimmtem, lösungsorien-
tiertem Handeln).

 
 
Begründungen für charakteristische Stolpersteine in der 
interprofessionellen Kooperation zwischen sozialpädago-
gischen Fachkräften und Lehrkräften sind häufig30: 

• Informationsdefizite über die jeweils andere Institution 
und Profession im Hinblick auf Strukturen, rechtliche 
Grundlagen und Aufgaben.

• mangelnde fachliche Qualifikation oder Erfahrung von 
Fachkräften der Schulsozialarbeit. 

• Der Blick durch die berufskulturelle Brille führt häufig 
in der Praxis zu Missverständnissen auf Grund diffe-
renter Wahrnehmungsweisen, Deutungsmuster, Kom-
munikationsformen und Persönlichkeitsprägungen.  
Beispiel: Charakteristisch für die Kommunikation und 
Kooperation von Lehrkräften ist, dass der Bereich nicht 
zu den Kernaufgaben der Lehrtätigkeit gehört, i.d.R. 
wenig anerkannt und daher als zusätzliche Aufgabe 
wahrgenommen wird. Demgegenüber sind Koopera-
tionsleistungen fester Bestandteil des professionellen 
Handelns von sozialpädagogischen Fachkräften. Sie 
sind auf Kooperation angewiesen.

• Die Intransparenz des Arbeitsfeldes Schulsozialarbeit 
und die große Gestaltungsmöglichkeit führen oft dazu, 
dass Lehrkräfte die Zuständigkeiten und Kompetenzen 
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der sozialpädagogischen Fachkraft nicht einschätzen 
können. Daraus folgen häufig falsche oder überzo-
genen Erwartungen seitens der Lehrkräfte resp. Schul-
leitung (Krisenfeuerwehr und Reparaturdienst). 

• Zielgruppen- und Aufgabenüberschneidung: Fehlt auf 
beiden Seiten eine berufliche Handlungssicherheit, 
Selbstsicherheit und Kooperationsbereitschaft, ist eine 
Konkurrenzsituation zu erwarten. 

• Das Selbstverständnis einer prinzipiellen „Anwalt-
schaft“ für junge Menschen trifft bei Lehrkräften auf 
starke Skepsis. 

• Verzerrte Wahrnehmungen, Interpretationen und ge-
genseitige Vorurteile über „Schwächen“ der jeweils 
anderen Profession. Beispiel: Seitens der Lehrkräfte 
bestehen oft die Vorurteile, Schulsozialpädagog_innen 
hätten immer eine grundsätzlich schulkritische Haltung 
bis hin zu zur Annahme, die Kommunikationskultur 
sozialpädagogischer Fachkräfte sei wenig zielführend 
und daher tendenziell „Zeitverschwendung“. 

• Die Aktualisierung eigener negativer Schulerfahrungen 
der schulsozialpädagogischen Fachkräfte, die aktua-
lisiert implizit in die Interaktion mit Lehrkräften einge-
bracht werden. Supervision ist daher ein maßgebliches 
Erfolgskriterium für die Wirksamkeit der Schulsozialar-
beit. 

• Das hierarchische, machtbesetzte Kooperationsver-
hältnis erschwert eine Kooperation auf Augenhöhe 
(z. B. Einzelkämpfersituation der Fachkräfte für Schul-
sozialarbeit auf professionsfremdem Terrain, Gehalts-
unterschied).

Anbahnung, Aufbau und Pflege der Kooperation mit den 
Lehrkräften ist lediglich eine Aufgabe unter vielen im Ar-
beitsfeld der Schulsozialarbeit. Allerdings hat dieser Bau-
stein der Fachlichkeit einen maßgeblichen Einfluss, da er 
die Zugangsmöglichkeiten der Fachkraft für Schulsozial-
arbeit zu den Schülerinnen und Schüler über die Lehrkräf-
te und die Effektivität der sozialpädagogischen Maßnah-
men erweitern kann.

Orientierungsrahmen zur Qualitätssicherung 
in der Kooperation

Eine gelingende Kooperation ist außerdem von bestimm-
ten Rahmenbedingungen und Voraussetzungen abhän-
gig, um nachhaltig und zielgerichtet wirken zu können. 
Diese sind von Seiten des Trägers und der Schulleitung 
sicherzustellen:

• erkennbarer Nutzen aus der Kooperation für alle Be-
teiligten

• gegenseitiger (Erfahrungs-)Austausch und persön-
licher Kontakt, eine kritische Verständigung über ge-
genseitige Erwartungen und mögliche Kooperations-
bereiche

• ausreichend Zeit und Raum für Kooperationsarbeit 

• erforderliche finanzielle, räumliche und sächliche Res-
sourcen 

• über den eigenen professionellen Deutungshorizont 
hinausdenken lernen

• Durchführung gemeinsamer Projekte und Fortbil-
dungen 

Die Zusammenarbeit ist ein Lernprozess, der vom Ne-
beneinander zum Miteinander führt und mit entspre-
chendem Zeiteinsatz für beide Seiten gewinnbringend 
und lohnend sein kann. Die enge Kooperation zielt da-
rauf im Bewusstsein um die Möglichkeiten und Grenzen 
der jeweiligen Institution und Profession seine Aufgabe 
selbständig wahrzunehmen und anzuerkennen, dass das 
eigene Angebot der Ergänzung um die andere Seite be-
darf31.

Schulsozialarbeit ist aufgrund der unterschiedlichen Ziel-
gruppen, des institutionellen Auswärtsspiels in Unterzahl 
und der Zusammenarbeit mit den verschiedensten Ko-
operationspartnern ein äußerst anspruchsvolles Hand-
lungsfeld. Was gute Qualität von Schulsozialarbeit an der 
Einzelschule ausmacht, muss systematisch erarbeitet, 
ausgehandelt und kontinuierlich weiterentwickelt werden. 
Die Qualitätsentwicklung vor Ort orientiert sich dabei zum 
einen an übergeordneten fachlichen Orientierungen (Qua-
litätsstandards)32 und Vorgaben von Landes- oder kom-
munalen Ebenen, zum anderen ist sie von den jeweiligen 
örtlichen Gegebenheiten geprägt (vgl. Ermel 2012, Alicke 
2011, Speck 2007). 

Daneben verlangt Schulsozialarbeit aufgrund ihrer um-
fassenden Tätigkeit zur Qualitätssicherung nicht nur eine 
tiefgehende fachliche Qualifikation (z. B. Berufsanfänger, 
arbeiten nur an Schulen, in denen es schon etablierte 
Schulsozialarbeit und somit erfahrene Fachkräfte an der 
Schule gibt, kontinuierliche Fortbildung der Fachkräfte), 
sondern auch eine breite Unterstützung, konzeptionelle 
Verankerung und Bereitstellung von Ressourcen auf der 
Leitungsebene von Trägern und Schulleitungen, die Ver-
netzung in Gremien und die Förderung einer „Kultur der 
Vernetzung“33.

Dr. Nicole Ermel 
Landschaftsverband Rheinland (LVR)

Schulsozialarbeit – Baustein eines integrierten 

Gesamtansatzes kind- und jugendzentrierter 

Armutsprävention1

Armut im Kindes- und Jugendalter kann als ein wesent-
licher Faktor sozialer Benachteiligung identifiziert werden 
(vgl. DRK 2010 a). Eine Antwort auf die gesellschaftliche 
Herausforderung zunehmender Armut von Kindern und 
Jugendlichen lautet, jedes Kind bestmöglich zu stützen, 
zu stärken und zu fördern. Schulsozialarbeit besitzt ein 
großes Potenzial, junge Menschen und ihre Familien in ih-
rer Entwicklung ganzheitlich zu fördern2. Junge Menschen 
als auch die Schule als Lebensort profitieren von den so-
zialpädagogischen Beiträgen der Schulsozialarbeit (vgl. 
Drilling 2004, S. 50 f; Chassé/Wensierski 1999, S. 76 ff). 

Armutsfolgen für Kinder, Jugendliche und Familien kann 
durch Einbeziehung von Schulsozialarbeit in Präventi-
onsketten sozial gegengesteuert werden. Schulsozialar-
beit besitzt durch die Verankerung in Schulen und durch 
die Vernetzung in Schule hinein und aus ihr heraus eine 
Schlüsselposition für die Gestaltung von Präventionsnetz-
werken und Präventionsketten. 

Die jeweiligen Rahmenbedingungen von Schulsozialarbeit 
definieren die fachlichen Möglichkeiten und Grenzen, sich 
in diesem Arbeitsfeld für die nachwachsende Generation 
einsetzen zu können. Im Rahmen der kind- und jugend-
zentrierten Armutsprävention ist Schulsozialarbeit nur ein 
Angebot von vielen. Schulsozialarbeit kann daher nur 
dann ihre Wirkungen besonders weitereichend entfalten, 
wenn sie eingebettet ist in einen armutspräventiven integ-
rierten Gesamtansatz bzw. in einen komplexen Teilansatz. 

Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter sind 
sehr versierte Fachkräfte, die über eine große Kompe-
tenz- und Methodenvielfalt verfügen. Darüber hinaus 
bringen sie weitreichende Dialogfähigkeiten mit, die sie 
in ihrem Arbeitsalltag ständig schulen. Sie haben einen 
ergänzenden Blick auf die jungen Menschen und ihre 
Lebenswelt, der Kinder und Jugendliche in ihrer perso-
nalen Entwicklung stärkt. Komplementäre Wirkungen 
von Schule und Schulsozialarbeit zeigen sich bspw. 
beim sozialen Lernen und dem Konzept der Resilienz-
förderung. Die Förderung und Stärkung junger Men-
schen geht hierbei durch eine Abstimmung von Schule 
und Jugendhilfe Hand in Hand. Jedoch bergen die ho-
hen Erwartungen an dieses Arbeitsfeld das Risiko, dass 

Schulsozialarbeitsfachkräfte damit konfrontiert werden, 
für die schulischen Herausforderungen passende Lö-
sungen zu bieten. Aus Sicht der Kinder- und Jugendhil-
fe geht es jedoch vorrangig darum, die Entwicklung der 
jungen Generation zu stärken. Von daher sind leistbare 
jugendhilfekonforme Aufträge ein wichtiges fachliches 
Fundament der Schulsozialarbeit.

Der Grundsatz des SGB VIII in § 1 Abs. 1: „Jeder junge 
Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung 
und auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und ge-
meinschaftsfähigen Persönlichkeit“ dient als sozialrecht-
liche Basis, ein Aufwachsen im Wohlergehen für alle und 
insbesondere für arme junge Menschen und ihre Fami-
lien zu verwirklichen. Diese Leitidee wird im integrierten 
Handlungsansatz kind- und jugendzentrierter Armutsprä-
vention konkretisiert. Um den vielfältigen Armutsfolgen 
für Kinder, Jugendliche und Familien entgegenwirken zu 
können, bedarf es eines multimodalen Maßnahmenpa-
kets. Die Leitidee beinhaltet das Aktivwerden auf unter-
schiedlichen Handlungsebenen und vereint in sich poli-
tische, soziale, pädagogische und planerische Elemente. 
Sie umfasst eine Gegensteuerung durch Gestaltung von 
Rahmenbedingungen, aber auch über die Bereitstellung 
sozialer Ressourcen und die Förderung integrativer Pro-
zesse. Akteure sind sowohl die politisch Verantwortlichen 
auf kommunaler, Landes-, Bundes- und EU-Ebene, als 
auch Organisationen, Institutionen und die dort tätigen 
Fachkräfte sowie die Bürgerinnen und Bürger selbst (vgl. 
Holz 2011).

Die Kinder- und Jugendhilfe bietet auch über die Anstel-
lungsträgerschaft der Fachkräfte hinaus einen fachlichen 
Ankerpunkt für Schulsozialarbeit und vermag durch die 
Angebote der Schulsozialarbeit ihr Leistungsspektrum zu 
erweitern. Schulsozialarbeit als Baustein kind- und jun-
gendzentrierter Armutsprävention bedeutet auf der Pla-
nungs- und Koordinierungsebene, dass die Ressourcen 
der Schulsozialarbeit abgestimmt und gesamtzielgerich-
tet für die jungen Menschen eingesetzt werden. Weiter 
geht es darum, das Wissen im Feld der Schulsozialarbeit 
und die erprobten Modelle und Projekte systematisch 
zur Verfügung zu stellen. Einerseits steht so die Fachlich-
keit der Schulsozialarbeitskräfte in den Kommunen und 
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Kreisen zur Verfügung. Andererseits können die Fachleu-
te im Feld anstellungsträgerübergreifend von den Erfah-
rungen und Gelingensmodellen der anderen profitieren. 
Schulsozialarbeit aus einer armutspräventiven Sicht zu 
betrachten, bedeutet die geleistete Arbeit der Fachkräfte 
aus dieser Perspektive wertzuschätzen. Es wird bereits 
jetzt sehr viel für eine positive Entwicklung junger Men-
schen geleistet.

Partizipative Qualitäts- und Konzept- 
entwicklung

Für die Planung und Koordinierung von Schulsozialarbeit 
als Baustein von kind- und jugendzentrierter Armutsprä-
vention müssen in einem gemeinsamen Prozess die Be-
teiligten die jeweiligen örtlichen Besonderheiten berück-
sichtigen und vor Ort unterschiedliche passende Wege 
finden. Die Zugkraft solcher Entwicklungsbestrebungen 
hängt maßgeblich von der Mitwirkung der kommunalen 
Politik- und Verwaltungskreise ab (vgl. Schubert/Kleint 
2011, S. 7; Kegelmann 2007).

Schulsozialarbeit als Baustein kind- und jugendzentrierter 
Armutsprävention zu verankern, ist ein komplexer Pro-
zess. Die Überschaubarkeit und Transparenz kann ge-
währleistet werden, indem

• eine plausible Methodik – ein mögliches Modell ist 
das der partizipativen Qualitätsentwicklung – für das 
Gesamtvorhaben und dessen Teilprozesse gewählt 
wird,

• das Gesamtvorhaben in Teilvorhaben und Teilprojekte 
untergliedert wird. Mögliche Grundlagen hierfür finden 
sich im Change- und Projektmanagement.

1. Planung: Grundlage des Konzepts, z. B. Bedarfs-
analyse, Zielgruppenbestimmung, Zielformulierung 
(abgeleitet aus der Konzeption).

2. Strukturen: Rahmenbedingungen, z. B. Räume, 
nötige Kompetenzen, Finanzen (auch für Qualitäts-
entwicklung bzw. Qualitätsmanagement selbst).

3. Prozesse: Art der Tätigkeiten, z. B. Umgang mit 
Konflikten, Partizipation der Zielgruppe, vernetzte 
Arbeitsweise, niedrigschwellige Arbeitsweise.

4. Ergebnisse: Wirkungen, insbesondere in Bezug 
auf formulierte Ziele (Dokumentation und Evalua-
tion), z. B. Verhaltensänderungen der Zielgruppe, 
Steigerung der Zufriedenheit mit dem Angebot, 
strukturelle Verankerung von gesundheitsförder-
lichen Strukturen.

Grundsätzlich sind folgende Ebenen im kind- und jugend-
zentrierten Armutspräventionsprozess aus dem Blickwin-
kel der Schulsozialarbeit beteiligt:

• Adressat_innenkreis von Schulsozialarbeit,

• Fachkräfte für Schulsozialarbeit,

• Führung und Leitung bei den einzelnen Trägern für 
Schulsozialarbeit,

• Führung und Leitung im Bereich der Schule,

• Koordinations- und Planungskräfte in den Kommunen 
und Kreisen,

• kommunale Politik (gegebenenfalls sind auch Landes-, 
Bundes- und EU-Politik relevant).

Steuerung und Koordinierung des  
Gesamtprozesses

Der Gesamtprozess benötigt ein Gesamtkonzept. Die 
Klärung und Vergabe von Aufträgen sowohl auf Koordi-
nierungs- als auch auf der Handlungsebene der Schulso-
zialarbeit hat für den Gesamtprozess einen zentralen Stel-
lenwert. Die Ressourcen für die Bearbeitung der Aufträge 
sind weitere elementare Stellschrauben im Veränderungs-
prozess. Die Planung von Aufträgen im Kontext der Res-
sourcen sollte grundsätzlich von einer wertschätzenden 
Haltung getragen sein. Insgesamt wirkt es sich positiv auf 
die Motivation der Beteiligten aus, wenn die Anforderun-
gen leistbar sind und Erfolge honoriert werden. Schulsozi-
alarbeit als Baustein von Präventionsketten erfolgreich zu 
verankern kann nur gelingen, wenn die damit zusammen-
hängenden Anforderungen nicht „on top“ ohne entspre-
chende Ressourcen vergeben werden. Aufgaben müs-
sen hierfür priorisiert und zeitlich nach einander gestaltet 
werden. Das kann bedeuten, dass andere Aufgaben nicht 
mehr in gleichem Maße bearbeitet werden können und 
ggf. sogar ganz wegfallen. Hierfür brauchen die Fachkräf-
te die Unterstützung aller politischen und institutionellen 
Entscheidungstragenden vor Ort. 

Solange alles wie geplant läuft, sind die Arbeitsaufträge 
der Gesamt- und Teilprozesse für die Verantwortlichen 
vorhersehbar. Hierbei sind die dafür befugten Stellen, z. B. 
die Projektgruppe angehalten, die erwarteten Ergebnisse 
zusammenzutragen und entsprechend zu kommunizie-
ren. Insbesondere die politischen Gremien, die Leitungs- 
und Führungskräfte und die Fachkräfte für Schulsozialar-
beit benötigen ausreichend und angemessene (nicht zu 
viele) Informationen über den aktuellen Stand. Es macht 
Sinn, auch weiterhin mögliche Risiken und Stolpersteine 

des Prozesses im Blick zu halten und transparent zu ma-
chen. Zusätzliche Arbeit entsteht, wenn die Instanzen, die 
den Prozess überwachen, wesentliche Abweichungen 
von der Planung melden. Der bestehende Plan benötigt 
dann eine kritische Reflexion und muss entsprechend an-
gepasst werden.

Der komplexe Veränderungsprozess kann aus der Per-
spektive des Multi-Stakeholder-Managements kanalisiert 
werden (vgl. Osner 2011; 2006, S. 2 ff). Gemeint ist da-
mit, dass kommunalpolitisch Verantwortliche nach inter-
nen oder externen Partnern von Schulsozialarbeit (Sta-
keholder) suchen und diese systematisch in den Prozess 
einbeziehen. Interne Partner sind u. a. verwaltungsan-
gehörige Mitarbeiter, Führungskräfte oder Mitglieder des 
Gemeinderates. Externe Partner können all diejenigen 
Akteure sein, die nicht originär im Rathaus angesiedelt 
sind.

Akteure, die am Auf- und Ausbau von Schulsozialar-
beit und an dessen Erfolg interessiert sind

Hiermit sind diejenigen Akteure gemeint, die irgendeinen 
Nutzen aus dem geplanten Projekt ziehen. „Irgendein“ 
soll betonen, dass es ganz unterschiedliche, oft unerwar-
tete Arten von Benefit sind, die für Menschen Relevanz 
haben: politisches Kapital, Status, soziale Anerkennung, 
Abwendung eines Missstandes, Kontakt, Helfen können, 
Lernen und persönliches Wachstum, Gemeinschaft oder 
einfach Freude. In den seltensten Fällen ist es Geld.

Akteure, die auf eine positive Entwicklung von 
Schulsozialarbeit als Baustein von Präventionsnet-
zen und -ketten Einfluss nehmen

Dieses Kriterium bezieht sich auf die Ressourcen, die ein 
interessierter Akteur einbringen kann, um das Vorhaben 
(mit)anzuschieben. Dies fängt an mit zeitlicher Verfügbar-
keit und geht über finanzielle Mittel bis zur persönlichen 
Reputation, die als Bürgschaft und Türöffner dienen kann.

Relevante Akteure, die aus unterschiedlichen Motiven 
an einem gemeinwohlorientierten Prozess mitwirken 
möchten, bilden eine Art Verantwortungsgemeinschaft. 
„Gemeinschaft“ an sich bedeutet allerdings noch nicht, 
dass die verschiedenen Akteure sich bereits koopera-
tiv und koordiniert verhalten. Ob sie die Verantwortung 
auch wahrnehmen und wie professionell dies geschieht, 
zeigt sich erst im Prozess. Ziel der politischen Entschei-
derinnen und Entscheider muss folglich sein, aus beste-
henden Verantwortungsgemeinschaften handlungsfähige 
Verantwortungspartnerschaften zu schmieden, die sich 
um den Erhalt gefährdeter öffentlicher Leistungen oder 
um den Ausbau dringend benötigter Infrastruktur küm-
mern (vgl. Osner ebd.).

Verbindlichkeiten der Zusammenarbeit und Abstimmung 
von Schulsozialarbeit und angrenzenden Angeboten 
können durch Kooperationsvereinbarungen gesichert 
werden. Die Zusammenarbeit erhält im Rahmen einer 
Kooperationsvereinbarung ein juristisches Fundament. 
Eckpunkte hierbei sind:

• Kooperationsbeteiligte festlegen (gegebenenfalls gilt 
es, noch weitere Organisationen und Institutionen in 
den Bereich zu integrieren),

• gemeinsame Ziele-Kultur festschreiben,

• zeitliche Abfolge von Maßnahmen festlegen, 

• investierte Ressourcen festlegen
• Personal
• Budget(s),

• Laufzeit, Anfang und Endpunkt definieren, 

• Intensität der Kooperation definieren (Möglichkeiten 
und Grenzen),

• das Management der Kooperation festgelegen bezüg-
lich:
• Entscheidungsbefugnisse und -verfahren, 
• Ansprechpartner_innen,
• Verfahren für Konfliktmanagement (ggf. Einbezie-

hung von unabhängigen Dritten),
• rechtsgültiger Nutzungsrechte von Logos etc. und 

Rechte an Projektergebnissen,
• Rückkopplungsprozesse und Informationspolitik,
• Vorgehensweisen bei Außendarstellung und Öffent-

lichkeitsarbeit,
• Abwägen und Klären von Autonomie, Distanz vs. 

Chancen, Risiken, Aufwand,
• Überprüfungszeiträume und gegebenenfalls End-

punkte der Kooperation.

Für die Veränderungsprozesse in der Schulsozialarbeit als 
Baustein kind- und jugendzentrierter Armutsprävention ist 
wichtig, auch emotionale Aspekte zu bedenken. Verän-
derung ist auch emotional kein linearer Prozess. Plant 
man Hochs und Tiefs des Prozesses mit ein, kann dies 
das Stresserleben der Beteiligten deutlich senken.3 

Lebenslauforientierte Qualitätszirkel für die 
Schulsozialarbeit

Qualitätszirkel (QZ) zu schaffen, stellt einen langfristigen 
Ansatz dar, um strukturelle Änderungen innerhalb eines 
Arbeitsfeldes bzw. einer Organisation zu systematisie-
ren. Sie bieten ein Strukturierungsmodell für strategische 
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Netzwerke4 in der Schulsozialarbeit im Sinne der kind- 
und jugendzentrierten Armutsprävention. Die Auswahl 
wer konkret an den Qualitätszirkeln beteiligt werden soll, 
muss sich an den Gegebenheiten vor Ort ausrichten. 
Einflussfaktoren hierbei sind u.a. die Anzahl der Träger 
und Fachkräfte im Feld. Grundsätzlich ist eine schul- und 
trägerübergreifende regelmäßige Zusammenarbeit un-
ter der Überschrift Schulsozialarbeit an der Schnittstel-
le von Jugendhilfe und Schule zielführend.5 Neben der 
fachlichen Weiterentwicklung kann auch die Veranstal-
tung von Fachtagen zu Schulsozialarbeit ein Auftrag für 
die Qualitätszirkel sein.6 Die Perspektive der kind- und 
jugendzentrierten Armutsprävention legt nahe, die Qua-
litätszirkel in der Struktur oder beim inhaltlichen Vorge-
hen am Lebenslauf der jungen Menschen zu orientieren. 
Möglich sind bspw. mehrere Qualitätszirkel entsprechend 
den Lebensabschnitten. Die positive Bewältigung von 
Übergängen für junge Menschen ist hierbei besonders im 
Blick zu behalten. Diese können schulformbezogen und 
-übergreifend strukturiert werden.

Rahmenbedingungen und Voraussetzungen 
(vgl. Schnoor et al. 2006)

• Unterstützung der Entscheidungstragenden im Feld 
der Schulsozialarbeit ist notwendig, da es sich um ei-
nen Eingriff in die Organisationsstruktur handelt.

• Die Lösungsvorschläge sollten durch die Entschei-
dungsbefugten koordiniert und bearbeitet werden.

• Die Gruppengröße des Qualitätszirkels sollte zwischen 
5 bis 10 Mitgliedern (aus Praxis und unterer Hierar-
chieebene) liegen; bei größerer oder kleinerer Gruppe 
werden Diskussion und Ideenfindung weniger effektiv 
und zeitaufwendiger.

• Die Sitzungsdauer sollte 3 Stunden nicht überschreiten.

• Gruppenmitglieder sollten einen ähnlichen Arbeitskon-
text haben, denn durch Problemnähe aller Mitglieder 
wird das Interesse an der Problemlösung gebündelt. 
(In der Schulsozialarbeit bietet sich eine Orientierung 
an Schulformen bzw. am Lebenslauf der jungen Men-
schen an der Unterscheidung von Primar-, Sekundar-
stufe I und Sekundarstufe II an.) 

• Die Freiwilligkeit der Teilnahme muss sichergestellt sein. 
Diese sorgt für eine hohe Motivation innerhalb der QZ.

• Ein Qualitätszirkel ist eine freiwillige, formale Arbeits-
gruppe, die langfristig, in regelmäßigen Abständen 
zusammenkommt. Verlässliche Rahmenbedingungen 
der Qualitätszirkelsitzungen erleichtern die kontinuier-
liche zielorientierte Arbeit.

Vorgehen

• In diesem Rahmen werden arbeitsbezogene Probleme 
besprochen und möglichst eigenverantwortlich zu lö-
sen versucht.

• Durch Erfahrungsaustausch und Ideenproduktion kann 
die technische, soziale oder Verfahrensqualität der Gü-
tererstellung an den Arbeitsplätzen verbessert werden.

• Die Verbesserungsvorschläge werden innerhalb der 
Gruppe ausgearbeitet und Entscheidungstragenden 
präsentiert.

• Die QZ sorgen für einen Good Practice7 Transfer bei 
Trägern und in Organisationseinheiten.

Hauptziele/Nutzen

• Kontinuierlicher Prozess der Qualitäts- und Produktivi-
tätsoptimierung durch Nutzung der Expertise und des 
Knowhows der Fachkräfte im Feld,

• Verbesserung der Motivation der Fachleute für Schul-
sozialarbeit durch erweiterte Partizipations- und Ge-
staltungsmöglichkeiten,

• kontinuierlicher Prozess der Qualitätsweiterentwick-
lung durch die gezielte Nutzung des Mitarbeitenden-
wissens,

• praktisches und eigenaktives Lernen, sowie Förderung 
persönlicher Erfahrungen,

• Steigerung der Ergebnisorientierung,

• Förderung eines angenehmen Arbeitsklimas,

• stetige Verbesserung der Prozesse, die dazu führen 
kann, dass die jungen Menschen und ihre Familien 
systematischer durch die vorhandenen Angebote er-
reicht werden (vgl. bspw. Kassenärztliche Bundesver-
einigung 2009).

Vorgehensphasen von Qualitätszirkeln

Planungs- und Konzeptentwicklungsphase

Die Qualitätszirkel benötigen ein von den Entscheidungs-
verantwortlichen mitgetragenes Konzept. Hierin werden 
Vereinbarungen über Ziele, spezifische Arbeitsweise, 
Anzahl der Qualitätszirkel, Koordination und Betreuung, 
Informationswege und Rahmenbedingungen etc. fest-
geschrieben. Außerdem ist zu klären, welche Fachleute 

bzw. Leitungs- und Führungskräfte in den Zirkeln teilneh-
men und mitwirken möchten.

Mehrmonatige Pilotphase

Dieser Probelauf der Qualitätszirkel ist zur Sammlung von 
ersten Erfahrungen und zur Vermeidung von Startschwie-
rigkeiten sinnvoll. Auch einer anfänglichen Skepsis kann 
so durch praktische Erfolge begegnet werden. 

Weiterführungsphase

Verstetigung und Institutionalisierung der Qualitätszirkel 
unter Berücksichtigung der aus der Pilotphase gewon-
nenen Erfahrungen (vgl. Merchel 2004, S. 164 ff).

Handlungskonzepte für Schulsozialarbeit

Ein wesentlicher Baustein der Fachlichkeit in der Schulso-
zialarbeit sind die spezifischen Handlungskonzepte8, die 
sich auf einzelne Schulstandorte beziehen. Die Handlungs-
konzepte dienen dazu, die fachliche Arbeit in den Schulen 
zu unterstützen und zu tragen. Sie machen sowohl die 
Möglichkeiten als auch die Grenzen des jeweiligen Ange-
bots nachvollziehbar. Idealerweise erarbeiten die Schul-
sozialarbeitskräfte diese eigenverantwortlich, indem sie 
sich am Rahmenkonzept der Kommunen, Kreise bzw. 
Träger orientieren. Eine Einbeziehung der Adressat_innen 
der Schulsozialarbeit in den Konzeptentwicklungsprozess 
ermöglicht Bedürfnisse und Bedarfe konkret einfließen zu 
lassen. Für die Festschreibung des Konzepts ist zu beach-
ten, dass Schulsozialarbeit mehr umfasst als die unmittel-
bare Arbeit mit Zielgruppen. Eine wesentliche Herausfor-
derung für die Schulsozialarbeitskräfte besteht darin, dass 
sie sowohl Komm- als auch Gehstrukturen in der Planung 
berücksichtigen müssen. Die zum Teil widersprüchlichen 
Strukturmerkmale können nur durch ein angemessenes 
Zeitbudget für Planung, Reflexion, Dokumentation und 
Evaluation der sozialpädagogischen Arbeit ausbalanciert 
werden. So können die Adressat_innen wesentlich vom 
fachlichen Niveau der Schulsozialarbeit profitieren. 

Ein bedarfs- und bedürfnisgerechter Einsatz der Kapazi-
täten von Schulsozialarbeit in den Schulen setzt voraus, 
dass

• die quantitativen und qualitativen Erhebungsverfahren/-
kriterien mit den Fachkräften für Schulsozialarbeit ver-
einbart sind,

• die Fachleute über ausreichende Ressourcen (Zeit, 
Wissen, Ausstattung und externe Unterstützung9) 
verfügen, die konkreten Bedarfe und Bedürfnisse der 
jungen Menschen und ihrer Familien (ggf. auch der 

Lehrkräfte und Kooperationspartner) an der Schule zu 
erheben,

• die Fachkräfte federführend (eigenverantwortlich) die 
Handlungsziele10 (bspw. als Jahresziele) für die Schul-
sozialarbeit unter Berücksichtigung der vorhandenen 
Ressourcen bestimmen,

• die Fachkräfte aus den Handlungszielen konkrete 
Maßnahmen und Angebote entwickeln,

• die Fachkräfte für Schulsozialarbeit die Kinder und 
Jugendlichen, schulische Gremien und das Lehrkraft-
kollegium in die Entwicklung bzw. Fortschreibung des 
Handlungskonzeptes einbeziehen,

• entsprechende (niedrigschwellige) Rückkopplungspro-
zesse mit der Koordinierungsebene durch angemes-
sene, wirkungsorientierte Dokumentationsmethoden 
und ein effektives Berichtswesen sichergestellt sind.

Inhaltlich zeichnet sich ein armutspräventives Handlungs-
konzept für Schulsozialarbeit dadurch aus, dass das Re-
silienzparadigma und damit verbundene Methoden ins 
Zentrum11 gestellt werden. 

Zielentwicklung

Für eine effektive und effiziente Umsetzung von Präventi-
onsketten ist die exakte und rechtzeitige Formulierung von 
Zielen eine entscheidende Vorbedingung. Ein Ziel definiert 
einen in der Zukunft liegenden angestrebten Zustand, der 
zu einem bestimmten Zeitpunkt umgesetzt bzw. erreicht 
sein wird. Ein Ziel ist eine gedankliche Vorwegnahme von 
zukünftigen Endzuständen (vgl. Bewyl/Schepp-Winter 
1999). Leitziele geben die Grundrichtung eines Projekts, 
einer Maßnahme, eines Programms oder Konzepts an. 
Orientierungsziele sind, ausgehend vom Handlungsziel, 
der nächste Schritt der Konkretisierung. Sie vermitteln 
zwischen Leitzielen und Handlungszielen. Handlungsziele 
dienen der unmittelbaren Orientierung für die Praxis, denn 
sie definieren die zu realisierenden Interventionen bzw. 
das Handeln. Die Zielebenen beziehen sich einerseits auf 
die konkreten pädagogischen Angebote und andererseits 
auf die Kooperations- und Steuerungsmaßnahmen.

• Ziele werden vor dem Hintergrund von Werten festge-
legt und bezeichnen etwas Erstrebenswertes.

• Ziele enthalten eine Selbstverpflichtung.

• Wenn sich die Beteiligten in den Zielen wiederfinden, 
dann setzen diese Ideen und Energie frei und bündeln 
zur Verfügung stehende Kräfte und Ressourcen.
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• Ziele zu haben, hilft bei vielen Entscheidungen.

• Ziele geben Sicherheit, bei einem Vorhaben die kon-
kreten Zukunftsentwürfe im Blick zu behalten.

• Auch das teilweise Erreichen von wichtigen Zielen 
kann als Erfolg verbucht werden.

Die Zielentwicklung sollte vor dem Hintergrund einer 
Problemanalyse erfolgen. Hierbei steht die Frage im 
Zentrum, was im konkreten Planungsbereich (Kommu-
ne, Kreis, Sozialraum, Bezirk) noch als unbefriedigend 
erachtet wird. Weitergehend muss geklärt werden, wel-
che Herausforderungen vorrangig angegangen werden 
sollen. Dabei ermöglicht eine übergeordnete Formulie-
rung von Problemen mehr Lösungsmöglichkeiten. Für 
die Analyse der Probleme lohnt es, die wichtigsten Ursa-
chen herauszuarbeiten. Darüber hinaus gilt es zu klären, 
wer sich bereits um die Herausforderungen kümmert 
und wo mögliche Ansatzpunkte für eine Kooperation 
bestehen (vgl. proVal 2011). Die Vision im Kontext kind- 
und jugendzentrierter Armutsprävention ist es, nach-
haltig ein Aufwachsen im Wohlergehen für alle Kinder, 
Jugendlichen und ihre Familien durch die strukturierte 
Einbeziehung von Schulsozialarbeit in Präventionsnet-
zen und -ketten zu stärken.  Mögliche Ziele für eine 
kind- und jugendzentrierte Armutsprävention kombiniert 
die folgende Matrix12. Um die Zieldimensionen zu ver-
anschaulichen, wurde ein Leitziel beispielhaft konkreti-
siert. Es sind viele weitere Differenzierungen möglich. Die 
Entscheidungen für die jeweiligen Ziele und die entspre-
chende Umsetzung können nur vor Ort mit den Beteili-
gten getroffen werden.

Fazit

Die Verbindung von kind- und jugendzentrierter Ar-
mutsprävention und partizipativer Qualitätsentwicklung 
beinhaltet Chancen für die Weiterentwicklung von Schul-
sozialarbeit und ihrer Wirkungen für junge Menschen. 
Schulsozialarbeit hat eine Drehscheibenfunktion und 
kann Dialoge zum Aufwachsen im Wohlergehen in den 
Schulen, in sie hinein und aus ihnen heraus fördern. Es 
bleibt zu wünschen, dass zunehmend mehr Kommunen 
und Kreise sich das Ziel setzen, alle Kinder und Jugend-
lichen auf Grundlage einer kind- und jugendzentrierten 
Armutsprävention resilienzorientiert zu stärken und dafür 
den Stellenwert von Schulsozialarbeit in diesem Prozess 
erkennen und berücksichtigen. Die Möglichkeiten eines 
kommunalen Ausbaus der Schulsozialarbeit im Rahmen 
des Bildungs- und Teilhabepaket sind für eine armutsprä-
ventive Ausrichtung in der Schulsozialarbeit aktuell ein 
Schritt in die richtige Richtung. Allerdings macht die zeit-
liche Befristung der Mittel eine nachhaltige Wirkung von 
Schulsozialarbeit für die jungen Menschen und ihre Fami-
lien fast unmöglich. Schulsozialarbeit sollte daher zukünf-
tig ein Regelangebot für alle jungen Menschen in Schulen 
werden. Aber auch die existierenden Anstellungsverhält-
nisse für Schulsozialarbeitskräfte sollten unter dem As-
pekt der Handlungsfähigkeit innerhalb der gegebenen 
Strukturen kritisch in den Blick genommen werden. Junge 
Menschen und ihre Familien können nur umfassend von 
Schulsozialarbeit profitieren, wenn die Fachkräfte ange-
messen entlohnt und ausgestattet sind. Die Anerkennung 
und Wertschätzung der fachlichen Arbeit trägt wesentlich 
zum Gelingen bei und dient zugleich als positives Modell 
für das Zusammenleben in den Orten und Regionen.

Vanessa Jantzer, Dr. Johann Haffner, 
Peter Parzer, Prof. Dr. med. Franz Resch  

Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie, 
Zentrum für Psychosoziale Medizin des Universitätsklinikums Heidelberg 

Das Modellprojekt Schulsozialarbeit in Heidelberg – 

Fazit aus zehn Jahren wissenschaftlicher Begleitung

Schulsozialarbeit zählt zu den strukturellen Leistungen 
im Kinder- und Jugendhilfegesetz und richtet sich an 
sozial benachteiligte sowie individuell beeinträchtigte 
junge Menschen mit dem Ziel, deren Integration in der 
Schule und ihrem sozialen Umfeld zu fördern und Aus-
grenzungsprozessen entgegenzuwirken (SGB VIII § 13). 
Darüber hinaus kann Schulsozialarbeit zur Verbesserung 
des schulischen Leistungsvermögens, der Stärkung der 
Klassengemeinschaft und der sozialen Kompetenz sowie 
der Stärkung der Elternverantwortung beitragen.

In Heidelberg konnte die Schulsozialarbeit seit ihrer Ein-
führung im Jahr 2002 kontinuierlich ausgebaut werden 
und hat in der Zwischenzeit längst den Charakter eines 
Modellprojekts verloren. Vielmehr ist sie ein fester Be-
standteil der Heidelberger Schullandschaft an allen öf-
fentlichen Haupt-, Real-, Förder- und Grundschulen ge-
worden. 

Aktuell werden ca. 6.300 Schüler_innen an 22 Schulen 
durch 19 Fachkräfte versorgt, die sich auf sieben Träger 
der freien Jugendhilfe verteilen. 

Zum Erfolg des Modells haben auch die Ergebnisse der 
wissenschaftlichen Begleitung der Schulsozialarbeit so-
wie die besonderen Rahmenbedingungen am Standort 
Heidelberg beigetragen, die im Folgenden erläutert wer-
den sollen.

Besondere Rahmenbedingungen in  
Heidelberg

Einige lokale Besonderheiten tragen maßgebend zur 
Qualitätsentwicklung am Standort bei: 

Zielvereinbarungen: 

Alle beteiligten Partner (Kinder- und Jugendamt, Schullei-
tung, Schulamt, Träger sowie Kinder- und Jugendpsychi-
atrie) einigten sich in einem ersten Schritt auf differenzierte 
Fach- und Finanzziele. Diese sind allgemein und für alle 
Schulen gültig. Die Fachziele gliedern sich nach Leistungs-
bereich (z. B. möglichst keine Unterrichtsausschlüsse, 

möglichst alle Schüler_innen erreichen das Klassenziel) 
und Zukunftsperspektive (z. B. möglichst wenig Schüler_
innen besuchen das Berufsvorbereitungsjahr, möglichst 
alle haben am Ende der Grundschulzeit ausreichende 
Deutschkenntnisse). 

Das Finanzziel besteht aus einer angestrebten Senkung 
der Aufwendungen für die Erziehungshilfe. Schule und 
Träger legten dann in einem zweiten Schritt gemeinsam 
die Methoden fest, um diese Ziele zu erreichen und ha-
ben dabei ausreichend fachliche Freiräume. Die Schul-
sozialarbeit gestaltet sich demnach individuell an die Be-
dürfnisse der einzelnen Schulen angepasst und bietet in 
Heidelberg u. a. Einzelfallhilfe, Anti-Aggressionstraining, 
Anti-Mobbingtraining, Auszeitraum, Berufsorientierung, 
Fördergruppe/Hausaufgabenhilfe, Klassenstunde, Mäd-
chentreff, Konzentrationstraining, Raufen für Jungs, so-
ziale Kompetenztrainings, Schülercafé, Sportangebote, 
Streitschlichtung, WOWW Sozialtraining und Zusammen-
arbeit mit Lehrkräften und Eltern.

Controlling: 

Kontrollkonferenzen finden jährlich an jeder Schule statt. 
Alle Beteiligten einschließlich der zuständigen Fachkraft 
des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD) reflektieren die 
Entwicklungen am Schulstandort in den letzten zwölf Mo-
naten und prüfen den Grad der Zielerreichung.

Runder Tisch: 

Ein bis zwei Mal jährlich findet ein Runder Tisch zum inter-
professionellen Austausch aller Beteiligten mit Elternver-
tretern, dem Gesundheitsamt, dem Kriminologischen In-
stitut, dem Amt für Schule und Bildung, dem Staatlichen 
Schulamt, der Polizeidirektion sowie der Pädagogischen 
Hochschule statt. Dort werden aktuelle Ergebnisse des 
Projekts diskutiert, Ideen für weitere Auswertungen ent-
wickelt sowie Optimierungsmöglichkeiten bei der Vorbe-
reitung und Durchführung der Datenerhebungen bespro-
chen. Zudem wurde 2010 die Veranstaltung „Gewalt und 
Mobbing an Schulen – Hintergründe und Handlungsmög-
lichkeiten“ organisiert, an der 150 pädagogische Fach-
kräfte teilnahmen.

A 4

Abbildung 1:  Präventionskette    
Quelle: eigene Darstellung
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Wissenschaftliche Begleitung durch die Kinder- und 
Jugendpsychiatrie: 

Die wissenschaftliche Begleitung umfasst die Dokumen-
tation der Schulsozialarbeiter_innentätigkeit. Zunächst 
wurde hierbei im Sinne einer quantitativen Nutzungsa-
nalyse jeder durchgeführte Kontakt erfasst. Dies hatte 
zwar einen recht hohen zusätzlichen Arbeitsaufwand für 
die Schulsozialarbeiter_innen zur Folge, konnte aber die 
kontinuierliche Verankerung der Schulsozialarbeit an den 
einzelnen Standorten belegen. 

Nachfolgend wurde in einem dreistufigen Delphi-Verfah-
ren unter Beteiligung aller Schulsozialarbeiter_innen ein 
neues System entwickelt. D. h., dass von der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie, angelehnt an das computergestützte 
Dokumentationssystem KLIBssa, Vorschläge für Kate-
gorien entwickelt wurden und diese in drei aufeinander 
folgenden Rückmelde-Runden von den beteiligten Schul-
sozialarbeiter_innen ergänzt bzw. optimiert wurden. Das 
neue Verfahren wurde zum Schuljahr 2009/10 eingeführt 
und stößt durch seinen geringeren Arbeitsaufwand und 
die Einbindung aller Beteiligten auf breite Akzeptanz. Nun 
wird jeweils zum Ende des Halbjahres jeder Fall (Einzel-
beratung) sowie jedes Angebot für mehrere Personen 
(Gruppe, Klasse oder Projekt) zusammenfassend do-
kumentiert. Ein zusätzlicher Erkenntnisgewinn entsteht 
durch den Fokus auf qualitative Aspekte, d. h. auf die Ein-
zelfälle und deren Probleminhalte. 

Darüber hinaus werden fortlaufend Begleitstudien an den 
Schulen durchgeführt, deren wesentliche Erkenntnisse 
nachfolgend erläutert werden.

Ergebnisse der ersten wissenschaftlichen 
Begleitstudie (Phase 1)

In jährlichem Abstand (2002 bis 2006) wurden an allen 
Schulen mit städtisch finanzierter Schulsozialarbeit (da-
mals acht Haupt-, zwei Förder- und eine Gesamtschu-
le) Befragungen durchgeführt, wobei die erste Erhebung 
vor Einführung der Schulsozialarbeit stattfand. Hierbei 
wurden alle Beteiligten (u. a. Schüler_innen, Lehrkräfte 
und Eltern) mittels standardisierter Fragebögen befragt. 
Außerdem wurden objektive Daten zu Fehlzeiten, Verset-
zungen, Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen, beruf-
lichen Perspektiven der Schulabgänger_innen sowie Ju-
gendhilfemaßnahmen und deren Kosten erhoben. 

Durchschnittlich wurden pro Schuljahr 1.325 Schüler_in-
nen und Eltern sowie 177 Lehrkräfte um Teilnahme gebe-
ten, wovon 84 % der Schüler_innen, 62 % der Lehrkräfte 
und 39 % der Eltern für eine Teilnahme gewonnen werden 
konnten (Fischer et al. 2008).

Im Projektverlauf zeigte sich, dass seit Einführung der 
Schulsozialarbeit unentschuldigte Fehltage (Rückgang 
um 18 %), Nicht-Versetzungen (Rückgang um 60 %) und 
längere Unterrichtsausschlüsse der Schüler_innen abge-
nommen haben, sich die Anzahl und die Kosten der Maß-
nahmen im Bereich der Hilfen zur Erziehung verringerten 
(Rückgang um 20 %) und die schulischen und beruflichen 
Perspektiven der Schüler_innen trotz der sich verschär-
fenden Bedingungen auf dem Arbeits- und Ausbildungs-
markt stabil geblieben sind. Im Bereich dieser objektiven 
Kriterien konnten recht schnell positive Veränderungen 
verzeichnet werden, und besonders die finanziellen 
Einsparungen im Bereich der Erziehungshilfen stell-
ten ein maßgebendes Argument für spätere politische 
Entscheidungen dar. 

Auch in der subjektiven Perspektive von Schüler_innen, 
Lehrkräften und Eltern zeichnete sich ab, dass das An-
gebot der Schulsozialarbeit als Unterstützung erlebt 
wird. 70 % der Schüler_innen waren der Meinung, dass 
die Schulsozialarbeiter_innen in Problemsituationen An-
sprechpartner_innen darstellen und das Angebot der 
Schulsozialarbeit wurde zunehmend genutzt. Die Lehr-
kräfte berichteten u. a. vom Rückgang der Unterrichts-
störungen durch die Jungen (die zuvor als stärkste Pro-
blembelastung benannt wurden) und 60 % gaben an, sich 
durch die Schulsozialarbeit insgesamt entlastet zu fühlen. 
Auch die Eltern berichteten positive Effekte, wie z. B. die 
Förderung der Elternarbeit. Im Bereich dieser subjektiven 
Kriterien zeigten sich Ergebnisse meist erst nach vier bis 
fünf Jahren. Dies lässt vermuten, dass zunächst die nö-
tige Beziehungsarbeit geleistet sowie stabile Rahmenbe-
dingungen geschaffen werden mussten. 

Zudem scheint Schulsozialarbeit im Problemfeld Gewalt 
an der Schule ein wirksames Handlungsfeld darzustellen. 
Denn auch, wenn auf den ersten Blick die Gewaltdelin-
quenz an den beteiligten Schulen im Verlauf der Untersu-
chung deutlich zugenommen hat, konnten kohortenspe-
zifische Folgeanalysen des Kriminologischen Instituts die 
komplexen Zusammenhänge erhellen. Es wurde deutlich, 
dass die Zugänge zum System Schule, d. h. die jedes 
Schuljahr eintreffenden Fünftklässler_innen, zunehmend 
gewalttätiger geworden sind. Folglich ist auch das Ge-
waltniveau im Gesamtsystem gestiegen. Im Bereich der 
Körperverletzung zeigte sich jedoch, dass, je länger die 
Schulsozialarbeit implementiert war, umso deutlicher die 
Gewalt mit zunehmendem Alter abnahm (Hermann/Jant-
zer 2012). Schulsozialarbeit scheint also auch in diesem 
Gebiet positive Veränderungen herbeizuführen.

Auch wenn kausale Aussagen nur durch randomisierte 
Kontrollgruppen-Designs getroffen werden könnten, kann 
aus den Verlaufsdaten geschlossen werden, dass die Ein-
führung der Schulsozialarbeit die geschilderten positiven 

Veränderungen herbeigeführt oder zumindest dazu beige-
tragen hat. Dies wird auch im Vergleich mit Schulformen 
deutlich, die im Zeitraum 2002 bis 2006 noch nicht mit 
Schulsozialarbeit versorgt waren. Denn während an den 
Haupt- und Förderschulen die Kosten der Maßnahmen 
im Bereich der Hilfen zur Erziehung rückläufig waren, sind 
sie an den Realschulen gestiegen. 

Die positiven Effekte von Schulsozialarbeit sprachen 
demnach für eine Weiterführung der Maßnahme. 

Fortentwicklung zum Projekt „Weichensteller“ 
(Phase 2)

Ziele

Das Projekt „Weichensteller“ (2009 bis 2014) stellt die 
Fortsetzung der wissenschaftlichen Begleitung der Schul-
sozialarbeit in Heidelberg dar. Der Fokus des Projekts liegt 
hierbei nun auf einer Effizienzsteigerung und Optimierung 
von Schulsozialarbeit, anstatt wie in Phase 1 auf deren 
Umsetzung und Wirkung. 

Die von der Kinder- und Jugendpsychiatrie Heidelberg 
in Kooperation mit dem Gesundheitsamt und der Pä-
dagogischen Hochschule veröffentlichte Studie „Le-
benssituation und Verhalten von Kindern im zeitlichen 
Wandel“ (Haffner et al. 2002) zeigte bereits im Vorfeld 
den engen Zusammenhang zwischen psychischen 
Auffälligkeiten von Kindern und deren Schulempfeh-
lung sowie den hohen Anteil von verhaltensauffälligen 
Kindern im Grundschulbereich. Gemessen an der 
deutschen Normstichprobe lagen besonders viele Kin-
der hinsichtlich der Aufmerksamkeitsstörungen, der 
somatischen Störungen sowie der Störungen bezüg-
lich Angst/Depressivität im klinisch auffälligen Bereich. 
Kinder mit Grundschulempfehlung für die Haupt- oder 
Förderschule zeigten eine besonders starke, multiple 
Problembelastung mit konstant höheren Auffälligkeiten 
in allen Bereichen. Als relevant für die Grundschulemp-
fehlung erwiesen sich besonders Aufmerksamkeitsstö-
rungen, aber auch delinquentes Verhalten sowie sozi-
ale Probleme (Jantzer et al. 2012b). Früh ansetzende 
präventive Maßnahmen zur Förderung der sozialen und 
kognitiven Entwicklung erscheinen daher von zentraler 
Bedeutung für die schulische Entwicklung. Ein erhöhter 
Handlungsbedarf, zum Beispiel im Rahmen von Schul-
sozialarbeit und Jugendhilfe, konnte somit untermauert 
werden.

Aufgrund begrenzter finanzieller Ressourcen für die 
Schulsozialarbeit wird die Frage nach sinnvollen Indikati-
onen für deren Einsatz immer bedeutender. Gezielter Ein-
satz von Schulsozialarbeit für diejenigen Schüler_innen, 

die den dringendsten Hilfebedarf aufweisen, ist nur dann 
möglich, wenn die entscheidenden Entwicklungsfaktoren 
bekannt sind. Es ist also zu klären: 

• Welche Kinder profitieren am meisten von Unterstüt-
zung?

• Welche Risikobedingungen führen zu Ausgrenzung 
und sozialer Benachteiligung?

• Welche Probleme und Schwierigkeiten haben diese 
Kinder? 

Ziel des Projekts „Weichensteller“ ist daher die Entwick-
lung eines Messinstruments, um solche problematischen 
Bedingungen frühzeitig diagnostizieren und durch be-
darfsgerechte Schulsozialarbeit abfangen zu können. 
Die zur Verfügung stehenden Ressourcen könnten somit 
möglichst effektiv verteilt werden.

Das Längsschnittdesign des Projekts, das zu drei ver-
schiedenen Messzeitpunkten (2010, 2012 und 2014) 
Daten auf jeweils drei Ebenen (Schüler_innen, Eltern 
und Lehrkräfte) erhebt, erlaubt kausale Aussagen, d. h. 
die Identifikation von Prädiktoren ungünstiger Entwick-
lungsbedingungen. Schulsozialarbeit, die sich gezielt an 
betroffene Kinder und Jugendliche richtet, wäre damit tat-
sächlich indiziert präventiv tätig. Wichtig ist hierbei, dass 
das Angebot von indizierter Prävention auf der einen Seite 
möglichst früh, d. h. schon in der Grundschule, erfolgt, 
um einer drohenden Ausgrenzung frühzeitig entgegenzu-
wirken. Auf der anderen Seite ist eine dauerhafte Unter-
stützung von Nöten, d. h. eine Begleitung dieser Kinder 
auch in den weiterführenden Schulen. 

Methode

Alle 22 Heidelberger Schulen, an denen mittlerweile städ-
tisch finanzierte Schulsozialarbeit angeboten wird, stimm-
ten einer Teilnahme am Projekt „Weichensteller“ zu. Im 
Einzelnen sind dies zwölf reine Grundschulen, vier Grund- 
und Hauptschulen, drei Realschulen, zwei Förderschulen 
und eine Gesamtschule. 

Um einen möglichst umfassenden Überblick über alle Al-
tersgruppen zu erlangen, werden Schüler_innen der Klas-
sen 1, 3, 5 und 7 in die Studie einbezogen, deren Ent-
wicklung dann über vier Jahre hinweg verfolgt wird. Die 
Bildung dieser vier Kohorten erlaubt Aussagen über die 
langfristige Entwicklung der Kinder und Jugendlichen und 
liefert Erkenntnisse über die Klassenstufen 1 bis 9. Be-
fragt werden jeweils die Eltern und Klassenlehrer_innen 
sowie in den weiterführenden Schulen auch die Schü-
ler_innen selbst. Die Befragungen erfolgen schriftlich in 
Form von Multiple Choice Fragebögen. Die Elternbögen 
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enthalten Fragen zu den Bereichen Verhalten des Kindes, 
Regeln und Gewohnheiten in der Familie, Werte und Er-
ziehungsziele, bisherige Auffälligkeiten des Kindes sowie 
soziodemografische Variablen. 

Die Schülerbögen enthalten zusätzlich Fragen zum Risi-
koverhalten, d. h. zu den Themenbereichen Gewalt, De-
linquenz, Peergroup, Fehlzeiten in der Schule, Konsum 
von Alkohol, Zigaretten und Drogen, Mobbing, selbstver-
letzendes Verhalten und Suizidalität. In den Lehrerbögen 
beurteilt der/die Klassenlehrer_in das Verhalten des Kin-
des oder Jugendlichen in der Schule. Für die Befragung 
der Schüler_innen und Lehrkräfte ist jeweils das Einver-
ständnis der Erziehungsberechtigten erforderlich. 

Anhand der Daten des Selbstberichts der Schüler_in-
nen (abhängige Variable) können Entwicklungsvorher-
sagen aus den Eltern- und Lehrerdaten (unabhängige 
Variable) überprüft und so Entwicklungsprädiktoren be-
stimmt werden. Die Schulen erhalten zudem nach jedem 
Messzeitpunkt Rückmeldung über die anonymisierten 
Gesamtergebnisse, getrennt nach Grundschulen und 
weiterführenden Schulen, und haben dadurch die Mög-
lichkeit, präventive Konzepte angepasst an den jeweiligen 
Bedarf zu entwickeln. 

Ergebnisse des ersten Messzeitpunkts (2010)

Zum ersten Messzeitpunkt (2010) befanden sich an den 
22 teilnehmenden Schulen 2.732 Schüler_innen in den 
betroffenen Klassenstufen 1, 3, 5 und 7. Hiervon konnten 
1.223 Eltern (44 %) für eine Teilnahme an der Studie ge-
wonnen werden. Die Teilnahmebereitschaft an den einzel-
nen Schulen variierte erheblich, so dass sich der Rücklauf 
in einem Range von 17 % bis 71 % befand. Einige Eltern 
äußerten Datenschutzbedenken, da eine Teilnahme am 
Projekt nicht anonym, sondern lediglich anonymisiert 
möglich war. 

Zunächst mussten also persönliche Daten angegeben 
werden, die dann jedoch durch eine Codenummer und in 
einem zweiten Schritt durch eine Zufallszahl ersetzt wurden. 
Von dieser Nummer kann nicht mehr auf die persönlichen 
Angaben rückgeschlossen werden. Eine anonyme Befra-
gung war nicht möglich, da zur Befragung des Klassenleh-
rers / der Klassenlehrerin bzw. des Schülers / der Schülerin 
das Einverständnis der Eltern benötigt wird und zudem 
die Daten der einzelnen Quellen und Messzeitpunkte ver-
knüpft werden müssen. Demzufolge fiel auch der Rücklauf 
der Lehrerkräfte (N=705, 26 %) und Schüler_innen (N=303, 
30 %) recht niedrig aus. Ausschlaggebend war hierbei je-
doch nicht die mangelnde Teilnahmebereitschaft der Lehr-
kräfte und Schüler_innen, sondern das vorab erforderliche 
Einverständnis der Erziehungsberechtigten.

Laut Elternangabe fand bei 10 % der Grundschüler_innen 
aufgrund individueller Probleme Kontakt zu Beratungs-
Institutionen, wie ambulanter psychischer Behandlung, 
Erziehungsberatung oder Schulsozialarbeit, statt. In den 
weiterführenden Schulen lag der Anteil bei 20 %, wobei 
hier von einer selektiven Stichprobe mit erhöhter Pro-
blembelastung aufgrund der nicht an der Studie betei-
ligten Gymnasien ausgegangen werden muss. Bei den 
Grundschüler_inne_n lagen aus Elternsicht besonders 
Verhaltensprobleme vor (10 % auffällig), bei den Schüler_
inne_n der 5. und 7. Klassen Verhaltensprobleme, Pro-
bleme mit Gleichaltrigen und emotionale Probleme (15 % 
bis 17 % auffällig).

Aus Sicht der Lehrkräfte bestehen v. a. Auffälligkeiten im 
Bereich Hyperaktivität (bei jeweils 8 % der Schüler_innen). 
Bei den Problemen im schulischen Verhalten werden v. 
a. Leistungsprobleme und eine negative Arbeitshaltung 
berichtet.

Im Selbstbericht schilderten 10 % der Schüler_innen Su-
izidalität innerhalb des letzten Jahres (6 % ernsthafte Su-
izidideen, 4 % bereits erfolgte Suizidversuche). 29 % der 
Schüler_innen waren im letzten Jahr mehrmals gewalt-
tätig gegenüber anderen, 12 % wurden mehrmals Opfer 
von Gewalt. 21 % der Schüler_innen wurden innerhalb 
der letzten Monate ein Opfer von Mobbing (besonders 
verbales oder soziales Mobbing), die Hälfte davon sogar 
mehrmals pro Woche.

Folgeanalysen konnten aufzeigen, dass Mobbing das 
Risiko zur Ausbildung emotionaler Störungen (Depressi-
onen, Selbstverletzung und Suizidalität) um das Zwei- bis 
Dreifache erhöht (Jantzer et al. 2012a). Der Leidensdruck 
durch schulisches Mobbing ist enorm und universale, 
schulische Präventionsprogramme, die weit über den 
Rahmen der Schulsozialarbeit hinausgehen, werden be-
nötigt.

Aussagen über Entwicklungen und Kausalitäten, d. h. 
über die Prädiktoren für negative Entwicklung, die Stabili-
tät des Risikoverhaltens, die Konsequenzen von Mobbing 
etc., können erst im Verlauf der Studie getroffen werden, 
wenn die Ergebnisse aller Messzeitpunkte vorliegen. 
Problemstellungen und Handlungsbedarfe können dann 
frühzeitig erkannt werden.

Fazit

Die wissenschaftliche Begleitforschung in Heidelberg trägt 
zur schulspezifischen und kommunalen Entwicklung der 
Schulsozialarbeit bei. Diese geschieht auf der Grundlage 
der wissenschaftlichen Ergebnisse und unter Einbindung 
der praktischen Erkenntnisse. Zu den Erfolgsfaktoren des 

Heidelberger Modells zählen die kontinuierliche, koopera-
tive Zusammenarbeit auf allen Ebenen, die vorgegebenen 
klaren Strukturen sowie die Nutzung der gebotenen Frei-
räume und Ressourcen im Stadtgebiet. 

Nach Erfahrung der Autor_inn_en ist eine wissenschaftliche 
Begleitung von Schulsozialarbeit in jedem Fall lohnend, da 
sie eine fundierte Argumentationsgrundlage sowie einen 
enormen Erkenntnisgewinn liefert. Einige Voraussetzungen 
sollten jedoch für eine erfolgreiche Umsetzung gegeben 
sein. Zum einen ist natürlich das wissenschaftliche Per-
sonal zur Planung, Durchführung und Auswertung der Er-
hebungen erforderlich. Zusätzliche finanzielle Ressourcen 
werden für monetäre Anreize an den Schulen benötigt. 
Denn auch wenn Schulleitungen und Schulsozialarbeiter_
innen die rationalen Vorteile der Begleitstudien erkennen 
können, gilt dies nicht unbedingt für Lehrkräfte, Eltern und 
Schüler_innen. Hier sind direkte Anreize sinnvoll, um eine 
möglichst hohe Beteiligung zu erzielen. 

Dies gilt besonders dann, wenn mehrere Befragungen zu 
verschiedenen Messzeitpunkten stattfinden, die Teilneh-
menden also in der Stichprobe gehalten werden müssen. 
Diese Anreize können entweder in Form einer Geldspen-
de an die Schule erfolgen (zur Anschaffung von Spiel- und 
Sportgeräten, Büchern oder für Ausflüge etc.) oder direkt 
an die teilnehmenden Eltern und Schüler_innen gerichtet 
sein (in Form einer Verlosung von Gutscheinen etc.). 

Es hat sich zudem gezeigt, dass das Engagement der 
Schulleitungen und Lehrkräfte einen großen Einfluss auf 
die Rücklaufquote hat. Um diese von den Vorteilen einer 
Begleitstudie zu überzeugen, ist in jedem Fall ein persön-
licher Kontakt zu jeder Schule erforderlich.

Die Studie sollte den Schulleitungen in einem Vorge-
spräch sowie den Lehrkräften auf einer Gesamtlehrer-
konferenz zeitnah zur Erhebung erläutert werden. Hierbei 
sind Transparenz, ein Fokus auf die praktische Umset-
zung sowie ein Aufgreifen eventueller Einwände und Ver-
besserungsvorschläge von Vorteil. Wenn möglich sollte 
auch die Information der Eltern, zusätzlich zum Informati-
onsschreiben, auf persönlicher Ebene stattfinden. Gerade 
Datenschutzbedenken und mögliche Schwellenängste 
einer externen Einrichtung gegenüber können so am ef-
fektivsten genommen werden. Hierfür bietet sich der Ge-
samtelternbeirat an, an kleineren Schulen eventuell auch 
ein Gesamtelternabend.

Die in Phase 1 betriebene Sammlung und Auswertung 
objektiver Daten erfordert einen recht hohen Arbeitsauf-
wand (Sichtung der Klassenbücher, der Fehlzeiten- und 
Maßnahmendokumentation der Schule sowie der Do-
kumentation der Jugendberufshilfe und des ASD). Auch 
die Fragebogenerhebung an den Schulen bzw. bei den 
Eltern bedarf, neben des organisatorischen Aufwands im 
Vorfeld, wissenschaftlicher Hilfskräfte zur Durchführung 
sowie wissenschaftlichen Personals und technischen 
Equipments zur Erfassung und Auswertung der ge-
wonnen Daten. Die beschriebenen wissenschaftlichen 
Ergebnisse ermöglichen dafür eine Einschätzung der 
präventiven und kompensatorischen Möglichkeiten von 
Schulsozialarbeit, liefern umfassende Daten zur aktuellen 
Situation der Schüler_innen, gewährleisten die Qualitäts-
entwicklung und -sicherung, unterstützen fundierte Ent-
scheidungen in den politischen Gremien und fördern den 
bedarfsangemessenen Ausbau und gezielten Einsatz der 
Ressourcen.
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Fußnotenverzeichnis

Vorwort

1  vgl. Speck/Olk: „Forschung zur Schulsozialarbeit. Stand und Perspektiven.“2010

Beitrag A 1 
Rechtliche Aspekte der Kooperation von Jugendsozialarbeit und Schule

1 Die Auffassung von Mrozynski, die Jugendsozialarbeit sei Teil der der Jugendarbeit, s. Mrozynski, SGB VIII, München 4. Aufl. 2004, § 13, Rn. 1, dürfte 
nur im weiteren Sinne zutreffen.
2 vgl. Wabnitz, Recht der Finanzierung der Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit, Baden-Baden 2003, Rn. 96, der von einem Regelrechtsanspruch 
spricht.
3 vgl. Mrozynski a. a. O. und Rn. 3.
4 vgl. zur Offenheit des Begriffs: Schäfer in: Münder u. a., Frankfurter Kommentar, Baden-Baden, 6. Aufl. 2009, § 13 Rn. 10 f.
5 Neben anderen Maßnahmen können zur Erreichung dieses Zweckes gem. Abs. 2 auch eigene Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen vorge-
sehen werden. Ob für diese aber nach dem Inkrafttreten des SGB II, dessen Leistun gen nach § 10 SGB VIII Vorrang vor den Leistungen nach § 13 SGB 
VIII haben, noch Bedarf bestehen, ist offen.
6 vgl. dazu bereits Mühlum/Rothe in: Wiesner/Zarbock, Das neue Kinder- und Jugendhilfegesetz, Köln 1990, S. 310 f.
7 Zur Geschichte dieser Distanz vgl. Mühlum/Rothe in: Wiesner/Zarbock, a. a. O., S. 288 ff.
8 vgl. Mrozynski, a. a. O. Rn. 7.
9 vgl. Mrozynski, a. a. O..

Beitrag A 2 
Schulsozialarbeit – zusammenfassender Überblick über das Handlungsfeld 

1 vgl. Spies/Pötter 2011, 13ff.; Speck 2007, 23ff.
2 Umfassender nachzulesen beim Kooperationsverbund Schulsozialarbeit (2007): Berufsbild und Anforderungsprofil der Schulsozialarbeit, s. Internet
3 vgl. Spies/Pötter 2011, 16/ 41/ 43/ 51ff./ 91f.; Kooperationsverbund 2007, 5; Speck 2007, 37f.; Münder u.a. 2006, 86f.; Bundesjugendkuratorium 
2002, 161; Oelerich 2002, S. 783
4 Zit. nach Kooperationsverbund Schulsozialarbeit 2007, 5
5 Unsere Gesellschaft ist eine Informations- und Wissensgesellschaft, in der der Bildungsabschluss eines Menschen seine Möglichkeiten zur gesell-
schaftlichen Teilhabe bestimmt. Benachteiligte Kinder und Jugendliche brauchen Unterstützungsangebote im Bereich der Bildung, weil sie die Vorausset-
zung und das Entfaltungsmedium für Lebenschancen -wie z.B. einem hohen sozial-ökonomischer Status (fester Arbeitsplatz, überdurchschnittlich hohes 
Gehalt, angemessen große Wohnung in bevorzugter Wohnlage)- und damit die entscheidende Ressource für Lebensbewältigung und Lebenskompetenz 
bildet (hohe biographische Bedeutung des Schulabschlusses). Für ausführlichere Informationen siehe: Geißler 2006
6 vgl. Bundesjugendkuratorium; Sachverständigenkommission für den 11. Kinder- und Jugendbericht, AGJ 2002
7 Damit ist Schulsozialarbeit zum einen selbst Bildungsort, zum anderen der zentrale Akteur an Schule, der den Bildungsraum Schule zum Sozialraum 
hin öffnet, indem er sie mit Kooperationspartnern und außerschulischen Angeboten vernetzt vgl. DRK 2011; Spies/ Pötter 2011, 41. Daneben leistet 
Schulsozialarbeit „bildungsorientierte Hilfe, die zum Ziel hat, dass sich Kinder und Jugendliche an den Orten, an denen sie leben, wieder besser entwi-
ckeln können. Sie ist anderen Bildungsorten (z.B. der Familie, der Peer-Group, dem Klassenverband) behilflich, ihre Bildungsqualitäten zu steigern und 
eventuelle Dysfunktionalitäten abzubauen. Hilfe hat in diesem Sinne das Ziel, Voraussetzungen für gelingende Bildungsprozesse zu schaffen.“ Zit. nach 
Baier/Deinet 2011, 99
 8 Auch wird Schulsozialarbeit eventuell an solchen Standorten wieder reduziert und werden anlassbezogene Projekte nicht verlängert, an denen und 
durch die sie sich politisch nicht dauerhaft legitimieren bzw. etablieren konnte, obwohl sie fachlich angemessene und für die Zielgruppe wertvolle Unter-
stützung geleistet hat (vgl. Baier 2011, 85; Speck 2007, 34).
9 Sozialisations- und modernisierungstheoretische Begründungen, die von Seiten der Jugendhilfe angeführt werden, sehen einen Bedarf an Schulsozi-
alarbeit, um Kindern und Jugendlichen Hilfe zur individuellen Lebensbewältigung und deshalb auch zum Schulerfolg bieten zu können. Schultheoretische 
Begründungen, die von Seiten der Schule angeführt werden, sehen die Aufgabe von Schulsozialarbeit insbesondere darin, einen entlastenden Beitrag 
zum Funktionieren der Institution Schule (Entlastung der Lehrkräfte, störungsfreier Unterricht) und einen Beitrag zur Schulentwicklung (Öffnung nach 
außen) zu leisten (ausführlich bei Speck 2006 und 2007 nachzulesen).
10 vgl. Spies/Pötter 2011, 63ff.; Speck 2007, 77-81; Hollenstein 2000, 49-81, Zu den spezifischen Stärken und Schwächen der einzelnen Trägermodelle 
s. Spies/Pötter; Speck; Hollenstein
11 vgl. Spies/ Pötter 2011; Speck 2009
12 Schulische Träger erhoffen sich von Schulsozialarbeit häufig eine Entlastung der Lehrkräfte und das Erschließen von zusätzlichen Ressourcen aus 
dem Sozialraum. Jugendhilfeträger hingegen zielen auf die Möglichkeit, über niedrigschwellige Jugendhilfeangebote mehr Kinder, Jugendliche und deren 
Eltern frühzeitig zu erreichen sowie die Sicherung von Arbeitsplätzen, die aufgrund einer zunehmenden Ganztagsausrichtung von Schulen gefährdet sein 
können.
13 vgl. Baier 2011, 95; Spies/ Pötter 2011, 42

1 vgl. Spies/ Pötter 2011; Kooperationsbund Schulsozialarbeit 2007; Speck 2007
15 Ausführliche Informationen und Materialien zur fachpolitischen Arbeit des DRK finden Sie auf den Seiten des Kooperationsverbundes Jugendsozialar-
beit im Internet: http://www.jugendsozialarbeit.de/jugendsozialarbeit_und_schule, siehe auch: vgl. Spies/ Pötter 2011, 63ff.; Speck 2007, 84
16 vgl. Spies/ Pötter 2011, 59 f.; Kooperationsverbund Schulsozialarbeit 2007, 5; Jordan 2005, 13, http://www.jugendsozialarbeit.de/media/raw/KV_In-
formationspapier_Ausbau_Schulsozialarbeit.pdf
17 Zit. nach Spies/Pötter 2011, 60
18 vgl. Cornel 1998, Für einen ergänzenden, knappen Überblick s. Heinz Cornels „Infoblatt 1: Schweigepflicht, Anzeigepflicht, Zeugnisverweigerungs-
recht“, http://www.spinnenwerk.de/clearingstelle/scripts/blatt1.html
19 Zu Datenschutzfragen in der Schulsozialarbeit s. auch im „Schulerfolg sichern (2011): Datenschutz in der Schulsozialarbeit“, Material im Internet
20 Spies/ Pötter 2011, 143f.
21 Beispiel: Dortmunder Modell
22 vgl. Spies/Pötter 2011, 63ff.; Speck 2007, 77-81; Hollenstein 2000, 49-81, Zu den spezifischen Stärken und Schwächen der einzelnen Trägermodelle 
s. Spies/Pötter; Speck; Hollenstein
23 „Die sozialpädagogische Professionalität der Schulsozialarbeit basiert auf einem reflexiven Selbstverständnis. Dies bedeutet, dass neben der Selbst-
reflexion, gestützt durch eine angemessene Arbeitsdokumentation, immer auch fachbezogene Reflexion mit anderen Fachkräften der Schulsozialarbeit 
notwendig ist. Alle Fachkräfte der Schulsozialarbeit benötigen im Arbeitsalltag angemessene Ressourcen für Reflexionsprozesse. Zentral ist hierbei, den 
Reflexionsrahmen zu institutionalisieren und mit ausreichenden Ressourcen zu versehen.“ (Ermel 2012, 43f.)
24 Das notwenige Methodenrepertoire leitet u.a. sich aus den Kernaufgaben von Schulsozialarbeit ab. Für einen zusammenfassenden Überblick siehe 
auch Kooperationsverbund Schulsozialarbeit (2007): Berufsbild und Anforderungsprofil der Schulsozialarbeit (Downloadadresse im Literaturverzeichnis)
25 vgl. Ermel 2012; Alicke 2011, 34; Kooperationsverbund Schulsozialarbeit 2007, 12f.; Speck 2007, 74
26 vgl. Kooperationsverbund Schulsozialarbeit 2007, 14; Speck 2007, 84
27 vgl. Kooperationsverbund Schulsozialarbeit 2007, 14; Speck 2007, 85; Avenirsocial 2006, 5
28 vgl. Alicke 2011; Speck 2006, 9f.
29 vgl. Alicke 2011, 18/24ff.
30 vgl. Speck 2007, Olk/ Speck 2004
31 vgl. Alicke 2011, 29-32; Spies/ Pötter 2011, 43f; Speck 2007, 90ff.; Olk/ Speck 2004, 74-89; v. Santen/ Seckinger 2003,427
32 Qualitätsstandards in der Schulsozialarbeit drücken die Anforderungen aus, denen sie genügen sollte, um eine nachhaltige, funktionierende Zusam-
menarbeit von Jugendhilfe und Schule zu gewährleisten, um hochwertige Ergebnisse für Kinder und Jugendliche zu sichern (vgl. Alicke 2011, 16; s. auch 
Ergänzungen dort)
33 vgl. Alicke 2011, 24; Bolay et al. 2003

Beitrag A 3 
Schulsozialarbeit – Baustein eines integrierten Gesamtansatzes kind- und jugendzentrierter 
Armutsprävention

1 vgl. Ermel (2012)
2 Opielka (2005) befasst sich mit den Zusammenhängen der Bildungs- und Sozialpolitik.
3 Die emotionalen Dimensionen von Veränderungsprozessen beleuchtet bspw. Berner 2010.
4 Petermann/Wörpel (2004) bieten einen praxisorientierten Leitfaden für die Qualitätsentwicklung von strategischen und operativen Netzwerken in den 
Orten und Regionen. Weber (2002) stellt Erfahrungen mit Vernetzungsprozessen aus Beratungssicht dar.
5 In der Stadt Münster arbeiten bspw. im Rahmen von Qualitätszirkeln das Amt für Schule und Weiterbildung, das Amt für Kinder, Jugendliche und 
Familien, die Schulaufsicht und die Schulpsychologie als Initiatoren eng mit sozialpädagogischen Fachkräften zusammen (vgl. Stadt Münster 2011).
6 Beispiel hierfür ist u.a. die Stadt Münster (vgl. ebd.).
7 Gute Praxisbeispiele von bildungs- und jugendpolitischen Handlungsansätzen in Kommunen hat bspw. Roth (2007) zusammengestellt.
8 Einzelne Schritte der Konzeptentwicklung legt bspw. Spiegel (2000) dar.
9 Ein dialogisches Konzept von Organisationsberatung stellt bspw. Schache (2010) vor.
10 Stagge, (2011) stellt Ziele und Wirksamkeit von Schulsozialarbeit in der Kooperation von Lehr- und Schulsozialarbeitskräften dar.
11 Ergänzend ist zu erwähnen, dass systemische Ansätze der Sozialen Arbeit auch im Feld der Schulsozialarbeit konzeptionell und alltagspraktisch 
gewinnbringend eingesetzt werden können (vgl. bspw. Ritscher 2007).
12 Die strategischen Ziele sind kombiniert aus den Beschlüssen zur kindzentrierten Armutsprävention unterschiedlicher Gremien u.a. in Nürnberg, Frank-
furt am Main und dem Landesjugendhilfeausschuss im Rheinland (Nordrhein-Westfalen).
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Vorwort

Schule soll allen jungen Menschen Bildung und Teilhabe 
ermöglichen und den vielfältigen Lebenslagen von Schü-
lerinnen und Schülern gerecht werden. Eine inklusive, an 
Vielfalt orientierte Schule begreift sich in der Anerken-
nung dieser lebensweltlichen Vielfalt als eine Schule, die 
Zugangsbarrieren abbaut, Diskriminierung und sozialer 
Benachteiligung entgegenwirkt und soziale Teilhabe und 
Partizipation für alle Kinder und Jugendlichen herzustellen 
versucht. 

Vor diesem Hintergrund hat sich das Deutsche Rote Kreuz 
im Rahmen seiner Federführung im Kooperationsverbund 
Jugendsozialarbeit im Themenfeld „Jugendsozialarbeit 
und Schule“ neben verschiedenen Veranstaltungen, der 
Erstellung von Expertisen und seiner Mitwirkung in fach-
politischen Debatten in den aktuellen Diskurs um Inklusi-
on eingebracht. Dabei wurden Grundlinien, Grundsätze 
und Rahmenbedingungen für eine vielfältige und inklusive 
Schule formuliert, die sich im vorliegenden Kapitel wie-
derfinden. Dabei steht die Frage im Mittelpunkt, welche 
Voraussetzungen und Rahmenbedingungen erforder-
lich sind, um sowohl den politischen als auch fachlichen 
Anspruch einer vielfältig und inklusiv gestalteten Bildung 
umzusetzen. Auch werden aktuelle Herausforderungen 
formuliert, die eine an Vielfalt orientierte pädagogische 
Praxis für die Kooperation zwischen Jugendsozialarbeit 
und Schule mit sich bringt.

Obschon das Recht eines jeden Kindes auf Bildung mit 
der UN-Kinderrechtskonvention verbrieft und die Bundes-
republik Deutschland mit der Ratifizierung 1992 die Ver-
pflichtung eingegangen ist, positive Rahmenbedingungen 
für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen zu 
schaffen, existieren mit der bisherigen Separation inner-
halb des Schulsystems nach wie vor erhebliche Zugangs-
barrieren, die Chancenungleichheit hervorbringen. Mit der 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention erfährt 
der Diskurs um Zugangsgerechtigkeit und einer Bildung 
für alle dabei derzeit an Aktualität. Michael Komorek 
geht einführend in seinem Beitrag „Inklusion – ein Thema 
der Jugendsozialarbeit: Zwischen normativem Anspruch 
und sozialpolitischer Realität“ auf die Entwicklung dieses 
aktuellen Diskurses von Inklusion in den Feldern der So-
zialen Arbeit ein und formuliert die derzeitigen Herausfor-
derungen der Umsetzung einer inklusiven Perspektive in 
deren Handlungsfeldern. 

 

Auch in der pädagogischen Diskussion nehmen nicht erst 
seit den PISA - Studien der OECD Auseinandersetzungen 
um Heterogenität und Vielfalt einen hohen Stellenwert ein. 
Fragen nach Zugangsgerechtigkeit und der Anerkennung 
von Vielfalt begleiten die Bildungsdiskurse bereits seit vier 
Jahrzehnten. Mit der Erklärung der UNESCO in Salaman-
ca im Jahr 1994 fand die Debatte um inklusive und dis-
kriminierungsfreie Bildungszugänge dabei erstmals breite 
internationale Anerkennung. Uta Franziska Schmidt 
nimmt in ihrem Beitrag „Bildung für alle?! Ein Plädoyer 
für eine selbstreflexive (Sozial)Pädagogik“ Rekurs auf die 
ausdifferenzierten pädagogischen Diskurse um Differenz 
und Gleichheit und plädiert für eine Kinder- und Jugend-
hilfe, die sich selbstkritisch befragt und sich als zentrale 
Vermittlerin des Rechtes auf Bildung für alle Kinder und 
Jugendlichen versteht.

Dass das deutsche Bildungssystem soziale Chancenun-
gleichheit verstärkt und damit Zugangsbarrieren schafft, 
ist immer wieder belegt worden. Auch der vierte Bildungs-
bericht der Bundesregierung aus dem Jahre 2012 hat 
dies wiederholt gezeigt. Eine der wichtigsten Aufgaben 
des deutschen Bildungssystems muss deshalb darin be-
stehen, eine Praxis der Vielfalt und Inklusion nicht nur zu 
proklamieren, sondern auch tatsächlich umzusetzen und 
nachhaltig zu implementieren. Welche Rahmenbedin-
gungen hierfür notwendig sind, erläutert Tina Alicke mit 
ihrem Beitrag „Vielfalt und Inklusion im Bildungsbereich“ 
und zeigt auf, dass dafür vor allem bedürfnisorientierte 
und chancengerechte Perspektiven notwendig sind. 

Um Bildung vielfältig zu gestalten ist entscheidend, Viel-
falt zur Ausgangsbasis des Schullebens und des Unter-
richts zu machen. Jede_r Schüler_in muss das Recht 
eingelöst wissen, sich in der Repräsentation gesamter 
gesellschaftlicher Vielfalt als Individuum mit seinen einzig-
artigen Fähigkeiten und Kompetenzen berücksichtigt zu 
sehen, ohne durch äußere Zuschreibungen benachteiligt, 
diskriminiert, ausgegrenzt und stigmatisiert zu werden1. 
Wie dies ganz praktisch umgesetzt wird, zeigen Gisela 
Würfel und Claudia Seibold in ihrer „Vision einer gu-
ten Schule“, die von der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Evangelischen Jugendsozialarbeit (BAG EJSA) als ver-
bandliches Positionspapier formuliert wurde.
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Inklusion – ein Thema der Jugendsozialarbeit:  

Zwischen normativem Anspruch und  

sozialpolitischer Realität

Um einen Zugang zur aktuellen Debatte um Inklusion zu 
bekommen, soll an dieser Stelle zunächst kurz der Ur-
sprung des Terminus Inklusion beschrieben werden, der 
von seiner Wortherkunft her schwer zu deuten ist. Ein-
schließen oder einsperren kann „sich von der Gesellschaft 
oder Menschen absondern“ oder „abgesondert werden“ 
bedeuten. Im heutigen pädagogisch-soziologischen Ver-
ständnis des Wortes wird Inklusion aber im entgegenge-
setzten Sinne verstanden, als „soziales Eingeschlossen-
sein“, als Zugehörigkeit, als das Einbezogensein in die 
Gesellschaft (Speck 2011: 61).

Entwicklung des Begriffs „Inklusion“ im  
internationalen Vergleich

Im englischsprachigen Raum ist das lateinischstämmige 
Wort „to include“, anders als im Deutschen, im normalen 
Sprachgebrauch alltäglich und wird nicht ausschließlich 
mit dem Inklusionsprinzip gleichgesetzt, sondern allge-
mein im Sinne von „einfügen“ verwendet. Man kann daher 
dort keinen konkreten Entstehungszeitpunkt des Begriffs 
festsetzen. Auch die Vorstellung Exklusion versus Inklusi-
on wird in der us-amerikanischen Gesellschaft und ihrem 
Bildungssystem seit dem 18. Jahrhundert thematisiert. 
Kinder mit „sonderpädagogischem Förderbedarf“ wur-
den ebenso vom regulären Bildungssystem ausgeschlos-
sen oder benachteiligt wie afroamerikanische Kinder und 
andere Minderheiten (Stainback 1997: 17f.). Diese im 
Vergleich zu Deutschland „erweiterte Exklusion“ ganzer 
Bevölkerungsteile brachte in den USA der 1950er Jahre 
eine größere Spannung in die Diskussion zur Inklusion. 
Im angloamerikanischen Sprachraum ist die Entwicklung 
des Begriffs Inklusion eng mit Partizipationsbestrebungen 
von Menschen mit Behinderung verbunden und zeigt 
Anlehnungen an den Begriff Empowerment (Theunissen 
2006: 13f.). 

Im us-amerikanischen Raum ist Inklusion seit mehreren 
Dekaden nicht nur im Sprachgebrauch, sondern auch im 
praktischen, pädagogischen Bereich zur Anwendung ge-
kommen und entsprechend etabliert. Besonders bedeu-
tend ist, dass Inklusion nicht mit Integration gleichgesetzt 
wurde, sondern sich als ein eigenes Prinzip entwickelte 

(Hinz, 2003). Die „Inklusion“ von Kindern mit besonde-
rem Förderbedarf in reguläre Schulen begann in den USA 
schon in den späten 1970er und frühen 1980er Jahren, 
wenn auch zu Beginn oft nur auf einige Stunden am Tag 
beschränkt. Selbst Kinder mit „significant disabilities“ („si-
gnifikanten Behinderungen“) die zuvor kaum die Chance 
hatten, Bildung zu erfahren, erhielten nun die Möglichkeit, 
reguläre Schulen zu besuchen. Trotz dieser, im Vergleich 
zu Deutschland, frühen und fortschrittlichen Entwicklung 
verlief dieser Prozess in den USA nicht kritiklos. Entge-
gen der Einführung des „Education for all Handicapped 
Children Act“ 1975 gab es weiterhin, auch unter Wissen-
schaftler_innen, die Meinung, dass die Inklusionsbewe-
gung nicht der richtige Weg sei. In einigen Staaten wur-
den selbst die Bedingungen für Lehrer_innen, Zertifikate 
zu erlangen, die die Arbeit mit „behinderten“ Kindern 
ermöglicht, erschwert und damit auch das Fortschreiten 
der Inklusion verlangsamt (Stainback 1997: 21). 

Im deutschsprachigen Raum ist die Verbreitung des In-
klusionsprinzips eine weitaus jüngere Entwicklung. Der 
tatsächliche Ursprung des Begriffs im Bereich der Pä-
dagogik und Soziologie ist nur schwer im Detail zu re-
konstruieren und in seiner Geschichte zu fassen. Erste 
Ansätze zu einer inklusiven Pädagogik finden sich schon 
bei Friedrich Fröbel (1782-1852), dem Begründer der 
Spielpädagogik und des Kindergartens. Fröbel sah jeden 
Menschen als eigene Einheit im Rahmen der menschli-
chen Vielfalt an.1 Auch in der Sozialpsychologie ist das 
Prinzip Inklusion in Bezug auf die Einbindung Fremder in 
soziale Gruppen etabliert. 

Außerhalb dieser Zusammenhänge trat der Begriff Inklusi-
on zunächst im Frankreich der 1960er Jahre, in der politi-
schen Argumentation zur Ausgrenzungspolitik gegen nor-
dafrikanische Immigranten in Erscheinung (Winkler 2010: 
4). In Deutschland lässt sich der Terminus Inklusion im 
Sinne von „Nicht-ausgeschlossen-Sein“ bis in die 1970er 
Jahre zurückverfolgen. Zu dieser Zeit entwickelte sich im 
sozialpolitischen Kontext eine Diskussion zum Thema 
„Exklusion“ als Negativszenario. Aus der Notwendigkeit 
heraus, zu diesem Begriff eine entgegengesetzte positive 
Zielsetzung zu schaffen, wurde der Terminus Inklusion als 
soziologischer Gegenbegriff aufgegriffen. Inklusion findet in 
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diesem Zusammenhang als Parallelbegriff zur Integration 
Verwendung (Winkler 2010: 21). Im sozial-pädagogischen 
Diskurs trat das Prinzip der Inklusion vor den 1980er 
Jahren noch nicht in Erscheinung (a.a.O.: 4). Die neues-
ten Tendenzen der Inklusion als pädagogisches Prinzip in 
Deutschland, gehen in Ihrem Ursprung auf die Entwick-
lungen im englischsprachigen Raum zurück (a.a.O.: 8).

Inklusion hat sich zu einem werteorientierten Leitprinzip 
im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) 
in den Sozialwissenschaften, wie in der Pädagogik oder 
der Soziologie, entwickelt, das einen Grundsatz bzw. 
einen Maßstab des Handelns darstellt. Zu beachten ist 
aber, dass Inklusion bisher nicht als Konzept mit einem fi-
xierten Plan und Entwurf zu verstehen ist, da der Begriff in 
unterschiedlicher Ausprägung existiert und sich zunächst 
eine klar abgegrenzte Bedeutung etablieren muss. Darü-
ber hinaus wird der Begriff beispielsweise durch die ver-
schiedenen politischen oder fachlichen Interessen durch-
weg unterschiedlich konstruiert.

Die aktuellen Verständnisdimensionen 
von „Inklusion“

Generell geht es bei „Inklusion“ nicht mehr nur darum, 
„Ausgesonderte“ zu integrieren, sondern allen Menschen 
von vornherein die Partizipation an allen gesellschaft-
lichen Aktivitäten auf allen Ebenen und in vollem Umfang 
zu ermöglichen. Nicht alle Menschen sind gleich. Inklu-
sion bedeutet demnach, einen Blick für die Ressourcen 
zu haben, die mit Vielfalt in Verbindung stehen. Die Mög-
lichkeiten des Einzelnen sollen nicht an gesellschaftliche 
Notwendigkeiten angepasst werden, sondern die Ge-
sellschaft hat die Aufgabe, sich auf die Bedürfnisse der 
Betreffenden einzustellen. In der Konsequenz heißt das, 
dass die gesellschaftlichen und institutionellen Rahmen-
bedingungen sowie Kontextfaktoren so weiterentwickelt 
werden müssen, dass allen Menschen eine gleichberech-
tigte Teilhabe und barrierefreie Zugänge in allen gesell-
schaftlichen Subsystemen ermöglicht werden. 

Ausgehend von der Vielfalt aller Menschen als positivem 
Wert, soll daher Inklusion nicht auf eine bestimmte Zielgrup-
pe, wie z. B. Menschen mit Behinderungen, beschränkt 
werden. Das Prinzip Inklusion drückt in diesem Sinne um-
fassende Solidarität mit Menschen aus, die zwar Unter-
stützungsbedarf haben, der aber nicht zur Definition eines 
lebenslangen Sonderstatus führt. Entsprechend müssen 
sich auch die Leistungssysteme so verändern, dass sie 
eine individuelle Förderung aller Menschen ermöglichen.

Für die Kinder- und Jugendhilfe – und entsprechend in 
der Jugendsozialarbeit – leitet sich daraus ein Inklusi-
onsverständnis ab, das alle Faktoren von Ausgrenzung 

berücksichtigt. Neben Religion, Geschlecht, Ethnie, sozi-
oökonomischer Benachteiligung, kulturellem Hintergrund 
u.v.m. ist auch Behinderung nur ein möglicher Faktor von 
Exklusion. Schon im 13. Kinder- und Jugendbericht wer-
den zentrale, inklusive Aspekte formuliert:

• Die Jugendhilfe ist aufgefordert, sich für alle Kinder 
und Jugendlichen zuständig zu fühlen (§ 1 SGB VIII).

• Notwendig ist eine enge Kooperation mit Gesund-
heits- und Behindertenhilfe sowie den Selbsthilfeorga-
nisationen.

• Auf kommunaler Ebene sind inklusive und beteili-
gungsorientierte Jugendhilfeplanungsprozesse not-
wendig.

• Paradigmenwechsel in der Entwicklung von Angebo-
ten: von der „Fürsorge“ für Kinder und Jugendliche 
zur Wahrnehmung der Rechte, der Wahlmöglichkeiten 
und des selbstbestimmten Leben.

Voraussetzungen und Grenzen von Inklusion

Derzeit sind die Systeme der örtlichen und überörtlichen 
Sozialhilfe und teilweise auch der Jugendhilfe stark se-
lektierend: Eine medizinische Diagnose der „Behinde-
rung“ erleichtert z. B. zuweilen den Zugang zu Hilfen. Die 
Feststellung der Kostenträgerzuständigkeit nach Art der 
Behinderung widerspricht jedoch dem Prinzip der Inklu-
sion. Es ist daher ein grundsätzlicher Umbau der Syste-
me notwendig, um der Forderung nach Inklusion zu ent-
sprechen. Abgesehen von den zahlreichen erforderlichen 
Aushandlungsprozessen ist für eine Umsetzung von In-
klusion auch die Diskussion um ihre Grenzen notwendig. 

Eine grundsätzliche Voraussetzung für Inklusion ist das 
Vorhandensein von Wahl- und Handlungsmöglichkeiten, 
um die individuelle Lebenssituation selbstbestimmt modi-
fizieren zu können. Vor dem Hintergrund der gegenwär-
tigen gesellschaftlichen Entwicklungen besteht allerdings 
die Gefahr, dass „Selbstbestimmung“ in „Selbstverant-
wortung“ umgedeutet werden kann und die Frage des 
Empowerments zu einem Problem der einzelnen „behin-
derten“ Person wird. Die Befürchtung einer „Pädagogisie-
rung“ der Problemlagen von Kindern und Jugendlichen 
mit besonderen Bedürfnissen und der damit verknüpften 
Angst, dass bspw. behinderungsspezifische Leistungen 
aberkannt würden, ist Gegenstand der aktuellen Debatte 
um die so genannte „große Lösung“. 

Grundlegend sollte daher darauf geachtet werden, dass 
Begriffe wie „Inklusion“ und „Selbstbestimmung“ nicht 
durch einen inflationären Gebrauch umgedeutet werden, 
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mit dem Ergebnis, dass sich mit ihnen die Einsparmaß-
nahmen begründen. Ebenso ist darauf zu achten, dass 
die Grenzen des Individuums gewahrt bleiben – auch 
wenn dies das Bedürfnis nach „Exklusion“, im Sinne eines 
selbstbestimmten Rückzugs, einschließt! Es bleibt abzu-
warten, ob Inklusion wirklich politisch gewollt ist oder ein 
bloßes Schlagwort bleibt. Denn eines zeichnet sich ab: 
Inklusion wird nicht kostenneutral umgesetzt werden kön-
nen. Für die Orientierung zur Inklusion müssen Maßnah-
men zur Verfügung gestellt und (bestehende) Ressourcen 
erschlossen werden, damit das Konzept nicht in einem 
Sozialabbauprogramm mündet.

Umsetzung von Inklusion – Anforderungen 
und Grundlinien

Ein gemeinsames Verständnis von Inklusion ist der Schlüs-
sel für den Beginn der Neuorientierung bzw. des Paradig-
menwechsels auf dem Weg der Umsetzung der UN-BRK. 
Dabei muss das entstandene Verständnis von Inklusion für 
die einzelnen Arbeitsfelder operationalisiert werden.

Wie die Bertelsmann-Studie eindrucksvoll skizziert, ist 
z. B. das Verständnis von inklusiver Bildung sehr unter-
schiedlich. Um Transparenz und Vergleichbarkeit der 
verschiedenen Formen inklusiver, schulischer Bildung zu 
generieren bedarf es daher Vergleichbarkeitskriterien. Die 
Qualitätsbereiche

• Qualifizierung der Lehrenden
• Barrierefreiheit der Gebäude
• Angemessene, vielfaltsorientierte Lehrmethoden
• Implementierung lebenspraktischer Kompetenzen und
• Gewährleistung von Assistenz

sollten implementiert werden, mit dem Ziel, Bildungs-
strukturen aufzubauen, die sich konsequent an den 
Unterstützungsbedarfen und individuellen Bedürfnissen 
der Kinder und Jugendlichen orientieren. Schulsozialar-
beit soll dabei als Lernort ohne Druck und homogenen 
Leistungsanspruch wirken. 

Nach Oehme (2011), geht es in der „inklusionsorien-
tierten“ Jugendsozialarbeit grundsätzlich darum, Hand-
lungskonzepte für eine inklusive Pädagogik des Über-
gangs zu erarbeiten, die wiederum eine flexible, regional 
abgestimmte Hilfe- bzw. Unterstützungsstruktur erfor-
dert. Eine besondere Qualität der Schulsozialarbeit liegt 
im Grundverständnis und in der Methodik – Vernetzung 
im Sozialraum sowie Interdisziplinarität sind Grundvo-
raussetzung für eine gelingende Hilfestruktur. Sie greift 
beispielsweise Bildungsprozesse und Beschäftigung auf, 
wobei sie sich an den biografischen „Aufträgen“ orien-
tiert. Ziel ist dabei, regional und sozial eingebundene Bil-
dungs- und Beschäftigungsstrukturen aufzubauen, die 
dem konkreten Unterstützungsbedarf der Jugendlichen 
gerecht werden und für sie tatsächlich inklusiv (statt ex-
klusiv) wirken. 

Nimmt man die Prozesse der Inklusion ernst, dann gilt zu-
künftig noch stärker als bisher, alle am Prozess Beteiligte 
auch zu beteiligen. Partizipation und Vernetzung sind ge-
wissermaßen „Prädiktoren“ der Inklusion. Es reicht nicht 
aus, danach zu fragen, welche Unterstützung das „beein-
trächtigte“ Kind braucht, um vom System zu profitieren, 
sondern wir müssen uns fragen, welche Unterstützung 
und Begleitung alle Kinder brauchen, damit Inklusion ge-
lingt und entsprechend alle von ihr profitieren können. 

Uta Franziska Schmidt 
Deutsches Rotes Kreuz e.V. - Generalsekretariat 

Bildung für alle?!  

Ein Plädoyer für eine reflexive (Sozial)Pädagogik

Bereits 2005 hat die Bundesregierung in ihrer Stellung-
nahme zum zwölften Kinder- und Jugendbericht unterstri-
chen, wie wichtig es ist, Kinder und Jugendliche in ihrem 
Recht zu stärken, unter guten Bedingungen gesund und 
sicher aufwachsen zu können (vgl. Deutscher Bundestag 
2005). Der Auffassung des darauf folgenden dreizehnten 
Kinder- und Jugendberichts, dies durch einen notwen-
digen inklusiven Ansatz für ein gesundes und sicheres 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen zu erreichen, 
ist die Bundesregierung gefolgt und hat darüber hinaus 
auf den Ort einer möglichen Zuständigkeitskonzentrati-
on, nämlich der Kinder- und Jugendhilfe, verwiesen (vgl. 
ebd. 2009). Für den Ort Schule, an dem die Kinder- und 
Jugendhilfe mit ihren Angeboten (fast alle) Kinder und Ju-
gendlichen erreicht, muss dies als logische Konsequenz 
bedeuten, den Bildungsdiskurs mit dem Ziel zu führen, 
ein Verständnis von inklusiver Bildung zu etablieren und 
entsprechend umzusetzen, deren zentrales Moment Zu-
gangsgerechtigkeit ist.  

Als eine der bildungspolitischen Herausforderungen un-
serer Zeit steht dabei die Beantwortung der Frage aus, 
wie der Zusammenhang von sozioökonomischem Status, 
sozialer Herkunft und (einer erfolgreichen) Bildungsbiogra-
fie dauerhaft zu entkoppeln und damit Zugangsgerechtig-
keit für alle Kinder und Jugendlichen realisierbar ist. Die 
Bundesregierung formuliert in ihrer Stellungnahme zum 
aktuellen 14. Kinder- und Jugendbericht ihr „zentrales 
politisches Anliegen (…), faire Chancen trotz herkunfts-
bedingter Ungleichheiten zu eröffnen“ (vgl.ebd. 2013: 3) 
Denn „nirgends entscheidet die Herkunft eines Kindes 
so sehr über seine künftigen Bildungschancen und -ab-
schlüsse wie (…) in Deutschland.“ (vgl. ebd.2005:12) 

Notwendig dafür ist ein Paradigmenwechsel, der Rechts-
gleichheit und gleichberechtigte Teilhabe und Partizipa-
tion in allen gesamtgesellschaftlichen Bereichen für alle 
Menschen gleichermaßen umsetzt. Dies bedeutet vor 
allem, die Vielfalt von Lebensentwürfen und -modellen 
anzuerkennen und wertzuschätzen, soziale Ungleich-
heitsstrukturen zu analysieren sowie hegemoniale Interde-
pendenzen als Ausgangspunkt gesellschaftlicher Realität 
zu begreifen.  Auch die Kinder- und Jugendhilfe, die zu 
einem „zentralen gesellschaftlichen Akteur zur Förderung 
des Aufwachsens geworden“ ist und deren „Angebote 
und Leistungen (…) nahezu alle Kinder und Jugendlichen“ 

erreichen (ebd.2013:5) muss sich dabei ihrer gesamtge-
sellschaftlichen Verantwortung stellen. Im Kern bedeutet 
dies für die sozialpädagogische Theorie und Praxis, in 
einem selbstkritischen Prozess eigene Normierungslo-
giken und hegemoniale Diskurse zu analysieren und den 
(eigenen) Diskurs interdisziplinär zu öffnen. Am Ende die-
ses Prozesses konturiert sich eine Kinder- und Jugendhil-
fe, die sich in ihrem unmittelbaren Anknüpfen an die sub-
jektiven Erfahrungswelten von Kindern und Jugendlichen 
an den vielfältigen Lebenslagen orientiert und damit den 
Paradigmenwechsel einer inklusiven Bildung als einer Bil-
dung für alle auch im Praxisvollzug tatsächlich einlöst. 

Der vorliegende Text ist ein erziehungswissenschaftliches  
Plädoyer dafür, die derzeitige Debatte um Inklusion in den 
Diskurs sozialpädagogischer Theoriegeschichte und Pra-
xis einzubetten, zu analysieren und zu reflektieren. Sonst 
läuft die Kinder- und Jugendhilfe Gefahr, in einem nur 
semantischen Diskurs zu verbleiben und eben nicht eine 
inklusive Bildung(spolitik) für tatsächlich alle Kinder und 
Jugendlichen mitzuformulieren.

Der Pädagogische Diskurs 
um Zugangsgerechtigkeit

Anknüpfungspunkt des aktuellen Diskurses bieten eine 
ganze Reihe von erziehungswissenschaftlichen Aus-
einandersetzungen um Bildungszugänge (respektive 
Zugangsgerechtigkeit), die sich bis in die Anfänge der 
Entstehung der pädagogischen Theoriebildung zurück-
verfolgen lassen (vgl. u.a. Krüger 2002, Benner 2011). 
Fragen nach Zugängen zu Bildung und damit der Zu-
weisung des Bürgerlichen Subjektstatus (respektive des 
Ausschlusses davon) sind pädagogischen Bildungsdis-
kursen seit jeher inhärent. Ein exemplarischer Diskurs 
dafür ist der Bildungszugang von Mädchen und Frauen 
(vgl. hierzu beispielsweise Heinrichs 2001). Eine wichtige 
Aufgabe der Pädagogik besteht aktuell darin, sich der 
eigenen Theoriegeschichte zu vergegenwärtigen, um an 
die bisherigen Diskursstränge produktiv anzuknüpfen.

Bereits in der Auseinandersetzung mit interdisziplinären 
Zugängen der in den 1990er Jahren eingeläuteten „Post-
moderne“, deren Kern sich um die (interdisziplinäre) Aus-
einandersetzung um Identität, Differenz, Gleichheit und 
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Abbildung 1: Inklusion 
Quelle: http://www.inklusion-olpe.de/images/inklusion.jpg
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Gerechtigkeit konturiert, resümiert die Pädagogik ein 
zentrales Versäumnis wissenschaftlicher Rezeptionsge-
schichte. So stehe eine „kritische Auseinandersetzung 
mit identitätsorientierten Vorstellungen in pädagogischen 
Theorien (…) nicht zuletzt vor dem Hintergrund einer 
zunehmend in der Pädagogik an Bedeutung gewin-
nenden philosophisch fundierten Subjektkritik“ aus (Stroß 
1991:3f). Der Anspruch einer universellen Repräsentier-
barkeit identitätszuweisender Begriffe, wie sie in den 
1970er Jahre mit der Übernahme eines sozialwissen-
schaftlichen geprägten Identitätsbegriffs in die Pädagogik 
vollzogen wurde (vgl. Schweitzer 1985, 1988), wird be-
reits in den 1980er Jahren brüchig. Mit Klaus Mollenhauer 
gerät das Ziel schulischer Bemühungen, kohärente, sta-
bile und dauerhafte Identität und nur damit (bürgerlichen) 
Subjektstatus zu erlangen, in die pädagogische Kritik (vgl. 
Mollenhauer 1983). 

In der derzeitigen Gemengelage, die auf der einen Sei-
te besondere Pädagogiken verneint, oftmals im Rückfall 
auf immanente Integrationslogiken aber vom besonderen 
Subjekt ausgeht, scheint die Renaissance dieser Diskurs-
gestalt erkennbar, in deren Mittelpunkt die Frage nach 
dem Umgang mit Differenz und damit die Frage nach 
inhärenten Normierungslogiken von Identitätsprozessen 
als Ziel von vor allem schulischer Bildung stand. Auch die 
moderne Sozialarbeit untersuchte ihr Subjekt und stellte 
fest, dass sie ihre Aufgabenstellung an unterschiedlichen 
Dimensionen von Differenz entlang inhärenter Differenzli-
nien entwickelt hat (vgl. Maurer 2001, Böhnisch/Arnold/
Schröer 1999). 

Identität wird so zusehends als offen, fragmentiert, fragil 
und veränderbar verhandelt, (de)konstruiert und in den 
Zusammenhang von Differenz und der Erzeugung von 
sozialer Ungleichheit gestellt. Vor allem unter dem Ein-
fluss poststrukturalistischer Theoriebildung, Postcolonial, 
Gender, Queer und Disability Studies, sowie postfemi-
nistischer Ansätze und Theorien kommt der erziehungs-
wissenschaftliche Diskurs in Auseinandersetzung mit der 
eigenen Theorierezeption und Praxis zu der Erkenntnis, 
(soziale) Differenz zum einen aus der (gesellschaftlichen) 
Wahrnehmung sozialpädagogisch neutralisiert und damit 
zum Verschwinden gebracht, gleichzeitig Inhärenz und Im-
manenz von Ungleichheit immer wieder (re-) produziert zu 
haben (Maurer 2001). Seither haben sich unterschiedliche 
Diskursstränge herausgebildet, die Differenz und Gleich-
heit als Gegenstand pädagogischer Theoriebildung, vor 
allem vor dem Hintergrund normativer Regulative moder-
ner Gesellschaften und den daraus resultierenden gesell-
schaftspolitischen Herausforderungen diskutieren. Dabei 
haben sich die Diskurslinien diversifiziert und reichen von 
Vorstellungen egalitärer oder zielgruppenspezifischer Dif-
ferenz bis zu dekonstruktivistischen Ansätzen oder An-
sätzen von affirmative action1. Der erkenntnistheoretische 

Kern vor allem poststrukturalistischer respektive dekon-
struktivistischer Ansätze beinhaltet dabei, „Vielfalt nicht 
einfach (zu) postulieren, vielmehr jene Machtverhältnisse 
zur Sprache zu bringen, die Vielfalt hierarchisieren, ein-
schränken oder behindern“ (Hartmann 2001:72). 

Mit der derzeitigen Diskussion um die Anerkennung von 
Vielfalt und der inklusiven Gestaltung von Bildungsprozes-
sen kann pädagogischer Theoriebildung gelingen, die-
se Diskursstränge miteinander zu verbinden. Von einem 
„spezifischen Bereich pädagogischer Einrichtungen, die 
ursprünglich als Antwort auf soziale und pädagogische 
Notlagen enstanden sind“ (Iben 1998:117) und einer „Kri-
sen- und Interventionspädagogik“ (Konrad 1998:57) kann 
eine Gesellschaftstheorie werden, die Referenz auf ihr ur-
sprüngliches allgemeinpädagogisches Verständnis, damit 
Rekurs auf ein sozialphilosophisches Theorem nimmt und 
somit die Möglichkeit zum interdisziplinären, kritischen 
Diskurs (wieder)erlangt (vgl. Kronen 1980, Reyer 2002). 
Damit verbunden scheint eine vielleicht historische Chan-
ce, ein zugangsgerechtes Bildungssystem in Deutschland 
ausgestalten zu können. Die Pädagogik hat dabei die Vo-
raussetzungen für eine vermittelnde Reflexionsinstanz, 
indem sie mit ihren Arbeits- und Handlungsfeldern, wie 
dem der Jugendsozialarbeit, bedürfnisorientiert an vielfäl-
tigen Lebenslagen unmittelbar an die Erfahrungswelten 
von Kindern und Jugendlichen anknüpft und sensibel für 
mögliche Diskriminierungserfahrungen und -kontexte ist. 

Öffnung von Schule 

Dass das deutsche Bildungswesen strukturell und institu-
tionell benachteiligt und diskriminiert, ist hinreichend be-
legt (vgl. u.a. PISA 2001, CRC 2004:5, Deutscher Bun-
destag 2010 und 2012, Fereidoori 20012). Dies wird nicht 
nur vor dem Hintergrund der Barrieren der Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention im deutschen Schulsy-
stem sichtbar. Besonders deutlich wird dies auch an den 
Bildungszugängen junger Flüchtlinge, asylsuchender Kin-
der und Jugendlicher und Kinder und Jugendlicher in der 
so genannten aufenthaltsrechtlichen Illegalität (vgl. hier 
u.a. Motakef 2006, Kößler u.a. 2013). So gibt es nach wie 
vor für diese Kinder und Jugendlichen keine bundesein-
heitliche Regelung der Schulpflicht, die den strukturellen 
Ausschluss von Zugangsgerechtigkeit verhindert und den 
mit dem Menschrecht auf Bildung verankerten diskrimi-
nierungsfreien Zugang zu Bildung für alle Kinder und Ju-
gendlichen ermöglicht (vgl. Motakef 2006:25). Vor allem 
für Kinder und Jugendliche in der aufenthaltsrechtlichen 
Illegalität ist es dabei nach wie vor entscheidend, in wel-
chem Bundesland sie leben und damit, ob sie überhaupt 
Möglichkeiten des Schulzugangs haben (Kößler/Mohr/
Habbe 2013:21f, http://www.drk.de/illegalitaet) und „ihre 
Bildungsrechte (…) realisieren“ können, „da sie oder ihre 

Eltern fürchten, dass ihr irregulärer Aufenthalt dadurch 
bekannt wird“ (Motakef 2006: 32). Strukturelle Diskrimi-
nierung und Ausschluss haben neben den rechtlichen 
Hürden unmittelbare und mittelbare Auswirkungen auf 
Anerkennung, Wertschätzung und Akzeptanz der eige-
nen Lebenslage. Hinzukommt, dass Kinder und Jugend-
liche einen weiteren folgenreichen Ausschluss erleben: In 
der Verhinderung ihres biografischen Narrativs wird ihnen 
eine grundlegende Voraussetzung identitätsstiftender 
Prozesse verwehrt. Für den deutschsprachigen und eu-
ropäischen Raum liegen inzwischen profunde Studien 
zu gesellschaftlichen Diskriminierungseinstellungen und 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit vor (vgl. u.a. 
Rottleuthner/Mahlmann 2011, Zick u.a. 2011, Heitmeyer 
2012, Klocke 2012); die Auswirkungen negativer Stereo-
typisierungen und Diskriminierung auf die (Bildungs)Bio-
grafie von Kindern und Jugendlichen sind hingegen nur 
selten auch Untersuchungsgegenstand (vgl. Gomolla/
Radtke 2009). So stellte 2009 das PISA-Konsortium fest, 
dass „mangelnde Wertschätzung und Akzeptanz“ als 
Einflussgröße auf Leistungen und Wirkmächtigkeit von 
Stereotypisierungen (Klieme u.a. 2010:227) bisher nur 
unzureichend erforscht sind.2 

Darüber hinaus sind Kinder und Jugendliche im Bil-
dungssystem aber auch sublimen Diskriminierungen 
ausgesetzt. Viele Schüler_innen finden sich in Schule in 
ihren Lebenszusammenhängen nicht oder nur marginal 
repräsentiert. Zwar sucht Schule in den letzten Jahren 
zunehmend die Auseinandersetzung im Umgang mit Viel-
falt und Heterogenität3; dies geschieht jedoch oftmals vor 
allem in Auseinandersetzung mit Leistungsansprüchen 
und Leistungsheterogenität. Dass die Auswirkungen 
fehlender Diversität auf die Leistungen von beispielswei-
se Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
ernst zu nehmen sind, hat unlängst die Beauftragte der 
Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integrati-
on in ihrem 9. Bericht über die Lage der Ausländerinnen 
und Ausländer in Deutschland betont.4 Die Vielfalt von Le-
benssituationen5, biografischen Erfahrungen6 oder Fami-
lienmodellen und Lebensentwürfen7 findet hingegen nur 
selten oder marginal Repräsenz im schulischen Curricu-
lum oder ist geprägt von stigmatisierenden Zuweisungen 
von Identität(en), die auf inhärente Normierungslogiken 
abheben, beispielsweise durch binäre Darstellungen und 
Texte in Schulbüchern (vgl. GEI 2004). 

Kinder- und Jugendhilfe kann am Ort Schule einen wich-
tigen Diskursraum eröffnen und gestalten, in dessen Zen-
trum die kritische Reflexion institutioneller Normierungs-
logiken und (binärer) Schemata steht. Damit kommt ihr in 
ihrem anwaltschaftlichen Verständnis die Aufgabe einer 
Reflexionsinstanz zu, die auf die Frage abhebt, was es 
(für Kinder und Jugendliche) heißt, Diskriminierung bi-
ografisch zu erfahren. Dabei hat sie auch den Auftrag, 

selbstkritisch nach ihrer eigenen Offenheit für die viel-
fältigen Lebenslagen von Kindern und Jugendlichen zu 
fragen, um zu verhindern, „Differenz als Ausdruck gesell-
schaftlicher Ungleichheitsverhältnisse zu reifizieren und 
festzulegen“ (Wartenpfuhl 2000:77). Für die Gestaltung 
des eigenen pädagogischen Diskurses, der sozialpäda-
gogischen Arbeitsfelder, der Ausgestaltung des Curri-
culums und der Qualifizierung von Fachkräften bedeutet 
dies, die folgenden zwei Perspektiven einzunehmen.

1. Öffnung für vielfältige Lebenslagen: 
Normierungslogiken reflektieren, Vielfalt  
anerkennen und wertschätzen

Pädagogische Theorie und Forschung muss sich zum 
Auftrag machen, scheinbar offene Forschungsdesigns 
auf die (Re)Produktion (substantiell) dualer Normierungen 
und Stereotypisierungen und auf „essentialisierende, 
vereindeutigende bzw. norm(alis)ierende Mechanismen“ 
(Hartmann 2000:265) zu befragen. Darüber hinaus muss 
sie an den konkreten Erfahrungswelten von Kindern und 
Jugendlichen anknüpfen, damit es ihr gelingen kann, 
Auswirkungen und Folgen von Bildungsausschlüssen 
und (sublimer) Diskriminierung zu analysieren und da-
durch bedingte soziale Ungleichheitsstrukturen nicht ein-
fach zu neutralisieren.8 

Begreift pädagogische Theorie, Forschung und Praxis ein 
zentrales pädagogisches Moment darin, die Repräsenz 
der vielfältigen Lebenslagen und Lebenszusammenhänge 
von Kindern und Jugendlichen als Voraussetzung gleich-
berechtigter Teilhabe und Partizipation im Bildungssy-
stem zu verstehen, muss sie nach der „Erfahrbarkeit und 
Verwirklichung der Rechte im Alltag“ (vgl. Knoche 2011: 
196) von Kindern und Jugendlichen fragen.9  Dabei kann 
die Kinder- und Jugendhilfe in ihrem anwaltschaftlichen 
Selbstverständnis entscheidend zu Prozessen der Öff-
nung und Bewusstseinsbildung beitragen und den Per-
spektivwechsel in der Praxis vollziehen. Ist der „Abbau 
der Ungleichheiten eine zentrale Herausforderung der 
kommenden Jahre, bei der die Kinder- und Jugendhilfe 
eine wichtige Aufgabe zukommt“ (Deutscher Bundestag 
2013:41), formuliert Kinder- und Jugendhilfe dann als ih-
ren zentralen Auftrag, sich auf eigene (inhärente) Normie-
rungslogiken zu befragen und selbstkritisch mit eigenen 
Mechanismen und Reifizierungen von Normierungslo-
giken umzugehen. Nur dann kann sie „ihre Angebote und 
ihr Handeln systematisch an der wachsenden Vielfalt der 
Lebenslagen“ (ebd:42) ausrichten. 

Eine besondere Rolle kommt der Kinder- und Jugend-
hilfe dabei in der Sensibilisierung gegenüber subli-
men Ausschlüssen zu, in dem sie Offenheit gegenüber 
sublimen Diskriminierungserfahrungen und möglichen 
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-kontexten entwickelt und (geschützte) Räume für Kinder 
und Jugendliche bereitstellt. Neben der Sensibilisierung 
von Fachkräften können wissenssoziologische Ansätze 
die Perspektive um die Wahrnehmung erweitern, Un-
gleichheitsstrukturen und Differenz(en) als einen (diskursiv 
erzeugten) Effekt sozialer Ungleichheit immer wieder zu 
reflektieren und so eine Reproduktion und Reifizierung 
verhindern.

2. Öffnung des Diskurses – Perspektiven  
wechseln 

Die Anerkennung und Reflexion der Wirkmächtigkeit 
zugeschriebener Identitäten und Zugehörigkeiten steht 
damit im Zentrum der Öffnung des pädagogischen Dis-
kurses. Anerkennungsbewegungen (vgl. Honneth 2010) 
ermöglichen den Paradigmenwechsel eines Sprechens 
für zu einem Sprechen mit und öffnen die Diskursbreite. 
In der Sichtbarmachung von Ausschlüssen analysieren 
sie nicht nur (bisher unsichtbare) soziale Ungleichheits-
strukturen, sondern markieren Differenz als Analysebe-
griff, der Benachteiligungsstrukturen in den Blick neh-
mend Gleichheitsforderungen ermöglicht.

Als wichtige (gesellschaftspolitische) Akteure machen An-
erkennungsbewegungen damit die Inhärenz(politiken) des 
Ausschlusses und damit Zugangsbarrieren und Rechts-
ungleichheiten sichtbar. Sie leisten damit auch einen wich-
tigen Beitrag zur Analyse gesellschaftlicher (Un)Gleich-
heitsdiskurse und dessen Wirkmacht. Etwa der Frage 
nach Effekten und Folgen, die es hat, wenn Menschen zu 
Subjekten von Rechtsungleichheit (kategorisiert) werden 
und (damit) dauerhaft der Zugang zu sozioökonomischen 
Ressourcen, gesellschaftlichen und sozialen Institutionen 
sowie Anerkennung und Partizipation im öffentlich-politi-
schen Raum erschwert oder verweigert wird. 

Entscheidend in der Öffnung des Diskurses ist dabei die 
Anerkennung von Identität als (De)Konstrukt und damit 
der Unterscheidung von Prozessen von Identitätszuwei-
sungen und individuellen oder affirmativen Prozessen 
der Selbstbezeichnung. Auch das Konzept der Intersek-
tionalität (vgl. Winker/Degele 2010, Walgenbach 2012) 
kann eine hilfreiche Perspektive zur Darstellung (vor allem 
sublimer respektive tradierter) Diskriminierung entlang in-
härenter Normierungslogiken und Hegemonien sein, um 
erziehungswissenschaftliche Forschung und Diskurse zu 
öffnen und die Reproduktion von Ausschlüssen zu ver-
meiden. 

Darüber hinaus muss eine Öffnung zu inter- und trans-
disziplinärer Forschung und Theorierezeption erfolgen.10 
Gleiches gilt im Rekurs auf wissenssoziologische Per-
spektiven, die die Wirkmacht normativer Regulative auf 

Zugang zu und Ausschluss von gesellschaftlichen Res-
sourcen, Gütern und Institutionen analysieren und in ihrer 
Herstellung und historischen Bedeutung reflektieren.

Plädoyer für eine selbstreflexive  
(Sozial)Pädagogik 

Der (derzeitigen) Herausforderung, den gesamtgesell-
schaftlichen Diskurs um die Anerkennung von Vielfalt 
außerhalb binär verfahrender Normierungslogiken zu 
konstituieren und die Effekte von Zugangs(un)gerechtig-
keit und Diskriminierung von Kindern und Jugendlichen 
zu analysieren, muss sich die Pädagogik und damit die 
Kinder- und Jugendhilfe stellen. Dabei kann eine sich als 
Gesellschaftstheorie verstehende Pädagogik die zwei 
entscheidenden Diskurslinien in der Öffnung für Vielfalt 
miteinander verbinden und gemeinsame Diskurslinien 
identifizieren: Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, die 
Bedürfnisse und Bedarfe von allen Kindern und Jugend-
lichen zu berücksichtigen und soziale Ungleichheitsstruk-
turen zu analysieren und zu reflektieren, ohne diese zu 
übersehen oder selbst (Differenz) zu (re)produzieren. Da-
rüber hinaus ist es besonderer Auftrag der Kinder- und 
Jugendhilfe, Diskurslinien, in deren Fokus Ungleichheits-
strukturen stehen, sensibel und offen zu begleiten und 
die Übernahme unhinterfragter Differenzlinien, die (subli-
me) Diskriminierungseffekte zur Folge haben, kritisch zu 
reflektieren. 

Der Angst des Verlustes der sozialintegrativen Vermitt-
lungsfunktion von Pädagogik kann dabei mit einer refle-
xiven Perspektive und einem gesellschaftstheoretischen 
Selbstverständnis selbstbewusst begegnet werden. Mit 
der Debatte um Inklusion gewinnen vielmehr die seither 
vielfältigen interdisziplinären Bemühungen und Ansätze, 
Differenz und Gleichheit als Gegenstand pädagogischer 
Theoriebildung vor dem Hintergrund normativer Regula-
tive moderner Gesellschaften und den daraus resultie-
renden gesellschaftspolitischen Herausforderungen zu 
diskutieren, an Aktualität; vielmehr verhilft der Diskurs um 
eine inklusive Bildung pädagogischer Theoriebildung, die 
Versäumnisse ihrer wissenschaftlichen Rezeptionsge-
schichte nachzuholen und als Reflexionsinstanz in den 
gesellschaftlichen Vermittlungsprozess einzutreten.

Tina Alicke 
Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. (ISS)

Vielfalt und Inklusion im Bildungsbereich

Lebenslagen, Einstellungen sowie familiäre und individuelle 
Ressourcen finden in unserer hochdifferenzierten Gesell-
schaft vielfältige Ausprägungen. Diese Differenzierung der 
gesellschaftlichen Facetten spiegelt sich auch in den un-
terschiedlichen Ausgangsbedingungen von Kindern und 
Jugendlichen, die sich wiederum auf die Teilhabechancen 
an verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen auswirken. 
Besonders deutlich wurden in der Diskussion der vergan-
genen Jahre die Unterschiede im Bildungsbereich, in dem 
zugleich die Weichen für die spätere Lebensführung und 
die Zugänge zum Arbeitsmarkt gestellt werden. 

Internationale Vergleichsstudien wie PISA und IGLU/
PRILS haben mehrfach gezeigt, dass gerade in Deutsch-
land ein deutlicher Zusammenhang zwischen Bildungs-
beteiligung und familiärer Herkunft besteht. Immer noch 
hängt der Bildungserfolg stark von dem sozioökono-
mischen Hintergrund der Kinder und Jugendlichen ab 
(vgl. Bertelsmann Stiftung 2011: 18). „Die Selektion im 
Bildungssystem findet [jedoch] nicht über die eigentliche 
Leistungsfähigkeit der Lernenden statt, sondern folgt − 
indirekt vermittelt − der Heterogenität in den nicht-kogni-
tiven Ausgangsbedingungen der Schüler/innen.“ (Akti-
onsrat Bildung 2007) 

Deutschland steht dahingehend derzeit vor der Anfor-
derung, einen grundsätzlichen Paradigmenwechsel zu 
vollziehen: Am 15. Juni 2011 hat das Bundeskabinett 
den „Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung des Über-
einkommens der Vereinten Nationen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen“ verabschiedet. Die 
UN-Konvention basiert dabei auf einem Verständnis von 
Behinderung, das jede Form körperlicher, seelischer, 
geistiger oder Sinnesbeeinträchtigung als normalen Be-
standteil menschlichen Lebens und menschlicher Gesell-
schaft sowie als bereichernde Vielfalt anerkennt. Gemäß 
Artikel 24 der UN-Konvention muss in diesem Zusam-
menhang ein inklusives Bildungssystem geschaffen wer-
den, bei dem das gemeinsame Lernen der Regelfall wird.

Das Verständnis von inklusiver Schule der UN-Konvention 
reicht jedoch über den Begriff von Behinderung hinaus 
und plädiert vielmehr im weiteren Sinn für eine „Bildung für 
alle“: „Alle Menschen weltweit sollen Zugang zu qualitativ 
hochwertiger Bildung erhalten. Jeder muss in die Lage 
versetzt werden, seine Potenziale entfalten zu können. 
Dieser Anspruch ist universal und gilt unabhängig von Ge-
schlecht, sozialen und ökonomischen Voraussetzungen 

oder besonderen Lernbedürfnissen eines Menschen“ 
(Deutsche UNESCO-Kommission 2009: 3).

Es stellt sich daher die Frage, wie eine Bildung gestaltet 
werden kann, welche die Heterogenität der Gesellschaft 
aufnimmt, die Vielfalt von Schüler_innen positiv umsetzt 
und eine Bildung für alle ermöglicht. 

Heterogenität als „Problem“ von Bildung?

Der klassische Auftrag von Schule beinhaltet neben der 
Legitimierung der gesellschaftlichen Grundwerte, Qualifi-
zierung und Sozialisation als weiteres Element die Selekti-
on als Ausleseprozess (vgl. Fend 1980). Letzteres hat u.a. 
eine Differenzierung von „Leistungsfähigkeit“ zum Ziel, die 
sich im stark selektierenden deutschen Bildungssystem, 
das nach „Leistungsfähigkeit“ in Schulformen und Grup-
pen unterteilt, wiederspiegelt. 

Aus der defizitorientierten Perspektive heraus werden die 
großen Unterschiede zwischen Schüler_innen in der öf-
fentlichen Diskussion häufig auf unterschiedlichen Ebenen 
verortet: bei den mangelnden Fähigkeiten oder fehlender 
Leistungsbereitschaft der Schüler_innen selbst; bei De-
fiziten der Lehrkräfte (als fehlerhafte Unterrichtsgestal-
tung) oder bei Mängeln des Bildungssystems, das den 
Leistungsanforderungen der Wirtschaft nicht gerecht wird. 

Die unterschiedlichen Bedarfe von Schüler_innen (z. B. 
Lerntempo, Aufnahmefähigkeit, Interessenslagen, Mut-
tersprachlichkeit) werden hingegen in der Schulstruk-
tur bisher jedoch nur selten berücksichtigt, sondern es 
werden meist allgemeine Standards, eine einheitliche 
„Norm“, als Maß der Leistung für alle angesetzt (Duncker 
2009: 230ff.). Schülerinnen und Schüler, die nicht einer 
homogenisierenden Vorstellung von „Normalität“ entspre-
chen, stehen damit bisher nicht nur vor besonders hohen 
strukturellen Barrieren, sondern sehen sich zudem auf-
grund ihrer „Normabweichung“ oft im Scheinwerferlicht 
defizit- und problemorientierter Analysen.

Schule als, im traditionellen Verständnis, normorientierte 
und normierende gesellschaftliche Instanz kann jedoch 
der Vielfalt an Lebensbedingungen und Ausgangsla-
gen ihrer Schüler_innen nur schwer Rechnung tragen. 
Vielmehr wird die Heterogenität von Schüler_innen zum 
„Problem“ (s. u.a. Duncker 2009: 225). Homogenität ist 
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jedoch nicht gesellschaftliche Realität und Heterogenität 
wird erst dann zum „Problem“, wenn homogene Norm-
vorstellungen den Blick prägen. 

Die Ausgangslagen von Kindern und Jugendlichen unter-
scheiden sich stark mit Blick auf den sozioökonomischen 
Status der Familie (z. B. Armutsrisiko), in Merkmalen wie 
einem Migrationshintergrund, Religionszugehörigkeit oder 
mit Blick auf Behinderungen. Neben diesen Merkmalen, 
die Gruppen zugewiesen werden, spiegeln sich Dimen-
sionen der Vielfalt jedoch auch auf individueller Ebene. 
So kann jedes der gruppenbezogenen Merkmale sehr 
unterschiedliche individuelle Ausprägungen (z. B. Grad 
der „Behinderung“, Stand der deutschen Sprachbeherr-
schung u.a.) annehmen. Zudem kann jedes Merkmal in 
jedem Kind unterschiedlich kombiniert sein. Die Zürcher 
Lonigtudinalstudien, die durch Remo Largo maßgeblich 
geprägt wurden, belegen z. B. die große Bandbreite der 
individuellen Unterschiede, z. B. im Schlafbedürfnis, kör-
perlichen Voraussetzungen, Vorlieben und Lernverhalten 
(s. z. B. Largo 2010, Largo/Beglinger 2010). Als dritte Di-
mension der Vielfalt werden Kinder und Jugendliche von 
biografischen Unterschieden beeinflusst, u.a. im Zugang 
zu Ressourcen, den Erziehungsstilen der Eltern, dem 
Freundeskreis und vielen weiteren Elementen, aus denen 
sich die Identität eines Individuums herausbildet. 

Der Begriff „Vielfalt“ greift diese Mehrdimensionalität von 
Individualität auf. Er beinhaltet u.a.:

• soziodemografische Merkmale (Ethnische Herkunft, 
Geschlecht, Zugehörigkeit zu Religion oder Weltan-
schauung, Alter)

• Fähigkeiten (physische/mentale Fähigkeiten, Wissen, 
Fertigkeiten, Kompetenzen)

• soziale Rollen in verschiedenen Kontexten (Ausbil-
dung, Beruf, Stellung in der Gruppe, sozioökono-
mischer Status)

• das soziale Netzwerk (Familie, Freundeskreis, Part-
nerschaft, Gruppenzugehörigkeit, Qualität der Unter-
stützung durch das Netzwerk, institutionelle Unterstüt-
zung, Erwartungen an das Individuum)

• Erfahrungen (Erziehungsstile der Eltern, biografische 
Erfahrungen, Brüche im Lebensverlauf, Erfahrungen 
der Unterstützung)

• Einstellungen (sexuelle Orientierung, Weltanschauung, 
Wertehierarchie, Motivationen, Selbstkonzept, subjek-
tives Empfinden)

• Individuelle Vorlieben und Abneigungen (Freizeitverhal-
ten, Gewohnheiten, Auftreten und Erscheinungsbild)

• Lebenslagen und -situation (der Zugang zu kulturellen, 
gesundheitlichen, sozialen und finanziellen Ressourcen) 

Folgt man diesem Gedankengang, wird nicht nur strittig, 
wo die Grenzen der konstruierten Kategorien zur „Norma-
lität“ verlaufen, sondern auch die Zuordnung von Kindern 
und Jugendlichen zu einer Gruppe („Migranten“, „Behin-
derte“) aufgrund nur eines Merkmals wird mehr als frag-
würdig. 

Abbildung 1: Mehrdimensionalität von Vielfalt   
Quelle: Eigene Darstellung

Diese Mehrdimensionalität zieht folgende Grundsätze 
nach sich:

1. Die Zuordnung zu Gruppen kann nicht nur „von außen“ 
entlang eines Merkmals erfolgen, sondern muss zum 
einen allen Merkmalen des Individuums Rechnung tra-
gen und sie muss zum zweiten die Selbstzuordnung 
des Individuums beachten.

2. Die Ausprägungen von Merkmalen sind sehr unter-
schiedlich, und muss auch innerhalb einer „Zielgrup-
pe“ beachtet werden.

3. Die meisten der Dimensionen sind nicht statisch, son-
dern veränderlich und variieren situativ und im Lebens-
verlauf.

4. Die Dimensionen beeinflussen sich gegenseitig und 
tragen zum ständigen Wandel bei.

Angesichts dieser Mehrdimensionalität von Vielfalt kann 
eine normgerichtete Vorstellung von Homogenität nicht 
Basis einer adäquaten Bildung sein. Um soziale Ungleich-
heit abzumildern, stellt sich vielmehr für alle Akteure im 
Lebensumfeld von Kindern und Jugendlichen die Frage, 
wie mit der Heterogenität von Schüler_innen in einer po-
sitiven Weise umgegangen werden kann. 

Vielfalt als Chance – Inklusive Bildung

Der Mehrdimensionalität des Einzelnen entspricht der An-
satz „Vielfalt gestalten“. Dieser Ansatz beinhaltet den „...ak-
tiven Umgang mit Vielfalt und Verschiedenheit, das Wahr-
nehmen und Anerkennen von Vielfalt und Verschiedenheit 
und den Umgang miteinander ohne pauschalisierte Stereo-
typisierung/Zuschreibung mit verschiedenen Lebenshinter-
gründen und -weisen“ (SPI o.J.: 39). Dies bedeutet auch, 
alle Kinder und Jugendlichen in ihrer Vielfalt anzuerkennen 
und sie gemäß ihrer jeweiligen Ausgangslagen, Fähigkeiten 
und Bedürfnisse zu fördern, ohne ausgrenzende Sonder-
strukturen zu schaffen. Seit einigen Jahren etabliert sich 
dahingehend auch im Setting Schule eine Sichtweise, wel-
che Heterogenität nicht als Problem, sondern als Chance 
begreift. Sie betont z. B. nicht die Verschiedenheit, sondern 
gerade das positive Zusammenleben in Vielfalt unter Nut-
zung der daraus entstehenden Ressourcen für gegensei-
tige Lernprozesse der Gemeinschaft. 

In diese positive Sichtweise von Vielfalt lässt sich auch 
die derzeitige Debatte um „Inklusive Bildung“ einord-
nen: Der Begriff Inklusion stammt ursprünglich aus der 
Behinderten- und Menschenrechtsbewegung und wird 
heute auch von vielen Akteuren noch vorrangig vor die-
sem Hintergrund verstanden. Im erweiterten Verständnis 

der Vereinten Nationen wird darunter jedoch die Beseiti-
gung jeder Form von Exklusion im Bildungsbereich ge-
fasst: „Das Ziel von inklusiver Bildung ist, Exklusion zu 
beseitigen. Diese entsteht durch negative Einstellungen 
und mangelnde Berücksichtigung von Vielfalt in öko-
nomischen Voraussetzungen, sozialer Zugehörigkeit, 
Ethnizität, Sprache, Religion, Geschlecht, sexueller Ori-
entierung und Fähigkeiten. Bildung vollzieht sich in forma-
len und non-formalen Kontexten, in Familien und in den 
Gemeinden. Folglich ist inklusive Bildung kein randstän-
diges Thema, sondern zentral, um qualitativ hochwertige 
Bildung für alle Lernenden zu erreichen und um eine in-
klusivere Gesellschaft zu entwickeln. Inklusive Bildung ist 
wesentlich, um soziale Gerechtigkeit zu erreichen und sie 
ist ein konstituierendes Element lebenslangen Lernens“ 
(Deutsche UNESCO Kommission 2009: 4). Inklusive Bil-
dung wird dabei als Schlüsselprozess der Umsetzung 
einer „Bildung für alle“ (Education for All, EFA) gesehen.

„Inklusion“ beinhaltet damit die Berücksichtigung der 
Person in ihrer individuellen Vielfalt im System, sowohl 
auf gesellschaftlicher Ebene, als auch in Teilsystemen 
wie im Bildungsbereich oder in den Ausformungen der 
jeweiligen Institutionen wie Schule. Inklusive Schule rückt 
in die Nähe einer „Pädagogik der Vielfalt“ (z. B. Prengel 
1993, Hinz 1993). Die Unterschiedlichkeit von Schü-
ler_innen wird dabei nicht mehr als Defizit in Hinblick auf 
eine homogenisierende Norm betrachtet, sondern ge-
sellschaftliche Vielfalt in- und außerhalb von Schule als 
positiver Wert anerkannt.1 Inklusive Schule kann als der 
Prozess bezeichnet werden, Bildung vielfältig zu gestalten 
und eine „Bildung für alle“ umzusetzen: „Alle Menschen 
weltweit sollen Zugang zu qualitativ hochwertiger Bildung 
erhalten Jeder muss in die Lage versetzt werden, seine 
Potenziale entfalten zu können Dieser Anspruch ist uni-
versal und gilt unabhängig von Geschlecht, sozialen und 
ökonomischen Voraussetzungen oder besonderen Lern-
bedürfnissen eines Menschen.“ (Deutsche UNESCO-
Kommission 2009: 3)

Eine zentrale Zieldimension von Vielfalt und Inklusion ist 
die Sicherung der Teilhabe aller Menschen an den gesell-
schaftlichen Teilbereichen wie Bildung oder Gesundheit. 
Grundlegend ist dafür der Ansatz, dass zu einer men-
schenwürdigen Existenz mehr gehört als die reine Erfüllung 
der physischen Grundbedürfnisse. Soziale Teilhabe wird 
damit zum zentralen Begriff und zum Maß in der Diskus-
sion um soziale Gerechtigkeit. Eine Verständnisdimension 
von Teilhabe beinhaltet dabei die Zugänge und die Möglich-
keit der vollen Nutzung von gesellschaftlichen, politischen, 
kulturellen und sozialen Ressourcen im Sinne einer Beteili-
gung oder Teilnahme. Zum anderen bezeichnet Teilhabe in 
einem umfassenderen Verständnis die aktive Mitgestaltung 
des gesellschaftlichen und individuellen Umfelds im Sinne 
einer Partizipation (vgl. z. B. Nullmeier 2010: 32).2 
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Für Kinder und Jugendliche bedeutet daher Teilhabe zum 
einen die Eröffnung von Zugängen und Beteiligung in 
allen gesellschaftlichen Bereichen unabhängig von ihrer 
familiären Herkunft, die Unterstützung bei der Nutzung 
dieser Bereiche und die Möglichkeit zum schulischen und 
gesellschaftlichen Lernen. Zum anderen bedeutet es, die 
Möglichkeiten einer aktiven Teilnahme und Mitgestaltung 
(Partizipation) in allen Bereichen, die Kinder und Jugendli-
che betreffen gemäß den Grundrechten von Kindern und 
Jugendlichen, die in der UN-Kinderrechtskonvention ver-
einbart wurden. 

Mit der Ratifizierung der UN-Konvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen im Jahr 2009 hat sich 
die Bundesrepublik Deutschland dazu verpflichtet, die 
Prinzipien, Wertehaltungen und Umsetzungen von Inklu-
sion und inklusiver Schule in Deutschland zu etablieren. 
Dies beinhaltet tiefgreifende Veränderungen auf normati-
ver, rechtlicher und struktureller Ebene.

Bildung inklusiv und vielfältig gestalten

Ziel einer Inklusiven Schule ist eine Strukturierung von 
Rahmenbedingungen und Lernen in einer Weise, in der 
die Teilnahme und Partizipation für alle Schüler_innen 
möglich werden. Die Förderung im Rahmen der Regel-
strukturen löst dahingehend im Bereich Schule das Kon-
zept von „Förderklassen“ oder auf bestimmte Zielgruppen 
beschränkte Angebote ab, denn wo Inklusion „... gelingt, 
werden separierende Einrichtungen unnötig.“ (AFET und 
IGfH 2011: 2). 

Um Bildung vielfältig zu gestalten und die Erfordernisse 
einer inklusiven Schule umzusetzen, sind inklusive Prak-
tiken auf mehreren Ebenen zu schaffen (vgl. UN-Konven-
tion über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, 
Art. 24):

• die Verankerung von Vielfalt als positivem Wert in 
allen Strukturen.

Eine Haltung der Vielfalt sensibilisiert besonders für die 
Einzigartigkeit des Individuums, die über einzelne Merk-
male hinausreicht. Weniger steht die Bearbeitung von 

Teilthemen im Vordergrund, als vielmehr deren Verbin-
dung in einer inklusiven Haltung, die die Bedürfnisse von 
allen berücksichtigt. 

Maßnahmen, um Vielfalt als positiven Wert zu verankern 
und Diskriminierung abzubauen müssen sowohl auf der 
institutionellen Schulebene, als auch bei der Bewusst-
seinsbildung von Schüler_innen, der Lehrerschaft und 
der Führungsebene ansetzen. Jugendsozialarbeit ist ein 
zentraler Bestandteil einer Verankerung von Vielfalt an 
Schule, z. B. im Rahmen der gemeinsamen Erarbeitung 
von Schulkonzepten, in der Durchführung von Projekten 
und Projekttagen, als Ansprechpartner gegen Diskrimi-
nierung, in der Beratung und in der Unterstützung von 
Konfliktbearbeitungen sowie im Transfer der Bedarfe der 
Schüler_innen in die institutionellen Strukturen.

• das Erkennen und der Abbau von möglichen Bar-
rieren der Teilhabe.

Als Barrieren gelten alle Elemente in der Umwelt, die 
eine Teilnahme und Mitgestaltung von Schülerinnen und 
Schülern am gemeinsamen Leben und Lernen behindern 
(vgl. Schulze 2011: 16).

Eine Schule der Vielfalt umzusetzen heißt, Gegenstände, 
Einrichtungen, Medien und weitere Kommunikations-
formen so zu gestalteten, das sie von allen Schüler_in-
nen, allen Lehrkräften und dem gesamten Schulpersonal 
uneingeschränkt benutzt werden können. Sie bedeutet 
weiterhin die Reflexion und den Abbau sozialer Barrie-
ren (wie diskriminierenden Einstellungen), und schließlich 
beinhaltet sie das kritische Überprüfen und den Abbau 
ökonomischer Barrieren.

• die Schaffung von inklusiven Lehr- und Lern-
strukturen.

Eine Teilhabe für alle an einer gemeinsamen Bildung 
bedeutet eine Orientierung nicht an einem allgemeinen 
Standard des Lehrplans, sondern an den Möglichkeiten 
und Kompetenzen des Einzelnen. Dazu gehören u.a.:

Eine Lernorientierung statt Lehrorientierung, die Ent-
wicklung neuer Lernarrangements (z. B. heterogen 

Die hauptsächlichen Ziele einer vielfältigen Bildung liegen in der gesellschaftlichen Realisierung von Chancen-
gleichheit (als soziale Benachteiligung) in der Bildung und damit einer wirksamen Teilhabe aller an der Gesell-
schaft. 

Dies geschieht durch den Abbau von Barrieren, durch Maßnahmen der Antidiskriminierung und durch den Auf-
bau von vielfältigen Lehr- und Lernformen sowie partizipativen Stukturen im Rahmen sozialer Inklusion.

Ziele einer vielfältig und inklusiv gestalteten Bildung zusammengesetzte Lerngruppen) und die Bildung von 
„Lehrteams“, in der Lehrkräfte, pädagogische Mitarbei-
ter_innen und ggfs. Fachkräfte der Jugendsozialarbeit zu-
sammen an der Gestaltung des Unterrichtes und der An-
gebote außerhalb des Unterrichts arbeiten (vgl. Hinz 2000: 
128f.), um die komplexeren Anforderungen aufzufangen. 

• Inklusive Formen und Maßnahmen der Assistenz 
und Unterstützung 

Im Zuge der erforderlichen Restrukturierung ist auch für 
die Jugendsozialarbeit ein erhebliches Umdenken erfor-
derlich: Bisherige Orientierungen an Zielgruppen und de-
ren direkte Unterstützung können umgewandelt werden 
„zugunsten der Orientierung an spezifischen Situationen 
und Formen der indirekten Unterstützung. Unterstützung 
erfolgt, damit sie nicht stigmatisierend für Einzelne wirkt, 
nonkategorial, prozessbezogen und systemisch“ (Hinz 
2010: 61). Dies bedeutet den Vorrang von situationsbe-
zogenen und temporären Formen der Unterstützung vor 
„Sonderformen“. Auch in diesem Bereich ist eine Wei-
terentwicklung entsprechender Maßnahmen, die Unter-
stützung durch die Träger und die Schaffung struktureller 
Rahmenbedingungen durch die Politik eine notwendige 
Gelingensbedingung.

• die Qualifizierung für die Erfordernisse einer in-
klusiv und vielfältig gestalteten Bildung 

Die vielfältigen neuen Aufgaben sind nur im Rahmen einer 
Qualifizierung von Lehr-, Fach- und Führungskräften zu 
bewältigen. Dies erfordert zum einen die Aufnahme der 
Erfordernisse von Inklusion als Querschnittsthema in die 
entsprechenden Ausbildungsgänge der Hochschule und 
zum anderen eine kontinuierliche Fort- und Weiterbil-
dung. Die Ausbildung dieser Fähigkeiten ist nicht nur für 
Lehr-, Fach- und Führungskräfte zentral sondern auch die 
Vermittlung an Schüler_innen.

• der Aufbau partizipativer Strukturen

Die Umsetzung einer Teilhabe für alle bedeutet zugleich, 
eine aktive Einflussnahme zu ermöglichen. Auch komple-
xere Problemstellungen und Entscheidungen sollten zum 
Gegenstand der Entscheidung von heterogen zusam-
mengesetzten Teams werden. 

Unabdingbar für die Umsetzung von Partizipation ist 
eine entsprechende Haltung und Initiative von Seiten der 
Schulleitung, um durch Personalführung, Organisation 
und Leitungsentscheidungen entsprechende Haltungen 
gegenüber der Beteiligung zu schaffen und zu fördern. 
Weiterhin ist es notwendig, entsprechende Strukturen 
der Beteiligung zu schaffen, z. B. entsprechende Formate 
oder Gremien.

• der Aufbau kooperativer Teamstrukturen

Die verschiedenen Anforderungen, die mit einer Gestal-
tung von Vielfalt und einer Orientierung am Einzelnen 
einhergehen, können nicht von einer Person oder einem 
System allein geleistet werden. Im Vordergrund eines in-
tegrativen Verständnisses steht daher die Teamorientie-
rung. Dies bedeutet, dass Unterrichtspläne und Lernziele 
in heterogenen Teams unter Einbezug unterschiedlicher 
Fachrichtungen erarbeitet, Konflikte im Team geklärt und 
Problemstellungen gemeinsam besprochen werden. Ju-
gendsozialarbeit soll selbstverständlicher Bestandteil der 
Teams sein.

Gleichzeitig beinhaltet dies auch eine Veränderung von 
Rollenverständnis und Arbeitsteilung: Die Fachkräfte der 
Jugendsozialarbeit, als fester Bestandteil von Teams, 
übernehmen sowohl gemeinschaftliche Aufgaben (s.o.), 
wie auch besondere Aufgaben der individuellen Unter-
stützung und der allgemeinen Beratung, u.U. auch von 
Eltern und Lehrkräften. Dieses Rollenverständnis und die 
Arbeitsteilung müssen auf individueller Ebene permanent 
reflektiert, auf schulischer Ebene abgestimmt sowie von 
den Trägern der Jugendsozialarbeit unterstützt werden.

• die weitere Kooperation und Vernetzung

Weiterhin besteht die Notwendigkeit einer engen Koope-
ration und Vernetzung mit allen Akteuren der Lebensum-
welt von Kindern und Jugendlichen, z. B. Sozialer Arbeit, 
Gesundheitsbereich und Wirtschaft. Besonders die Eltern 
sind ein zentraler Kooperationspartner, für den Gremien 
der Mitbestimmung sowie Möglichkeiten einer individu-
ellen Beratung eingerichtet werden sollten. Die Jugend-
sozialarbeit kann dahingehen eine Beratungs- und eine 
Schnittstellenfunktion zur Lebenswelt der Jugendlichen, 
auch im Rahmen von Elternarbeit, übernehmen.

• die Qualitätssicherung durch Evaluation und Re-
flexion

Ein zentraler Bestandteil der Schulentwicklung sind Maß-
nahmen zur Qualitätssicherung: Qualität an Schule wird 
durch kontinuierliche Selbstreflexion, Fort- und Weiterbil-
dung der Fach-, Lehr- und Führungskräfte sowie durch 
regelmäßige Evaluation sichergestellt.

Schule sollte sich dabei als lernende Organisation verste-
hen: Das Lernpotential darf sich dabei nicht nur auf die 
Schüler, sondern muss sich auch auf Lehr- und Fachkräf-
te, die Führungsebene und die Organisationsstruktur und 
-kultur beziehen. Dies beinhaltet eine beständige Refle-
xion des Umgangs mit Zielen und Strukturen sowie die 
Notwendigkeit einer angemessenen „Fehlerkultur“ (Stroot 
2009). 
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So wertvoll und wichtig diese Ansätze auch sind, so 
schwierig ist es jedoch, eine Wertschätzung von Vielfalt 
und inklusive Strukturen nachhaltig zu etablieren, wenn 
die Rahmenbedingungen dem entgegenstehen. Die Ge-
staltung von Vielfalt ist daher auch eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe.

Anforderungen und Rahmenbedingungen

„Inklusion als ein Ansatz, der Prinzipien für pädagogische 
und gesellschaftliche Entwicklung enthält, ist keine Initia-
tive, um einen Teilausschnitt der Erziehung einiger Kinder 
oder junger Menschen ein wenig zu modifizieren, sondern 
eine Strategie, um Bildung und Erziehung für alle zu über-
denken und neu zu ordnen“ (Booth 2010: 2).

Die Aufforderung der UN-Konvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen zur Verankerung von 
Inklusion als Querschnittsaufgabe und zur Schaffung der 
Rahmenbedingungen für schulische Inklusion (Art. 24 
Abs. 1) beinhaltet daher bedeutende Restrukturierungs-
leistungen auf mehreren Ebenen. Dazu zählen u.a.:

• Gesetzgeberische Maßnahmen sowie die Entwicklung 
von Rechtsvorschriften und Umsetzungskonzepten 
unter Partizipation von Menschen mit Behinderungen 
einschließlich Kindern mit Behinderungen (Art. 4);

• Sensibilisierung für Menschen mit Behinderungen auf 
allen Ebenen einschließlich der Medien, z. B. durch ge-
eignete Schulungsprogramme und Kampagnen (Art. 8);

• Bereitstellen barrierefreier Kommunikationsformen und 
Information;

• Einsatz von Gütern, Dienstleistungen, Geräten und 
Einrichtungen mit universellem, d.h. barrierefreiem De-
sign, Barrierefreiheit in öffentlichen Gebäuden und ggf. 
geeignete Assistenz;

• Bereitstellung der notwendigen Ressourcen, allerdings 
unter dem Vorbehalt, dass dies keine „übermäßige Be-
lastung“ bedeutet;

• Entwicklung von institutionellen Strukturen, um Inklusi-
on als Querschnittsaufgabe zu verankern, z. B. in der 
Verwaltung und bei den Trägern der Jugendsozialarbeit;

• Schaffung partizipativer Strukturen, um das Recht auf 
Selbstbestimmung umzusetzen;

• Ausbildung von Fachkräften, um das notwendige 
Wissen, die Kompetenzen und das Bewusstsein von  
Lehr-, Fach- und Führungskräften zu fördern;

• Entwicklung angemessener Maßnahmen im Rahmen 
umfassender Konzepte zur Sicherstellung von Teilhabe. 

Damit inklusive Schule als Grundlage gesamtgesellschaft-
licher Inklusion entstehen kann, ist die Zusammenarbeit 
aller beteiligter Akteure und Ebenen, die auf die Bildung 
von Kindern und Jugendlichen und gegenseitig aufeinan-
der einwirken, notwendig. 

Allerdings ist dafür auch für die Jugendsozialarbeit ein 
Umdenken notwendig, z. B. durch:

• eine Positionsbestimmung innerhalb des eigenen Ver-
bände und Träger 

• eine Entwicklung von inklusiven Strukturen auf Ver-
bands- und Trägerebene 

• die Erarbeitung inklusiver Konzepte

• die kontinuierliche Unterstützung der Fachkräfte der 
Jugendsozialarbeit 

• die gesellschaftliche Bewusstseinsbildung und sozial-
politische Stellungnahme 

Fazit

Mit der Diskussion der Anerkennung von Pluralität, Hete-
rogenität und Chancengleichheit in Bildung, die u.a. mit 
der Erklärung der UNESCO in Salamanca 1994 „Päda-
gogik für besondere Bedürfnisse: Zugang und Qualität“ 
breite internationale Anerkennung fand, ist die Inklusion 
von Kindern und Jugendlichen, die aufgrund verschie-
dener Merkmale aus einem gemeinschaftlichen Schulsy-
stem ausgeschlossen werden, schrittweise in den Fokus 
gerückt. Das Konzept einer „inklusiven Bildung“ hat zum 
Ziel, Zugangsbarrieren für alle Kinder und Jugendlichen 
zum Bildungsbereich abzubauen und die Teilhabe zu för-
dern.3 

Ziel des Prozesses der „Inklusion“ ist daher nicht, Per-
sonen und Gruppen dazu zu befähigen, sich in beste-
hende Strukturen und Normvorstellungen einzufügen, 
sondern dass Strukturen so beschaffen sind, dass Viel-
falt als Normalität anerkannt und als Ressource gewür-
digt ist, so dass sich jeder innerhalb seiner Ausgangs-
bedingungen in die Gesellschaft einbringen kann. Dies 
beinhaltet den erweiterten Bildungsbegriff, der die ge-
samte Persönlichkeitsentwicklung mit ein bezieht. Damit 
einher geht eine grundlegende Restrukturierung eines 
Leistungsverständnisses, von Schule und Unterricht, 
Lehrplänen, Lernzielen, Curricula und der Diskussion um 
„Standards“ in der Bildung. Damit wird eine „Bildung für 

Vielfalt“ nicht nur zum Lernprozess von Schüler_innen, 
sondern für alle beteiligten Akteure (Lehr-, Fach- und 
Führungskräfte, Eltern), Gruppen (Klassen, Lehrerschaft 
etc.), den Bildungsbereich und das gesellschaftliche Ge-
samtsystem.

Auch die Zielvorstellungen eines gelingenden Umgangs 
mit Vielfalt sind im Wandel begriffen: Während derzeit 
noch vorrangig schulbegleitende Unterstützungsmaß-
nahmen zur Förderung meist einzelner Gruppen im Vor-
dergrund stehen, sollten langfristige Überlegungen darauf 
ausgerichtet sein, die Rahmenbedingungen von Schule 
so zu gestalten, dass Diversität als Normalzustand begrif-
fen und die Vielfalt als Ressource genutzt wird. 

Die Gestaltung von Inklusion beinhaltet jedoch nicht nur 
umfassende Aushandlungs- und Gestaltungsprozesse in 
Zusammenarbeit aller beteiligten Akteure, sondern auch 
die Diskussion um mögliche Grenzen und Risiken. Dahin-
gehend stellen sich z. B. Fragen nach den Anforderungen 
an die Kooperation, nach dem Risiko des Abbaus von 
Förderstrukturen ohne einen gleichzeitigen Aufbau von 
Unterstützungsformen in den Regelstrukturen, aber auch 

nach den Befürchtungen, die mit einer inklusiven Bildung 
auf verschiedenen Ebenen einhergehen. Wie kann z. B. 
der oder die Schüler_in vor überfordernden Ansprüchen 
einer geschützt werden (vgl. AFET und IGfH 2011: 3)? 
Wie kann mit der Zuordnung von Menschen zu Gruppen 
mit bestimmten Merkmalen, die ein inhärentes Element 
der Identitätsbildung darstellt, umgegangen werden? Wie 
kann auf Befürchtungen und Ausgrenzungstendenzen 
von Schüler_innen und Eltern mit Blick auf den Schutz 
ihrer eigenen Interessen umgegangen werden? Wie kön-
nen „schulinterne“ Formen der Ausgrenzung vermieden 
werden? Antworten auf diese Fragen zu finden, ist eine 
Aufgabe der näheren Zukunft, die nur in der umfassenden 
Zusammenarbeit aller Akteure bewältigt werden kann (Ali-
cke/Ziethen 2013). 

Gerade die Jugendsozialarbeit ist eine zentrale Partne-
rin in diesem Prozess des Wandels in der Bildungsland-
schaft: Aus dem grundlegenden Auftrag von sozialer Ar-
beit, die negativen Auswirkungen von gesellschaftlichen 
Differenzierungsprozessen auszugleichen (Olk/Bathke/
Hartnuß 2000: 15) ergibt sich die Möglichkeit, einen inklu-
siven Umgang mit Vielfalt an Schulen zu verankern. 

Das Bildungssystem trägt die volle Verantwortung dafür, 
das Recht auf Bildung sicherzustellen

Es ist ausgestattet und in der Lage,
 Vielfalt zu begegnen durch:

Das gesamte Umfeld beteiligt sich aktiv und aus
eigenem Antrieb an der Förderung von Inklusion

An Bedürfnissen orientierte,
kinderfreundliche Umgebung

Flexible Lehrmethoden mit innovativen Ansätzen für Un-
terrichtsmittel, Ausstattung und den Einsatz von Informa-

tions und Kommunikationstechnologien

Flexible Lehr und Lernmethoden
angepasst an verschiedene Bedürfnisse und Lernstile

Neuorientierung der Lehrer-Ausbildung

Flexibles Curriculum
geht auf verschiedene Bedürfnisse ein und ist
nicht überladen mit akademischen Inhalten

Wertschätzung von Vielfalt

Einbindung von Eltern und Gemeinden

Frühe Identifikation und Fördermaßnahmen für gefährdete Kinder

Abbildung 2: Bildung aus der Perspektive der Inklusion  
Quelle: Deutsche UNESCO-Kommission 2009: 15
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Bildung ist ein Lebensmittel!  

Die Vision einer guten Schule

Bildung ist allgemein anerkannt als ein wesentlicher 
Schlüssel zur Teilhabe an der Gesellschaft. Sie soll jun-
ge Menschen zu einem eigenständigen Leben befähigen, 
sie soll Fachkräfte für den Arbeitsmarkt produzieren und 
sie soll nachhaltig sein. Damit auch alle erreicht werden, 
sollen die Zugänge zu Bildung für die Kinder und Ju-
gendlichen, die in der Fachdiskussion als „bildungsfern“ 
bezeichnet werden, verbessert werden. Das klingt alles 
gut und ist auch richtig. Aber diese Ziele werden leider 
nur teilweise erreicht. Damit Bildung wirklich ein Schlüssel 
wird, der auch jungen benachteiligten Menschen Türen 
öffnet, muss sich in unserem Bildungssystem viel verän-
dern. Die Debatte darüber ist in vollem Gange. 

In Folge dieser Debatte um notwendige Veränderungen 
im deutschen Bildungssystem ist das gesamte Schul-
system in den Fokus geraten. Eine Bildungsstudie, die 
die Bertelsmann-Stiftung gemeinsam mit dem Institut für 
Schulentwicklung im März 2012 zur Chancengerechtig-
keit im deutschen Schulsystem veröffentlichte, zeigt: Die 
Chancen von Schüler_innen, soziale Nachteile zu über-
winden und ihr Leistungspotenzial auszuschöpfen, unter-
scheiden sich von Bundesland zu Bundesland deutlich1.

Chancengerechtigkeit wird in der Studie definiert als „die 
faire Chance zur freien Teilhabe an der Gesellschaft, die 
auch gewährleistet wird durch eine gerechte Instituti-
on Schule, in der Schüler aufgrund ihrer sozialen und 
natürlichen Merkmale keine zusätzlichen Nachteile er-
fahren, durch eine Förderung der Befähigung aller und 
durch eine wechselseitige Anerkennung der an der 
Schule beteiligten Personen“2. Verbunden mit der Ent-
wicklung, dass Hauptschulen zu „Restschulen“ wurden, 
wird inzwischen das bis vor einigen Jahren noch als 
unveränderbar eingeschätzte Schulsystem mit seiner 
Mehrgliedrigkeit in Frage gestellt. Inzwischen wurden 
die Hauptschulen weitgehend abgeschafft oder grund-
legend umgestaltet. Jetzt gibt es als einzige bundeswei-
te Konstante noch das Gymnasium und daneben von 
Bundesland zu Bundesland unterschiedlichste Formen 
von Gesamt- und Gemeinschaftsschulen, Regelschu-
len etc. Geblieben ist aber, dass es überall weiterhin 
die altbekannten Abschlüsse gibt. Und die Hauptschü-
ler und Hauptschülerinnen gibt es auch weiterhin – nur 
dass sie nicht mehr so heißen3. Für die Bundesarbeits-
gemeinschaft Evangelische Jugendsozialarbeit (BAG 

EJSA) ist Bildung ein „Lebensmittel“ – genauso wie Brot 
und Wasser. Das Themenheft „Lebensmittel Bildung!“, 
erschienen im November 20113, zeigt die Komplexität 
des Themas: Befähigung, Befähigungsgerechtigkeit, 
Nachhaltigkeit, Bildungsverständnis in der Jugendsozi-
alarbeit, Inklusion, Menschenrechtsbildung als Auftrag 
der Jugendsozialarbeit, Zugänge zu Bildung. Es geht 
darum, für alle einen gerechten Zugang zu Bildung zu 
ermöglichen.

Als Fachverband setzt sich die BAG EJSA besonders für 
die Teilhabechancen von jungen Menschen ein, die be-
nachteiligt sind und eine besondere Förderung brauchen. 
Sie sind diejenigen, die oft in den vorhandenen Regel-
systemen von Schule scheitern. Häufig haben sie sich 
zwar mit dem System Schule arrangiert, erfüllen auch ihre 
Pflichtschulzeit, schließen aber ihre Schulzeit mit einem 
schlechten Notendurchschnitt oder ganz ohne Abschluss 
ab. Es sind Schüler und Schülerinnen, die mit der her-
kömmlichen Art der Wissensvermittlung und des Lernens 
keine Lernerfolge erzielen und die vielfach nicht auf not-
wendige materielle und soziale Ressourcen zurückgreifen 
können.

Daher befasst sich die BAG EJSA auch damit, wie eine 
Schule aussehen kann, die allen Kindern und Jugend-
lichen die Möglichkeit gibt, ihre Begabungen zu entfalten 
und nach der Schule gute Chancen auf Ausbildung und 
Arbeit zu bekommen.

Aus der festen Überzeugung heraus, dass die Zukunft in 
einer Schule liegt, die nicht aussortiert sondern die alle 
jungen Menschen fördert und fordert, die Chancenge-
rechtigkeit und somit Teilhabe an der Gesellschaft errei-
chen will, hat die BAG EJSA 2011 die „Vision von einer 
guten Schule“ formuliert und als gemeinsame Positio-
nierung beschlossen. Ob diese Schule dann „Gemein-
schaftsschule“ oder anders heißt, ist nachrangig. 

Vor dem Hintergrund einer inklusiven Bildung werden in 
der Positionierung Kriterien für eine gute Schule vorge-
stellt, aufgezeigt, welche Bedingungen für ein gelingendes 
Lernen förderlich sind und welche Bedeutung informelle 
und non-formale Bildungskontexte für das Erlernen von 
Kompetenzen wie Teamfähigkeit und Selbststeuerung 
haben.

B 4
Einleitung

Als bundesweiter Fachverband setzt sich die BAG EJSA für die spezifischen Belange von jungen Menschen mit 
besonderem Förderbedarf ein und engagiert sich dafür, die Chancen der politischen und gesellschaftlichen Teilha-
be von benachteiligten Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu fördern. 

Genau diese Kinder und Jugendlichen sind diejenigen, die oft in den vorhandenen Regelsystemen von Schule 
scheitern (im Sinne eigener und gesellschaftlicher Erwartungen und Zuschreibungen). Es sind in vielen Fällen jun-
ge Menschen, die sich zwar mit dem System Schule arrangieren, im Regelfall auch ihre Pflichtschulzeit erfüllen, 
welche die Schule aber häufig mit schlechtem Notendurchschnitt oder ganz ohne Abschluss verlassen. Es sind 
Schüler und Schülerinnen, die mit der herkömmlichen Art der Wissensvermittlung und des Lernens keine Lerner-
folge erzielen und die vielfach nicht auf notwendige materielle und soziale Ressourcen zurückgreifen können. Auf 
diesem Hintergrund stellt die BAG EJSA in diesem Papier ihre Vision einer gelingenden Schule zur Diskussion.

Schule als die Institution, die wesentlich den Zugang zu gesellschaftlicher Teilhabe mitsteuert, muss sich an 
gelingender Einbindung, Entwicklung und Förderung individuell beeinträchtigter und sozial benachteiligter Kin-
der und Jugendlicher messen lassen. Eine Anforderung an der das aktuelle Schulsystem in viel zu vielen Fällen 
scheitert. 

Die aktuelle Pisa-Studie 2010 konstatiert nach wie vor, dass die Korrelation zwischen schulischem Erfolg bzw. 
Misserfolg und sozialer Herkunft in kaum einem anderen Land in Europa so hoch ist wie in Deutschland und 
dass das starre und selektierende bundesdeutsche Bildungssystem soziale Ausgrenzung eher befördert, als 
verhindert. 

Wie noch nie zuvor wird Bildung in Deutschland empirisch erfasst, gemessen und national wie international evalu-
iert und verglichen. Bei alldem bleibt aber kritisch zu überprüfen, ob der dabei zu Grunde gelegte Bildungsbegriff 
nicht hinsichtlich vorgegebener Standards verengt und auf die Erfassung erworbener bzw. nicht erworbener Kom-
petenzen verkürzt wird. 

Bildung ist mehr als die Vermittlung kognitiver Fähigkeiten, das Erlernen berufsrelevanter Fertigkeiten oder das 
Erlangen formaler Qualifikationen. Schulische Bildung darf sich weder nur am Primat der ökonomischen Verwert-
barkeit orientieren noch darf sie ihren Wert hinsichtlich gesellschaftlicher Partizipation und Solidarität aus dem Blick 
verlieren.

Bildung muss vielmehr als individuell ausgerichtete Form der Persönlichkeitsentwicklung gedacht und verstanden 
werden und am Leitbild einer inklusiven Gesellschaft orientiert sein. Einer Gesellschaft, in der Menschen in aller 
Unterschiedlichkeit Unterstützung finden, ihre Gaben entwickeln, sowie Wertschätzung und Teilhabe an der Ge-
meinschaft erleben können im Sinne einer „umfassenden kollektiven Barrierefreiheit“ mit den daraus resultierenden 
individuellen Teilhabe- und Verwirklichungschancen.

Analog dazu hat eine gute Schule das Ziel, Schule für ALLE zu sein. Heterogenität wird hier nicht als Problem, 
sondern als Bereicherung wahrgenommen. 

Ein wesentliches Instrument so verstandener Bildung ist eine inklusive Pädagogik. Sie nimmt Vielfalt (Diversität) in 
Bildung und Erziehung wahr- und ernst, begegnet ihr mit Wertschätzung und versteht sie als Normalität. Inklusive 
Pädagogik definiert keine unterschiedlichen Gruppen von Schülerinnen und Schülern (männliche, weibliche, solche 
mit und ohne Migrationshintergrund, solche mit und ohne Behinderung, etc.), sondern sieht Kinder und Jugendli-
che mit unterschiedlichen Fähigkeitsprofilen und Bedürfnissen.

Eine gute Schule unterstützt die ihr anvertrauten Kinder und Jugendlichen dabei, „sich zu einer verantwortlichen, 
handlungsfähigen wie handlungsbereiten Persönlichkeit zu entwickeln – im Umgang mit sich selbst, mit anderen 
Menschen, mit Kultur und Natur“ (Melville 2009, S. 59). Eine gute Schule vermeidet Homogenisierungstendenzen 

Das Positionspapier „Lebensmittel Bildung: Die Vision einer guten Schule“4
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und beachtet bzw. fördert Vielfalt und Vielfältigkeit. Sie überwindet damit Exklusionseffekte und bekämpft gleich-
zeitig diskriminierende Strukturen, Einstellungen und Verhaltensweisen. Größtmögliche individuelle Autonomie ist 
dabei gleichzeitig Ziel und Grundlage von Solidarität und sozialer Inklusion.

Eine gute Schule schafft Lernsituationen, in denen sich das Bildungspotential aller Schüler und Schülerinnen op-
timal entfalten kann und vermeidet so strukturelle Benachteiligungen von Gruppen und Einzelnen. Dabei nutzt sie 
die verschiedenen Orte der kommunalen Bildungslandschaft und überwindet institutionelle Grenzen. 

Eine gute Schule gestaltet die Übergänge von Kindertageseinrichtungen in die Schule, zwischen unterschiedlichen 
Schulformen sowie von der Schule in Ausbildung und in das Erwerbsleben individuell und ressourcenorientiert. 
Eine gute Schule entwickelt sich dabei entsprechend den gesellschaftlichen Anforderungen im Hinblick auf ihre 
Organisation, Pädagogik, Didaktik und Methodik systematisch weiter. Sie gestaltet diesen Entwicklungsprozess im 
Sinne ihres inklusiven Ansatzes transparent und partizipatorisch. 

Eine gute Schule, so lässt sich zusammenfassen, setzt bei der Achtung der Person und ihrer von Gott gegebenen 
Würde an. Sie ermöglicht durch die Erfahrung von Anerkennung in der Gemeinschaft, dass junge Menschen ein 
Bewusstsein ihrer Würde entwickeln.5 

Inklusive Schule: Herzlich willkommen – JedeR ist anders. Fehler erwünscht!

Eines der übereinstimmenden Ergebnisse verschiedener Schulforschungen lautet, dass Schulen gleichen Schul-
typs, mit vergleichbar ähnlichen Standortfaktoren, persönlichen und sachlichen Ressourcen und einer Schüler-
schaft mit ähnlichen soziokulturellen Bedingungen, trotzdem sehr unterschiedlich effektiv oder ineffektiv arbeiten. 

Wesentlich wirken hier schulinterne Gründe, also das, was die Lehrer und Lehrerinnen aus einer Schule machen. 
„Der zentrale Faktor für das Entstehen ‚guter Schulen’ und inspirierender pädagogischer Konzepte – das zeigt die 
Geschichte der Pädagogik – sind oft engagierte Personen. Sie verfolgen ihre Ideen, die sie in der Regel aus der Be-
obachtung von Schülern/innen und theoretischer Reflexion entwickelt haben, mit solcher Energie und Leidenschaft, 
dass sie Resonanz erzeugen – eine Resonanz, die das gesamte schulische Feld ergreift (…)“ (Burow 2011, S. 3).6

Jenseits dieses entscheidenden Faktors gibt es aus unserer Sicht weitere Gelingensfaktoren, welche die Vision 
einer guten Schule in der Gestaltung des Alltags Wirklichkeit werden lassen. Diese sollen im Folgenden näher 
beschrieben werden:

Ansatzpunkte für eine praktische Umsetzung

• Erfolgserlebnisse stärken Kinder und Jugendliche in hohem Maße. Dazu schafft gute Schule Gelegenheiten, 
sich zu präsentieren und entwickelt eine positive Feedbackkultur in und mit der Gruppe. Sie berücksichtigt 
Interessen, Fähigkeiten und Neigungen, individuelle Förderung wird als Grundprinzip verstanden. Durch lernziel-
differenzierten Unterricht passt Schule das Leistungsniveau den individuellen Lernfortschritten und Begabungen 
des einzelnen Schülers an und ermöglicht damit Bildungserfolg und Teilhabe.

• Schule bildet sich immer mehr in Richtung Ganztagsschule aus. Schule wird immer mehr Lebensraum, Ort 
der Freizeit und lebendiger Teil des Stadtviertels. Dies muss sich auch in ihrer Anlage und Architektur, in kinder- 
und jugendgerechte Begegnungs- und Betätigungsmöglichkeiten, in ihrer Zeitgestaltung (Schulbeginn, Pausen, 
flexible Unterrichtstaktungen) und in ihrer Art der individuellen Förderung widerspiegeln.

• Partizipation und Mitgestaltung sind Grundvoraussetzungen für die Umsetzung von Bildungsprozessen. In 
diesem Sinne werden Rechte, sowie das Bewerten und Vertreten einer eigenen Meinung an die Übernahme von 
Verantwortung geknüpft. Die Organisation von Mit- und Selbstgestaltungsprozessen ist zentraler Ausgangs-
punkt lebenslangen Lernens und fördern Miteinander und Zusammenwachsen.

• Schule als Lern- und Lebensort für Kinder und Jugendliche, braucht eine angemessene und gesicherte per-
sonale Grundausstattung mit Menschen unterschiedlicher Professionen, die sich als verlässliche Bezugs-
personen zur Verfügung stellen. Nur so ist es möglich, Entwicklungsprozesse über einen längeren Zeitraum 
gemeinsam mit Kindern und Jugendlichen zu gestalten.

• Zentral ist eine gemeinsame Haltung aller, die an der Schule arbeiten, gegenüber den Schülerinnen und Schü-
lern sowie gegenüber deren Eltern: wertschätzend und unterstützend, aber auch Verantwortung einfordernd.

• Schule kann den Anspruch des fördernden und stärkenden Miterziehens - in Verbindung mit der Ausbildung 
individueller Kompetenzen von Kindern und Jugendlichen - auf der Basis ihrer vorhandenen Ressourcen nicht 
alleine erfüllen. Die Hinzuziehung von ExpertInnen von außen oder die Zusammenarbeit mit außerschulischen 
Kooperationspartnern – in der Regel mit Trägern der Jugendhilfe – ist deshalb unabdingbar. Dies gilt ebenso 
für die Zusammenarbeit mit Eltern bzw. Familien. 

Rahmenbedingungen

Unabhängig von den individuellen, personellen, finanziellen und örtlichen Rahmenbedingungen einer Schule, lassen 
sich einige wesentliche Elemente identifizieren, die die Strukturqualität einer Schule maßgeblich bedingen und die 
Voraussetzungen für ein Lernumfeld schaffen, das engagiertes und erfolgreiches Lehren und Lernen ermöglicht.

Dies sind insbesondere:

1. Ein geklärtes Bildungsverständnis aller beteiligten Professionen
Die Lehrkräfte und weitere beteiligte Fachkräfte haben optimistische Erwartungen hinsichtlich der Fähigkeiten und 
des schulischen Weiterkommens sowie der späteren persönlichen und beruflichen Entwicklung der Schülerinnen 
und Schüler.

2. Ein hoher Grad an Zielübereinstimmung im Kollegium
Es besteht bei allen oder der Mehrzahl der Lehr- und Fachkräfte einschließlich der Schulleitung weitgehende Über-
einstimmung hinsichtlich grundlegender Zielsetzungen einer Schule. 

3. Eine kompetente und fachkundige Schulleitung
Schulleitungen haben die Fähigkeit zur Kommunikation, Reflexion, Organisation, Partizipationsentwicklung und 
Außenvertretung. Der Schulleitung kommt bei der Entwicklung eines Lehrkräfte- und Personaleinsatzkonzeptes 
zur gemeinsamen Gestaltung des Schultages eine zentrale Schlüsselrolle zu. 

4. Ein Personalentwicklungs- und Fortbildungskonzept
Es bestehen regelmäßige systematische Formen der Fortbildung, Beratung, Coaching, Mentoring und Hospitation 
des gesamten Kollegiums durch externe und interne Fachkräfte.

5. Ein multiprofessionelles Team
Das Kollegium der Schule verstärkt und erweitert sich im kooperativen Selbstverständnis um:
• (sozial-) pädagogische Fachkräfte, 
• externe Fachkräfte aus Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, 
• Fachkräfte aus sportlich, musischen, arbeits- und berufsweltbezogenen, partizipations- und demokratieför-

dernden Einrichtungen des Sozialraumes,
• technische und hauswirtschaftliche Mitarbeiter/innen.

6. Die Qualität des Unterrichts
Unterricht und Erziehung sind die „Kernprozesse“ von Schule. Allgemeine, fächerübergreifende Merkmale guten 
Unterrichts sind u. a.:
• Klassenmanagement
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• Lernförderliches Unterrichtsklima
• Motivierung
• Klarheit und Strukturiertheit
• Wirkungs- und Kompetenzorientierung
• Umgang mit Heterogenität, Differenzierung
• Schülerorientierung, Unterstützung

7. Der Raum als Pädagoge – die Schule als Lebensraum-Architektur
Schulen brauchen ein attraktives Lernumfeld mit einem modernisierten Raumkonzept zur Realisierung ihrer päda-
gogischen Konzeption inkl. einer guten Ausstattung mit Lehr- und Lernmaterialien.

8. Rhythmisierte Zeiträume – ganztägiges Lernen
Erweiterte Schulzeiten ermöglichen die Differenzierung der Lernkultur und der Förderungsintensität beim Lernen in 
rhythmisierten Zeitabläufen statt einer „S-Bahn-Taktung“ des Lernens. Ganztagsschulen bzw. Ganztagsangebote 
stellen einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der individuellen Förderung aller Schülerinnen und Schüler dar. 
Sie eröffnen den Schulen eine flexiblere Gestaltung des Unterrichts und den Schülerinnen und Schülern einen 
erweiterten Zeitrahmen für ihr Lernen.

9. Eine Öffnung der Schule in den „Lebensraum“ durch lokale Einbettung
Die Lebensrealitäten von Schülerinnen und Schülern erfordern mehr und mehr, schulisches Lernen und Arbeiten 
auch mit außerschulischen Einrichtungen zu entwickeln. Die Schule öffnet sich für Expertinnen und Experten von 
außen, andererseits nutzen Schülerinnen und Schüler verstärkt außerschulische Lernorte, wie z. B. Bibliotheken, 
Vereinsangebote, geschichtliche Schauplätze, soziale, ökologische Einrichtungen und Betriebe (z. B. Berufsori-
entierungsseminare oder Betriebspraktika) und besuchen das fremdsprachige Ausland (z. B. Schüleraustausch).7

Ja, ABER: Schule ist nicht alles!

Kompetenzen wie Teamfähigkeit, (Selbst-) Vertrauen und Selbst-Steuerung, Verlässlichkeit, persönliches Enga-
gement und die Fähigkeit zur Gestaltung von Entscheidungsprozessen sind Grundlagen für die Entwicklung von 
Autonomie. Sie werden insbesondere in informellen und non-formalen Bildungskontexten erworben, in denen es 
auf eigene Erfahrungen und selbstverantwortetes Handeln ankommt. 

Gute Schule lässt Raum für diese Erfahrungen, für zweckfreie Eigenzeit, Freundschaften, Familie und Peergroups, 
für Naturerleben und ehrenamtliches Engagement. So können junge Menschen lernen, für die Gestaltung ihrer 
Lebenswelt Verantwortung zu übernehmen und gleichzeitig positive Erfahrungen sammeln, die eine wichtige Vo-
raussetzung für eine funktionierende Demokratie und eine mündige und zukunftsfähige Gesellschaft sind.

Schule und außerschulische Akteure profitieren wechselseitig von den Bildungserfahrungen der Kinder und Ju-
gendlichen, darum ist eine umfassende Vernetzung der unterschiedlichen Angebote auf der Basis gegenseitiger 
Wertschätzung der jeweiligen Akteure von zentraler Bedeutung.

„Human und demokratisch ist eine Schule, die den jungen Menschen als ganzheitliches Wesen ernst nimmt, 
ihn in allen seinen Lebensdimensionen und Möglichkeiten anzusprechen und zu fördern versucht: in seinen 
kognitiven - und d. h. vor allem auch : reflexiven - Fähigkeiten, darüber hinaus seinen emotionalen, moto-
rischen, sozialen und praktischen Fähigkeiten. Es ist eine Schule, die diese verschiedenen Aspekte durch ein 
reiches Angebot von unterrichtlichen und außerunterrichtlichen Lernsituationen anspricht, und zwar so, dass 
sie dabei eine grundlegende Polarität berücksichtigt: die fruchtbare Wechselbeziehung zwischen unmittelbarer 
Beobachtung und Erfahrung, praktischem Tun, Experimentieren, Erprobungen, Praktika auf der einen Seite 
und denkender Verarbeitung, sprachlich-begrifflicher Reflexion und Abstraktion auf der anderen Seite - bis hin 
zur Reflexion über Sinn- und Grenzfragen der individuellen und der gesellschaftlichen Existenz des Menschen“ 
(Klafki 1998).8

Ein Schritt auf dem Weg zu einer solchen Schule ist die 
Einrichtung und Verstetigung von Schulsozialarbeit an je-
der Schule. Schulsozialarbeit hat sich als eine besonders 
intensive und wirksame Form der Kooperation von Ju-
gendhilfe und Schule in der Praxis bewährt, sich in den 
vergangenen Jahrzehnten kontinuierlich weiterentwickelt 
und an Bedeutung gewonnen. Sie setzt weitgehend prä-
ventiv an, beinhaltet ein niedrigschwelliges sozialpäda-
gogisches Angebot und organisiert im Kontext Schule 
Bildungsprozesse, die sowohl die Vermittlung sozialer 
Kompetenzen als auch die schulischen und berufsbezo-
genen Qualifikationen zum Ziel haben. Die Angebote der 
Schulsozialarbeit berücksichtigen in einem ganzheitlichen 
Ansatz die verschiedenen Lebensbereiche der Schü-
lerinnen und Schüler, deren Situation in der Familie, die 
Freizeit und die Anforderungen seitens des Schulsystems.

Schulsozialarbeit – Eine Standortbestimmung 
aus Sicht der Jugendsozialarbeit

In der im November 2012 vom Hauptausschuss der BAG 
EJSA verabschiedeten Standortbestimmung wird die 

Schulsozialarbeit aus Sicht der evangelischen Jugendso-
zialarbeit beschrieben. Sie stellt die zentralen konzeptio-
nellen Merkmale und notwendigen Rahmenbedingungen 
als Voraussetzungen zur Sicherung der Qualität von 
Schulsozialarbeit vor.9 Dieses Papier enthält neben einer 
Definition von Schulsozialarbeit Aussagen zu den recht-
lichen Grundlagen, den Zielen, den Zielgruppe, den Ko-
operationspartnerInnen, den Arbeitsprinzipien, Methoden 
und Arbeitsformen und es stellt, notwendige Rahmenbe-
dingungen für eine erfolgreiche Schulsozialarbeit vor.

Schulsozialarbeit als ein kontinuierliches professionelles 
Angebot der Jugendhilfe, das von sozialpädagogischen 
Fachkräften am Ort Schule vorgehalten wird, kann ei-
nen wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass Kinder und 
Jugendliche die Lernangebote der Schule wahrnehmen 
können und den Übergang in eine Ausbildung schaffen. 
So ist sie ein wichtiges Element dafür, dass die Vision ei-
ner guten Schule Wirklichkeit wird. 
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Anhang 

Fußnotenverzeichnis

Vorwort

1 vgl. Volkholz,S.: „Die Rolle der schulischen Bildung für die soziale Integration“ in Detting/Gerometta (Hg.): „Vorteil Vielfalt. Herausforderungen und 
Perspektiven einer Offenen Gesellschaft“, Wiesbaden 2007

Beitrag B 1 
Inklusion – ein Thema der Jugendsozialarbeit: Zwischen normativem Anspruch  
und sozialpolitischer Realität

1 http://www.kindergartenpaedagogik.de/939.html, Stand 07.11.2012

Beitrag B 2 
Bildung für alle?!  Ein Plädoyer für eine reflexive (Sozial)Pädagogik

1 vgl. hierzu exemplarisch Prengel 1995, Heinrichs 2001, Lutz/Wenning 2001, Zirfas 2001, Hartmann 2001, Fritsche, B. u.a. 2001, Nohl 2010, Mecheril 
u.a. 2010
2  Mit Spannung dürfte in diesem Zusammenhang der zweite Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes an die Bundesregierung erwartet 
werden, der sich mit Diskriminierungen im Bildungsbereich beschäftigt und sich u.a. im Rahmen der vorbereitenden Forschung auf eine Expertise zu 
Diskriminierung im vorschulischen und schulischen Bereich beziehen wird. Darüber hinaus hat eine juristische Expertise bildungsrelevante Regelungen 
auf ihre diskriminierende Wirkung und Schutzlücken in Bezug auf Diskriminierung im Bildungssektor untersucht.
3  vgl. hierzu exemplarisch Hinz 1993, Demmer-Diekmann 2001, Datta 2005, Buschkühle/Oswalt/Duncker 2009
4  vgl. die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2013:83)  
5  beispielsweise als Kind in der so genannten aufenthaltsrechtlichen Illegalität
6  beispielsweise eigene oder familiale Flucht- oder/und Migrationserfahrungen
7  beispielsweise in der ausschließlichen Repräsenz heteronormativer Familienmodelle
8  Dies trifft beispielsweise dann zu, wenn Familie ausschließlich heteronormativ, d.h. als heterosexuelle Zweielternfamilie (mit leiblichen) Kindern definiert 
wird und sowohl als Familienmodell als auch als Lebensentwurf als einzige Folie Eingang in Forschungsfragen findet.
9 Dies muss vor allem dann Berücksichtigung finden, wenn beispielsweise Lebenslagen ganz „fehlen“ oder eindimensional binär kategorisiert sind. 
Gleiches gilt für Diskriminierungserfahrungen und diskriminative Effekte, die nicht angemessen und mehrdimensional berücksichtigt werden (vgl. hierzu 
auch Baer u.a. 2010).
10 Vor allem die Postcolonial, Gender, Disability, Queer und Diversity Studies können hier zu einer wichtigen, wenn nicht zentralen Öffnung des Diskurses 
beitragen, stehen in ihrem zentralen Forschungsinteresse Themen und Diskurse zu Differenz und Gleichheit sowie hegemonialer Interdependenzen, 
Intersektionalität und (Nicht)Diskriminierung.

Beitrag B 3 
Vielfalt und Inklusion im Bildungsbereich

1 Sander (2003) bezeichnet eine vollständig umgesetzte Inklusion im schulischen Bereich, als Ziel der Zukunft, als „allgemeine Pädagogik“, in der die 
Unterscheidung nach Zielgruppen, spezifischen Förderbereichen und pädagogischen Sonderdisziplinen aufgehoben ist.
2 In die Konzepte Vielfalt und Inklusion sind zahlreiche theoretische Überlegungen eingegangen, so z.B. zu sozialer Ungleichheit und in Folge besonders 
die Ansätze sozialer Exklusion und Inklusion, Verwirklichungschancen (Capability-Ansatz) von Sen (1987) aus gesamtgesellschaftlicher Perspektive sowie 
die menschen- und behindertenrechtsbasierte Debatte aus Perspektive des Individuums, zu genaueren Ausführungen s. Alicke in DRK 2012a und 2012b.
3 In diesem Prozess kann es nicht das Ziel sein, dass der Einzelne danach strebt, im Ausbau seiner unterschiedlichen und auch informellen Kompe-
tenzen eine gemeinsame Messlatte zu erreichen. Vielmehr ist es notwendig, dass sich das Individuum im Rahmen seiner Fähigkeiten und Neigungen 
entwickeln kann.

Beitrag B 4 
Bildung ist ein Lebensmittel! Die Vision einer guten Schule

1 Bertelsmann-Institut, Institut für Schulentwicklungsforschung (Hrsg.): Chancenspiegel – Zur Chancengerechtigkeit und Leistungsfähigkeit der deut-
schen Schulsysteme, www.chancen-spiegel.de, März 2012
2 Bertelsmann-Institut, Institut für Schulentwicklungsforschung (Hrsg.): Chancenspiegel – Zur Chancengerechtigkeit und Leistungsfähigkeit der deut-
schen Schulsysteme, März 2012, Kurzfassung, Seite 7 (www.chancen-spiegel.de/downloads-und-presse.html?no_cache=1

3 siehe dazu das Positionspapier der BAG EJSA „Die Hauptschule verschwindet – Die HauptschülerInnen bleiben“, http://www.bagejsa.de/publikati-
onen-und-downloads/publikationen
4 entwickelt vom Fachbeirat Bildung, verabschiedet vom Hauptausschuss der BAG EJSA und unterstützt vom Vorstand der Arbeitsgemeinschaft der 
Evangelischen Jugend in Deutschland e. V., März 2011
5 Melville, G.: Bildung! Welche Bildung? In: Schlüter, A./Strohschneider, P. (Hg.): Bildung? Bildung! 26 Thesen zur Bildung als Herausforderung im 21. 
Jahrhundert, Berlin 2009, S. 56-65.
6 Burow, O.-A.: Schul- und Unterrichtsentwicklung mit der Theorie des Kreativen Feldes. Im Internet unter: http://www.uni-kassel.de/fb1/burow/down-
loads/Karg.pdf (Stand: 01.02.2011).
7 Der Wortlaut des Papiers findet sich unter www.bagejsa.de/handlungsfelder/jugendsozialarbeit-und-schule/aktuelle-infos/
8 Klafki, W.: Kriterien einer guten Schule, Marburg 1998. Im Internet unter: http://archiv.ub.uni-marburg.de/sonst/1998/0003/k07.html (Stand: 
01.02.2011).
9 Schulsozialarbeit – Eine Standortbestimmung der Bundesarbeitsgemeinschaft Evangelische Jugendsozialarbeit, http://www.bagejsa.de/uploads/me-
dia/Standortbestimmung_Schulsozialarbeit.pdf 
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Materielle Armut im Kindes- und Jugendalter hat weitrei-
chende Folgen: Das Mittagessen in der Schule oder die 
nächste Klassenfahrt nicht bezahlen zu können, bedeutet 
nicht nur einen Verzicht auf die Erfüllung von Bedürfnis-
sen, sondern auch die Erfahrung zu machen „nicht dazu 
zugehören“. Vielfach fehlen Kindern und Jugendlichen, 
die unter schwierigen sozialen Bedingungen aufwachsen, 
Möglichkeiten, sich durch eigene Erfolge als kompetent 
und selbstwirksam zu erleben. Positive Perspektiven und 
Selbstvertrauen sind jedoch wichtige Komponenten für 
Lernerfolge und Bildungsprozesse und für das gesund-
heitliche Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen. 
Kinder und Jugendliche, die in Armut aufwachsen, be-
nötigen frühzeitig wirkungsvolle Hilfen und Unterstützung. 
Dafür bedarf es integrierter Ansätze auf kommunaler 
Ebene und politischer Strategien, die eine chancenge-
rechte Bildung beinhalten und Rahmenbedingungen für 
ein gesundes und sicheres Aufwachsen aller Kinder und 
Jugendliche fördern. 

Dies beinhaltet auch, das soziale und politische Enga-
gement junger Menschen zu fördern und sie zu Eigen-
verantwortung und Teilhabe zu befähigen. Schule als ein 
bedeutender  Lebens-, Lern- und Erfahrungsraum junger 
Menschen hat dabei den Auftrag, das Recht von Kindern 
und Jugendlichen auf Mitbestimmung und Beteiligung um-
zusetzen und Bildungsgerechtigkeit zu schaffen. Schul-
sozialarbeit leistet dabei einen wichtigen Beitrag. In der 
Schule können jungen Menschen vielfältige Möglichkeiten 
eröffnet werden, ihr soziales Miteinander engagiert und kre-
ativ zu gestalten, sich aktiv einzumischen und gegenseitige 
Verantwortung zu übernehmen. Angebote der Schulso-
zialarbeit fördern die Gestaltung von partizipativen Struk-
turen, die Kindern und Jugendlichen gelebte Teilhabe und 
tatsächliche Mitbestimmung ermöglichen. Angebote der 
Schulsozialarbeit richten sich dabei an die einzelnen Schü-
lerinnen und Schüler, darüber hinaus jedoch auch an die 
Gestaltung des sozialen Miteinanders in Schule insgesamt. 

Pädagogische Fachkräfte der Schulsozialarbeit suchen 
durch gemeinsames Engagement, Kinder und Jugend-
liche in demokratische Gestaltungsprozesse einzubezie-
hen, fördern soziale Kompetenzen und vermitteln jungen 
Menschen ein Gefühl der Selbstwirksamkeit. Kinder und 
Jugendliche, die gemeinsam mit anderen etwas bewe-
gen und darüber Anerkennung, Respekt und Wertschät-
zung erfahren, spüren die Resonanz ihres Engagements, 
sind kreativ und begeisterungsfähig und gehen gern in 

die Schule. Gelebtes Engagement und Teilhabe spiegeln 
sich daher in einem hohen Wohlbefinden der Kinder und 
Jugendlichen und in positiv erlebten Lernumwelten wider, 
in denen sich junge Menschen als auch pädagogische 
Lehrkräfte gleichermaßen wohl fühlen. Partizipation und 
Teilhabe sind somit wichtige Voraussetzungen für die in-
dividuelle Persönlichkeitsentwicklung, eine positiv erlebte 
Lernumgebung und eine gelingende Gestaltung der (ei-
genen) Bildungsbiografie. 

Vor allem für Kinder und Jugendliche aus sozial benach-
teiligten Familien sind die Angebote der Schulsozialarbeit 
ein wichtiges Medium der individuellen Förderung, Un-
terstützung und Begleitung. Denn für sie gilt es, neben 
ihren altersrelevanten Entwicklungsaufgaben auch die 
psychosozialen Folgen eines Aufwachsens in Armut zu 
bewältigen. Die Etablierung und nachhaltige Verankerung 
von Beteiligungsformen in Schule trägt dabei entschei-
dend zum Abbau von Benachteiligung und zur Förderung 
von Chancengerechtigkeit bei und beeinflusst individuelle 
Lern- und Bildungsprozesse. Eine beteiligungsorientierte 
Schulstruktur stärkt und fördert individuelle Kompetenzen 
und persönliche Potentiale von Kindern und Jugendlichen 
und schafft eine qualitativ hochwertige Lernumgebung 
und Lernkultur.  

Einführend in das vorliegende Kapitel nimmt Prof. Dr. Uwe 
Hirschfeld Rekurs auf den Begriff der Bildungsgerech-
tigkeit, diskutiert die sozialphilosophischen Grundlagen 
des Bildungsbegriffs und leitet daraus bildungspolitische 
Aufgaben für die Jugendhilfe und Schule ab. Anschlie-
ßend daran gibt Gerda Holz ausgehend von einem kind-
zentrierten Lebenslagenansatz einen Überblick über die 
Bedeutung und Ursachen des Phänomens der Armut 
und formuliert Ansätze kommunaler Handlungsstrategien 
und Präventionsansätze. Dr. Andreas Oehme geht in 
seinem Beitrag auf die Bedingungen ein, die notwendig 
sind, um Strukturen von Teilhabe an Schule nachhaltig zu 
verankern und Möglichkeiten einer gelebten Partizipation 
in Schule umzusetzen. Der Beitrag bezieht sich auf die für 
das DRK erstellte Expertise „Bildungsgerechtigkeit durch 
Teilhabe - Schulbezogene Teilhabeprojekte aus Perspek-
tive der Jugendsozialarbeit“. Abschließend beschreibt 
Michael Rölver die Kampagne „Jugend(ar)MUT“ der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Katholischen Jugend-
sozialarbeit  als ein Beispiel für ein verbandspolitisches 
Engagement und die gesellschaftliche Sensibilisierung für 
die Thematik der Jugendarmut. Fo
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Chancengerechtigkeit durch Bildungsgerechtigkeit –

gesellschafts- und bildungs politische Aufgaben 

für Schule und Jugendhilfe

Der Begriff der „Bildungsgerechtigkeit“ ist neueren Da-
tums. Vermutlich taucht er erstmals in einer größeren 
Öffentlichkeit im Vorwort zur ersten PISA-Studie auf, in 
dem angesichts der nachgewiesenen sozialen Selektivi-
tät des deutschen Schulwesens auf die mangelnde Bil-
dungsgerechtigkeit verwiesen wird. Der Begriff der Bil-
dungsgerechtigkeit entstammt demnach den öffentlichen 
Diskussionen zur Bildungspolitik. Entsprechend werden 
mit dem Begriff durchaus unterschiedliche Positionen 
verbunden. Zum einen existieren administrative Vorstel-
lungen, die Bildungsgerechtigkeit dann als gewährleistet 
ansehen, wenn die schulischen Leistungen ausschließlich 
an standardisierten Kriterien gemessen werden. Gerech-
tigkeit soll hier durch unparteiische und präzise Mess-
instrumente hergestellt werden. Diese Vorstellung wird 
mit Blick auf die Forderung nach Chancengleichheit von 
Kritiker_innen abgelehnt, die stattdessen auf die unter-
schiedlichen Startvoraussetzungen von Kindern und Ju-
gendlichen verweisen und ausgleichende Maßnahmen 
fordern. Damit ist jedoch die Frage verbunden, ab wann 
diese Startchancen ausgeglichen werden können und die 
individuelle Leistung im Vordergrund steht. Bildungsge-
rechtigkeit ist darüber hinaus jedoch auch vom Individu-
um her denkbar. Gerecht ist, was Einzelnen entspricht 
und was die persönlichen Anlagen, Begabungen und Fä-
higkeiten optimal fördert. 

Diese Vorstellungen von Bildungsgerechtigkeit müssen 
meines Erachtens nach weiter gefasst werden als in den 
bisherigen, aktuellen Debatten, denn: Bildung ist nicht 
auf Schule zu reduzieren und die Gerechtigkeit 
nicht auf Bildung! 

1972 führte der Bericht „Die Grenzen des Wachstums“ 
des Club of Rome vor Augen, dass sich das Wirtschafts-
modell des Fordismus - Massenproduktion und Massen-
konsum gesichert durch den demokratischen Sozialstaat 
- nicht unendlich fortsetzen lässt. Die Umverteilung von 
Zuwächsen findet ein Ende, wenn das Wachstum an 
Grenzen stößt. Diese Grenzen sind die der Ressourcen, 
aber auch der Märkte. 

Gerechtigkeit setzt an den sozialen Verhältnis-
sen an. Ökonomisch wurde auf diese Grenzen mit 

technischen und organisatorischen Innovationen rea-
giert. Da qualifizierte Arbeitskräfte jedoch nicht vom Him-
mel fallen, bedarf es geeigneter Institutionen und Pro-
gramme, um die Menschen angemessen auszubilden.  
Um eine gewisse Stabilität zu erreichen, ist die Einbin-
dung von unterschiedlichen Interessen in das Projekt 
„Bildung“ nötig. 

Ökonomisch geht es zunächst um die Ausbildung und Er-
ziehung von Arbeitskräften, die den neuen Anforderungen 
der Wirtschaft genügen müssen. Das aktuelle Bild des 
„Humankapitals“ setzt sich heute aus „Fachkompetenzen 
(Wissen, Fertigkeiten), personalen Kompetenzen (Motiva-
tion, Verhalten, Werte) und sozial-kommunikativen Kom-
petenzen (besonders Imitationsfähigkeit, Anpassungs-
fähigkeit, Umsetzungsfähigkeit, Innovationsfähigkeit, kurz 
Lernfähigkeit und Flexibilität) zusammen.“ (Erpenbeck 
2000: 187). 

Schüler_innen und Eltern wissen heute, dass sie ver-
wertbare Qualifikationen brauchen, um ihre Arbeitskraft 
mit Aussicht auf Erfolg auf dem Arbeitsmarkt anbieten zu 
können, aber auch um sich als Konsument_inn_en in ei-
ner weitgehend warenförmig strukturierten Welt bewegen 
zu können. 

In einer Situation, in der Arbeitskräfte ihr Berufsleben nicht 
mehr mit dem einmal in der Schule erworbenen Wissen 
an einem Arbeitsplatz bestreiten können, sondern öfter 
umlernen müssen, rückt zum einen das Lernen selbst 
in den Vordergrund. Dabei geht es nicht nur darum, 
sich das ganze Leben über auf formale Lernverhältnisse 
einzulassen, sondern es geht auch vor allem um das „le-
bensbreite“ Lernen. 

Der Schlüsselbegriff für dieses „in die Breite“ gehende 
Lernen ist die „Kompetenzentwicklung“. Sie „hat etwas 
mit biographischem Lernen zu tun. Kompetenzen kön-
nen jedoch nicht wie traditionelle Qualifikationen vermittelt 
werden. Ihre Aneignung geschieht großenteils im sozialen 
Umfeld, außerhalb institutionalisierter Lernprozesse“ (Er-
penbeck 2000: 184). Die Schule ist damit aufgefordert, 
auch die Bereiche und Modalitäten des non-formalen und 
des informellen Lernens zu erschließen1. 
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Über Bildungsgerechtigkeit entscheidet letztlich 
nicht die Schule, auch nicht die Bildung, sondern 
der gesamtgesellschaftliche Zustand. Ohne eine 
Reform der gesellschaftlichen Verhältnisse ist Bildungs-
gerechtigkeit nicht zu erreichen. Wer von Bildungsge-
rechtigkeit spricht und dabei nur die Bildung im Blick hat, 
verkennt deren Möglichkeiten. Bildungsgerechtigkeit, 
auch in der Schule und der Jugendhilfe, kann nur heißen, 
Bildung im Kontext gesellschaftlicher Ungleichheiten zu 
sehen und zu thematisieren!

Dass Bildungsgerechtigkeit nun wieder thematisiert wird, 
hängt m.E. daran, dass sich mit den Veränderungen in 
den Qualifikationsanforderungen, mit der Perspektive 
eines lebenslangen und lebensbreiten Lernens - bei al-
len Problemen - doch Möglichkeiten auftun, die soziale 
Selektion zu begrenzen. Noch nie war die deutsche Ge-
sellschaft so reich wie heute, noch nie war der „Rohstoff“ 
Bildung für die Wirtschaft und die Politik so wichtig wie 
heute – wann also, wenn nicht heute, sollte man Gerech-
tigkeit wagen? Daraus ergeben sich aktuelle bildungs- 
und gesellschaftspolitischen Aufgaben der Schule und 
der Jugendhilfe: 

Wenn sich Schule und Jugendhilfe für die Chan-
cen der Kinder und Jugendlichen einsetzen wol-
len, dann haben sie dafür zu sorgen, dass sie dazu 
auch in der Lage sind. Den vielfältigen Anforderungen 
kann man nur durch eine enge Zusammenarbeit von Ju-
gendhilfe und Schule begegnen. In dessen Kern sehe ich 
einen flächendeckenden Ausbau der Sozialen Arbeit in 
der Schule. Schulsozialarbeit als „Feuerwehr“ einzuset-
zen, verkennt, dass es längst an allen Ecken und Enden 
brennt. Bildung heißt somit aber auch: die Interessen der 
in Schule und Jugendhilfe beschäftigten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu klären, die personelle Ausstattung an 
Fach- und Lehrkräften sicherzustellen, sich für eine ange-
messene Bezahlung einzusetzen und adäquate Arbeits-
bedingungen einzuräumen, die das Arbeiten ermöglichen 
und nicht behindern. 

Bildungsgerechtigkeit hat einen Ort im pädago-
gischen Geschehen und dieser heißt: Subjektori-
entierung. Ein erweitertes Bildungsverständnis, das die 
Bereiche des non-formalen und informellen Lernens ein-
schließen will, garantiert für sich allein genommen noch 
keinen sozialen Ausgleich. Wenn die sozialen Erfahrungen 
der Kinder und Jugendlichen aufgenommen werden sol-
len, dann ist sehr genau zu untersuchen, ob nicht neue 
Selektionsfilter etabliert werden: Was denn Bildung ist, 
selbst wenn man sie nicht allein auf Schule reduziert, de-
finiert sich zumeist an den Vorstellungen der Mittelschich-
ten. Die Erfahrung und die Kompetenz als alleinerziehen-
de Mutter mit zwei Kindern über die Runden zu kommen, 
wenn man von Hartz-4 lebt, zählt bisher ebenso wenig 

als Bildung, wie die Erfahrung und die Kompetenz, sich in 
unterschiedlichen kulturellen Praxen bewegen zu können. 

Eine subjektorientierte Bildung muss zuerst eine 
selbstkritische Pädagogik sein, die bereit ist, die ei-
genen Scheuklappen abzulegen und die Kinder und 
Jugendlichen in ihren unterschiedlichen Kompetenzen 
wahrzunehmen, also auch die Praxen ernst zu nehmen, 
die nicht der eigenen Sozialisation entsprechen. Kin-
der und Jugendliche entwickeln sich nicht im luftleeren 
Raum, sondern in gesellschaftlichen Verhältnissen. Wer 
diese nicht befragt, welche Möglichkeiten sie den Sub-
jekten bieten und wo sie diese behindern, kann auch 
nicht subjektorientiert Bildung fördern. 

Bildungsgerechtigkeit hat Inhalte und Ansprüche 
und Leistungen. Bildung unter dem Gesichtspunkt 
der Gerechtigkeit hat zu vermittelnde Inhalte: Die gesell-
schaftliche Reflexion des Individuums ergibt sich nicht 
von allein. Mit Negt (1997: 227ff.) kann man ein Curricu-
lum von fünf Schlüsselqualifikationen benennen, die ohne 
inhaltliche Anstrengung nicht zu erreichen sind:

1. Die „Identitätskompetenz” - den Umgang mit be-
drohter und gebrochener Identität lernen. 

2. Die „technologische Kompetenz” - die gesellschaft-
lichen Wirkungen von Technik begreifen und Unter-
scheidungsvermögen entwickeln. 

3. Die „Gerechtigkeitskompetenz” - Sensibilität für Recht 
und Unrecht, für Gleichheit und Ungleichheit. 

4. Die „ökologische Kompetenz” - der pflegliche Umgang 
mit Menschen, mit der Natur und den Dingen. 

5. Die „historische Kompetenz” - Erinnerungs- und Uto-
piefähigkeit.

Die Leistung zeigt sich hier, wenn die Bildungsbemü-
hungen bei den jungen Menschen dazu beitragen, dass 
sie sich für ihre Interessen engagieren, dass sie sich ge-
sellschaftlich einmischen, dass sie eine gerechtere Welt 
gestalten – dann haben auch Schule und Jugendhilfe zur 
Bildungsgerechtigkeit beigetragen!

Hier schließt sich der Kreis: Das als Aufgabe geforderte Ein-
treten für eine angemessene Ausstattung von Schule und 
Jugendhilfe, von akzeptablen Arbeitsbedingungen und das 
Engagement für die eigenen Interessen spiegelt sich im ge-
sellschaftlichen Engagement der Kinder und Jugendlichen 
– dieses lässt sich nicht fürsorglich erzeugen, sondern nur 
durch die Arbeit am Eigenen. Wenn wir uns denn für Bil-
dungsgerechtigkeit einsetzen wollen, dann heißt das nicht 
zuletzt, dass auch wir uns zu bilden haben.
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Armut bei Kindern und Jugendlichen – Grundlagen 

für präventives Handeln

Vor rund zwei Jahrzehnten wurde das Phänomen der 
Kinder- und Jugendarmut hierzulande in Gesellschaft und 
Fachöffentlichkeit kaum wahrgenommen. Da die Armut 
von jungen Menschen primär Linie mit der Armut der 
Haushalte bzw. Familien, in denen sie leben, gleichge-
setzt wurde, stand eine Beschäftigung mit den besonde-
ren Lebenslagen von Kindern und Jugendlichen, die sich 
aus der Armutssituation ergeben, ebenso wie mit den 
Folgen für den weiteren Lebensverlauf, auf theoretischer 
und fachpraktischer Ebene noch aus. 

Die AWO-ISS-Studie zu Kinder und Jugendarmut war die 
erste und ist bis dato die einzige bundesweite Längsschnitt-
studie, die sich aus einer kind- bzw. jugendspezifischen 
Perspektive heraus mit dem Phänomen Armut und dessen 
Konsequenzen für die Lebenslagen und Entwicklungen 
befasst (vgl. u.a. Hock et al 2000 sowie zur bisher letzten 
Forschungsphase Laubstein et al. 2012). Sie liefert damit, 
verbunden mit theoretischen Ansätzen der Gesundheits-
förderung und sozialer Benachteiligung (vgl. Mielck 2000; 
BZgA 2003; BzgA 2011) eine wichtige Basis für Ansätze 
der Armutsprävention, besonders auf kommunaler Ebene.

„Armut“ von Kindern und Jugendlichen 

Der Begriff „Armut“ ist keineswegs einheitlich definiert. Da 
das Armutskonzept relational ist, also die Lebenslagen 
des Einzelnen bzw. von Gruppen in Beziehung zu den 
Standards der jeweiligen Gesellschaft, in der diese leben, 
beschreibt, kann Armut nur in Abhängigkeit von gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen und Normsetzungen 
erfasst werden (vgl. Huster et al. 2012: 15). Armut bedeu-
tet Leben mit existenziellem – materiellem und immateri-
ellem – Mangel innerhalb einer Gesellschaft, der sich zu-
dem in erheblichem Maße auf Teilhabechancen auswirkt. 

Die bundes- und EU-weite Konvention beinhaltet im We-
sentlichen folgende Merkmale: 

• Armut bedeutet zunächst Einkommensarmut. Im Rah-
men der aktuellen EU-Definition wird ein Haushalt als 
einkommensarm definiert, der weniger als 60 % des 
gewichteten Medianeinkommens der Gesamtbevöl-
kerung zur Verfügung hat. Bedeutende Ursachen 
von Einkommensarmut liegen heute zum einen zu 

fast gleichen Teilen in Erwerbsproblemen wie Lang-
zeitarbeitslosigkeit (so genannte „arbeitslose Arme“) 
oder eine Beschäftigung mit Niedrigeinkommen (so 
genannte „arbeitende Arme“). Zum anderen liegen 
Ursachen in sozialen Problemstellungen, wie z. B. ge-
sundheitlichen Problemlagen, Trennung von Partner-
schaften sowie, häufig in Folge, in Überschuldung. 
Zuweilen treten mehrere dieser Ursachen als Multi-
problemlagen zusammen, allerdings stellen Familien in 
Multiproblemlagen die bevölkerungs- und anteilsmä-
ßig kleinste Gruppe der Armutsbetroffenen. 

Besonders vom Armutsrisiko betroffen sind sowohl 
Frauen und Alleinerziehende, als auch Menschen mit 
Migrationshintergrund, die überproportional häufig in 
Gruppen mit niedrigem sozio-ökonomischem Status 
vertreten sind, und Personen mit niedrigeren Bildungs- 
und Berufsabschlüssen. Der Altersgruppenvergleich 
zeigt für Kinder und Jugendliche die höchsten Risiko-
quoten an, besonders wenn sie aus Familien mit einem 
oder mehreren der oben genannten Merkmale stam-
men. Weiterhin haben Familien mit mehr als drei Kin-
dern und solche, die in einem sozial belasteten Quartier 
leben, ein besonders hohes Armutsrisiko. Wenn eine 
Merkmalskombination vorliegt, potenziert sich die Ge-
fährdung um ein Vielfaches. Insgesamt betrug die Ar-
mutsrisikoquote der unter 18-Jährigen im Jahr 2010 
rund 19,4 % (d.h. 2,5 Mio. Kinder und Jugendliche in 
1,5 Mio. Haushalten, vgl. BMFSFJ 2012: 98; BMAS 
2012). Etwa 1,69 Mio. unter 15-Jährige, also jedes 
sechste Kind, waren zu diesem Zeitpunkt von Hartz IV 
abhängig. Bis September 2012 sank diese Zahl nur ge-
ringfügig auf 1,61 Mio. (vgl. BA 12/2010 und 09/2012).

• Armut reicht damit weit über das reine Einkommen hi-
naus: Als defizitäre Lebenslage prägt sie die gesamte 
Lebenssituation eines Haushalts und damit auch die 
Bedingungen des Aufwachsens von Kindern und Ju-
gendlichen. Ein Element davon ist die implizite Unter-
versorgung mit materiellen wie immateriellen Gütern 
in den vier zentralen Dimensionen (Grundversorgung, 
Gesundheit, Bildung, Soziales) (vgl. Mogge-Grotjahn 
2012). Eine mangelnde Teilhabe an diesen Bereichen 
der Gesellschaft hat erhebliche Auswirkungen auf 
die Zukunftschancen. So überträgt sich z. B. die ver-
minderte Bildungsbeteiligung von armen Kindern im 
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Abbildung 1: Lebenslagen von Kindern und Jugendlichen 
Quelle: Vgl. Hock et al. 2000: 12.

Lebenslagedimensionen
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Was kommt beim Kind an?

Eltern/
Erwachsene
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materiell
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Materiell
(Kleidung, Wohnung, Nahrung, 
Partizipation u.a.)

Sozial
(soziale Kompetenz, 
soziale Kontakte u.a.)

Gesundheitlich
(physisch und psychisch)

Kulturell
(kognitive Entwicklung, Sprache, 
Bildung, kult. Kompetenzen u.a.)

Lebenslagetyp Kind

Wohlergehen Benachteiligung Multiple Deprivation

KiTa-Besuch, der durch die gegenwärtige Vergabepra-
xis von Kita-Plätzen, finanziellen Beiträgen, dem Nut-
zungsverhalten von Eltern und den politischen Anrei-
zen („Betreuungsgeld“) mit bedingt und verstärkt wird, 
u.U. in eine Benachteiligungssituation in der Schule, 
die sich wiederum auf die Übergänge in Ausbildung 
und Beruf auswirken kann.

• Unterversorgung und mangelnde Teilhabe bedingen 
soziale Ausgrenzung. In Verbindung mit der Lebens-
lage Armut wird Betroffenen häufig ein individuelles 
Fehlverhalten untersteht (wie z. B. fehlendes Enga-
gement oder soziale Normabweichungen). Diese 
Diskriminierung kann Tendenzen des Rückzugs von 
Betroffenen aus der Gesellschaft, z. B. aus Scham, 
noch verstärken. Gleichzeitig geht häufig der Blick 
für die Heterogenität der Ausgangsvoraussetzungen 
verloren, so dass Familien in Armut automatisch als 
„Multiproblem“-Familien stigmatisiert werden.

Kinder und Jugendliche, die in Armut leben, sind davon 
besonders betroffen. So wird „Kinderarmut häufig mit 
Bildungsarmut, emotionaler, seelischer oder gesundheit-
licher Deprivation gleichgesetzt, ohne zwischen Ursachen 
und Folgen zu differenzieren. Damit besteht auch die Ge-
fahr, die gesellschaftliche Komplexität (Verhältnisebene, 
z. B. Rahmenbedingungen des Schulsystems) zugunsten 
von verhaltenspräventiven Ansätzen (z. B. Förderung des 
Schulerfolgs) aus dem Blick zu verlieren. Gleichzeitig im-
pliziert dieser eingeschränkte Fokus oft eine Verkürzung 
des mehrdimensionalen gesellschaftlichen Phänomens 
Armut auf einen Handlungsbereich (z. B. auf den Bil-
dungsbereich oder den gesundheitlichen Bereich).

Der Begriff „Kinder- und Jugendarmut“ bezeichnet jedoch 
„die Folgen familiärer Einkommensarmut bei Kindern“, die 
sich in lebensphasenspezifischen Erscheinungsformen der 
materiellen, kulturellen, gesundheitlichen und/oder sozialen 
Unterversorgung manifestieren (vgl. Hock et al. 2000).

Das „Kinder- und Jugendgesicht“ von Armut 

Die familiären Ressourcen werden zunächst und in er-
ster Linie durch die kulturellen, sozialen und materiellen 
Ressourcen der Eltern bestimmt, wenngleich im Lebens-
verlauf sukzessive eine eigene Ressourcenausprägung 
stattfindet. Arme Kinder haben arme Eltern, die über 
den Ressourceneinsatz für ihre Kinder entscheiden. Ein 

großer Teil der armen Eltern nutzt seine Ressourcen, um 
den Kindern ein gelingendes Aufwachsen zu ermöglichen 
(vgl. Wüstendörfer 2008, DW 2011). Probleme bereitet 
eine kindgerechte Verteilung am ehesten in der kleinen 
Gruppe der Multiproblemfamilien. Entscheidend für die 
Bestimmung der Lebenslage Armut im Kindesalter ist 
also v.a., was an Wissen, Versorgungs- und Betreuungs-
leistung, an Vorbildern, Werten, Erziehung und Bildung 
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beim Kind ankommt (vgl. Abbildung 1). Die vier Dimen-
sionen der Lebenslage (materiell, sozial, gesundheitlich, 
kulturell) lassen sich in komplexe Lebenslagetypen zu-
sammenfassen: Zum „Aufwachsen im Wohlergehen“ 
(wenn in keinem der vier Lebenslagedimensionen Mangel 
erkennbar sind), zur „Benachteiligung“ (wenn in einer bis 
zwei der vier Dimensionen Auffälligkeiten sichtbar sind) 
und zur „Multiplen Deprivation“ (wenn in drei oder vier Di-
mensionen Defizite bestehen). Präventive Ansätze zielen 
immer auf die Förderung oder Sicherung des „Aufwach-
sen im Wohlergehen“ ab. Bei der empirischen Messung 
der jeweiligen Indikatoren und der weiteren Analyse nach 

familiärer Einkommenslage (arm oder nicht arm) zeigen 
sich dann die Folgen von Armut bei jungen Menschen. 
Allerdings wird auch deutlich, dass nicht jedes arme Kind 
in „multipler Deprivation“ aufwächst und dass nicht für je-
des nicht-arme Kind ein „Aufwachsen im Wohlergehen“ 
sichergestellt ist. 

In den folgenden Tabellen 1 bis 3 sind die Lebenslagen 
von armen und nicht-armen jungen Menschen durch 
Zuordnung zu den drei Lebenslagetypen der AWO-ISS-
Langzeitstudie beschrieben. Sie geben die Anteile zu drei 
verschiedenen Messzeitpunkten wieder.

Tabelle 1: Kindspezifische Lebenslagen von 6-Jährigen am Ende der KiTa-Zeit – 1999 
Quelle: AWO-ISS-Studie: „Armut im Vorschulalter 1999“, vgl. Hock et al. 2000: 77

Lebenslagetyp Arme Kinder Nicht-arme Kinder

Wohlergehen 24 % 46 %

Benachteiligung 40 % 40 %

Multiple Deprivation 36 % 14 %

Gesamt 100 % 100 %

n 191 517

Bereits im Vorschulalter zeigte sich, dass arme Mädchen 
und Jungen weitaus häufiger in multipler Deprivation auf-
wuchsen. Prozentual zählten mehr als doppelt so viele 
arme wie nicht-arme Kinder zum Typ „Multiple Depriva-
tion“ (36 % vs. 14 %). Andererseits lebte etwa ein Viertel 

der armen Kinder im Wohlergehen. So zeigte sich, dass 
Armut nicht zwangsläufig zu kindlichen Beeinträchtigun-
gen führt, die Risikoverteilung aber ist eindeutig (arm: 
25 % vs. nicht-arm: 46 %).

Tabelle 2: Kindspezifische Lebenslagen von 10-/11-Jährigen am Ende der Grundschulzeit – 2003/04  
Quelle: AWO-ISS-Studie: „Armut bis zum Ende der Grundschulzeit“, vgl. Holz et al. 2006. 

Lebenslagetyp Arme Kinder Nicht-arme Kinder

Wohlergehen 15 % 48 %

Benachteiligung 47 % 42 %

Multiple Deprivation 38 % 11 %

Gesamt 100 % 100 %

n 159 341

Im weiteren Verlauf der Studie fanden sich stark diver-
gierende Lebens- und Entwicklungsverläufe: Unter den 
armen Mädchen und Jungen am Ende der Grundschul-
zeit überwogen negative Verläufe, d. h. Zunahme von 
Auffälligkeiten in den Lebenslagen und Wechsel des Le-
benslagentyps, z. B. von Benachteiligung nach multipler 
Deprivation. Bei den nicht-armen Kindern dominierte eine 
gefestigte positive Entwicklung, also z. B. Verbleib im 

Wohlergehen. Gleichzeitig ist eine hohe Dynamik zu kon-
statieren: Mehr als die Hälfte der Mädchen und Jungen 
wechselte zwischen 1999 und 2003/04 den Lebenslage-
typ (Holz 2010a: 41).

Tabelle 3: Jugendspezifische Lebenslagen von 16-17-Jährigen am Ende der Sekundarstufe I – 2009/10   
Quelle: AWO-ISS-Studie: „Armut im Vorschulalter 1999“, vgl. Laubstein et al. 2012 

Lebenslagetyp Arme Jugendliche Nicht-arme Jugendliche

Wohlergehen 19 % 39 %

Benachteiligung 44 % 51 %

Multiple Deprivation 37 % 11 %

Gesamt 100 % 100 %

n 108 308

Für die Altersphase der „mittleren Jugend“ wird nun er-
kennbar, was in der Literatur immer wieder als besonders 
„verwundbares Alter“ bezeichnet ist. Durch die Pubertät 
und weitere anstehende Entwicklungsaufgaben kommt 
es vermehrt zu zeitweiligen Auffälligkeiten oder Beein-
trächtigungen in einzelnen Lebenslagebereichen (z. B. 
Gesundheit). So erklären sich auch die nun hohen Pro-
zentanteile des Lebenslagetyps „Benachteiligung“ (arm: 
44 % und nicht arm: 51 %). Werden die Werte beider 
Gruppen, arme und nicht-arme Jugendliche, insgesamt 
verglichen, dann zeichnet sich eine verfestigende Sprei-
zung ab. Grundsätzlich aber gelten nicht die Automatis-
men: „einmal arm – immer arm“ sowie „einmal multipel 
depriviert – immer multipel depriviert“. Die Chancen und 
Risiken sind aber klar zu Ungunsten der Armen verteilt. 

Ansätze der Armutsprävention für Kinder 
und Jugendliche 

Die gravierenden Auswirkungen der Lebenslage Armut 
für das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen sowie 
den späteren Lebensverlauf verdeutlichen, wie notwendig 
eine gezielte, altersspezifische und zugleich biografisch 
ausgerichtet sowie ressortübergreifende Armutspräven-
tion sowohl für die individuelle als auch für die gesell-
schaftliche Entwicklung ist. Bei einer in den letzten Jahren 
deutlich verstärkten Theorie- und Praxisdiskussion über 
wirkungsvolle Ansätze sozialer Gegensteuerung stehen 
Inhalte, Schwerpunkte, Ebenen und Strukturen einer Ar-
mutsprävention für Kinder und Jugendliche im Zentrum. 
Das Besondere dieses gesamten Prozesses ist: 

• der Impuls zur Auseinandersetzung mit der Problema-
tik „Kinderarmut“ kam aus der Mitte der Gesellschaft,

• den Weg zu einer versachlichenden Auseinanderset-
zung prägten die Praxis sozialer Arbeit (d. h. Fach-
kräfte, Verbandsvertreter_innen) und die empirische 
lebenslageorientierte Forschung (z. B. zur Lebenslage 
insgesamt oder zu Bildungs-, Gesundheits-, Integrati-
onsfragen),

• die Ansatzpunkte zum wirkungsvollen Handeln finden 
sich aktuell vor allem bei den Kommunen und verein-
zelt bei Bundesländern, verbunden mit einem gemein-
samen Engagement vieler Akteure vor Ort sowie der 
Dienste und Einrichtungen des Sozial-, Bildungs- Ge-
sundheitswesen usw. Sie machen gleichzeitig deutlich, 
dass Armutsprävention als soziale Gegensteuerung 
eine staatliche Pflichtaufgabe ist und entsprechende 
Rahmensetzungen auf allen Staatsebenen, ressort-, 
institutions- und professionsübergreifend erfordert 
(vgl. Holz/Richter-Kornweitz 2010: 8; Holz 2010c; Lutz 
2011; Holz 2012). 

Diese Prämissen erfordern sowohl eine begriffliche, als 
auch konzeptionelle Klärung:

Prävention, als Vermeidung/Verhinderung von schäd-
lichen Ereignissen, kann Armut als Gesellschaftsphäno-
men nicht wirklich abwenden, denn Armut ist genuiner 
Bestandteil moderner Gesellschaften, die auf Erwerbsar-
beit und Geldbeziehungen innerhalb eines Marktgesche-
hens beruhen. 

In der Diskussion um Armutsprävention steht also die 
Frage der Verteilung von Ressourcen und (Teilhabe-)
Chancen einer Gesellschaft im Mittelpunkt. Wachsende 
soziale Ungleichheit hat eine steigende Armut und zuneh-
mende soziale Ausgrenzungen von Individuen und Bevöl-
kerungsgruppen zur Folge (vgl. Huster et al. 2012).

Da die strukturellen Risiken einer Gesellschaft unter-
schiedlich verteilt sind, liegen Armutsursachen in erster 
Linie im strukturellen (Verhältnis-)Bereich und erst dann 
im individuellen (Verhaltens-)Bereich. Armutsprävention 
beinhaltet folglich die gesellschaftliche Verpflichtung und 
den sozialstaatlichen Auftrag, eine gerechte Ressour-
cenverteilung sicherzustellen. Sie wird durch Politik und 
Verwaltung gestaltet und durch die sozialen Dienstlei-
ster und die dort tätigen Professionellen umgesetzt. Dies 
umfasst die Gestaltung von Rahmenbedingungen, die 
Bereitstellung sozialer Ressourcen und die Förderung in-
tegrativer Prozesse auf individueller Ebene. Ansätze zur 
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Gegensteuerung müssen daher zuvorderst auf verhältnis- 
aber auch auf verhaltenspräventive Maßnahmen abzielen.

Verhältnispräventive Ansätze

Die verhältnispräventive Ebene beinhaltet strukturelle Ar-
mutsprävention durch Gestaltung und Veränderung der 
Verhältnisse oder, anders formuliert, von Rahmenbedin-
gungen, z. B. durch eine armutsfeste Grundsicherung, 
eine umfassende öffentliche Infrastruktur und den Abbau 
struktureller Barrieren. Diese strukturelle Armutspräventi-
on, aber auch die Bereitstellung sozialer Ressourcen, liegt 
in erster Linie im Verantwortungsbereich der Politik auf 
kommunaler, Landes-, Bundes- und EU-Ebene. Gleich-
zeitig sind die Organisationen bzw. Institutionen und ihre 
Fachkräfte sowie die Bürger_innen selbst dazu aufgefor-
dert, an der Ausformung sozial inklusiver Prozesse aktiv 
mitzuwirken.

Der lange Zeit vorherrschende Hauptpräventionsansatz, 
der auf die Integration von Erwerbslosen in den Arbeits-
markt abzielte, war für die Gruppe der „arbeitslosen 
Armen“ vermutlich zielführend. Andere Gruppen, wie 
„arbeitende Arme“ benötigen jedoch andere Präventi-
onsansätze wie armutsfeste Einkommen, Mindestlohn, 
Grundsicherung o.ä. mehr. Ebenso können familien-
freundliche Arbeitsplätze, eine KiTa mit flexiblen Öffnungs-
zeiten oder eine Ganztagsschule diese Familien strukturell 
unterstützen. Weniger zielführend sind hingegen Ansätze, 
die allein an der Verhaltensprävention ansetzen wie eine 
erzieherische Einzelfallhilfe oder ein reines Elternkompe-
tenztraining. Im Bemühen um Armutsprävention muss 
deshalb sehr genau geschaut werden, welche Ansätze 
(Maßnahmen) wirklich passgenau sind und wo Möglich-
keiten und Grenzen bestehen.

Aus einer kind- oder jugendspezifischen Perspektive stel-
len sich auf struktureller Ebene nicht die Fragen nach den 
Leistungen der Eltern, sondern nach der finanziellen Absi-
cherung, nach dem Vorhandensein von KiTa-Plätzen, ob 
Partizipationsmöglichkeiten vorhanden sind und welche 
Bildungschancen gegeben sind. Es ist dabei nicht mit der 
Verfügbarkeit von Erzieher_innen, Lehrer_innen und Sozi-
alarbeiter_innen in Einrichtungen getan. Vielmehr richtet 
sich der Fokus auf alle Ressourcen, die einem Kind in-
nerhalb seines Lebensraumes als Entwicklungs- und Bil-
dungsmöglichkeiten zur Verfügung gestellt werden. Auf 
kommunaler Ebene stellt sich daher die Frage nach der 
Infrastruktur: Was hält die Kommune vor, damit Kinder 
ihren Ansprüchen auf Betreuung, Versorgung, Bildung 
nachkommen zu können? Dies reicht von der Stadt(teil)
entwicklung, über Bildungsangebote bis hin zu Förderung 
im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe etwa als Hilfen 
zur Erziehung (HzE) (vgl. u.a. Maykus/Dellbrügge 2012).

Verhaltenspräventive Ansätze

Auf der individuellen, stärker verhaltensorientierten Ebene 
ist das Ziel, Kinder und Eltern in ihrer Persönlichkeit und 
ihrem Handeln zu fördern, jeweils durch ein ganz spezi-
fische Herangehensweise. Auf dieser Ebene ist Pädago-
gik in all ihren Facetten und Wirkungen gefragt, nicht nur 
bei und durch Eltern, sondern genauso angesprochen 
sind alle Akteure der Sozialisation und Enkulturation. Ge-
fordert sind also auch die Einrichtungen, denn es geht um 
pädagogische Arbeit.

Kind- und jugendbezogene Armutsprävention 
nimmt dabei einen ressourcenorientierten Blick auf Kin-
der und Jugendliche ein. Ziel des Präventionsbemühens 
ist das Aufwachsen im Wohlergehen sowohl in elterlicher 
als auch in öffentlicher Verantwortung. Es wird danach 
gefragt, wie vorhandene Potenziale gestärkt werden kön-
nen und wo Ressourcen auf allen gesellschaftlichen und 
individuellen Ebenen vorhanden sind. 

Zentral für eine praxisrelevante Armutsprävention ist die 
Frage nach Teilhabe und Inklusion: Wie können in Armut 
lebende Mädchen und Jungen Zugang zu den gleichen 
Aktivitäten und Lebensbedingungen erhalten, wie andere 
Gleichaltrige? Welche Unterstützung brauchen sie, um 
diese Zugänge zu nutzen? Darin verbirgt sich die Kernfra-
ge nach der Umsetzung von Zugangsgerechtigkeit zum 
Beispiel zu Lebensbereichen wie Bildung und Gesund-
heit. 

Ansätze der Armutsprävention für Kinder und Jugendli-
che basieren daher auf mehreren Elementen: 

• Der Bezugspunkt ist Armut, das heißt familiäre Ein-
kommensarmut, als größtes Entwicklungsrisiko für 
Kinder und Jugendliche.

• Die Leitorientierung ist die Sicherung eines „Aufwach-
sens im Wohlergehen“ für alle Kinder und Jugendliche, 
speziell für Arme. Dies bedeutet, die Lebenswelten so 
zu gestalten, dass eine positive Zukunftsentwicklung 
erwartbar wird.

• Das Hauptziel ist es, kindspezifische Armutsfolgen zu 
vermeiden respektive zu begrenzen, aber auch ur-
sächliche Gründe auf Seiten der Eltern/Familie und des 
Umfeldes positiv zu beeinflussen. (Holz 2010b: 114)

Die Zielumsetzung kann in drei strategische Richtungen 
wirken: Indirekt über Maßnahmen, die auf Eltern und Fa-
milie bezogen sind, indirekt über strukturelle Maßnah-
men mit Blick auf den Sozialraum und das soziale Um-
feld, sowie direkt durch Maßnahmen für das Kind (vgl. 
Abb. 2). 

Abbildung 2: Strategische Richtungen der kindbezogenen Armutsprävention 
Quelle: Holz 2010b: 114.

Den rechtlichen Bezug bildet § 1 SGB VIII, der den Prä-
ventionsauftrag als Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe, 
besonders auf kommunaler Ebene, bestimmt. Dieser Auf-
trag gilt für alle Kinder und besonderes für benachteiligte 
junge Menschen.

§ 1 SGB VIII „Recht auf Erziehung, Elternverantwor-
tung, Jugendhilfe“

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung sei-
ner Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverant-
wortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche 
Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende 
Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemein-
schaft.

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach 
Absatz 1 insbesondere

1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen 
Entwicklung fördern und dazu beitragen, Benach-
teiligungen zu vermeiden oder abzubauen, 

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der 
Erziehung beraten und unterstützen, 

3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für 
ihr Wohl schützen, dazu beitragen, positive 

Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre 
Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche 
Umwelt zu erhalten oder zu schaffen.

Kind- und jugendbezogene Armutsprävention stellt daher 
einen theoretischen und praktischen Handlungsansatz 
dar, der aus der Perspektive von Kindern und Jugend-
lichen heraus auf positive Lebens- und Entwicklungsbe-
dingungen hinwirkt. Diese liegen im Bereich der „Öffentli-
chen Verantwortung“ (BMFSFJ 2005). Als Lebensort von 
Kindern und Jugendlichen, als Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe, als Garant der sozialen Daseinsvorsorge und 
als Ort der gesellschaftlichen Kohäsion steht dabei die 
Kommune im Mittelpunkt.

Armutsprävention für Kinder und Jugendliche 
auf kommunaler Ebene 

Armutsprävention auf kommunaler Ebene kann nur unter 
Einbindung der Politik und der städtischen Gremien sowie 
der Verwaltung erfolgen. Als Steuerungs- und Leitungs-
aufgabe erfordert sie einen „langen oder mindestens län-
geren politischen Atem“, wobei die konkrete Umsetzung 
nur unter Beteiligung aller Akteure, von Organisationen, 
freien Trägern der sozialen Arbeit, Kinder, Jugendlichen 
und Familien sowie allen Bürger_innen erfolgen kann.

Dieses gemeinsame Handeln ist grundlegend und soll 
auf gemeinsame Zielsetzungen sowie Zielerreichung 
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ausrichtet sein. Erforderlich ist eine abgestimmte Ar-
beitsteilung verbunden mit einer hohen Bereitschaft zu 
Kooperationen zwischen den Akteur_innen. Strukturvo-
raussetzungen dafür sind die Präventionskette und das 
Präventionsnetzwerk.

Kommunale Armutsprävention erfolgt vorwiegend aus 
zwei Ansätzen heraus:

• Der integrierte Gesamtansatz ist durch ein umfas-
sendes Verständnis von Armutsprävention charakteri-
siert und in die Stadtentwicklung integriert. Er reagiert 
auf die komplexe Problematik mit einem komplexen 
Handlungsansatz und stellt direkte Bezüge zu allen 
kommunalen Handlungsfeldern – von der Kinder- / Ju-
gend- / Familienhilfe über die Bildungs- und Stadtpla-
nung bis hin zur Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsförde-
rung – her. Die Vernetzung aller relevanten Akteurinnen 
und Akteure, ein zielorientiertes Arbeiten, Konzept-
entwicklung und die Formulierung von Strategien und 
Maßnahmen sind Gegenstand dieses Ansatzes. Erst-
mals wurde der integrierte Gesamtansatz in Monheim 
am Rhein und Dormagen umgesetzt Weitere Kommu-
nen – wie Nürnberg, Gelsenkirchen und Braunschweig 
– sind hier zwischenzeitlich sehr engagiert. 

• Der komplexe Teilansatz basiert zwar ebenfalls auf 
einem umfassenden Verständnis von Armutspräven-
tion, fokussiert aber vor allem auf ein Handlungsfeld, 
das in kommunaler Verantwortung bearbeitet wird. 
Beispiele dafür sind die Stadt Wiesbaden (Bildungsbe-
reich), München (Frühe Förderung) oder Mühlheim an 
der Ruhr (Aufbau eines Sozialmonitorings).

Die Schaffung und Gestaltung eines interkommunalen 
Netzwerkes ist ein weiterer in der Praxis erkennbarer 
Handlungsschritt. Fachlicher Wegbereiter dazu ist das 
Landesjugendamt des Landschaftverbandes Rhein-
land (LVR) mit dem Förderprogramm „Teilhabe ermög-
lichen – Kommunale Netzwerke gegen Kinderarmut“ 
und der „Koordinationsstelle Kinderarmut“ (http://www.
lvr.de/de/nav_main/jugend_2/jugendmter/koordinati-
onsstellekinderarmut/koordinationsstellekinderarmut_1.
html). Daran orientieren sich weitere Modellprogramme 
wie das der Landesregierung NRW „Kein Kind zurück-
lassen! Kommunen in NRW beugen vor“ (https://www.
keinkindzuruecklassen.de/Startseite.php) und der Bun-
dezentrale für gesundheitliche Aufklärung/Gesundheit 
Berlin mit dem Partnerprozess „Gesund aufwachsen für 
alle!“ (https://www.gesundheitliche-chancengleichheit.
de/?id=partnerprozess).

Abbildung 3: Strukturprinzip kindbezogener Armutsprävention – Kommunale Präventionskette  
durch Netzwerke  
Quelle: Eigene Darstellung

Von der Krippe, KiTa, Grundschule, weiterführenden 
Schule, Berufs(aus-)bildung bis hin zum Übergang in den 
Beruf sollen in jeder Kommune in Deutschland die ent-
sprechenden Institutionen den Lebensweg der junger 

Menschen unterstützen und begleiten. In welchem Umfang 
und in welcher Qualität dies geschieht, ist allerdings höchst 
unterschiedlich. Dies wird besonders an den entschei-
denden Nahtstellen der biografischen Übergänge deutlich.

Vernetztes Arbeiten im Rahmen von Präventionsket-
ten und -netzwerken zielt darauf ab, die Übergänge auf 
struktureller Ebene zu gestalten (vgl. Abb. 3). Es muss 
ein vernetztes Arbeiten zwischen Krippe und KiTa, den 
dortigen Erzieher_innen sowie dem Lehrerkollegium und 
den Sozialpädagog_innen in der Schule und dort wiede-
rum Vernetzung mit den Institutionen und Maßnahmen 
des beruflichen Übergangs bestehen (vgl. u.a. Brülle et al 
2011). Eingebunden sind eine Vielzahl von weiteren Ak-
teur_innen vor Ort; all diejenigen, die mit Kinder, Eltern, 
Familien zu tun haben (vgl. LVR 2012).

Kindbezogene Armutsprävention bedeutet immer auch 
eine umfangreiche und qualitativ gute Infrastruktur für 
Kinder. Dazu gehört auch eine Infrastruktur und - neben 
der umfassenden Information - die sieben großen B’s 
der Arbeit mit Eltern: Begegnung, Beratung, Begleitung, 
Bildung, Betreuung sowie ganz besonders für armutsbe-
troffene Eltern das Bargeld und die Beteiligung (vgl. Bird/
Huber 2010; Gemeinschaftsinitiative 2010; Wittke 2010; 
Holz 2012). 

Die Rolle der Kinder- und Jugendhilfe 

Grundsätzlich kommt der Kinder- und Jugendhilfe mit 
ihrem ausdrücklichen Förder-, Schutz-, und Interessens-
vertretungsauftrag eine ganz besondere Verantwortung 
für junge Menschen zu. Angesichts des Ausmaß der Ar-
mutsbetroffenheit und Armutsfolgen wird ein am größten 
Risikofaktor kindlicher Entwicklung (Armut) ansetzendes 
Wirken der Kinder- und Jugendliche erforderlich. Not-
wendig sind (mehr) Armutssensibilität in der Gesellschaft 
und eine strukturell verankerte kindbezogene Armutsprä-
vention. So lassen sich grundlegende Anforderungen an 
die Kinder- und Jugendhilfe ableiten:

• Erhebung von empirischen Daten durch die Jugend-
hilfeplanung und Aufbau eines wirkungsorientierten 
Monitorings. 

• Mitentwicklung und Umsetzung eines kommunalen 
Handlungsansatzes.

• Aufbau und Umsetzung von (Armuts-)Präventions-
netzwerken, in den alle relevanten Akteure und Akteu-
rinnen vor Ort kooperieren und gemeinsam die Infra-
struktur für junge Menschen (weiter-)entwickeln. Diese 
Akteure und Akteurinnen sind die Garanten der „öf-
fentlichen Verantwortung“ für Kinder und Jugendliche. 

• Systematische Gestaltung von Übergängen sowohl im 
Bildungssystem (z. B. KiTa und Grundschule, Grund-
schule und Sekundarstufe I) als auch zwischen den 
Handlungsfeldern (z. B. Schule und Sport, Gesundheit 

und Freizeit) im Einzelfall und auf der Systemebene so-
wie mit Fokus auf arme Kinder. 

• Konzeptionelle Weiterentwicklung der Hilfen zur Er-
ziehung (HzE) als Element einer lebensbiografisch, le-
bensweltlich und sozialräumlich ausgerichteten kom-
munalen Infrastruktur. 

• Weiterentwicklung der Infrastruktur für Kinder und Ju-
gendliche im Sinne der (Armuts-)Präventionskette, d.h. 
vom Angebot der frühen Förderung und frühen Hilfe 
für alle Kinder über das Angebot von Krippen- / KiTa-
Plätzen für jedes Kind bis hin zum Ausbau von Schulen 
mit integrierten Konzepten der Schul- und Sozialpäda-
gogik usw. 

• Stärkere Wahrnehmung der Verantwortung für die 
Gestaltung positiver kindlicher Entwicklungs- / Le-
bensbedingungen im Elternhaus, d.h. quantitative und 
qualitative Weiterentwicklung des Bereiches „Arbeit 
mit (armen) Eltern“, auch unter dem Fokus der Resi-
lienzförderung. 
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Beteiligung statt Benachteiligung! 

Partizipation im Kontext von Schule 

und die Perspektive der Jugendsozialarbeit

Zur Bedeutung von Partizipation heute

Schule und Jugendsozialarbeit stehen heute gleicherma-
ßen vor der Herausforderung, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen unter veränderten gesellschaftlichen Be-
dingungen gesellschaftliche Teilhabe durch Bildung zu 
eröffnen. 

Eine Herausforderung ist dies vor allem, weil schulische 
Bildung heute nicht mehr automatisch Teilhabemöglich-
keiten in Form von Ausbildung und Arbeit eröffnet und 
umgekehrt auch die Teilhabe an Bildung und Arbeit 
nicht für alle Heranwachsenden selbstverständlich ist. 
Das Schulsystem ermöglicht Bildung, aber es selektiert 
zugleich, weist den verschiedenen Schüler_innen sehr 
ungleich Bildungschancen zu, unter anderem weil es sie 
nach einem Maßstab bewertet, der die einen Leistungen 
und Kompetenzen anerkennt, die anderen aber tenden-
ziell nicht beachtet. 

Ähnlich verhält es sich mit der Arbeitswelt, die einerseits 
soziale Teilhabe durch Beschäftigung eröffnet, anderer-
seits aber viele Jugendliche ausgrenzt, weil sie hier nicht 
oder zumindest so wie sie sind nicht gebraucht werden. 
Vor diesem Hintergrund sind sowohl Schule als auch 
Jugendsozialarbeit neu aufgefordert, all denjenigen, die 
unter den heutigen Bedingungen benachteiligt oder aus-
gegrenzt werden, professionell Teilhabemöglichkeiten an 
Bildung, Ausbildung und Arbeit zu eröffnen und so ein 
Stück mehr Bildungsgerechtigkeit herzustellen. 

Eine zentrale These dieses Beitrags ist, dass Schulbe-
such, Lehr- oder Arbeitsstelle nicht an sich bereits ge-
sellschaftliche Teilhabe eröffnen, sondern dass es immer 
von der konkreten Ausgestaltung dieser Orte abhängt, in-
wieweit ein Mensch tatsächlich Teil am Ganzen hat – und 
inwieweit er benachteiligt wird bzw. seine soziale Benach-
teiligung zum Tragen kommt. Teilhabe entscheidet sich 
über die konkreten Möglichkeiten, sich selbst und seine 
eigenen Ideen mit einzubringen, z. B. Schule selbst mitzu-
gestalten, bei Entscheidungen über die eigenen Belange 
beteiligt zu sein. Erst wenn dieser eher subjektive Part der 
Beteiligung in den verschiedenen Lernorten ermöglicht 
wird, kann man tatsächlich von Teilhabe sprechen. 

Teilhabe ist nun zum einen das Ziel der Bildungsprozesse 
in Schule und Jugendsozialarbeit. An diesem Bildungs-
verständnis orientiert sich unter anderem die bundeswei-
te Bildungsberichterstattung. Auch die sozialpolitischen 
Bemühungen der letzten Jahre in der Philosophie des ak-
tivierenden Staates haben diese Orientierung zumindest 
in der Programmatik eher noch verstärkt: Das Ziel sämt-
licher Bildungs- und Arbeitsmarktreformen war und ist 
der aktive, eigenverantwortliche Bürger, der seine soziale 
und gesellschaftliche Teilhabe (insbesondere am Arbeits-
markt) möglichst selbständig und ohne Hilfeleistungen 
„organisieren“ kann, ist der Jugendliche, der den Über-
gang in Arbeit als persönliche Herausforderung begreift 
und ihn möglichst eigenständig bewältigt.

Zum anderen – hierin sind sich die Autoren zur Partizi-
pation sehr einig – kann die Befähigung zur Teilhabe in 
diesem Sinne nicht nur ein Ziel sein, das sozusagen durch 
Schule vorbereitet, aber erst nach ihr wirklich relevant 
wird. Die Schule ebenso wie Angebote der Jugendsozial-
arbeit bereiten nicht nur vor, sondern sie sind für die He-
ranwachsenden immer schon gesellschaftliche Bereiche, 
die ihnen Teilhabe und Beteiligung zu ermöglichen haben, 
wenn dies auch als Bildungsziel ernst gemeint sein soll. 
Man kann nur lernen, sich aktiv zu beteiligen, über die ei-
genen Belange zu entscheiden und hierfür Verantwortung 
zu übernehmen, wenn man am Lernort Möglichkeiten 
hat, dies auch zu tun. 

Problematisch erweist sich die Beteiligung vor allem in 
der Umsetzung. Das Bundesjugendkuratorium hat 2009 
die „enorme Kluft zwischen Anspruch und politischen 
Absichtserklärungen einerseits und der Partizipations-
wirklichkeit andererseits“ mit deutlichen Worten kritisiert. 
„Ernstgemeinte Partizipation“, die „einen Teil der Verfü-
gungsgewalt über die eigene gegenwärtige wie zukünftige 
Lebensgestaltung von den Erwachsenen auf die Kinder 
und Jugendlichen“ überträgt und die „Entscheidungs-
prozesse sowie die -ergebnisse [verändert] und […] sich 
auf die Lebenswelt der betroffenen Kinder und Jugend-
lichen“ auswirkt (ebd., S. 6), sieht das BJK nach Durch-
sicht der empirischen Befunde nur in „Beteiligungsinseln“ 
und „guten Praxisbeispielen“ verwirklicht (ebd., S. 23). 
Diese berühren jedoch kaum die „Strukturen, Leitbilder 

C 3
und Handlungsroutinen in den Regelinstitutionen für Kin-
der und Jugendliche“ (ebd.). Die fehlende strukturelle 
Nachhaltigkeit und Vernetzung mache den Fortbestand 
„viel zu sehr vom Engagement und Wohlwollen einzelner 
Erwachsener“ abhängig; zudem würden benachteiligte 
Gruppen bislang kaum erreicht (ebd.).

Im gleichen Jahr konstatiert eine Expertise des Deut-
schen Kinderhilfswerkes (vgl. Kamp 2009) zu den Beteili-
gungsrechten von Kindern und Jugendlichen in Deutsch-
land auch einen Mangel in Bezug auf die rechtlichen 
Bestimmungen. Hintergrund war die UN-Kinderrechts-
konvention, die sich auf alle Heranwachsenden bis zum 
18. Lebensjahr bezieht und 1992 in Deutschland in Kraft 
getreten ist. Insbesondere in Artikel 12 sichern „die Ver-
tragsstaaten […] dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene 
Meinung zu bilden, das Recht zu, diese Meinung in allen 
das Kind berührenden Angelegenheiten frei zu äußern, 
und berücksichtigen die Meinung des Kindes angemes-
sen und entsprechend seinem Alter und seiner Reife“ 
(UN-Kinderrechtskonvention, Art. 12).

Laut Expertise gäbe es diesbezüglich in Deutschland zwar 
eine Vielzahl von positiven Beispielen, aber kein durch-
gängiges Recht auf Beteiligung und Mitbestimmung: 
„Die Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen 
in Deutschland sind ein Flickenteppich und entsprechen 
nicht durchgängig den Standards, die nötig und möglich 
sind. Es liegt ein eklatanter Verstoß gegen die Artikel 3, 
4 und 12 der UN-Kinderrechtskonvention vor, die die 
Vorrangstellung des Kindeswohls, die Verwirklichung der 
Kinderrechte und die Berücksichtigung des Kindeswillens 
anerkennen“ (Kamp 2009, S. 74). 

Diese Kritik lässt sich aus Perspektive der Jugendsozi-
alarbeit noch ergänzen. Weder die Stellungnahme des 
BJK noch die Expertise des Kinderhilfswerkes gehen 
auf die Situation in den Rechtskreisen des SGB II und 
III ein. Offensichtlich sind die staatlichen Unterstützungs-
leistungen im Übergang in Arbeit noch gar nicht als ein 
Feld im Blick, in dem Jugendliche ein Recht auf Betei-
ligung haben. In diesem Bereich halten sich dann auch 
die politischen Absichtserklärungen und die Ansprüche in 
Sachen Beteiligung und Mitbestimmung arg in Grenzen. 
Die Intentionen des SGB II und III, die die Jugendsozialar-
beit entscheidend mitprägen, haben nichts mit dem oben 
beschriebenen Begriff der „ernstgemeinten Partizipation“ 
zu tun. Von sozialer Benachteiligung betroffene Jugend-
liche haben bei der Ausgestaltung ihrer Übergänge, d.h. 
„ihrer“ Qualifizierungs- und Beschäftigungsprojekte und 
bei Entscheidungen über ihre berufliche Zukunft kaum 
ernst gemeinte Möglichkeiten zur Mitbestimmung, ge-
schweige denn einen Anspruch darauf. Partizipation wird 
hier immer nur in dem Maße möglich, in dem das eine 
oder andere Projekt, das eine oder andere Job-Center 

und der/die eine oder andere Mitarbeiter_in hierzu den 
Raum eröffnen. 

Soziale Benachteiligung – eine Frage 
der Sichtweise

Der Begriff Be-nach-teil-igung verweist darauf, dass je-
mand „seinen“ Teil im Vergleich zu anderen nicht oder in 
unzureichendem Maß bekommt (vgl. Korte 2006). Bereits 
das Wort schlägt eine Brücke zur gesellschaftlichen Teil-
habe (s.u.), die einer Person oder Personengruppe ver-
wehrt ist. Dabei handelt es sich um soziale Prozesse, die 
dazu führen, dass jemand beim Zugang zu „seinem Teil“ 
der Gesellschaft im Nachteil ist. Was bedeutet das im 
Kontext der Jugendsozialarbeit?

Soziale Benachteiligung  
als individualisierter Begriff

Der Begriff „soziale Benachteiligung“ wird insbesondere in 
der Arbeitsmarktpolitik und dem Bereich der Jugendso-
zialarbeit auf Personen und Personengruppen bezogen. 
Die Grundfrage ist hier: Wer sind die Benachteiligten? 
Seit den Anfängen der „neueren“ Benachteiligtenförde-
rung in den 1980er Jahren sollen so Zielgruppen definiert 
werden, die einer besonderen Unterstützung (in Bezug 
auf den „Normalfall“ des Übergangs) bedürfen, um ge-
zielt Programme und Maßnahmen zur Förderung sozial 
benachteiligter Jugendlicher auszugestalten. Diese Pro-
gramme und Maßnahmen zielten und zielen im Prinzip auf 
einen Ausgleich sozialer Benachteiligung durch „Aufarbei-
ten“ der individuellen Defizite ab.

Die entscheidende Kritik an dem individualisierten Be-
griffsverständnis ist daher auch, dass auf diese Weise das 
„Soziale“ an der Benachteiligung individualisiert wird: Die 
benachteiligte Person hat Defizite und wird zum Problem-
fall, sie erhält das Etikett des oder der „sozial Benach-
teiligten“. Empirisch werden damit die gesellschaftlichen 
Bedingungen der Benachteiligung unterschlagen. Die 
Stigmatisierung der „sozial Benachteiligten“ untergräbt 
zudem in gewisser Weise die Intention der Förderpro-
gramme und Maßnahmen, weil sie gerade durch diese 
Form der Förderung „verliehen“ wird. Sie wird zum Preis 
für den Zugang zur (persönlichen) Unterstützung: Wer in 
einer Fördermaßnahme ist, „hat“ ein Problem bzw. Defizit 
– und braucht es auch, um Unterstützung zu bekommen. 
Der individualisierte Begriff sozialer Benachteiligung läuft 
darauf hinaus, dass der Wohlfahrtsstaat „Prämien auf De-
fizite“ verteilt (Bude 2008).

Ein anderes Verständnis von Benachteiligung erfordert 
demnach auch neue Normalitätsmuster, die seit längerem 
als „Diversität“ bzw. Vielfalt als Normalität (unter anderem 
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im Inklusionsdiskurs) diskutiert werden (vgl. z. B.Prengel 
1993; Schumann 2009; Boban/Hinz 2003). Erst wenn 
man davon ausgeht, dass die Verschiedenheit der Men-
schen normal ist, wird auch die Unterstützung Einzelner 
in bestimmten Situationen als normal und nicht länger als 
Problemfall angesehen. Individuelle Unterstützung wäre 
dann nicht länger auf die Erfüllung institutioneller Normen 
ausgerichtet, sondern könnte Handlungsspielräume und 
das Erarbeiten tragfähiger Optionen für den eigenen Le-
benslauf ermöglichen (vgl. Stauber/Walther 1995).

Soziale Benachteiligungen 
durch Institutionen des Bildungssystems

Insbesondere die Pisa-Studien haben in Deutschland eine 
Diskussion darüber ausgelöst, welche Benachteiligungen 
das Bildungssystem selbst produziert. Die Grundfrage ist 
hier, durch welche institutionellen Kontexte Benachteili-
gung entsteht, d.h.: Wer wird durch welches (Bildungs)
System benachteiligt? 

Mit dieser Perspektive kommt zum einen in den Blick, 
welche Personengruppen keinen oder erschwert Zugang 
zu Bildungseinrichtungen erhalten, die wichtig für gesell-
schaftliche Teilhabe sind. Zum anderen lässt sich so auch 
erkennen, welche Gruppen gerade durch Bildungsab-
schlüsse und durch den Besuch bestimmter Bildungsein-
richtungen benachteiligt und stigmatisiert werden. 

Damit richtet sich die Aufmerksamkeit auf das Schul-
system, das Ausbildungs- und Übergangssystem und 
den Arbeitsmarkt selbst, die einige Gruppen benachtei-
ligen und andere bevorzugen. Denn hier wird entschie-
den, nach welchen Regeln Zugänge zu höherer Bildung, 
zu Ausbildung und Arbeit geöffnet werden und welche 
Maßstäbe dabei an die verschiedenen Personen angelegt 
werden. Hinzu kommen die Stigmatisierungen, die durch 
verliehene Etikette wie bspw. „Sonder- oder Hauptschü-
ler“, „Rehafall“ usw. entstehen. Die Institutionen des Bil-
dungs- oder des Übergangssystems „produzieren“ also 
selbst Merkmale der Menschen, die sie durchlaufen, die 
letztendlich soziale Benachteiligung erzeugen können.

Soziale Benachteiligung 
als Problem sozialer Ungleichheit

Die institutionelle Perspektive der Benachteiligung durch 
das Bildungssystem oder den Arbeitsmarkt ist ebenso 
wenig „absolut“ anzusehen wie die individuelle. Das zei-
gen all die Studien auf, die untersuchen, wie erfahrene 
Benachteiligung individuell verarbeitet wird. Die Stigma-
tisierung etwa als „lernbehindert“, die so eingestuften 
Förderschülern zuteil wird, ruft oft auch Selbststigmatisie-
rungen hervor. „Der negativen Fremdwahrnehmung folgt 
eine negative Selbstwahrnehmung“ (Pfahl 2006, S. 143). 

Diese kann wieder verschiedene Auswirkungen haben – 
etwa eine als Desinteresse überspielte Erwartung, dass 
die Suche nach Ausbildung ohnehin nicht erfolgreich ist 
und man sich diesen erwartbaren Misserfolg nicht noch 
vielfach zurückspiegeln lassen kann.

Will man beide Perspektiven verbinden, läuft es darauf 
hinaus, soziale Benachteiligung als Problem sozialer Un-
gleichheit anzusehen. Die Fragen sind dann: Wer hat ge-
ringere Chancen auf gesellschaftliche Teilhabe? Aufgrund 
welcher gesellschaftlicher Mechanismen? In welchen 
Kontexten? Benachteiligung entsteht nicht (nur) aufgrund 
persönlicher Eigenschaften und nicht (nur) aufgrund insti-
tutioneller Zugangsvoraussetzungen, sondern in der Re-
lation von beiden: Bestimmte gesellschaftliche Strukturen 
benachteiligen bestimmte Personen(gruppen). Für die 
Jugendsozialarbeit erscheint daher ein Verständnis sozi-
aler Benachteiligung als Form sozialer Ungleichheit kon-
struktiv, weil auf diese Weise die (verwehrten) Zugänge zu 
Bildung und Arbeit und die individuellen Entwicklungsper-
spektiven von Jugendlichen verknüpft und professionell 
bearbeitet werden können (vgl. Böhnisch/Schröer 2002). 

Soziale Teilhabe wird auf vielen Ebenen 
hergestellt

Aus der hier gezeichneten Perspektive geht es bei der Be-
kämpfung von Benachteiligungen letztlich um verschie-
dene Formen der Beteiligung im Sinne einer „erstgemein-
ten“ Partizipation. Partizipation als Recht ist untrennbar 
mit Verantwortungsübernahme (bzw. -übergabe) und mit 
Entscheidungsmacht verbunden. „Partizipation wird nicht 
gewährt, sondern sie ist ein Recht der Gesellschaftsmit-
glieder. […] Jugendliche sollen nicht in harmlosen Fragen 
entscheiden, sondern in den für sie ernsten und wichtigen 
Fragen. […] Nur wenn man Entscheidungsmacht hat, 
wird es ernst, nur dann macht es Sinn sich zu engagieren, 
zu kämpfen, zu lernen und Lösungen zu finden“ (Knauer/
Sturzenhecker 2005, S. 68 und 84). Sie geht daher mit 
einer Konfliktorientierung einher, die nicht das Problem, 
sondern die Qualität von Mitbestimmungsprozessen ist: 
„Statt bei Konfliktlagen auf Konfrontationskurs zu gehen, 
kann man sie [die Beteiligten] bei der Erarbeitung von 
Problemlösungen beteiligen“ (Stange 2008, S. 623).

Gesellschaftliche Teilhabe von Jugendlichen umfasst 
demnach vor allem Möglichkeiten des Mitbestimmens, 
des Sich-Einbringens, der Selbstbestimmung, des Aus-
kämpfens von Konflikten; und sie drückt sich genau dort 
aus, wo Jugendliche in „Gesellschaft“ sind – in Schule, 
in Arbeit und Ausbildung, in Projekten der Jugendsozial-
arbeit, im sozialen Umfeld. Überall wird soziale Teilhabe 
hergestellt, und zwar auf verschiedene Ebenen (vgl. z. B.
Eikel 2007; im Überblick Heeg/Oehme 2011):

Interaktionsebene

Die praktischen Erfahrungen machen deutlich, dass die 
grundlegende Einstellung gerade der Fachkräfte ge-
genüber partizipatorischen Verfahren entscheidend für 
das „partizipative Klima“ ist. Dabei geht es immer auch 
darum, die „Ergebnisoffenheit“ partizipativer Prozesse 
„auszuhalten“ und Interesse an der Kreativität zu entwi-
ckeln, die hier möglich ist. Entscheidend ist zudem die 
Anerkennung aller Beteiligten – gerade mit ihren oft auch 
eigensinnigen Vorstellungen, Interessen und Kommunika-
tionsweisen. Anerkennung wird auch als zentraler Motiva-
tionsfaktor von Kindern und Jugendlichen für Beteiligung 
und die damit verbundene Arbeit beschrieben (vgl. z. B.
Burdewick 2003, Niebling 2005).

Biographische Ebene

Auf der biographischen Ebene geht es vor allem um die 
gemeinsame Erarbeitung von Lebensperspektiven und 
die Möglichkeit, hierüber selbst zu bestimmen. Dies meint 
auch, konkrete Zugänge zu Bildung, Ausbildung und 
Beschäftigung in der Region partizipativ zu erschließen 
– ohne konkrete Zugänge bleibt das Recht auf soziale 
Teilhabe leer. Jugendliche müssen hier den Raum für ei-
gene Erfahrungen, für eigene biographische Experimente 
bekommen. Dabei müssen auch Entscheidungen akzep-
tiert werden, die im Sinne der Vermittlung in Ausbildung 
vielleicht unsinnig erscheinen. Es ist wiederholt darauf 
hingewiesen worden, dass das Recht auf Mitbestimmung 
nicht dort enden kann, wo es für Erwachsene oder Insti-
tutionen „unbequem“ wird (vgl. BJK 2009).

Organisationale Ebene

Auf der organisationalen Ebene sind hierfür die geeigneten 
Handlungsrahmen zu gestalten. Schüler_innen können 
bereits in die Entwicklung einer Projektidee mit einbe-
zogen werden; sie können über Ziele und Inhalte mitbe-
stimmen und die Form ihres Projekts weiterentwickeln. 
Partizipation auf der Projektebene hat zudem die wichtige 
Funktion, die Schule curricular und institutionell zu öffnen, 
um vor allem Schüler_innen mit Misserfolgserlebnissen in 
der Schule und im schulischen Ausbildungssystem alter-
native Lernformen und orte zu eröffnen und so soziale 
Benachteiligungen auszugleichen. Über Projekte könnten 
so auch gezielt neue Partizipationsräume erschlossen 
werden, etwa in der Kommune, in der lokalen Ökonomie, 
in Vereinen, freien Initiativen usw. Entscheidend ist, dass 
die Jugendlichen diese Projekte mit ihren eigenen Ideen 
steuern und ausgestalten. 

Mit Blick auf die Koordinierung und Planung von Ange-
boten der Jugendsozialarbeit kommt besonders auf Pro-
jektebene die Funktion hinzu, die Bedürfnisse von und mit 

Jugendlichen gezielt abzufragen und ggf. so aufzuberei-
ten, dass sie in die Gestaltung weiterer Angebote einflie-
ßen und in eine Bedarfsermittlung auf kommunaler Ebene 
eingebracht werden können. Dabei ist allerdings auch die 
Offenheit der Träger für Veränderungen in ihrer Projektor-
ganisation und in ihren Strukturen gefragt; Ernstcharakter 
bekommt die Mitbestimmung erst in dem Maße, in dem 
sie auch strukturelle Konsequenzen haben kann. 

Regionale Ebene

Die regionale Ebene ist von mehrfacher Bedeutung: Sie 
bietet zum einen den „Fundus“ an Erfahrungsräumen, der 
die Schule öffnet und somit erweiterte Möglichkeiten zu 
Bildung, beruflicher Orientierung, zur Erschließung per-
sönlicher Kontakte usw. bietet. Die Jugendsozialarbeit 
ist nun bereits ein regional vernetzter Akteur, der mit ver-
schiedenen Partnern in der Region zusammenarbeitet. 
Dies ist eine gute Ausgangsposition, um in partizipativen 
Verfahren, von den Jugendlichen ausgehend, solche neu-
en Erfahrungsräume zu erschließen. 

Auf diese Weise können die Jugendlichen selbst zu einem 
öffentlich wahrgenommen Akteur werden; sie können 
sich an Gestaltungsprozessen in der Kommune beteili-
gen, können diese gar initiieren und organisieren. So zum 
Akteur zu werden ist eine Voraussetzung dafür, die stig-
matisierte Rolle der/des „sozial Benachteiligten“ zu ver-
lassen und sich in seiner Selbstwirksamkeit zu erleben.

Die Regionen bzw. Kommunen sind zudem auch Pla-
nungsebene nach dem SGB VIII bzw. – darüber hinaus 
– Handlungsebene des regionalen Übergangsmanage-
ments. Auch hier ist die Beteiligung von Jugendlichen 
sinnvoll und gesetzlich vorgeschrieben, aber ausbaufä-
hig. Mit einer beteiligungsorientierten Jugendsozialarbeit 
auf biographischer und Projektebene lässt sich jedoch 
auch auf der kommunalen Ebene eine bedürfnisorien-
tierte Angebots- bzw. Bedarfsplanung durchführen, wie 
sie im SGB VIII gefordert ist. Hier sind vor allem auch die 
zuständigen Verwaltungen gefragt, solche Prozesse zu 
organisieren. 

Politisch-rechtliche Ebene

Partizipation auf den vorher genannten Ebenen reicht ge-
rade im Bereich der Übergänge in Arbeit letztlich auch in die 
politisch-rechtliche Ebene hinein. Hier kann die Jugend-
sozialarbeit Interessenvertretung nicht nur für Jugendli-
che, sondern gerade durch sie sein. In einer partizipativen 
Orientierung hat Jugendsozialarbeit auf dieser Ebene die 
Aufgabe, Jugendliche zur Meinungsbildung und äußerung 
anzuregen und ihnen – z. B.im Rahmen von Projekten – 
einen Raum zur öffentlichen Artikulation ihrer Bedürfnisse 
zu eröffnen. So lassen sich auch Problematiken öffentlich 
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thematisieren, die mit rechtlichen Bestimmungen und 
förder- wie kommunalpolitischen Rahmenbedingungen 
zusammenhängen, von denen Jugendliche im Übergang 
und die Jugendsozialarbeit als Profession betroffen sind. 
Diesbezüglich haben derzeit Jugendliche, insbesondere 
in sozial benachteiligenden Lebenssituationen, kaum eine 
öffentliche Stimme; sie würde ihnen jedoch helfen, sich 
selbst mit ihrer Situation auseinanderzusetzen und eine 
Motivation zur Gestaltung ihrer eigenen Lebensumstände 
zu finden. Hier stehen allerdings auch die Verwaltungen in 
Kommunen und Job-Centern vor der Herausforderung, 
sich solcher Meinungsäußerung zu öffnen und sie als 
Aufforderung zur gemeinsamen Weiterentwicklung von 
Unterstützungsangeboten zu verstehen. 

Der Kontext Schule fordert eine partizipative Profilierung 
der Jugendsozialarbeit geradezu heraus. Die gegenwär-
tige Herausforderung besteht darin, eine „rege“ partizi-
pative Praxis für die Bekämpfung von Benachteiligung 
Jugendlicher beim Übergang in Arbeit zu entwickeln, die 
sich nicht nur auf das Engagement einzelner Personen 
stützt, sondern strukturell abgesichert ist und durch 
eine „Kultur der Mitbestimmung“ lebt. Eine solche Pra-
xis könnte die kreativen Potenziale der Jugendlichen (und 
der Fachkräfte) freisetzen, die heute für die konstruktive 
Bewältigung von Übergängen benötigt werden.

Michael Rölver 
Bundesarbeitsgemeinschaft Katholische Jugendsozialarbeit (BAG KJS)

Die Initiative Jugend(ar)mut der 

Bundesarbeitsgemeinschaft Katholische 

Jugendsozialarbeit

Die Erkenntnis, dass Jugendarmut ein wenig beachtetes 
Problem in Deutschland darstellt und junge Menschen 
der Altersgruppe angehören, die am stärksten von Armut 
betroffen ist, prägte die Entscheidung der Bundesarbeits-
gemeinschaft Katholische Jugendsozialarbeit (BAG KJS) 
e. V., das Thema dezidierter in den Blick zu nehmen. Be-
reits im Rahmen des Deutschen Jugendhilfetages 2008 
wurde das Thema Jugendarmut von der BAG KJS einge-
bracht und eine Gesprächsrunde für die Fachöffentlich-
keit initiiert.

Nicht nur die materielle Armut bei Jugendlichen hat Aus-
wirkungen auf ihre Lebens- und Entwicklungs chancen. 
Armut unter Jugendlichen nimmt Einfluss auf alle Lebens-
bereiche, wie z. B. Gesundheit, Bildung und Gestaltung 
des Übergangs von der Schule in den Beruf bzw. die 
Berufsausbildung. Diese Lebensbereiche bedingen wie-
derum das spezifische Lebensrisiko Armut. Die genaue 
Betrachtung dieser besonderen Lebenslagen Jugendli-
cher fand bis vor einigen Jahren wenig Beachtung, weder 
innerhalb der professionellen Jugendsozialarbeit noch 
in der gesamtgesellschaftlichen Armutsdiskussion. Die 
Brisanz des Themas und die Relevanz sowie der Hand-
lungsbedarf für die Verbände, Träger und Einrichtungen 
wurden allerdings in der BAG KJS erkannt. Getragen 
von einem christlichen Werteverständnis haben die in 
der BAG KJS zusammengeschlossenen Bundesverbän-
de und Landesarbeitsgemeinschaften diese Thematik 
stärker in den Fokus ihrer Arbeit gestellt und starteten 
2009 eine bundesweite Kampagne. Die BAG KJS nutzte 
ebenso die öffentliche Aufmerksamkeit des Europäischen 
Jahres gegen Armut und soziale Ausgrenzung 2010. 
Hauptziel war die Herstellung öffentlicher Aufmerksamkeit 
für die armutsbedingten Problemlagen Jugendlicher als 
einen wichtigen Schritt zur Bekämpfung dieses Lebens-
risikos. Die BAG KJS bot diverse Veranstaltungen und 
Publikationen zum Thema an. Darüber hinaus war sie mit 
ihren Mitgliedsorganisationen in einen Meinungsbildungs-
prozess eingetreten, der zur Verabschiedung zahlreicher 
orderungen vor dem Hintergrund eines gemeinsam ge-
tragenen Grundlagenpapiers führte. 

Die Mitgliedsorganisationen BDKJ, Deutscher Caritasver-
band, Kolpingwerk Deutschland, Salesianer Don Bosco, 

Sozialdienst Kath. Frauen, IN VIA Kath. Mädchen- und 
Frauensozialarbeit, Kath. AG Migration, Verband der Kol-
pinghäuser sowie die acht Landesarbeitsgemeinschaften 
engagierten sich zudem mit eigenen Veranstaltungen und 
leisteten ihre jeweils spezifischen Beiträge zum Gelingen 
der Initiative. Das Engagement gegen Jugendarmut wur-
de somit auch zu einem identifikationsstiftenden Leitthe-
ma der Jugendsozialarbeit in katholischer Trägerschaft.
Im Folgenden werden verschiedene Aspekte der Initiative 
Jugendarmut dargestellt und ihre Bedeutung für die Ju-
gendsozialarbeit reflektiert. 

Definition 

Laut EU gilt als armutsgefährdet, wer in einem Haus-
halt lebt, dessen Äquivalenzeinkommen weniger als 
60 % des Medians der Einkommen in der gesamten 
Bevölkerung beträgt. Der Wert, der genau in der Mitte 
einer Datenverteilung liegt, nennt sich Median. Im Ver-
gleich zum Durchschnitt ist der Median robuster, weil 
ausreißende Werte nicht so sehr ins Gewicht fallen. 
Das Äquivalenzeinkommen ist ein bedarfsgewichtetes 
Pro-Kopf-Einkommen je Haushaltsmitglied, das ermit-
telt wird, indem das Haushaltsnettoeinkommen durch 
die Summe der Bedarfsgewichte der im Haushalt le-
benden Personen geteilt wird. (vgl. Datenreport 2011: 
151). Wer weniger Geld zur Verfügung hat, ist in seiner 
gesellschaftlichen und soziokulturellen Teilhabe einge-
schränkt. 

Die Terminologie Jugendarmut bezieht sich auf junge 
Menschen im Alter von 14-27 Jahren. Laut dem achten 
Sozialgesetzbuch, der Kinder- und Jugendhilfe hat jeder 
junge Mensch ein Recht auf Förderung seiner Entwick-
lung (vgl. SGB VIII, 2006).

Neben der materiellen Definition und der Altersangabe 
wird im Rahmen der Initiative Jugend(ar)mut ein erwei-
terter Armutsbegriff verwendet. Jugendarmut drückt sich 
nicht nur durch eine finanzielle Unterversorgung aus, son-
dern ein Zusammentreffen von Unterversorgungslagen 
und sozialen Benachteiligungen. Die gesamte Lebenssi-
tuation junger Menschen wird in den Blick genommen. 

C 4

Fo
to

: K
aa

rs
te

n/
Fo

to
lia



88 89C 4: Die Initiative Jugend(ar)mut der Bundesarbeitsgemeinschaft Katholische Jugendsozialarbeit C 4: Die Initiative Jugend(ar)mut der Bundesarbeitsgemeinschaft Katholische Jugendsozialarbeit

Es wird auch betrachtet, inwieweit jungen Menschen die 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben möglich ist. Wie 
auch bereits im zweiten Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung wird der Lebenslagenansatz be-
rücksichtigt (Dritter Armuts- und Reichtumsbericht 2008: 
1). Jugendarmut schließt emotionale, soziale und kultu-
relle Armut ausdrücklich mit ein.

Aus christlicher Perspektive ist nicht allein die materielle 
Dimension von Armut ausschlaggebend. In Würde ange-
nommen sein, ist eine Erfahrung, die viele Jugendliche zu 
selten oder noch nie erlebt haben (vgl. Grundlagenpapier 
Jugendarmut 2010). Neben finanzieller Armut tritt auch 
eine Wertearmut auf, die für die Betroffenen ebenso von 
Bedeutung ist. Jugendarmut wird somit auf der struktu-
rellen Ebene als auch auf der individuellen Ebene betrach-
tet und verstanden. 

Fachpolitischer Begründungszusammenhang 
für die Initiative 

Für Deutschland lässt sich konstatieren, dass mehr als 
jeder fünfte junge Mensch im Alter von 14–27 Jahren von 
Armut betroffen ist. Junge Erwachsene zwischen 18 und 
24 Jahren lebten im Jahr 2008 zu 21,1 % in Armut (Da-
tenreport 2011: 154). Damit ist die Altersgruppe der jun-
gen Menschen in Deutschland am stärksten von Armut 
betroffen. Ein Blick in frei zugängliche Statistiken zeigt 
jedoch, dass die Datenlage sehr dünn ist. Dies wurde im 
April 2012 durch eine kleine Anfrage an die Bundesregie-
rung deutlich (vgl. Die Bundesregierung, 2012). 

Für das Jahr 2012 liegen kaum aktuelle Zahlen vor. Jun-
ge Menschen im Alter von 14-27 tauchen in der Statistik 
im Gegensatz zu den unter 18-Jährigen oder den über 
65-Jährigen nicht als Vertreter_innen einer eigenstän-
digen Lebensphase auf. In einer wichtigen Phase ihrer 
Entwicklung werden junge Menschen gesellschaftlich 
ausgegrenzt. Ihnen bleibt der Zugang zu zentralen gesell-
schaftlichen Bereichen wie Bildung, Arbeit oder Ausbil-
dung häufig verwehrt. Im Jahr 2012 sind etwa 300.000 
junge Menschen im Übergangssystem gelandet und so-
mit auf sozialpädagogische Unterstützung in Form von 
Angeboten und Maßnahmen der Jugendsozialarbeit an-
gewiesen (vgl. Berufsbildungsbericht 2012). 

Aus jugendpolitischer Perspektive stellt Jugendarmut eine 
gesamtgesellschaftliche Herausforderung von sozialpoli-
tischer Brisanz dar, die bisher nur wenig beachtet wird. 
In einer sensiblen Lebensphase, in der junge Menschen 
verstärkt mit Entwicklungsherausforderungen konfrontiert 
sind, ist diese Altersgruppe besonders häufig von Armut 
betroffen. Zentrale Weichenstellungen für Erwachsenen-
alter und Erwerbsleben werden in dieser Zeit getroffen. 

Dazu braucht es verlässliche sozialpädagogische und fi-
nanzielle Hilfe. 

Jugendarmut wurde, anders als Kinderarmut oder Ar-
mut im Alter, trotz der dargelegten Problematik bislang 
nur wenig in Forschung, Politik und Gesellschaft rezipiert. 
Diese Ausganglage liefert auch den Begründungszusam-
menhang für die Umsetzung einer Initiative zum Thema. 

Die Bedeutung der Initiative für die BAG KJS 

Die BAG KJS vertritt anwaltschaftlich die Inter essen von 
sozial benachteiligten und individuell beeinträchtigten 
Jugend lichen in Politik, Kirche und Gesellschaft. Dazu 
zählen auch und vor allem diejenigen jungen Menschen, 
die von Armut bedroht oder betroffen sind. Die BAG KJS 
hat sich entschieden, Jugendarmut zum Thema zu ma-
chen und ein öffentliches Bewusstsein für die Problematik 
zu schaffen. Ein verstärktes Engagement im Kampf ge-
gen Jugendarmut soll sowohl durch Öffentlichkeitsarbeit 
als auch durch die Unterstützung von Projekten der Ju-
gendsozialarbeit in katholischer Trägerschaft erfolgen. 

Die BAG KJS setzt sich dafür ein, dass alle jungen Men-
schen die Grundlagen dafür erwerben, ihr Leben selbst-
ständig zu führen. Vor dem Hintergrund eines christlichen 
Werteverständnisses ist die grundlegende und bedin-
gungslose Annahme eines jeden Menschen geboten. Die 
BAG KJS tritt dafür ein, diesen Jugendlichen Chancen 
und den Zugang zu ausreichend materiellen Ressourcen 
zu eröffnen. Darüber hinaus und über allem stehend ist 
das bedingungslose Annehmen der Jugendlichen, die oft 
noch nie in ihrem Leben Anerkennung, Unterstützung, 
Vertrauen oder Liebe erfahren haben (vgl. Grundlagenpa-
pier Jugendarmut 2010).

Vor dem Hintergrund eines christlichen Werteverständ-
nisses der BAG KJS und den fachlichpolitischen Ana-
lysen der Lebenslage Jugendarmut stiftet die Initiative 
Jugend(ar)mut einen sinnvollen Zusammenhang für ju-
gendpolitischen Forderungen und Aktionen. Ein Wan-
del von Jugendarmut zu Jugendmut spiegelt bereits im 
Logo der Initiative den anvisierten Veränderungsprozess 
wieder. Kern der Initiative ist es, sowohl auf Notlagen 
aufmerksam zu machen, als auch durch Angebote der 
Jugendsozialarbeit in katholischer Trägerschaft jungen 
Menschen Anerkennung zu schenken und Perspektiven 
zu ermöglichen. 

Anliegen und Forderungen 

Im Rahmen der Initiative Jugendarmut wurde zu-
sätzlich zum oben erwähnten Grundlagenpapier ein 

Positionspapier erarbeitet. Beide Dokumente sind als 
Begründungszusammenhang und Forderungskatalog in 
die Debatte mit einbezogen worden. Die zentralen Forde-
rungen werden im Folgenden dargestellt. 

Die Würde von Jugendlichen und jungen Erwach-
senen in den Mittelpunkt des Handelns stellen

Der junge Mensch als Ganzes steht im Mittelpunkt der 
Katholischen Jugendsozialarbeit und ihres Selbstver-
ständnisses. Die unantastbare Würde eines jeden jun-
gen Menschen ist Handlungsgrundlage für alle Hilfs- und 
Förderangebote in katholischer Trägerschaft, nicht die in 
Assessments festgestellten Kompetenzen oder die wirt-
schaftliche Verwertbarkeit. Dies immer wieder zu betonen 
und vor diesem Hintergrund aktuelle Maßnahmen, gesetz-
liche Regelungen, Ausführungsbestimmungen und För-
derrichtlinien entsprechend zu analysieren und kritisch zu 
hinterfragen, ist originäre Aufgabe Katholischer Jugendso-
zialarbeit. Es ist unser christlicher Anspruch, gesellschaft-
liche Teilhabe allen jungen Menschen zu ermöglichen. 

Mehr ganzheitliches Fördern statt einseitiges  
Fordern

Junge Menschen benötigen nicht immer wieder neue 
reglementierte Förderinstrumente, sondern vielmehr in-
dividuelle Förderung und passgenaue Bildungsangebote. 
Der Jugendhilfeansatz im Sinne einer ganzheitlichen För-
derung zur Persönlichkeitsbildung sollte dabei im Vorder-
grund stehen. Im Zusammenspiel der Sozialgesetzbücher 
II, III, und VIII müssen Instrumente miteinander kombinier-
bar sein. Der junge Mensch ist in die Förderplanungen ak-
tiv einzubeziehen. Der Gesetzgeber wird aufgefordert, die 
bestehenden Gesetze dahingehend zu entwickeln und zu 
profilieren, dass Leistungen kombinierbar werden. 

Jugendarmut durch gezielte und sinnvolle staatli-
che Transfer leistungen wirksam bekämpfen

Der Regelbedarf und damit der monatliche Hartz-IV-
Regelsatz sind zur Absicherung eines altersspezifischen 
Existenzminimums von Jugendlichen nach oben zu korri-
gieren. Preissteigerungen für Güter in für Jugendliche re-
levanten Lebensbereichen sind dabei zu berücksichtigen. 
Leistungen zur soziokulturellen Teilhabe und Bildung sind 
nicht nur kurzfristig, sondern dauerhaft zu gewähren. Der 
Bildungsprozess sollte durch Fachkräfte aus der Jugend-
hilfe begleitet werden.

Elemente der Initiative

Neben Fachtagungen und öffentlichkeitswirksamen 
Veranstaltungen wurden im Rahmen der Initiative 

verschiedene Materialien publiziert und verbreitet. Eine 
Übersicht der Materialien bietet auch die Website der Ini-
tiative: www.jugendarmut.info. Im Folgenden werden vier 
Elemente vorgestellt. 

Monitor Jugendarmut in Deutschland 2012 

Der Monitor bietet hilfreiche Ansätze, um auf der Sache-
bene das Thema Jugendarmut anschaulich zu machen. 
Er bietet vor allem für Journalisten interessante Anhalts-
punkte. Er ist keine eigene Untersuchung der BAG KJS, 
sondern eine Zusammenstellung von frei zugänglichen 
und aktuellen Zahlen und Fakten zur Situation von jungen 
Erwachsenen in Deutschland. In 2010 wurde der erste 
Monitor herausgebracht, in 2012 wurden weiterführende 
Informationen zusammengetragen.

Der Monitor wirft einen Blick auf die Situation ausge-
grenzter junger Menschen in Deutschland. Wie sehen die 
Lebenslagen dieser jungen Menschen zwischen 14 und 
27 Jahren aus? Die allgemeine Datenlage jedoch ist nach 
wie vor begrenzt und uneinheitlich, umfangreiche Erhe-
bungen und Auswertungen liegen nicht vor. 

Erstmals konnten neben aktuellen Statistiken auch Daten 
aus eigenen Stu dien einfließen und einen tieferen Ein-
druck von der Situa tion ausgegrenzter Jugendlicher lie-
fern. Die Chancen auf ein selbst bestimmtes Leben und 
gesellschaftliche Teilhabe sind für Jugendliche zwischen 
Ost und West und zwischen Stadt und Land sehr unter-
schiedlich verteilt. 

Wanderausstellung Jugend(ar)mut – Sechs  
Portraits von jungen Menschen

Im Rahmen der Kampagne Jugend(ar)mut entstand eine 
Ausstellung mit sechs großformatigen Portraits sozial be-
nachteiligter junger Menschen. Diese sechs jungen Män-
ner und Frauen stehen stellvertretend für viele Altersge-
nossen in Deutschland in prekären Situationen und mit 
schwierigen Startchancen in ein selbstbestimmtes und 
eigenfinanziertes Erwachsenenleben. 

„Jungen Menschen in prekären Lebenslagen Gesicht und 
Stimme geben“ – das war die Grundidee der Ausstellung. 
Junge Menschen sind selbst ihre besten Botschafter, sie 
können ihre eigene Situation am eindringlichsten selbst 
schildern. Immer mit Blick auf ihre Eigenart und das Be-
sondere in jeder und jedem, zeigt die Ausstellung junge 
Persönlichkeiten, die in ihren Startchancen stark benach-
teiligt sind. 

Die aufgeführten „harten“ Fakten zur Situation vieler jun-
ger Menschen zeigten, wie stark benachteiligt diese Al-
tersgruppe ist. Dennoch bleiben die sechs Dargestellten 
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nicht in ihrer Entwicklung stehen, sondern haben den Mut 
und die Gelegenheit, sich mithilfe der Angebote der Ka-
tholischen Jugendsozialarbeit weiterzuentwickeln. 

DVD des Films „Berliner Rand“ und  
dazugehöriges Arbeitsmaterial 

Die DVD ist besonders für eine „greifbare“ Auseinan-
dersetzung mit dem Thema Jugendarmut geeignet. Sie 
richtet sich an interessierte Zuschauer, die Jugendarmut 
fernab von Stigmatisierung oder Marginalisierung begeg-
nen wollen.

Der Dokumentarfilm „Berliner Rand“ von Jens Becker 
zeigt Jugendarmut in Deutschland aus verschiedenen 
Perspektiven.

Ein Jahr lang begleitete der Regisseur mit der Kamera 
die Berliner Jugendlichen Katja und Daniela, Volkmar Ke-
vin und Kati. Alle vier wachsen in prekären Verhältnissen 
auf und stehen an der Schwelle zum Erwachsensein. Ihre 
täglichen Herausforderungen, Höhen und Tiefen ihres Le-
benswegs werden im Film dokumentiert und sind so für 
den Zuschauer erlebbar.

Das begleitende Arbeitsmaterial zur DVD bietet verschie-
dene pädagogische Anregungen, sich dem Thema Ju-
gendarmut anzunähern. Konkrete Arbeitsanleitungen, 
Recherchetipps und Hintergrundmaterial machen das 
Arbeitsmaterial besonders für Jugend- und Erwachse-
nengruppen sowie für Fachgruppen aus Sozialer Arbeit 
und Kirche interessant. Die DVD und das Arbeitsmaterial 
richten sich an eine breite Zielgruppe, um für das Thema 
Jugendarmut in seinen unterschiedlichen Dimensionen 
zu sensibilisieren.

Praxisleitfaden

Der Praxisleitfaden richtet sich in Form eines Manuals als 
Serviceangebot an Einrichtungen der Jugendsozialarbeit in 
katholischer Trägerschaft. Er präsentiert verschiedene Ak-
tionsideen, Impulse und Ideen zur engagierten Weiterarbeit 
bei der Bekämpfung von Jugendarmut an. Alle Elemente 
und Bausteine der Initiative werden darin vorgestellt. 

Die Initiative Jugend(ar)mut lebt davon, dass sie von den 
Mitgliedsorganisationen der BAG KJS und deren Einrich-
tungen in die Breite getragen und dezentral umgesetzt 
wird. Der Praxisleitfaden möchte Anstoß und Anregung 
zur Umsetzung geben. Er bietet die Chance, lokale The-
men und Herausforderungen im Kontext der Initiative 
darzustellen. Mit individuell auf die jeweilige Situation vor 
Ort angepassten Aktivitäten wird ein zentraler Beitrag zur 
Bekämpfung von Jugendarmut in Deutschland geleistet. 
Dazu soll der Praxisleitfaden animieren. 

Bedeutung für Jugendsozialarbeit  
und Schulsozialarbeit

Jugendsozialarbeit gemäß § 13 SGB VIII richtet sich an 
individuell beeinträchtigte oder sozial benachteiligte jun-
ge Menschen. Die von Jugendarmut betroffenen jungen 
Menschen gehören somit der Zielgruppe der Jugendso-
zialarbeit an. Die Initiative Jugendarmut versucht für die 
komplexe Lebenslage und die alltäglichen Herausforde-
rungen dieser jungen Menschen zu sensibilisieren. Dabei 
ist sie zum einen Appell an die Öffentlichkeit zum anderen 
hält sie aber auch Angebote für Fachkräfte vor, sich mit 
der Zielgruppe reflexiv auseinander zusetzen. Für die Ju-
gendsozialarbeit bietet die Initiative eine Reflexionsfläche 
für die Wahrnehmung von und Begegnung mit Jugend-
lichen, die von Armut betroffen sind. Dabei wird Armut 
bezogen auf die komplexen Lebenslagen thematisiert, 
sichtbar und bearbeitbar. 

Die materielle Dimension in ihrer sozialpolitischen Brisanz 
ist in vielen Bereichen der Jugendsozialarbeit ein Thema. 
Exemplarisch zu nennen sind hier die Aussanktionierung-
spraxis der Jobcenter bei unter 25-jährigen Hartz-IV-
Empfänger_innen und die potenziell hohe Gefahr, ohne 
abgeschlossene Berufsausbildung auch in den folgenden 
Lebensphasen noch von Armut betroffen zu sein (vgl. 
Monitor Jugendarmut in Deutschland 2012). Hier greift 
die Initiative die Erfahrungen aus der Praxis der Jugend-
sozialarbeit auf und stellt sie in einen Zusammenhang. 

Auch die soziale sowie die emotionale Dimension von Ju-
gendarmut sind für die Ausgestaltung der Angebote der 
Jugendsozialarbeit von Relevanz. Sind basale Sozialkom-
petenzen bei jungen Menschen nicht vorhanden, so be-
darf es niedrigschwelliger Angebote um diese Menschen 
zu erreichen und nach Möglichkeiten zu einer Ausbildung 
zu befähigen, ihnen Anerkennung und Wertschätzung zu 
bieten. In Konzepten und Ansätzen der Jugendsozialar-
beit braucht es auch eine bewusste Auseinandersetzung 
mit diesen eher weichen Dimensionen von Jugendarmut. 

Für die Schulsozialarbeit, verstanden als ein Angebot der 
Jugendsozialarbeit, bietet die Initiative verschiedene An-
knüpfungspunkte. Für Fachkräfte der Jugendsozialarbeit 
können die unterschiedlichen Elemente Anregung sein, 
sich verstärkt mit der Thematik auseinander zusetzen. In 
aller Verschiedenheit der Zusammensetzung der Sozial-
struktur an den Schulen im Bundesgebiet ist Jugendar-
mut auf Grund der deutlichen Zahlen weit verbreitet aber 
oft auf Grund von Scham nicht sichtbar. Hier kann eine 
verstärkte Sensibilisierung auch zur Schaffung neuer Un-
terstützungsangebote beitragen. 

In der Zusammenarbeit mit Lehrkräften ist ebenfalls die 
Sensibilisierung für die komplexen Lebenslagen der von 

Armut betroffenen Kindern und Jugendlichen ein wich-
tiger Ansatzpunkt. Die Dimensionen von Armut können 
verständlich verdeutlicht werden und so auch zu einer dif-
ferenzierten und wertschätzenden Wahrnehmung betrof-
fener Schüler_innen beitragen. Konzepte und Methoden 
der Schulsozialarbeit lassen sich so auch nachvollziehbar 
begründen. 

Fazit

Die Initiative Jugend(ar)mut der BAG KJS wirft den Blick 
auf die Lebenslagen der von Armut betroffenen jungen 
Menschen in Deutschland. Ziel ist es, öffentlichkeitswirk-
sam auf Ausgrenzungsmechanismen in unserer Gesell-
schaft aufmerksam zu machen sowie Veränderungen ein-
zufordern und durch Angebote der Jugendsozialarbeit in 
katholischer Trägerschaft junge Menschen Anerkennung 
und Würde erfahrbar werden zu lassen und ihnen Teilha-
beerfahrungen zu ermöglichen. 

Die Initiative bietet durch das Thema Jugendarmut einen 
Gesamtzusammenhang für verschiedene Herausforde-
rungen mit denen die Adressaten_innen der Jugendsozi-
alarbeit in ihrer jeweiligen Lebensphase konfrontiert sind. 
Der ganzheitliche Blick auf die Lebenslage Jugendarmut, 
die ihren Ursprung zumeist in einer materiellen Unter-
versorgung hat, aber in ihren sozialen und emotionalen 
Dimensionen weit darüber hinausgeht, ermöglicht ein dif-
ferenziertes Verständnis und die Weiterentwicklung von 
adäquaten Angeboten der Jugendsozialarbeit, die sich 
an den Bedürfnissen der jungen Menschen orientieren. 

Die Materialien der Initiative sollen Impulse für die Aus-
einandersetzung mit dem Thema Jugendarmut geben. 
Angesprochen werden sowohl die Fachkräfte der Ju-
gendsozialarbeit als auch kirchliche Gruppierungen sowie 
eine interessierte Öffentlichkeit. Zentrales Anliegen ist es 
dabei, aufzuzeigen, wo und wie ein Wandel von Jugen-
darmut zu Jugendmut gelingt, damit den Forderungen 
auch Änderungen folgen. 
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Anhang 

Fußnotenverzeichnis

Beitrag C 1 
Chancengerechtigkeit durch Bildungsgerechtigkeit – gesellschafts- und bildungs politische 
Aufgaben für Schule und Jugendhilfe

1 In den Worten eines Unternehmensberaters: „die Zeit ist reif, dass wir uns Gedanken um den neuen Menschen machen sollten. Denn mit unserer Art 
von Erziehung, Schulbildung und Ausbildung ist es nicht mehr getan. Was wir brauchen sind keine Menschen, die den Computern Konkurrenz machen, 
indem sie ihr Gehirn ständig mit Fakten vollstopfen, sondern lebendige Wesen, die engagiert denken, fühlen und auch handeln können“ (Albrecht 2000: 
194f.).
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Vorwort

Die Frage ob, ein Mensch gesund bleibt oder krank wird, 
ist in engem Wechselverhältnis zu dessen Lebenslage zu 
sehen. Ein niedriger sozioökonomischer Status und da-
raus resultierende eingeschränkte Teilhabemöglichkeiten 
beeinflussen in erheblichem Masse die gesundheitliche 
Chancengerechtigkeit in Deutschland. So ist derzeit eine 
ungleiche Verteilung der Risiken zu erkranken in Deutsch-
land nachweisbar. 

Für Kinder und Jugendliche in sozial benachteiligten Le-
benslagen geht damit eine Häufung von Risikofaktoren, 
eine Krankheit zu erleiden, einher. Weitere Faktoren, von 
denen vor allem sozial benachteiligte Kinder und Ju-
gendliche betroffen sind, beziehen sich auf beeinträchti-
gte Zugangsmöglichkeiten zum Gesundheitssystem, eine 
konstatierte Verschiebung von akuten zu chronischen 
Erkrankungen sowie ein feststellbares erhöhtes Risiko, 
eine individuelle Beeinträchtigung als Folge von dauer-
haften Krankheiten zu erleiden. Die einschneidenden 
Konsequenzen solch dauerhafter Erkrankungen auf die 
Entwicklungsverläufe von Kindern und Jugendlichen 
münden oftmals in emotionalen und psychischen Be-
einträchtigungen, die Auswirkungen auf das schulische 
Lern- und Leistungsverhalten haben und zu gescheiterten 
Bildungskarrieren führen können. Konzepte und Strate-
gien von Armutsprävention und Gesundheitsförderung 
zielen daher vor allem auf die Schaffung gesundheitlicher 
Chancengleichheit und Bildungsgerechtigkeit. 

Die mit dem Ausbau von gesundheitsförderlichen und 
–präventiven Strategien und Angeboten verbundene 
Vernetzung der Fachpraxis der Kinder- und Jugendhilfe 
mit Institutionen gesundheitsbezogener Netzwerke oder 
auch dem regionalen medizinischen und psychosozialen 
Versorgungsnetz erfordert, sich mit der Öffnung der Kin-
der- und Jugendhilfe für Themen der Gesundheitsförde-
rung und –prävention zu befassen. Vor dem Hintergrund 
der im 13. Kinder- und Jugendbericht aufgestellten Leit-
linien stellt Dr. Hanna Permien in ihrem Artikel den Zu-
sammenhang zwischen Lebenslage und Gesundheit dar 
und formuliert die Frage, welche Funktion die Jugendso-
zialarbeit im Bereich der Gesundheitsförderung und ge-
sundheitsbezogenen Prävention besitzt. 

Bezüglich der angestrebten Verbesserung der Rahmen-
bedingungen für ein gesundes Aufwachsen von Kindern 
und Jugendlichen und der damit einhergehenden Set-
zung fachlicher Standards kommt der Schule, als Ort 

der Erreichbarkeit aller Kinder und Jugendlichen, eine 
entscheidende Bedeutung zu. Prof. Dr. Peter Paulus 
und Dr. Birgit Nieskens gehen in ihrem Beitrag auf die 
wesentlichen Eckpfeiler einer „guten gesunden Schule“ 
ein. Die im 13. Kinder- und Jugendbericht formulierten 
Zielstellungen bezüglich der Förderung der kommunika-
tiven, sprachlichen und psychosozialen Entwicklung so-
wie der Verbesserung der Ernährung und Bewegung von 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen sollen vor allem 
durch den Ausbau gesundheitsförderlicher und -präven-
tiver Angebote in Schule umgesetzt werden. Aus dem 
Anspruch, die bisher gegenwärtig vorrangig punktuell 
vorhandenen und meist zeitlich befristeten Projektange-
bote nachhaltig wirksam zu gestalten, resultiert die poli-
tische Forderung nach einer strukturellen und rechtlichen 
Verankerung einer gesundheitsförderlichen und -präven-
tiven Perspektive in den Bildungsplänen der einzelnen 
Bundesländer. 

Damit einher geht die Forderung nach Stärkung und 
Ausbau der Schulsozialarbeit resp. schulbezogenen 
Jugendsozialarbeit. Die Entwicklung gelingender Ko-
operation(sformen) zwischen Schule und Jugendsozial-
arbeit leistet einen zentralen Beitrag zur Förderung der 
Chancengerechtigkeit, des Abbaus von Benachteiligung 
sowie der Partizipation von Kindern und Jugendlichen. 
Abgestimmte Arbeitsstrukturen innerhalb der Kooperati-
on von Schule und Jugendsozialarbeit sind dabei die Vo-
raussetzung für die Entwicklung und Qualitätssicherung 
präventiver und bedarfsgerechter Angebote und Hilfen.

Basierend auf einem Verständnis von Gesundheit, 
welches weniger die bloße Abwesenheit von körper-
licher Krankheit meint, sondern vielmehr Gesundheit aus 
einer ganzheitlichen Perspektive betrachtet, geht Peggy 
Ziethen in ihrem Beitrag auf eine salutogenetisch ori-
entierte Perspektiverweiterung von Konzepten und An-
sätzen in den Handlungsfeldern der Jugendsozialarbeit 
ein. Dies schließt die Umwandlung eines defizitorien-
tierten Verständnisses intervenierender Strategien und 
Angebote hin zu einer ressourcenfördernden und ent-
wicklungspsychologischen Perspektive ein. Wolfgang 
Zach stellt daran anknüpfend das Projekt „Bodyguard“ 
des Internationalen Bundes exemplarisch vor. Das Pro-
jekt implementiert  gesundheitsförderliche Kriterien einer 
guten Praxis und weist auf, wie das Konzept der Salu-
togenese in der Praxis der Jugendsozialarbeit Eingang 
finden kann.Fo
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Dr. Hanna Permien 
(ehem.) Deutsches Jugendinstitut e.V. (DJI)

Gesundheitsförderung als Thema der 

Jugendsozialarbeit1

Im Alltag und in der Medizin versteht man unter Gesund-
heit häufig schlicht die Abwesenheit von körperlicher 
Krankheit, doch nach der Definition der Weltgesund-
heitsorganisation (World Health Organisation (WHO) in 
der Ottawa Charta von 1986 bedeutet Gesundheit viel 
mehr: „Gesundheit steht für ein positives Konzept, das in 
gleicher Weise die Bedeutung sozialer und individueller 
Ressourcen für die Gesundheit betont wie die körper-
lichen Fähigkeiten. … Gesundheit wird von Menschen 
in ihrer alltäglichen Umwelt geschaffen und gelebt: dort, 
wo sie spielen, lernen, arbeiten und lieben.“ Gesundheit 
entsteht dadurch, „dass man sich um sich selbst und 
für andere sorgt, dass man in die Lage versetzt ist, sel-
ber Entscheidungen zu fällen und eine Kontrolle über die 
eigenen Lebensumstände auszuüben sowie dadurch, 
dass die Gesellschaft, in der man lebt, Bedingungen 
herstellt, die all ihren Bürgern Gesundheit ermöglichen.“ 
(WHO 1986)

Mit diesem umfassenden Begriff von Gesundheit, der 
sich auf die psychischen und sozialen Aspekte von Ge-
sundheit und Wohlbefinden genauso bezieht wie auf 
den körperlichen Bereich, leitete die WHO eine mehr-
fache Erweiterung der Sichtweise von Gesundheit und 
Krankheit ein: Zum einen wurde das begrenzte bio-me-
dizinische Modell von Gesundheit und Krankheit erwei-
tert zu einem biopsychosozialen Modell von Gesund-
heit, das biologische, soziale und psychische Faktoren 
einbezieht und folglich Gesundheit und Krankheit nicht 
nur rein medizinisch definiert. So können eine gute psy-
chische Verfassung und eine gute soziale Einbindung 
eine körperliche Krankheit oder Behinderung nicht nur 
erträglicher machen, sondern u.U. zu deren Heilung 
oder besseren Bewältigung beitragen. Zum zweiten 
geht es nicht mehr nur um den objektiven, vom Arzt 
feststellbaren Gesundheitszustand, sondern auch um 
die subjektive Wahrnehmung der eigenen Gesundheit, 
die gerade für Jugendliche ein wichtiges Kriterium des 
persönlichen Wohlbefindens darstellt. Zum dritten wird 
betont, dass die Menschen selbst in ihrer alltäglichen 
Umwelt aktiv Gesundheit und Wohlbefinden schaffen 
und leben: Nicht nur die Medizin ist zuständig für Ge-
sundheit, sondern jede und jeder Einzelne.

Und es wird eine vierte Erweiterung der Perspektive 
deutlich: Nicht nur das Gesundheitsverhalten der, des 

Einzelnen ist wichtig, sondern auch die sozialen, ökolo-
gischen, politischen und ökonomischen (Lebens-)Verhält-
nisse.

Geht man von diesem weiten Begriff von Gesundheit und 
der Betonung der aktiven Gestaltung von Gesundheit 
durch jeden einzelnen und der Bedeutung der Leben-
sumstände aus, so wird klar, dass für die Jugendsozialar-
beit hier eine wichtige Aufgabe liegt. Das gilt umso mehr, 
als die Jugendsozialarbeit vor allem mit sozial benach-
teiligten Jugendlichen arbeitet, da eine soziale mit einer 
gesundheitlichen Benachteiligung Hand in Hand geht.

Soziale und gesundheitliche Benachteiligung

Ein niedriger sozioökonomischer Status und daraus re-
sultierende eingeschränkte Teilhabemöglichkeiten beein-
flussen in erheblichem Maße die gesundheitliche Chan-
cengerechtigkeit in Deutschland. Auch hinsichtlich des 
Gesundheitszustands von Kindern und Jugendlichen 
kommen verschiedene Studien übereinstimmend zu dem 
Ergebnis, dass sozial benachteiligte Menschen neben al-
len anderen Problemen auch stärker unter gesundheit-
lichen Belastungen zu leiden haben als Angehörige hö-
herer sozialer Statusgruppen (vgl. RKI 2008; Deutscher 
Bundestag 2009; BMG 2010).

Der enge Zusammenhang von sozialem Status und ge-
sundheitlicher Benachteiligung wird als „sozialer Gra-
dient“ bezeichnet. Dieser „soziale Gradient“ gilt auch 
schon für Kinder und Jugendliche. Das erscheint umso 
erschreckender angesichts der Tatsache, dass inzwi-
schen schon jeder vierte bis fünfte junge Mensch in 
Deutschland kürzer oder länger in Armut lebt! Gerade 
die Kinder von Alleinerziehenden sowie aus Familien mit 
Migrationshintergrund, zu denen etwa jedes drittes Kind 
gehört, sind besonders stark von Armut betroffen. Zum 
sozialen Gradienten trägt ein ganzes Bündel von Zusam-
menhängen bei.

Soziale Benachteiligung bezieht sich nicht nur auf die 
materielle Situation der Betroffenen, sondern hat gra-
vierende Konsequenzen in allen Lebensbereichen, die 
wiederum in Wechselwirkung zueinander stehen. Zum 
einen können sich Menschen mit geringem Einkommen 

D 1
die wachsenden Zuzahlungen etwa für Versicherungen, 
Praxisbesuche, Medikamente, Heil- und Hilfsmittel immer 
weniger leisten. Ebenso sind in benachteiligten Wohn-
gebieten häufig deutlich weniger Ärzte niedergelassen. 
Dies sind nur einige Gründe, aus denen von einem er-
schwerten Zugang zum Gesundheitssystem für sozial 
Benachteiligte und tendenziell von einer „Zwei-Klassen-
Medizin“ ausgegangen werden kann. Auch sind Familien 
mit einem niedrigen sozioökonomischen Status häufiger 
äußeren gesundheitlichen Belastungen ausgesetzt, z. B. 
zu engem Wohnraum, Umweltbelastungen im Wohnge-
biet und mangelnder Infrastruktur, aber auch psychischen 
Belastungen wie Existenzängsten oder den Folgen von 
Diskriminierung.

Weiterhin besteht in Deutschland immer noch das Pro-
blem, dass belastete familiäre Ausgangslagen häufig von 
Generation zu Generation weitergegeben werden. So 
besteht z. B. ein enger Zusammenhang zwischen sozi-
oökonomischem Status der Herkunftsfamilie und dem 
Verlauf der schulischen Bildung von Kindern und Jugend-
lichen. Benachteiligte Kinder und Jugendliche haben in 
Deutschland deutlich geringere Chancen, den Realschul-
abschluss oder das Abitur zu machen als Kinder aus 
wohlhabenderen Familien. Diese belastete Ausgangssitu-
ation zieht gravierende Konsequenzen für den weiteren 
Lebensverlauf nach sich:

So sind die beruflichen Möglichkeiten und die Arbeits-
bedingungen für sozial benachteiligte Jugendliche in 
aller Regel schlechter und unsicherer und damit risiko-
reicher für die körperliche wie die psychische Gesundheit. 
Gleichzeitig sind häufig die Möglichkeiten, physische oder 
psychische Belastungen auszugleichen, bei Familien mit 
niedrigerem Einkommen eingeschränkt. So mangelt es 
z. B. benachteiligten Jugendlichen oft an attraktiven und 
erschwinglichen Freizeitmöglichkeiten, aber auch an res-
sourcenstarken sozialen Netzwerken und an sicheren be-
ruflichen Zukunftsperspektiven, um die eigene Situation 
zu verbessern. Es fehlen sozial benachteiligten Jugend-
lichen außerdem (wie übrigens auch ihren Eltern) damit oft 
die Möglichkeiten, sich durch eigene Erfolge und positive 
Erfahrungen in Schule, Freizeit und sozialem Bereich als 
kompetent und selbstwirksam zu erleben, befriedigende 
Zukunftsperspektiven zu entwickeln. Ebenso sind die Bil-
dungschancen, die das Verständnis von Zusammenhän-
gen z. B. zwischen dem Lebensstil (Bewegung, Ernäh-
rung, Risikoverhalten) sowie zahlreichen Erkrankungen 
wie Herz-Kreislauf-Problemen, Gelenkerkrankungen  oder 
Diabetes fördern, bei benachteiligten Kindern und Ju-
gendlichen häufig schlechter als bei Kindern aus wohlha-
benden Familien.

Diese Ausgangslagen und Zusammenhänge haben gra-
vierende Auswirkungen auf den gesamten Lebensverlauf: Fo
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So haben Kinder aus sozial benachteiligten Familien im 
Schnitt häufig bereits schlechtere gesundheitliche Start-
chancen als andere Kinder, weil sie schon während der 
Schwangerschaft und in früher Kindheit stärkeren Bela-
stungen ausgesetzt waren. Dies kann eine lebenslange 
„Belastungskarriere“ (Dragano 2007: 18) begründen – 
mit entsprechend geringerem Wohlbefinden, das sich oft 
schon bei Kindern und Jugendlichen zeigt (vgl. Rosen-
brock 2001; Dragano 2007; RKI 2008). So schätzen be-
nachteiligte 11-17-Jährige ihre Lebensqualität - bezogen 
auf ihr körperliches und seelisches Wohlbefinden sowie 
auf die Bereiche Schule, Familie und Freunde - geringer 
ein als Jugendliche mit höherem sozialen Status (Ra-
vens-Sieberer u.a. 2007: 810 ff.). Eine geringe subjektive 
Lebensqualität wirkt sich aber wiederum belastend aus.

Insofern kann man von gesundheitsbezogenen „Hypo-
theken und Guthaben“ sprechen, die sich für den einzel-
nen von Beginn seines Lebens an aufsummieren: Dort 
wo die „Hypotheken“ (Risikofaktoren) besonders hoch 
und die „Guthaben“ (Schutzfaktoren) auf körperlicher, 
psychischer und sozialer Ebene besonders niedrig sind, 
wie z. B. bei sozial Benachteiligten, kommt es oft früher 
und häufiger als bei anderen Menschen zu ernsten kör-
perlichen Erkrankungen, psychischen und Verhaltensstö-
rungen und einer geringeren Lebenserwartung.

Die neuen „Morbiditäten“

Zwar schätzen etwa 90 % der Jugendlichen ihren Ge-
sundheitszustand als sehr gut oder zumindest als gut ein 
(Hackauf 2010: 76). Doch gilt auch hier: Je geringer der 
Sozialstatus, desto negativer ist die Einschätzung der ei-
genen Gesundheit. In einer europäischen Vergleichsstu-
die zeigte sich beispielsweise, dass 25 % der befragten 
11-15-jährigen Mädchen und 15 % der Jungen mit dem 
niedrigsten Status mit ihrer Gesundheit unzufrieden wa-
ren, dagegen sahen nur 13 % der Mädchen und 10 % der 
Jungen mit dem höchsten Status gesundheitliche Pro-
bleme (Richter u.a. 2010: 25).

Zudem haben sich die Krankheiten, unter denen ein Teil 
der Jugendlichen heute leidet, deutlich verändert, so 
dass man von „neuen Morbiditäten“ (neuen Krankheiten) 
(Schlack 2004) spricht, oder auch von „Zivilisationskrank-
heiten“. Es handelt sich dabei um eine Verschiebung:

• von akuten zu chronischen Krankheiten und Störungen 
(also von Infektionskrankheiten hin etwa zu Allergien, 
Asthma oder Fettleibigkeit (Adipositas),

• von körperlichen Krankheiten hin zu psychosoma-
tischen Störungen, (wie etwa Bauch- oder Kopf-
schmerzen mit „unklarer Ursache“) und hin zu 

psychischen Problemen (wie etwa Ängste, depressive 
Verstimmungen) und Verhaltensauffälligkeiten (wie 
etwa ADHS (Aufmerksamkeits-Hyperaktivitätssyn-
drom), Essstörungen oder auch Störungen des So-
zialverhaltens, wie gesteigerte Aggressivität). Diese 
Auffälligkeiten können so ausgeprägt sein, dass sie 
Krankheitswert haben.

Diese „neuen Morbiditäten“ sind meist nicht auf einzelne 
Ursachen zurückzuführen. Vielmehr scheinen sie durch 
das Zusammenspiel von Veranlagungen („die Gene“) 
mit ungünstigen Lebensstilen (z. B. Bewegungsmangel 
oder erhöhter Suchtmittel- und Medienkonsum) sowie 
mit ungünstigen Lebensverhältnissen (z. B. Stress oder 
Armut) bedingt zu sein. Deshalb bekommt die Medizin 
diese „neuen Morbiditäten“ auch nicht allein in den Griff. 
Nötig sind vielmehr gemeinsame gesellschaftliche und 
politische Anstrengungen, um das breite Spektrum der 
gesundheitlichen Benachteiligung auszugleichen und 
abzubauen. Im Vordergrund stehen dabei psychische 
und Verhaltensauffälligkeiten, wie z. B. Ess-Störungen,  
Schmerzen und Stresssymptome, Lebensstilkomponen-
ten wie Bewegung, Ernährung und Medienkonsum sowie 
diesbezügliche Risikofaktoren wie Tabak-, Alkohol- und 
Drogenkonsum.

Gesundheit im Lebensverlauf

Viele der Probleme und Verhaltensauffälligkeiten verrin-
gern sich mit fortschreitendem Alter wieder oder kön-
nen durch andere Ressourcen der Jugendlichen und 
durch gute Bedingungen in anderen Lebensbereichen 
zumindest teilweise ausgeglichen werden. Jugendsozi-
alarbeit kann Mädchen und Jungen dabei unterstützen, 
(spätestens) im Jugendalter gesundheitsförderliche Ge-
wohnheiten in Bezug auf Ernährung, Bewegung, Medi-
ennutzung und den Konsum von Alkohol und Drogen 
auszubilden.

Gerade sozial benachteiligte Jugendliche leiden aber 
an einer Häufung von körperlichen und psychosozialen 
Beeinträchtigungen, die oft durch ihren Lebensstil und 
möglicherweise durch ihr soziales und räumliches Um-
feld noch verstärkt werden, so dass eine Negativspirale 
in Gang gesetzt wird. Diese Jugendlichen brauchen be-
sondere Unterstützung, um aus solchen Teufelskreisen 
„aussteigen“ zu können. (vgl. BMG: 10f; Deutscher Bun-
destag 2009: 115).

Bei einem Teil der Jugendlichen bleiben allerdings be-
stimmte Beeinträchtigungen und Störungen bestehen: 
Diese können im weiteren Lebensverlauf der Nährboden 
für andere Krankheiten und weitere Beeinträchtigungen 
sein, die erst im Erwachsenenalter problematisch werden.

Was kann die Jugendsozialarbeit 
für die Gesundheit tun?

Der Zusammenhang von veränderten gesellschaftlichen 
Bedingungen des Aufwachsens mit „neuen Morbiditäten“ 
schon unter Kindern und Jugendlichen und die Bedeut-
samkeit des sozialen Gradienten sind in der Politik und 
Fachöffentlichkeit nicht unbemerkt geblieben. So hat sich 
z. B. der 13. Kinder- und Jugendbericht (2009) intensiv 
mit den Möglichkeiten der Kinder- und Jugendhilfe im 
Bereich von Gesundheitsförderung und Prävention aus-
einandergesetzt und einige Empfehlungen gegeben, die 
auch für die Jugendsozialarbeit von großer Bedeutung 
sind:

• Grundsätzlich sollen Gesundheit und Wohlbefinden 
bewusster als bisher Ziele fachlichen Handelns in der 
Jugendhilfe werden. Der „salutogenetische Blick“ sei 
„als Fachstandard in der Kinder- und Jugendhilfe zu 
konkretisieren“ (Deutscher Bundestag 2009: 250).

• Gesundheitsförderung und Prävention müssen also 
flächendeckend Thema werden und dürfen sich nicht 
auf einzelne Kampagnen und Präventionsprojekte be-
schränken. Zudem muss es der Jugendhilfe um „mehr 
Chancen für gesundes Aufwachsen“ (so der Titel des 
13. Kinder- und Jugendberichts) durch einen ressour-
cenorientierten Blick und Empowerment gerade auch 
für sozial Benachteiligte gehen.

• Die Jugendhilfe sollte nach innen und außen deutlich 
machen, dass sie nicht mehr, aber auch nicht weniger 
leisten kann als die sozialpädagogische Unterstützung 
von Gesundheitsförderung und Prävention. Sie muss 
sich zudem auf jene Aspekte der „neuen Morbidität“ 
konzentrieren, die sozialpädagogisch beeinflussbar 
erscheinen.

• Zudem sollte der Aspekt der Gesundheitsförderung 
stärker betont werden, wobei es weniger um die 
Vermeidung einzelner Risiken geht, sondern um die 
Förderung eines positiven achtsamen Bezuges zum 
eigenen Körper und einer selbstbestimmten Gesund-
heitssorge.

Für die Jugendsozialarbeit bedeutet das konkret, in punk-
to gezielter und altersgerechter Gesundheitsförderung 
und Prävention für Jugendlichen und junge Erwachsene 
noch stärker als bisher mit dem Gesundheitssystem, der 
Schule (speziell den Ganztags- und den Berufsschulen) 
und anderen relevanten Akteuren zu kooperieren.

Dabei sind gerade für die Zielgruppe der Jugendlichen 
kreative und partizipative Konzepte der Gesundheits-
pädagogik gefragt, um einem (lebensphasentypischen) 

Risikoverhalten entgegenzuwirken, problematische Idea-
le und Rollenmodelle (z. B. hinsichtlich Konsumverhalten, 
Genderrollen) in den Blick zu nehmen und Jugendlichen 
die Bedeutung der Lebensverlaufsperspektive nahezu-
bringen.

Um dies zu leisten, scheint die Orientierung der Jugend-
sozialarbeit am Konzept der „Lebenskompetenzen“ bzw. 
der Life Skills (WHO 1994, vgl. BMG: 10ff), zu denen auch 
gesundheitsbezogene Kompetenzen gehören, hilfreich. 
Dieses Konzept schlägt zum einen eine Brücke zwischen 
Gesundheitsförderung und Prävention und der formellen 
und informellen Bildung, wobei „Bildung als Ressource 
der Lebensbewältigung“ (Krappmann 2002) verstanden 
wird. 

Lebenskompetenzen beinhalten: Ich-Stärke, soziale 
Kompetenz, Kritik-, Konflikt- und Reflexionsfähigkeit, 
Beziehungsfähigkeit, Emotionalität und Selbstkontrolle, 
sowie Entscheidungs- und Problemlösekompetenz. Um 
diese Kompetenzen zu fördern, muss nicht nur das nötige 
Handlungswissen vermittelt, sondern auch die entspre-
chende Motivation geweckt werden (vgl. Weinert 2001). 

Zum anderen wird mit diesem Konzept die Brücke zur 
Jugendhilfe geschlagen, entspricht doch die Vermittlung 
von Lebenskompetenzen ihrem in § 1 des SGB VIII fest-
geschriebenen Auftrag, gerade auch benachteiligte junge 
Menschen in ihrer Entwicklung zu „einer eigenverantwort-
lichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit“ zu för-
dern und dazu beizutragen „positive Lebensbedingungen 
für junge Menschen und ihre Familien … zu erhalten oder 
zu schaffen“.

Notwendig sind schließlich Maßnahmen, die sich nicht 
nur auf das Verhalten des Einzelnen, sondern auch auf 
die Lebensverhältnisse beziehen, im Sinne der Schaffung 
einer „gesundheitsförderlichen Kultur“ in den Schu-
len, auch in den Berufsschulen und in den Angeboten 
und Einrichtungen der Jugendarbeit, der Jugendsozial-
arbeit und der Jugendberufshilfe. Hier sollte sich Jugend-
sozialarbeit nicht damit zufrieden geben, für Anregungen 
zu gesunder Ernährung und zu genügend Bewegung 
zu sorgen (obwohl das wichtige Schritte sind!). Vielmehr 
sollte auch das soziale „Klima“ in Schule oder Einrich-
tung gesundheitsförderlich gestaltet werden – und zwar 
sowohl für die Schüler_innen als auch für die Lehr- und 
Fachkräfte.
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Schule, Gesundheit und Bildung – Perspektiven 

einer Vision für gutes gesundes Lernen und Lehren

Kinder und Jugendliche werden in der Öffentlichkeit, aber 
auch in der sozial- und gesundheitswissenschaftlichen 
Forschung vielfach als Altersgruppe mit problematischem 
und riskantem Verhalten dargestellt. Dadurch entsteht 
das schiefe Bild einer Problemgruppe. Die große Mehr-
heit wächst aber zu selbstbewussten, einsichtigen und 
urteilsfähigen Erwachsenen heran, die sich mit gesell-
schaftlichen Phänomenen auseinandersetzen, Verständ-
nis und kritisches Selbstbewusstsein entwickeln, sich 
gesellschaftlich engagieren und sozial- sowie gesund-
heitsverantwortlich handeln.

In Ergänzung einer eher pathogenetischen Perspektive 
ist deshalb auch der Blick auf die Salutogenese, auf die 
positiven Entwicklungsbedingungen und –verläufe sinn-
voll. Hier spielt die Gesundheit eine zentrale Rolle. Auch 
geht es um die Frage, wie solche entwicklungs- und ge-
sundheitsfördernden Bedingungen für alle Kinder und 
Jugendlichen ermöglicht werden können und welcher 
gesellschaftlichen Ressourcen es dazu bedarf. 

Im Blick sind dabei auch die gut 20 % der Kinder und 
Jugendlichen, die durch ihre soziale Herkunft und Leben-
sumstände keine guten Start- und Entwicklungschancen 
haben und damit in ihrer Bildungs- und Gesundheitsent-
wicklung beeinträchtigt sind (Robert Koch Institut; HBSC-
Studie; Landesgesundheitsamt Niedersachsen, vgl. auch 
die weiteren Beiträge in diesem Band). Im Mittelpunkt des 
folgenden Beitrags steht die Schule mit ihren Möglich-
keiten der Entwicklungs- und Gesundheitsförderung. Es 
sollen Konzepte und Strategien aufgezeigt werden, die 
die Schule zu einem schützenden, entwicklungs- und 
lernförderlichen Lebensraum werden lassen, in dem sich 
alle Beteiligten wohl fühlen und gute Lern- und Lehr- 
ergebnisse erzielen.

Wie sieht es in der Schulwirklichkeit aus?

Lehrerinnen und Lehrer treffen in der Schule und im Un-
terricht nicht nur auf Kinder und Jugendliche mit Lernpro-
blemen, Sprachproblemen, Verhaltensauffälligkeiten oder 
mit unterschiedlichem ethnischen, kulturellen und religi-
ösen Hintergrund, sondern auch auf Schülerinnen und 
Schüler mit gesundheitlichen, insbesondere psychischen 
Problemen. Diese gesundheitlichen Beeinträchtigungen 

wirken sich nicht nur auf das aktuelle Wohlbefinden der 
Kinder und Jugendlichen aus. Betroffene Kinder leiden 
oft auch unter einer verringerten Konzentrationsfähigkeit, 
sind weniger leistungsfähig und haben dadurch häufiger 
schulische Probleme. Ursächlich haben diese Beein-
trächtigungen mehrheitlich mit Anpassungsproblemen zu 
tun, die Kinder und Jugendliche in der Auseinanderset-
zung mit den kulturellen, sozialen und umweltbezogenen 
Anforderungen als Überforderung erleben. Es zeigt sich, 
dass Schülerinnen und Schüler mit diesen Veränderungen 
und mit den ihnen innewohnenden Problematiken, Bela-
stungen und Risiken nicht gleichermaßen „fertig werden“. 
Einem Teil der Kinder und Jugendlichen bereitet die Ver-
änderung der Kinder- und Jugendzeit z. T. erhebliche Ent-
wicklungsprobleme. Sie finden nicht genügend situative 
Ressourcen vor und sind in ihrer Persönlichkeit nicht ge-
nügend widerstandsfähig ausgestattet.

Damit schwinden auch die Chancen auf eine gute Le-
bensperspektive, auf ein langes Leben in guter Gesund-
heit. Lehrkräfte finden in ihren Klassen also eine Vielzahl 
von Schülerinnen und Schülern mit gesundheitlichen 
Problemen vor, die das Unterrichten und damit die Lehr-
Lern-Prozesse erschweren und in ihren Ergebnissen ein-
schränken können. Im Zuge der Umsetzung inklusiver 
Prozesse wird der Anteil der Schülerinnen und Schüler 
mit Konfliktpotential und gesundheitlichen Problemen zu-
künftig in den Schulen steigen. 

Gleichzeitig ist auch die Schule selber häufig eine ge-
sundheitliche Belastung für Kinder und Jugendliche. Laut 
HBSC-Studie fühlt sich ein Viertel der Jugendlichen durch 
die schulischen Anforderungen einigermaßen stark oder 
sehr stark belastet. Nur 17,3 % der Mädchen und 18,4 % 
der Jungen fühlen sich durch die Schule überhaupt nicht 
belastet. Das Belastungserleben steigt mit höherer Klas-
senstufe an und ist tendenziell bei Schülerinnen und 
Schülern mit Migrationshintergrund und mit einem nied-
rigeren familiären Wohlstand stärker ausgeprägt.

Zudem ist davon auszugehen, dass nicht alle Lehrkräfte 
gesund und damit potenziell in vollem Umfang leistungs-
fähig sind. Ergebnisse belegen, dass mindestens 20 Pro-
zent der Lehrkräfte gravierende gesundheitliche Fehlbe-
anspruchungen aufweisen (Krause & Dorsemagen, 2011). 
Auch sind viele Lehrkräfte nicht darauf vorbereitet, mit 

Kindern und Jugendlichen mit besonderen Problemlagen 
zu arbeiten. Sonderpädagogische und gesundheitswis-
senschaftliche Erkenntnisse werden erst seit kurzem und 
noch lange nicht an allen Hochschulen zum Thema der 
Lehrerausbildung und auch in die Lehrerweiterbildung 
werden sie erst allmählich aufgenommen. Solche feh-
lenden Kompetenzen im Umgang mit belasteten Kindern 
und Jugendlichen und mit der Förderung der psychischen 
Gesundheit allgemein können wiederum die Gesundheit 
der Lehrkräfte beeinträchtigen, wenn diese in einer Art und 
Weise erziehen und bilden müssen, auf die sie sich nicht 
vorbereitet fühlen und für die ihnen Ressourcen fehlen. 

Auch das schulische Gesundheitsmanagement, der 
querschnittliche Blick durch die „Gesundheitsbrille“ auf 
das schulische Miteinander und die Schulentwicklung, 
findet erst langsam Eingang in die Schulen (Hundeloh, 
2012). Im Gesundheitsmanagement wird Gesundheit als 
essentieller Bestandteil der Unterrichts-, Organisations- 
und Personalentwicklung verstanden. „Health Mainstrea-
ming“ lautet das Motto – Gesundheitliche Belange sollen 
in allen Entscheidungs- und Planungsprozessen mitge-
dacht werden (Hascher, 2004).

Gesundheit muss also ein Leitthema von Schulen wer-
den, denn die Leistungsfähigkeit des gesamten Systems 
Schule steht in Frage. Wie im Folgenden gezeigt werden 

soll, beeinflusst die Gesundheit die Lern- und Bildungser-
folge der Schülerinnen und Schüler. Zugleich ist die Schu-
le aber auch ein geeignetes Setting für die Gesundheits-
förderung, weil alle Kinder und Jugendlichen aufgrund der 
in Deutschland geltenden Schulpflicht einen großen Anteil 
des Alltages an diesem Ort und in dieser Organisation 
verbringen.

Schulische Gesundheitsförderung 
als salutogen ausgerichtetes Konzept

Gesundheit in der Schule wird heute in Anlehnung und 
Erweiterung der klassischen Definition der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) von 1946 als physisches, psy-
chisches, soziales, ökologisches und spirituelles Wohlbe-
finden verstanden, das sich in der Auseinandersetzung 
des Individuums mit seiner kulturellen, sozialen und ma-
teriellen Mit- bzw. Umwelt einstellt.

Momente der produktiven Anpassung an die Lebensbe-
dingungen („Selbsterhaltung“) und der Selbstverwirkli-
chung („Selbstgestaltung“) charakterisieren im günstigen 
Fall eine dynamisch sich entfaltende Balance der Ge-
sundheit (Hurrelmann 2000, Paulus 2009; Hurrelmann 
& Franzkowiak 2011). Gesundheit wird also ganzheitlich 
verstanden und ist von Menschen gestaltbar.
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Der Blick der schulischen Gesundheitsförderung richtet 
sich auf die Gesundheitsressourcen der Schülerinnen 
und Schüler und vermittelt ihnen ein positives Bild von 
der Wirklichkeit. Die salutogenen Faktoren stehen im 
Mittelpunkt: Die Welt ist nicht nur voller Risiken, wie es 
die Prävention vermittelt, sondern auch voller Chancen 
(Stimulierung von Lebensfreude und Optimismus). Alle 
Kinder und Jugendliche – insbesondere die gefährdeten 
20 % – sollen in der Schule, aber auch durch die Schule 
vorbereitet werden, Verwirklichungschancen für ein ge-
sundes Aufwachsen erhalten und ihr Leben produktiv be-
wältigen können (13. Kinder- und Jugendbericht). Lehre-
rinnen und Lehrer sollen dem gegenüber den Arbeitsplatz 
Schule als einen Ort wahrnehmen und erfahren können, 
an dem sie sich wohl fühlen und gefordert, aber auch ge-
fördert werden.

Von der gesundheitsfördernden 
zur guten gesunden Schule

Die Entwicklung der schulischen Gesundheitsförderung 
im Settingansatz lässt sich sowohl an den Konzeptent-
wicklungen, wie an den Veränderungen der politisch-
administrativen Kooperationen der zumeist beteiligten 
Kultus- und Sozial- bzw. Gesundheitsministerien aufzei-
gen. Sichtbar wird eine enorme Veränderung, die ab Mitte 
der 1990er Jahre im Konzept der Gesundheitsfördernden 
Schule mündete und von dem aus sich dann die gute 
gesunde Schule entwickelte. Diese Entwicklung lässt sich 
folgendermaßen kennzeichnen:

1. Vom Leitbegriff der „Gesundheitserziehung“ zu dem 
der „Gesundheitsförderung“ und heute deutlicher 
wieder zu dem der „Gesundheitsbildung“;

2. Vom biomedizinischen Organismuskonzept zum 
Menschen als Person und zur ganzheitlich verstan-
denen Gesundheit;

3. Von den Schülerinnen und Schülern zur Schulge-
meinschaft;

4. Vom Setting Schule zum offenen partizipativen 
Netzwerk von Schulen und Kooperationspartnern;

5. Von der Risikoorientierung zu einem salutogen aus-
gerichteten Konzept;

6. Vom individuellen Gesundheitsverhalten zu sozio-
kulturell geprägten gesunden Lebensweisen;

7. Vom individuellen Gesundheitsverhalten zu setting-
bezogenen gesunden Lebensweisen und schließ-
lich

8. Von einem normierend-disziplinierenden zu einem 
explizit demokratisch-emanzipatorischen Konzept, 
zu Partizipation und Empowerment (Paulus 2003).

Die Breitenwirksamkeit des Settingansatzes gesundheits-
förderlicher Organisationsentwicklung für Schulen ist aber 
noch weitgehend ungesichert (Kliche et al. 2010). Paulus 
& Witteriede (2008) konnten zeigen, dass nur ca. 14 Pro-
zent der ca. 48.000 deutschen Schulen programmatisch 
auf der Ebene der Schulleitbilder und –programme den 
Setting-Ansatz in der schulischen Gesundheitsförde-
rung vertreten, von der Umsetzung im Schulalltag ganz 
zu schweigen. Es ist also trotz der fast 20-jährigen Be-
mühungen nicht gelungen, Gesundheit in Schulen um-
fassend und wirksam zu verankern. Aus den „Modellen 
guter Praxis“ der oft bundesweiten Pilotprojekte ist kaum 
eine „Praxis der guten Modelle“ hervorgegangen (Paulus 
2003, Hundeloh 2012).

Es zeichnet sich aber eine neue Entwicklung ab, begrün-
det durch die Ergebnisse der Gesundheits-/ bzw. Wohl-
befindensforschung. Danach ist Gesundheit nicht nur ein 
Output/Outcome von Schule, sondern eben auch Input- 
und Throughputfaktor für Lernen, Leistung und soziale 
Kompetenz der Schülerinnen und Schüler, der Lehrkräfte 
und auch des nicht-unterrichtenden Personals (Hascher 
& Winkler-Ebener 2010; Paulus 2011). Gesundheit ist 
eine Ressource, ein Katalysator, Motor oder Treiber der 
Qualität von Schule und Bildung (Murray et al. 2006; 
Paulus 2010) und benötigt einen neuen konzeptuellen 
Rahmen, der die Beziehung von Gesundheit und Bildung 
thematisiert (Griebler et al. 2009; Suhrcke & de Paz Nie-
ves 2011).

Gute gesunde Schule als neues Konzept 
zur Verknüpfung von Gesundheit und Bildung

Die gute gesunde Schule richtet ihre Maßnahmen gezielt 
auf die Bildungsaufträge der Schule aus und unterstützt 
Schulen in diesem, heute so wichtig gewordenen Kernan-
liegen, qualitätsvolle pädagogische Arbeit zu leisten. Hier 
liegt auch die eigentliche Herausforderung und Bewäh-
rungsprobe der schulischen Gesundheitsförderung: 

Kann sie Schulen dabei helfen, diese Aufträge wirksamer 
und nachhaltiger zu erfüllen? Kann sie etwas dazu bei-
steuern, damit sich die Schule zu einer modernen, inno-
vativen Bildungsinstitution entwickelt, die Schülerinnen 
und Schüler in ihrer Persönlichkeitsentwicklung und Lei-
stungsfähigkeit optimal fördert und Lehrkräften ebenso 
gute Arbeitsbedingungen bietet? Erst wenn sich Ge-
sundheit in den Dienst des Erziehungs- und Bildungs-
auftrags der Schule stellt, wird sie von den Mitgliedern 
der Schulgemeinschaft als Bereicherung erlebt und 

nicht nur als eine zusätzliche Bürde, die der Schule auch 
noch aufgesattelt wird. Schulische Gesundheitsförde-
rung wird in dieser Perspektive deshalb für alle Schulen 
interessant, nicht nur für solche, die sich inhaltlich für 
Gesundheit als besondere Thematik oder Profilierung 
interessieren, wie dies bei den Gesundheitsfördernden 
Schulen der Fall ist. Darüber hinaus sichert dieser An-
satz auch die nachhaltige Wirksamkeit schulischer Ge-
sundheitsförderung besser ab als der der Gesundheits-
fördernden Schule.

Die gute gesunde Schule übernimmt von der Gesund-
heitsfördernden Schule den Settingansatz, die Saluto-
genese und den Fokus auf die gesundheitsbezogenen 
Ressourcen. Eng damit verbunden ist die Orientierung 
an den Prinzipien des Empowerment und der Partizipa-
tion. Ohne sie ist Gesundheitsförderung nicht denkbar, 
sie markieren den Schnitt zur Prävention. Der Settingan-
satz verbindet sich in der schulischen Gesundheitsför-
derung mit der Schule, dem schulischen Umfeld und 
den Kooperationsbeziehungen der Schule in die Kom-
mune hinein. 

Wird die Nachhaltigkeit im Sinne von Dauerhaftigkeit an-
gesichts der um sich greifenden „Projektitis“ und damit 
verbundenen Projektmüdigkeit von Schulen zunehmend 
mehr eingefordert, fehlt es an einem umfassenden Ver-
ständnis einer „nachhaltigen Entwicklung“. Dazu würde 
gehören, die ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Dimensionen der Nachhaltigkeit systematisch in Konzep-
tentwicklungen und –umsetzungen mit einzubeziehen. 
Die internationale Schulentwicklungsforschung geht da-
von aus, dass die wirksamsten und erfolgreichsten Schu-
len zukünftig diejenigen sein werden, die mit ihren Um-
gebungen enge Kooperationsbeziehungen pflegen und 
aktiv Einfluss auf sie nehmen, sich aber auch beeinflussen 
lassen. In diesen Schulen arbeiten Führungskräfte, die als 
„Community Leaders“ oder „System Leaders“ über die 
eigene Schule hinaus in die Umgebung wirken (Fullan, 
2009, Huber, 2012).

Demokratie, Gerechtigkeit und Fairness beschreiben wei-
tere Werte und Prinzipien des gesundheitsförderlichen 
Handelns, die (1) einen engen Bezug zu dem gerade er-
wähnten Konzept der nachhaltigen Entwicklung aufwei-
sen, (2) mit Blick auf die immer noch gegebene Mittel-
schichtorientierung der meisten gesundheitsbezogenen 
Interventionen von großer Bedeutung sind und (3) unter-
schiedliche Lebensstile und Bedürfnisse berücksichtigen 
(vgl. dazu auch den Beitrag von Alicke in diesem Band). 
Denn Schülerinnen und Schüler aus bildungsfernen Mili-
eus – oft auch noch durch andere Merkmale wie Armut 
und Migrationsstatus marginalisiert – werden in der Regel 
systematisch und strukturell nicht erreicht (WHO 2008; 
Altgeld 2010).

Lehrergesundheit und Unterrichtsqualität

Auch in der Diskussion um die Belastungen und Bean-
spruchungen im Lehrerberuf rückt der Zusammenhang 
von Lehrergesundheit, Leistungsfähigkeit und Bildung 
zunehmend in den Fokus. Im Mittelpunkt steht dabei die 
Frage: „Was ist das Kerngeschäft der Schule und wel-
chen Beitrag kann die Gesundheit der Lehrkräfte zur Be-
wältigung der Arbeit leisten?“ Probleme wie mangelnde 
Kooperation oder ineffiziente Organisation erleben die 
Lehrkräfte als Belastungen. 

Gleichzeitig stellen viele der Qualitätsmerkmale von guten 
Schulen (z. B. gemeinsame Ziele, Unterstützung und Ko-
operation) gesundheitsfördernde Ressourcen dar. Auch 
haben Merkmale wie Lehrerselbstwirksamkeit, Achtsam-
keit und Ungewissheitstoleranz einen bedeutenden Effekt 
auf die Unterrichtsgestaltung (Dauber & Döring-Seipel 
2010). Lehrkräfte mit diesen Eigenschaften können „of-
fene“ Unterrichtssituationen zulassen und die Schüler 
selbstständig arbeiten lassen. Nach Stiller (2008) ent-
spricht ein solcher Unterrichtsstil der salutogenen Unter-
richtsentwicklung. 

Die subjektive Erfahrung von erlebter Kompetenz, von 
sozialer und emotionaler Wertschätzung und von aktiver 
Teilhabe an der Gestaltung des Unterrichts sind wesent-
liche Bedingungsfaktoren für den Lernerfolg in der Schule 
und für die Gesundheit der Schülerschaft. In einer Studie 
von Klusmann et al. (2006) zeigte sich: Besonders die 
Lehrkräfte, die eine Gefährdung für Burnout aufwiesen, 
förderten nach Beobachtung ihrer Schüler weniger stark 
deren kognitive Selbstständigkeit. 

Diese Lehrkräfte zeigten häufiger ein zu schnelles Interak-
tionstempo und ihre Schülerinnen und Schüler hielten sie 
im Mittel für weniger gerecht und weniger interessiert an 
ihren Belangen. Am positivsten sahen die Schülerinnen 
und Schüler die gesunden Lehrkräfte, die sich durch ein 
hohes Arbeitsengagement bei gleichzeitiger Distanzie-
rungsfähigkeit, eine hohe Widerstandsfähigkeit gegen-
über beruflichen Problemen und eine hohe Ausprägung 
an positiven Emotionen auszeichneten (vgl. im Überblick 
auch Nieskens, Rupprecht & Erbring, 2012, Rothland & 
Klusmann, 2012). 

Chancen im schulischen 
Gesundheitsmanagement

Schulisches Gesundheitsmanagement ist eine wichtige 
Strategie der Umsetzung des Konzepts der „guten ge-
sunden Schule“. Das Gesundheitsmanagement wäre im 
von allen Bundesländern als wichtig markierten Qualitäts-
bereich „Schulführung und Management“ anzusiedeln. 
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Es wirkt in andere Prozessbereiche der Schule und des 
Unterrichts mit hinein und bezieht sich dann auch auf 
Führungsstile, Schulkultur und -klima, Arbeitsverhalten, 
Arbeitszufriedenheit, organisationales Lernen und die 
Organisation der Lehr-Lernprozesse auf unterrichtlicher 
Ebene. Gesundheitsmanagement in der guten gesunden 
Schule ist die systematische, wissenschaftlich fundierte 
und zielgerichtete Steuerung und Integration aller schu-
lischen Prozesse unter explizitem Einbezug gesundheits-
wissenschaftlicher Erkenntnisse mit dem Ziel, Schulen 
bei der Erfüllung ihres Bildungs- und Erziehungsauftrags 
nachhaltig wirksam zu unterstützen, damit sie ihren Auf-
trag, „gute Schule“ zu „machen“, effizienter sichern und 
fortentwickeln können.

Erste Ansätze mit dem Konzept 
der guten gesunden Schule

Arbeiten viele Programme und Initiativen noch eher mit 
dem Ansatz der gesundheitsfördernden Schule, gibt es 
bereits erste erprobte Konzepte auf Basis der guten ge-
sunden Schule. Das ist neben dem Programm Anschub.
de und dem Landesprogramm „Bildung und Gesundheit“ 
in Nordrhein-Westfalen vor allem das bundesweit an-
gebotene Programm MindMatters (www.mindmatters-
schule.de).

Neben Schulentwicklungsmodulen bietet MindMat-
ters verschiedene Unterrichtsmodule zu Themen wie 
„Gemeinsam(es) Lernen mit Gefühl“, „Mobbing“, „Mit 
Stress umgehen“, „Verlust und Trauer“ sowie „Umgang 
mit psychischen Störungen“, die in den normalen Unter-
richtsablauf integriert werden und damit die gesundheits-
förderliche Schulentwicklung initiieren können. Die Un-
terrichtseinheiten sollen Schülerinnen und Schüler dabei 
unterstützen, Verbundenheit mit der Schule zu erfahren 
und Verschiedenheit als Bereicherung für das schulische 
Miteinander zu betrachten.

Im Mittelpunkt der MindMatters-Materialien stehen auch 
die Lehrkräfte, diese gilt es für Themen der psychischen 
Gesundheit zu sensibilisieren. Sie sollen erfahren, welche 
Probleme bzw. Stressoren und psychischen Störungen 
im Kindes- und Jugendalter auftreten können und was sie 
in der Lerngruppe und im Schulbereich tun können, um 
Kinder und Jugendliche (in Krisensituationen) zu unter-
stützen und sie zu befähigen, ihren Schul- und Lebensall-
tag zu bewältigen. MindMatters ist zudem ein Programm, 
das mit seinen Themen und Materialien die Kooperations-
beziehungen in das schulische Umfeld fördert. So wird 
MindMatters z. B. auch stark von Einrichtungen der Ju-
gendhilfe und Schulsozialarbeit nachgefragt, die die Ma-
terialien in der Lehrerfortbildung und Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen nutzen.

Programme wie Anschub, MindMatters und das Konzept 
der guten gesunden Schule werden zukünftig durch die 
Ende 2012 verabschiedete „Empfehlung zur Gesund-
heitsförderung und Prävention in der Schule“ durch die 
Kultusministerkonferenz gestützt. „Gesundheitsförderung 
und Prävention sind integrale Bestandteile von Schulent-
wicklung. Sie stellen keine Zusatzaufgaben der Schulen 
dar, sondern gehören zum Kern eines jeden Schulent-
wicklungsprozesses“, ist dort zu lesen, und „Themen und 
Handlungsfelder zur schulischen Gesundheitsförderung 
und Prävention werden in den Unterricht der Fächer und 
in das Schulleben integriert“, auch soll die „interprofessi-
onelle Vernetzung und Zusammenarbeit aller Beteiligten 
der Gesundheitsförderung und Prävention“ gefördert 
werden. 

Zudem ist die Bildungsverwaltung/-politik der Länder auf-
gefordert, verschiedene Maßnahmen über Vernetzung, 
Gestaltung der Übergänge, Fortbildungsangebote für 
Lehrkräfte und Stärkung der Eigenverantwortlichkeit der 
Schulen bis hin zur Qualitätssicherung zu ergreifen. Es 
bleibt abzuwarten, ob es mit der Umsetzung dieser Emp-
fehlung gelingen kann, aus den „Modellen guter Praxis“ 
eine „Praxis der guten Modelle“ hervorgehen zu lassen.

Peggy Ziethen 
Deutsches Rotes Kreuz e.V. - Generalsekretariat

Gesundheit als Thema der Jugendsozialarbeit – 

Gesundheitsförderliche Perspektiven 

in der sozialpädagogischen Praxis

Gesundheit und Wohlbefinden sind für Kinder und Ju-
gendliche eine wichtige Voraussetzung für ihre persön-
liche Entwicklung. Gemäß Art. 24 der Kinderrechts-
konvention der Vereinten Nationen haben alle jungen 
Menschen ein Recht auf eine bestmögliche Förderung 
ihrer Gesundheit. Kinder und Jugendliche sollen weltweit 
unter Bedingungen aufwachsen, die ihrem Wohlbefinden, 
ihrem Schutz und ihrer Entwicklung förderlich sind (vgl. 
DRK 2011).

Die Gesundheit von Kindern, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen in Deutschland ist insgesamt als gut zu 
bewerten. Bei ca. 10 % zeichnet sich jedoch aktuell eine 
bedenkliche und ernstzunehmende Tendenz ab: Jun-
ge Menschen, die in schwierigen sozialen Lebenslagen 
aufwachsen, sind gegenwärtig einem erhöhten Armuts-
risiko und damit auch der Gefahr einer eingeschränkten 
Lebensqualität, einer unzureichenden gesundheitlichen 
Versorgung, schlechteren Bildungsbedingungen und feh-
lenden (beruflichen) Perspektiven ausgesetzt. Damit wer-
den der Erhalt und die Förderung der Gesundheit immer 
mehr zu einer sozialen Frage, deren Antworten weit über 
den medizinischen Sektor hinausgehen (vgl. WHO 1986, 
Robert-Koch-Institut 2007, Deutscher Bundestag 2009, 
Hackauf/Ohlbrecht 2010).

Gesundheitsförderliche Perspektiven 
in der Jugendsozialarbeit

Gesundheit und Krankheit besitzen eine soziale, kör-
perliche und psychische Dimension und beinhalten ein 
biografisches und gesellschaftlich immer wieder aktiv 
herzustellendes Gleichgewicht zwischen den im Alltag 
auftretenden Anforderungen und Belastungen und den 
vorhandenen jeweiligen individuellen und sozialen Res-
sourcen (vgl. Hurrelmann 2010b).

Achtsamkeit, Körperbewusstsein und eine gesunde Le-
bensführung sind personale Voraussetzungen für die 
eigene Gesundheit. Individuelle Bewältigungsstrategien 
sowie personale und soziale Ressourcen tragen entschei-
dend zur Abwehr von Krankheiten, zur Gesunderhaltung 
und zum Ausgleich von Umwelt- und Lebensbelastungen 

bei. Die Erhaltung der Gesundheit ist bei ausreichend 
vorhandenen Ressourcen auch unter erschwerten Anfor-
derungen möglich. Stetige Belastungen beeinflussen je-
doch das gesundheitliche Wohlbefinden und erhöhen das 
Risiko, dauerhaft zu erkranken. Kinder und Jugendliche, 
die in Armut leben oder von sozialen Benachteiligungen 
betroffen sind, benötigen deshalb ausreichend personale 
und soziale Ressourcen, um die negativen Folgen ihrer 
Lebensbedingungen auszugleichen, sich gesund zu er-
halten und gesund zu bleiben.

Der Prozess der Gesunderhaltung ist dabei in ein dy-
namisches Wechselspiel von kulturellen, sozialen und 
personalen Bedingungen eingebunden und wird durch 
die jeweiligen politischen, gesellschaftlichen und sozia-
len Verhältnisse beeinflusst. Gesundheitsförderliche und 
präventive Strategien, die der Gesunderhaltung und der 
Abwehr von Krankheiten dienen, situieren sich auf einer 
persönlichen Ebene, beziehen sich darüber hinaus aber 
auch auf die Ebene der Organisationen, Institutionen und 
der Politik. Die Herstellung gesundheitsförderlicher sozi-
aler und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen liegt in 
der Mitverantwortung aller gesellschaftlichen Akteure (vgl. 
WHO 1986).

Es liegt demnach in der Mitverantwortung der Kinder- 
und Jugendhilfe bzw. der Jugendsozialarbeit, Ansätze 
der Prävention und Gesundheitsförderung in den dafür 
relevanten Lebensbereichen junger Menschen fest zu 
verankern, um ihnen ausreichende Ressourcen und Be-
wältigungsstrategien sowie ein gesundheitsbewusstes 
Verhalten zu vermitteln (vgl. Arbeitsgemeinschaft der 
Obersten Landesjugendbehörden und Arbeitsgemein-
schaft der Obersten Landesgesundheitsbehörden 2006; 
Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe (AGJ) 
und Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte 2008, 
Deutscher Bundestag 2009).

Dies erfordert das Einbeziehen einer salutogenetischen 
Perspektive in pädagogische Konzepte und die gesund-
heitsförderliche Gestaltung der sozialpädagogischen 
Praxis. In Anlehnung  an die Empfehlungen des 13. 
Kinder- und Jugendberichts (vgl. Dt. Bundestag 2009) 
können folgende Aspekte einer gesundheitsförderlichen 
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Perspektivenerweiterung in der Konzeptionierung und 
Gestaltung der sozialpädagogischen Angebote benannt 
werden:

Perspektive: Förderung der Resilienz

Insbesondere das Konzept der Resilienz ist für die Ju-
gendsozialarbeit eine wichtige Grundlage ihrer Theorie 
und Praxis. Die psychische Fähigkeit eines Menschen, 
Stress und Belastungen positiv zu bewältigen und damit 
einen Beitrag zur Erhaltung von Gesundheit zu leisten, 
wird als Widerstandsfähigkeit bzw. „Resilienz“ bezeich-
net. Resilienz (lat.: Spannkraft, Elastizität, Strapazierfähig-
keit) ist keine angeborene Eigenschaft, sondern entsteht 
aus dem Zusammenspiel von intrapersonellen Anlagen, 
sozialen Einflüssen und gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen (vgl. Faltermaier 2005).

Kindern und Jugendlichen sollte in der pädagogischen 
Arbeit praxisnah vermittelt werden, dass die Erhaltung 
der eigenen Gesundheit über den Weg der psychischen 
Stärke und Stärkung entscheidend beeinflusst werden 
kann. Es ist für das eigene Selbstkonzept für junge Men-
schen wichtig zu verstehen, dass jeder Mensch im Laufe 
seines Lebens einschneidende, verletzende und bewe-
gende Momente erlebt (vgl. Bengel u.a. 1999).

Dabei gilt es für pädagogische Fachkräfte in der Bezie-
hungsgestaltung mit Kindern und Jugendlichen zu be-
achten: Junge Menschen, die in ihrem Leben dauerhaften 
und mehrfach auftretenden Belastungen und/oder trau-
matischen Erlebnissen ausgesetzt waren und ggf. noch 
sind (vgl. Mansel 2010), benötigen deutlich mehr soziale 
Ressourcen und emotionale Unterstützung, um diese 
Stress auslösenden Situationen und krisenbehafteten 
Lebensereignisse bewältigen zu können. Dies wiederum 
erfordert bei pädagogischen Fachkräften Fähigkeiten, 
Wissen und Kompetenzen, die weit über den rein erzie-
herischen Aspekt der Aufsichts- und Fürsorgepflicht hi-
nausgehen.

Perspektive: Förderung 
der Widerstandsressourcen

Pädagogische Fachkräfte sollten ein fundiertes Wissen 
bezüglich eines salutogenetischen Verständnisses von 
Gesundheit besitzen. Der salutogenetische Blick bein-
haltet den Einbezug der Gesundheitsdynamik, d.h. 
die Wechselwirkungen zwischen biologischen, sozialen 
und psychischen Faktoren, die zur Entstehung und Auf-
rechterhaltung von Gesundheit führen. Zentral sind dabei 
die Ressourcen und Bewältigungskompetenzen auf der 
einen und die negativen Stress- und Risikofaktoren für 
Krankheiten auf der anderen Seite (vgl. Antonovsky 1997, 
Scheithauer 1999).

Kinder und Jugendliche begegnen in ihrem Leben viel-
fältigen Stressfaktoren (Stressoren) unterschiedlichster 
Art: Im Alltag, in Schule und in Ausbildung treten häufig 
typische Belastungen wie Zeit- und Leistungsdruck, Kon-
kurrenzsituationen und zwischenmenschlichen Konflikte 
(soziale Stressoren) auf.

Aber auch körperliche Stressoren wie Lärm, Schmer-
zen, Hunger, Durst, Verletzungen oder Behinderungen 
sind im Alltag bedeutsam. Stress auslösend sind eben-
so belastende und kritische Lebensereignisse wie etwa 
der Verlust wichtiger Bezugspersonen, ein Umzug oder 
auch eine längere Krankheit. Die stressbezogenen Be-
lastungen werden unterschiedlich wahrgenommen, 
erlebt und verarbeitet. Typische Symptome von Stress 
im körperlichen Bereich sind Atemnot, Bluthochdruck, 
Rücken-, Kopf-, Bauchschmerzen oder auch Herz-
rhythmusstörungen. Im psychischen Bereich treten 
häufig Schlafprobleme, Stimmungsschwankungen, 
Gereiztheit, Konzentrations- und Aufmerksamkeits-
störungen sowie eine Abnahme der Leistungsfähigkeit 
auf. Im sozialen Bereich sind Probleme mit den Eltern, 
Lehrkräften, mit Gleichaltrigen, in der Partnerschaft und 
anderen sozialen Beziehungen zu beobachten, die bis 
hin zu sozialem Rückzug reichen können (Hurrelmann 
2010: 108).

Perspektive: Förderung der Ressourcen 
und Schutzfaktoren

Junge Menschen mit einem positiven Lebenskonzept 
und Erfahrungen von sicheren Bindungen, sozialer An-
erkennung und Wertschätzung neigen zu Bewältigungs-
strategien, die sich als kreativ, flexibel und konstruktiv 
umschreiben lassen. Sie nehmen Probleme, Belastungen 
und kritische Lebensphasen als lösbar wahr.

Die Stressbewältigung (Coping) ist dabei entscheidend 
von den sozialen, kulturellen und psychischen Kraftquel-
len (Ressourcen) und gesundheitlichen Schutzfaktoren 
einer Person abhängig. Besonders belastende Leben-
sumstände sind dabei immer in Relation zu den sozialen 
Bedingungen zu setzen, unter denen junge Menschen 
aufwachsen und leben (vgl. Waller 2002: 41ff.).

Zwar erhöhen spezifische Konstellationen und auftre-
tende Mehrfachbelastungen das Risiko krank zu werden 
erheblich. Eine Reihe von biologischen, sozialen und per-
sonalen Faktoren beeinflussen jedoch die Entstehung von 
Krankheiten und die Fähigkeit gesund zu bleiben. Diese 
werden als Schutzfaktoren der Gesundheit bezeichnet. 
Ressourcen sind Schutzfaktoren, die im persönlichen 
Bereich angesiedelt sind, und durch soziale und famili-
äre Einflussbedingungen gezielt gefördert werden können 
(Hurrelmann 2010b).

Ressourcen tragen zur Verminderung und zum Ausgleich 
von potentiell schädlichen Auswirkungen körperlicher und 
psychosozialer Belastungen bei und fördern ein gesund-
heitsbewusstes Verhalten. Es können zwei Gruppen von 
Schutzfaktoren unterschieden werden, die zum einen in 
der Persönlichkeit und zum anderen in der Lebenswelt 
von Menschen angesiedelt sind:

Personale Ressourcen sind protektive Faktoren, die 
in der Person eines Menschen liegen. Dazu gehören: 
das Gefühl von Sicherheit und Geborgenheit, eine hohe 
Selbstwirksamkeit bzw. Kohärenz, eine altersspezifisch 
angemessene Sexualität und Partnerschaft im Sinne des 
Erlebens von Wärme, Liebe und Zuneigung, das Erleben 
von Verbundenheit in der Familie und in Freundschaften, 
soziale Kompetenzen wie die Fähigkeit Probleme zu lö-
sen, Empathie, ein positives Selbstkonzept und Selbst-
wertgefühl, die Fähigkeit zur Perspektiv- und Verantwor-
tungsübernahme, die Fähigkeit, soziale Unterstützung 
zu mobilisieren, die Fähigkeit, sich zu entspannen, eine 
optimistische und zuversichtliche Lebenseinstellung, die 
Fähigkeit, sich an bedeutsame Erlebnisse erinnern zu 
können, das Ausüben von Talenten, Interessen und Hob-
bys (Scheithauer 1999:3-14).

Soziale Ressourcen situieren sich in der konkreten Le-
benswelt von Kindern und Jugendlichen. Dazu gehören 
bezogen auf den familiären Raum: stabile und emotional 
sichere Bindungen an die Bezugspersonen (vor allem in 
den ersten Lebensjahren), eine harmonische Elternbezie-
hung („kompetente Eltern“), existenziell gesicherte Wohn- 
und Lebensbedingungen, regelmäßige Familienaktivi-
täten, gemeinsame Mahlzeiten, ein emotional positives, 
unterstützendes und strukturierendes Erziehungsverhal-
ten und ein wertschätzendes Familienklima, gegenseitige 
bedingungslose Liebe und Wertschätzung, positive Ge-
schwisterbindungen und ein hoher sozioökonomischer 
Status der Familie (ebd.).

Bezogen auf außerfamiliale Faktoren (Schule, Beruf, 
Freizeit, Wohnumfeld, Gesellschaft) beinhalten soziale 
Ressourcen: gesundheitsförderliche Spiel-, Arbeits-, 
Lern- und Lebensbedingungen, freundschaftliche Bezie-
hungen zu anderen Menschen, eine gesunde, friedvolle 
und anregende Umwelt, ein demokratisches Schulsy-
stem, Möglichkeiten der barrierefreien Nutzung von un-
terstützenden sozialen und gesellschaftlichen Netzwer-
ken (Vereine, Medien, Selbsthilfe, Sport, Internet u.a.), 
Möglichkeiten der sozialen Teilhabe und des Erlebens von 
sozialer Gemeinschaft, positive Rollenmodelle für Kinder 
und Jugendliche außerhalb der Familie, die Vertrauen und 
Zusammengehörigkeitssinn fördern, Möglichkeiten zum 
Lernen und Anwenden personaler Kompetenzen (durch 
Angebote in der Schule, der Kinder- und Jugendhilfe 
und von Vereinen), Formen schulischer und beruflicher 

Förderung, Formen des Erlebens von Teilhabe, Anerken-
nung und Wertschätzung, Möglichkeiten der Nutzung von 
kostenfreien Bildungs-, Erholungs-, Kultur- und Freizeit-
möglichkeiten (u.a. auch Angebote der Jugendhilfe so-
wie Kita und Schulbesuch für minderjährige Flüchtlinge) 
sowie Möglichkeiten der barrierefreien und kostenfreien 
Nutzung von Diensten und Angeboten des Gesundheits-
systems (ebd.).

Perspektive: Förderung der Kohärenz

Eigene Schwächen und Stärken zu akzeptieren und 
sozial geachtet, anerkannt und respektiert zu werden, 
sind von früher Kindheit an wichtige Komponenten, die 
zu einer positiven Grundhaltung gegenüber dem eige-
nen Leben führen. Eine erfolgreiche Bewältigung einer 
schwierigen Situation, Belastung oder Störung des ge-
sundheitlichen Gleichgewichts führt dabei immer auch zu 
einer Stärkung des Vertrauens in die eigenen Fähigkeiten 
und Kompetenzen. Ein solches positives Lebensgefühl 
bezeichnet Aaron Antonovsky als Kohärenz. Der „sense 
of coherence“ - das Gefühl für Kohärenz - bezeichnet die 
positive Grundhaltung eines Menschen gegenüber dem 
eigenen Leben, die durch Zuversicht und Lebenskompe-
tenz geprägt ist. Kohärenzsinn bedeutet darüber hinaus 
auch, dass das eigene Leben und Lebensereignisse sub-
jektiv als sinnhaft erlebt werden (vgl. Antonovsky 1997: 
36). Das Gefühl von Kohärenz ist auch eine wichtige 
psychische Ressource für Kinder und Jugendliche, um 
Krankheiten zu widerstehen und gesund zu bleiben.

Dem Kohärenzsinn ist das in der Kinder- und Jugendhil-
fe weit verbreitete Konzept der Selbstwirksamkeitsüber-
zeugung ähnlich. Kohärenzgefühl, Selbstwertgefühl und 
Ich-Identität hängen eng zusammen und werden durch 
Erfahrungen von Verlässlichkeit, Beständigkeit, Sicher-
heit und durch tragfähige Beziehungen ab dem frühen 
Säuglings- und Kindesalter aufgebaut und entwickelt (vgl. 
Grossarth-Maticek 2000: 44-63).

Das Kohärenzgefühl ist durch ein umfassendes und dau-
erhaftes Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten geprägt. Es 
wird entscheidend durch die Fähigkeit zur Selbstregula-
tion beeinflusst, erfolgreich mit belastenden Lebensum-
ständen und negativen Folgen von Stress umzugehen. 
Die Fähigkeit zur Selbstregulation ist daher maßgeblich 
für einen hoch ausgeprägten Kohärenzsinn, der Kindern 
und Jugendlichen auf unterschiedlichen Ebenen versinn-
bildlicht werden kann:

Auf der Verhaltensebene sind die Herstellung eines in-
neren Gleichgewichts, die Deutung und Interpretation 
eigener und fremder Emotionen, ein flexibles und situa-
tionsadäquates Verhalten oder auch introspektive Fähig-
keiten möglich. Auf der Beziehungsebene ist ein hoher 
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Kohärenzsinn anhand eines adäquaten Verhaltens in 
Gruppen, durch das Erleben von Anerkennung in per-
sönlichen Beziehungen und gesellschaftlichen Aktivitäten 
oder auch anhand der Fähigkeiten zur Selbststeuerung 
sichtbar. Auf der körperlichen Ebene sind eine gesunde 
Ernährung und regelmäßige Bewegung, ein erholsamer 
Schlaf und die Fähigkeit sich zu entspannen förderlich.

Wichtige innerpsychische Aspekte für die Ausbildung 
von Kohärenz und eines damit verbundenen positiven 
Lebensgefühls sind: die Verstehbarkeit, die Handhab-
barkeit und die Bedeutsamkeit (Antonovsky 1997: 35).
Das Gefühl der Verstehbarkeit (sense of comprehensi-
bility) bezieht sich auf die Erwartungen einer Person an 
sich selbst, die vielfältigen Anforderungen, die das Leben 
mit sich bringt, in eine innere Ordnung zu bringen, die 
nachvollziehbar und erklärlich ist. Das Gefühl der Hand-
habbarkeit resp. Bewältigbarkeit (sense of manageability) 
beinhaltet die Überzeugung, dass Anforderungen und 
Probleme mithilfe vielfältiger Ressourcen bewältigt wer-
den können und dass bei Bedarf Hilfe und Unterstützung 
gesucht werden kann. Das Gefühl der Bedeutsamkeit 
(sense of meaningfulness) bezieht sich auf das Gefühl, 
dass das eigene Leben mit all seinen Anforderungen und 
Problemen Sinn und Bedeutung hat und als wertvoll und 
bereichernd erlebt wird (vgl. Hurrelmann 2010b: 123).

Kinder und Jugendliche mit einem hohen Kohärenzsinn 
empfinden ihr Leben insgesamt (trotz der im Alltag und in 
Schule und Ausbildung auftretenden Belastungen) als be-
reichernd und sinnvoll. Sie haben Vertrauen in die eigenen 
Fähigkeiten, Kompetenzen und Potentiale. Sie können 
Stress und Probleme konstruktiv bewältigen, schätzen 
ihre eigenen Kompetenzen und Ressourcen realistisch 
ein und suchen sich Hilfe und Unterstützung bei der Be-
wältigung von Krisen und Belastungen. Auch fühlen sie 
sich in Beziehung zu anderen Menschen angenommen 
und dazugehörig und erleben Gefühle von Sicherheit, Re-
sonanz und Verbundenheit.

Perspektive: Gesundheitsrelevante Risiken 
und Belastungen wahrnehmen

Gesundheitsriskantes Verhalten wie Rauchen, gestei-
gerter Alkoholkonsum oder das Experimentieren mit 
Drogen sind typisch für das Jugendalter. Aber auch ein 
risikoreiches Verhalten im Straßenverkehr, ungeschützter 
Sexualverkehr, dauerhafte Diäten oder (auto)aggressives 
Verhalten treten in der Jugendphase häufiger auf. Auf-
grund ihres Aufwachsens mit multimodalen Problemlagen 
gestaltet sich der Übergang ins Jugend- und Erwach-
senenalter für Jugendliche in benachteiligten Lebens-
lagen risikoreicher. Steigende Leistungsanforderungen 

in Schule und Ausbildung, Probleme mit Gleichaltrigen, 
Sorgen um die (berufliche) Zukunft werden oftmals in 
heftigen Konflikten mit sich selbst und anderen ausgetra-
gen. Ohne ausreichende soziale und emotionale Unter-
stützung im Alltag und in der Schule bestehen bei ihnen 
deutlich höhere Risiken für: Übergewicht, Bewegungs-
mangel und eine erhöhte Mediennutzung, Essstörungen, 
Schmerzen und Stresssymptome, Tabak-, Alkohol- und 
Drogenkonsum, Entwicklungsstörungen und psychische 
Auffälligkeiten sowie selbstverletzendes Verhalten und 
Suizidalität (vgl. Deutscher Bundestag 2009).

Auch hier ist es wichtig zu verstehen, dass junge Men-
schen, die unter wenig gesundheitsförderlichen Bedin-
gungen aufwachsen, in ihrer Entwicklung einen deutlich 
höheren Kraftaufwand leisten müssen. Sie müssen so-
wohl die Folgen ihrer prekären Lebenslage meistern, als 
auch ihre altersrelevanten Entwicklungsanforderungen 
bewältigen. Für pädagogische Fachkräfte, die mit Kin-
dern und Jugendlichen arbeiten, die multimodalen Pro-
blemlagen ausgesetzt waren und sind, ist es unerläss-
lich, sich ein gesundheitsbezogenes, traumaspezifisches 
Wissen anzueignen, um gegebenenfalls geeignete Hilfen 
einleiten zu können. 

Perspektive: Einbeziehen von entwicklungsspezi-
fischen Aufgaben des Jugendalters

Die Phase des Jugendalters gilt als Zeit gesteigerter 
Anforderungen (vgl. Remschmidt 1992, Hurrelmann 
2010a). Die Bewältigung dieser Anforderungen bein-
haltet Themen, die die Identitätsbildung, die Gestaltung 
und Akzeptanz der körperlich-biologischen Verände-
rungen sowie die Individuation und Verselbständigung 
betreffen. Auseinandersetzungen mit den Vorstellungen 
der erwachsenen Bezugspersonen und die Suche nach 
eigenen Werten lassen Jugendliche stetig Neues aus-
probieren und ihre Grenzen testen. Für die Bewältigung 
dieser Entwicklungsaufgaben benötigen Jugendliche 
ausreichend soziale und emotionale Begleitung und Un-
terstützung. Sozialpädagogische Fachkräfte sollten im 
Blick haben, dass die Jugendphase spezifische Entwick-
lungsthemen beinhaltet, die junge Menschen zu bewälti-
gen haben. Fachkräfte der Jugendsozialarbeit respektive 
Schulsozialarbeit wissen: Vorübergehende „Krisen“ ge-
hören zu einem normalen Verlauf der Jugendphase un-
weigerlich dazu. Bereits der Übergang vom Kindes- zum 
Jugendalter ist durch eine Reihe von gesundheitsrele-
vanten Entwicklungsaufgaben gekennzeichnet. Die frühe 
Jugendphase mit dem Beginn der Pubertät ist geprägt 
durch biologische Veränderungen des Körpers. Diese 
beinhalten u.a. das Einsetzen der Menarche, die Pollu-
tion, den Stimmbruch, die Ausbildung der Geschlechts-
merkmale und einen einsetzenden Wachstumsschub 
(Remschmidt 1992).

Als eine wichtige Entwicklungsaufgabe von Heranwach-
senden ist die Akzeptanz der (geschlechtsspezifischen 
und sexuellen) Veränderung des Körpers und in diesem 
Zusammenhang die Auseinandersetzung mit den biolo-
gisch-physiologischen Reifungsprozessen anzusehen. 
Die umfassenden körperlichen Veränderungen müssen 
in das bestehende Selbstbild integriert werden. Dabei 
wird der Körper zum Ort der Auseinandersetzung mit sich 
selbst und zum Kern der Suche nach der eigenen Iden-
tität. Jugendliche nutzen dabei häufig ihren Körper auf 
kreative und/oder destruktive Weise, beispielsweise um 
Aufmerksamkeit zu erregen, sich bestimmten Jugendkul-
turen zugehörig zu zeigen oder um sich selbst zu spüren. 
Ebenfalls ist eine Zunahme von Bedürfnissen (Kaufen, 
Essen, Trinken, Rauchen u.a.) zu verzeichnen. Die Be-
friedigung dieser Bedürfnisse übernimmt eine wichtige 
kompensatorische Funktion bei der Bewältigung von auf-
tretenden Konflikten, Ängsten und Unsicherheiten (ebd.).

Eine weitere Entwicklungsaufgabe ist der elterliche Ablö-
sungsprozess und der Erwerb einer sozialen und beruf-
lichen Identität. Jugendliche gestalten ihren Lebensweg 
mit zunehmendem Alter selbstständiger. Sie sind häufig 
dabei hin- und her gerissen zwischen dem Wunsch, wei-
terhin von den Eltern versorgt zu werden und dem Be-
dürfnis, eine eigenständige, von den Eltern unabhängige, 
Position einzunehmen. Vor allem im Zentrum der mittle-
ren und späten Jugendphase (ab ca. 14 Jahren) stehen 
Individuations- und Ablösungsprozesse an, deren Kern 
die eigene Identitätsfindung in Form von inneren Ausei-
nandersetzungen mit der jeweiligen familiären, kulturellen 
und sozialen Umwelt bildet. „Experimentieren als Weg 
der Selbsterkenntnis“ (vgl. Streeck-Fischer 2002) ist das 
Motto dieser Zeit, an deren Ende Jugendliche meist in 
der Lage sind, ein stabiles Selbstkonzept, ein eigenes 
Wertesystem und Zukunftsperspektiven zu entwickeln. 
Jugendliche bedürfen dabei der Sensibilität und des Ver-
ständnisses erwachsener Bezugspersonen, die sie emoti-
onal unterstützen und ihnen Orientierung und Halt geben. 
Auf dem Weg zu einer erwachsenen Identität nimmt die 
eigenständige Welt der Jugendlichen zunehmend Gestalt 
an. Die ursprünglich an den Eltern ausgerichteten kind-
lichen Norm- und Wertvorstellungen werden zumeist mit 
generativen Ablösungskonflikten verbunden, immer mehr 
in Frage gestellt und durch eigene ersetzt. Das Eingehen 
von Beziehungen außerhalb der Herkunftsfamilie, eine 
soziale (und berufliche) Identität und Zukunftsperspektive 
markieren dabei den Übergang ins junge Erwachsenen-
stadium (ebd.). 

Eine bedeutende Entwicklungsaufgabe betrifft den Aufbau 
und die Gestaltung von freundschaftlichen Beziehungen 
zu Gleichaltrigen, die dem Alter angemessene sexuelle 
Erfahrungen und die Übernahme wichtiger entwicklungs-
bezogener Funktionen der sozialen Teilhabe beinhalten. 
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Damit verbunden ist ein für das eigene Selbstkonzept be-
deutendes „sich akzeptiert und sich verstanden Fühlen“. 
Jugendliche Cliquen sind mit ihren spezifischen individu-
ellen Ausdrucks-, Sprach- und Kommunikationsstilen ein 
wichtiges Medium der Identitätsfindung, der Ausbildung 
des Gefühls von Kohärenz und des subjektiven Wohlbe-
findens junger Menschen. Die unterschiedlichen Jugend-
kulturen dienen als ein intermediärer Erfahrungsbereich 
zwischen den bekannten familiären und den gesellschaft-
lichen Bezugsrahmen (ebd.).

Fazit: Gesundheitsförderung als fachlicher 
Standard in der Jugendsozialarbeit

Gesundheitsbezogene Ansätze, wie die Alkohol- und 
Drogenprävention, die Sexualaufklärung oder auch das 
Gewalt- und Konfliktmanagement sind wesentlicher Be-
standteil der Angebote der Jugendsozialarbeit. Partizi-
pative peer-to-peer Ansätze (Hurrelmann 2010b:208) 
vermitteln Kindern und Jugendlichen dabei Fähigkeiten 
zur Reflektion des eigenen Handelns und den Aufbau von 
Kompetenzen in Bezug auf das eigene Gesundheitsbe-
wusstsein und -verhalten.

Dies beinhaltet demnach weniger die Umsetzung des 
Ziels eines tatsächlich verbesserten Gesundheitsverhal-
tens bei Kindern und Jugendlichen, sondern vielmehr die 
Förderung sprachlicher, reflexiver und kommunikativer 

Kompetenzen, den Aufbau eines positiven Selbstbildes 
und die Entwicklung von Zukunftsperspektiven. Insbe-
sondere für Jugendliche, die mit multimodalen Problemla-
gen aufwachsen, sind die Vermittlung eines gesundheits-
relevanten Wissens und der Aufbau von psychosozialen 
Ressourcen von großer Bedeutung, denn sie müssen 
sowohl ihre altersrelevanten Entwicklungsaufgaben als 
auch die zusätzlichen Belastungen, mit denen sie im All-
tag konfrontiert sind, bewältigen.

Um geeignete sozialpädagogische Methoden in der Ar-
beit mit Kindern und Jugendlichen einsetzen zu können, 
ist es für Fachkräfte der Jugendhilfe daher wichtig sich 
vor Augen zu führen, vor welche Anforderungen Kinder 
und Jugendliche in schwierigen Lebenslagen in der Be-
wältigung ihres Alltags Tag für Tag gestellt sind. Nur so 
ist verstehbar, weshalb junge Menschen, die mit erhöh-
ten Anforderungen im Lebensalltag zu kämpfen haben, 
häufig zu einem destruktiven Bewältigungshandeln nei-
gen. Dieses gesundheitsbezogene Wissen der Fachkräfte 
wiederum ist die Basis, um eine tragfähige pädagogische 
Beziehung zu Kindern und Jugendlichen aufbauen und 
bedürfnissensibel und situationsadäquat auf sie eingehen 
zu können. Neben einem fundierten sozialpädagogischen 
Methodenrepertoire beinhaltet dies für die sozialpädago-
gische Praxis vor allem einen stärkeren Einbezug eines 
sozial- und entwicklungspsychologischen Grundwissens 
und einen Rekurs auf ein salutogenetisches Gesundheits-
verständnis (vgl. Franzkowiak 2006).

Wolfgang Zach 
Internationaler Bund e.V., Bildungszentrum Mannheim

BodyGuard – das Gesundheitsprogramm 

für Jugendliche

In Deutschland wird derzeit eine breit angelegte Diskus-
sion um Kinder- und Jugendgesundheit geführt. Die In-
teressenslagen, die dahinter stehen, sind vielfältig: Der 
steigende „Wert der folgenden Generation“ aufgrund 
des demographischen Wandels und zu erwartenden 
Fachkräftemangels, die drohenden Kosten für das Ge-
sundheitssystem in der Zukunft aufgrund verpasster 
Präventivmaßnahmen in der Vergangenheit und Gegen-
wart, ethische oder altruistische Motive und nicht zuletzt 
auch juristische Interessenlagen - denn alle Kinder haben 
das Recht auf Erhalt der Gesundheit (Artikel 24 der UN-
Kinderrechtskonvention) - sind nur einige der Motive für 
diese Debatte.

Die Zielgruppe der benachteiligten Jugendlichen wird 
jedoch in der Regel von herkömmlichen Gesundheits-
förderungsangeboten nicht erreicht. Gerade sozial be-
nachteiligte Jugendliche sind meist nicht Mitglied in 
Sportvereinen, besuchen keine freien Kursangebote und 
es fehlt ihnen häufig auch das Wissen über eine gesun-
de Lebensweise, da dies in ihrem sozialen Umfeld meist 
nicht vorgelebt wird. In den Einrichtungen der Jugendhilfe 
und der beruflichen Bildung werden die Konsequenzen 
dieser Entwicklung sichtbar: Fehlende Fitness bei den 
Auszubildenden in Handwerksberufen, übergewichtige 
Jugendliche, ein inadäquater Umgang mit Stresssituati-
onen und Belastungen sowie häufige Krankmeldungen 
sind Ausdruck der Situation. Dies gefährdet nicht nur die 
Gesundheit der Jugendlichen, sondern auch die dauer-
hafte Integration in den Arbeitsmarkt als vorrangiges Ziel 
der Arbeit in den Bildungseinrichtungen.

In der Jugendhilfe und in der beruflichen Integrations-
förderung spielt die Gesundheitsförderung allerdings 
noch eine untergeordnete Rolle. Über Einzelaktivitäten 
hinausgehende systematische und zielgruppengerechte 
Handlungsansätze, die sowohl die Verhaltens- als auch 
die Verhältnisprävention im Blick haben und nachhaltige 
Strukturen zur Umsetzung gesundheitsfördernder Pro-
gramme schaffen, gibt es noch selten.

Gesundheit und Bildung im Jugendalter

Welcher Zusammenhang besteht aber zwischen Gesund-
heit und Bildungsprozessen, d.h.: Warum entwickeln wir 

„ BodyGuard“ in unseren Bildungszentren und Schulen? 
Psychisches und physisches Wohlbefinden unterstützt 
Lern-, Bildungs- und Arbeitsprozesse. Insbesondere im 
Setting Schule, einer Arbeitsgemeinschaft von Lehrern 
und Schülern, ist fehlende Gesundheit eine Einbahnstra-
ße hin zur „Stressgemeinschaft“ Schule. Die Qualität von 
Bildung ist untrennbar verbunden mit gesundheitlichem 
Wohlbefinden. Nur Ausbilder, Lehrer und Sozialpädago-
gen, die sich wohlfühlen an ihren Arbeitsplätzen werden 
in der Lage sein, gute Bildung zu ermöglichen und res-
ilientes Verhalten bei den uns anvertrauten Kindern und 
Jugendlichen zu fördern. 

Zumindest was die Schülerseite angeht, scheinen wir in 
Deutschland auf einem guten Weg zu sein. 85,6 % der 
Mädchen und 88,7 % der Jungen verfügen nach der Stu-
die Health Behaviour in School-aged Children (HBSC) 
2011 über einen sehr guten bis guten Gesundheitssta-
tus. Betrachtet man die letzten 100 Jahre ist auf Grund 
erfolgreicher Bekämpfung der Infektionskrankheiten und 
der Weiterentwicklung in der Medizin die Zahl der Säug-
lingssterblichkeit sowie der Todesfälle bei Kindern und 
Jugendlichen drastisch gesunken. Dies ist erfreulich, 
andererseits entsteht mit neuen Lebensumständen und 
-verhaltensweisen aber auch ein neues Spektrum an 
Morbiditäten. Insgesamt treten heute bei Jugendlichen 
vermehrt chronische Erkrankungen auf (Diabetes Typ 1, 
Allergien, Asthma, Essstörungen, Krebs, psychische und 
psychosomatische Störungen. (Vgl. KiGGS-Studie 2003-
2006). 

Als Ursache werden gesundheitsgefährdende Verhaltens-
weisen wie falsche Ernährung, mangelnde Bewegung, 
Drogen und andere Einflussfaktoren gesehen. Diese wir-
ken sich negativ auf körperliche Gesundheit, schulische 
Entwicklung und Konfliktbewältigung aus. Die Zahl der 
übergewichtigen Kinder und Jugendlichen ist laut KiGGS 
Studie um 50 % gestiegen, die Zahl der an Adipositas 
erkrankten hat sich verdoppelt. 21,9 % aller Kinder und 
Jugendlichen weisen psychische Störungen auf. Von die-
sen Krankheitsbildern sind Kinder und Jugendliche aus 
belasteten Lebenslagen besonders betroffen. Es wird 
deutlich, dass das gesunde Aufwachsen von Kindern 
und Jugendlichen aus sozial belasteten Lebenslagen be-
sonders zu fördern ist, um dem Ziel der gesundheitlichen 
Chancengleichheit näher zu kommen. 

D 4

Partizipatives Konzept der Gesundheitsförderung  
Quelle: Hurrelmann 2010:209

Ziel: Entwicklung von gesundheitsförderlichem Verhalten

Pädagogische Orientierung: Gesundheitsverhalten als Ausdrucksform von Lebensbewältigung

Didaktik: Partizipativ, Information über Gesundheits-/Krankheitsprozesse, um das eigene Verhalten zu verstehen, 
Angebot der Beratung durch Gesundheitsfachleute, Pädagog_in als Begleiter_in/Coach

Erfolgskriterium: Kompetenz bei der Bewältigung von Entwicklungsaufgaben
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Der 13. Kinder- und Jugendbericht (2009) steht unter 
dem Leitmotiv „Mehr Chancen für gesundes Aufwach-
sen“. Im Auftrag der Bundesregierung wurden Empfeh-
lungen erarbeitet, wie die Rahmenbedingungen für ein 
gesundes Aufwachsen der nachfolgenden Generation 
verbessert werden können. Entscheidend ist nicht nur 
die (frühe) Kindheit, sondern „es bedarf einer stärkeren 
fachlichen Aufmerksamkeit für die gesundheitlichen He-
rausforderungen und Risiken des Jugendalters“ (S. 256). 
„Stärker als bisher müssen Körper (…) sowie Gesundheit 
und Wohlbefinden Inhalte fachlicher Praxis der Kinder- 
und Jugendhilfe werden.“ (S. 17)

Grundlagen und Standortbestimmung

Zur Standortbestimmung einer gesundheitsbezogenen 
Bildungs- und Sozialarbeit ist es notwendig, sich zu-
nächst mit den Begrifflichkeiten zu befassen. Die Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) definiert Gesundheit als 
den „Zustand des völligen körperlichen, seelischen und 
sozialen Wohlbefindens“ und somit nicht nur als Freisein 
von Krankheit. Diese Definition stellt immer noch eine Lei-
torientierung in der Debatte dar. 

Die Begriffe Prävention und Gesundheitsförderung werden 
häufig gemeinsam oder synonym gebraucht, allerdings 
unterscheiden sich die Termini inhaltlich: „Unter Prävention 
versteht man die Verhütung von Krankheiten durch Aus-
schaltung von Krankheitsursachen [primäre Prävention], 
durch Früherkennung und Frühbehandlung [sekundäre 
Prävention] oder durch die Vermeidung des Fortschreitens 
einer bestehenden Krankheit [tertiäre Prävention].“ Die Art 
und Weise, wie Prävention ansetzt, wird ebenfalls noch 
einmal unterschieden in medizinische Prävention (Schutz-
impfungen z.B.), Verhaltensprävention (Verhaltensände-
rungen von Einzelnen und Gruppen) und Verhältnisprä-
vention. Sie zielt auf die Veränderung der ökologischen, 
sozialen, kulturellen und technisch-materiellen Umwelt 
(Setting) ab, die als wesentlich für Gesunderhaltung und 
Krankheitsentstehung betrachtet wird. Gesundheitsförde-
rung ist ein komplexer sozialer und gesundheitspolitischer 
Ansatz und soll ausdrücklich auch zur Verbesserung der 
gesundheitsrelevanten Lebensbedingungen beitragen. 

Ein wesentliches Element der Gesundheitsförderung ist 
der „Setting-Ansatz“. Als Setting bezeichnet man ein 
soziales System. In erster Linie werden Kommunen, 
Schulen, Krankenhäuser und Betriebe als Settings be-
zeichnet. Auch eine berufsbildende Einrichtung oder ein 
Jugendhaus ist ein solches Setting. Insbesondere für 
den Personenkreis der Benachteiligten ist es erforder-
lich gesundheitsfördernde Angebote in den jeweiligen 
Lebensumgebungen anzubieten. Bildungseinrichtungen 
und Soziale Dienste sind daher prädestiniert, sich des 

Themas anzunehmen und werden in der Öffentlichkeit 
und auch in ihrem eigenen Selbstverständnis noch viel zu 
wenig als solche anerkannt und genutzt. Weitere wesent-
liche Bausteine sind Partizipation und Freiwilligkeit, sowie 
das von Aaron Antonovsky entwickelte Konzept der Sa-
lutogenese. Salutogenese stellt die Frage nach der Ent-
stehung und Erhaltung von Gesundheit , steht in Ergän-
zung zur pathogenenen Sicht welche die Entstehung von 
Krankheiten thematisiert. Zentral ist bei der salutogenen 
Betrachtung das Kohärenzkonzept. Sinn für und das Ge-
fühl von Kohärenz, welches nach Antonovsky Antworten 
gibt auf die Verstehbarkeit, die Handhabbarkeit und die 
Sinnhaftigkeit des Lebens und damit eine bedeutsame 
Gesundheitsressource darstellt. Damit sind auch soziale 
und kulturelle Faktoren eng verbunden. Familiärer Zusam-
menhalt und soziales Umfeld spielen eine wichtige Rolle 
und der Sozialraumorientierung kommt insbesondere im 
Hinblick auf benachteiligte Bevölkerungsgruppen hohe 
Bedeutung zu. 

Jugendspezifische Gesundheitsförderung 
und Prävention

Das Jugendalter ist entwicklungspsychologisch betrach-
tet eine Lebensphase, die durch Prozesse der Identitäts-
findung gekennzeichnet ist. Präventionsansätze können 
nur greifen, wenn der subjektive Sinn des gesundheits-
schädigenden Verhaltens Jugendlicher verstanden wird. 
Ausprobieren, Suchen, Verwerfen und An-Grenzen-Ge-
hen sind jugendtypische Verhaltensweisen. Die Ablösung 
von den Eltern, die Orientierung an Gleichaltrigen und 
das Eingehen erster Liebesbeziehungen gehören zu die-
ser Phase. Die körperliche Umgestaltung und der starke 
Gegenwartsbezug sind weitere wichtige Merkmale der 
Adoleszenz. Das Essverhalten, aber auch der riskante 
Substanzkonsum, dient oft der Bewältigung dieser Ent-
wicklungsaufgaben und hat eine bedeutende Funktion 
für die soziale und psychische Positionierung der Ju-
gendlichen. Riskante Praktiken bleiben allerdings glück-
licherweise in der Regel episodisch. Für die Jugendlichen 
selbst ist die Erhaltung der Gesundheit meist noch kein 
Thema. Sie erscheint als ein unerschöpfliches Gut.

Jugendliche sind daher nur schwer für „explizite“ Maßnah-
men der Gesundheitsförderung zu gewinnen. In unserem 
Modellprojekt haben wir es uns dennoch zur Aufgabe 
gemacht, Jugendliche zu einem gesünderen Lebensstil 
zu motivieren. Für jugendspezifische Motivation sind Prin-
zipien der Freiwilligkeit und Partizipation, aber auch Argu-
mente aus der Perspektive der Jugendlichen grundlegend:

• Autonomie und Selbstbestimmung über das gesund-
heitsrelevante Verhalten nehmen zu, der Einfluss der 
Eltern geht zurück. 

• Der Konsum von Alkohol, Tabak und illegalen Drogen 
beginnt meist im Jugendalter. „In dieser Lebensphase 
[werden] teils bewusst und teils unbewusst vielfältige 
gesundheitsbezogene Einstellungen und Verhaltens-
weisen erprobt, erlernt und verfestigt.“ (Hurrelmann 
u.a. 2003: 100) 

• Gesundheit ist ein „Körperthema“ und bietet daher 
vielfältige Anknüpfungspunkte zum vorhandenen In-
teresse Jugendlicher an ihrem Körper. Sensible, ge-
schlechtsdifferenzierte Ansätze, die auf Vertrauensbe-
ziehungen beruhen, können Räume schaffen für das 
Einüben eines gesunden Umgangs mit dem eigenen 
Körper. 

• Jugendliche legen Wert auf soziale Gemeinschaft, 
schätzen Gruppenaktivitäten und orientieren sich an 
Peers; hier ergeben sich vielfältige Anknüpfungsmög-
lichkeiten für die pädagogische Arbeit.

• Kern vieler Präventionsstrategien, wie in der Sucht- 
oder Gewaltprävention, sind die Stärkung von Bewäl-
tigungsressourcen und der Fokus auf die Lebenskom-
petenzen. Hier besteht auch eine direkte Verbindung 
zum psychischen und sozialen Aspekt von Gesund-
heit. Partizipation, das Erfahren von Selbstwirksamkeit 
und die Gewinnung von Selbstvertrauen sind gemein-
same Elemente aller „Präventionen“. 

In der gesundheitsbezogenen Prävention für Jugendli-
che kann also auf vorhandene Ansätze zurückgegriffen 
und das bereits entwickelte und auch in unseren Einrich-
tungen verfügbare Methodenrepertoire genutzt werden 
(darunter die Erlebnispädagogik).

Institutionen aus dem sozialen Bereich können einen 
wichtigen Beitrag zur Gesundheitsförderung bei sozi-
al Benachteiligten leisten, da sie zum einen in unmittel-
barem Kontakt zur Zielgruppe stehen und zum anderen 
in der Lage sind, angemessene pädagogische Wege zur 
Gesundheitsförderung unter Nutzung des bereits ent-
wickelten Methodenrepertoires zu finden. Sie können 
so dafür sorgen, dass Gesundheitsförderung auch bei 
den Zielgruppen ankommt. In der Modellphase von Bo-
dyGuard wurde zudem deutlich, dass die Gewinne aus 
Perspektive der Jugendlichen oft nicht so sehr in einer di-
rekten Veränderung der eigenen gesundheitlichen Situati-
on lagen, sondern vor allem in den Bereichen gemeinsam 
geteilter Erfahrungen, in einem neuen (Körper-)Erleben, 
neuen Ermöglichungsräumen und einer Stärkung des 
Selbstbewusstseins. Gesundheitsförderung mit sozial be-
nachteiligten Jugendlichen sollte daher nicht ausschließ-
lich den Fokus auf den gesundheitsrelevanten Outcome 
richten, sondern auch dafür sorgen, dass Jugendliche 
in gesundheitsfördernden Angeboten Erfahrungen von 

Selbstwirksamkeit, Beteiligung und Anerkennung ma-
chen können.

In der Gesundheitsförderung treffen der Gesundheitsbe-
reich mit seiner medizinorientierten Sichtweise und der 
soziale Bereich mit seinen verschiedenen Untersyste-
men aufeinander. Die Übergänge und Schnittstellen sind 
derzeit noch holprig. Begrifflichkeiten und Konzepte un-
terscheiden sich. Zuständigkeiten, auch finanzieller Art, 
bedürfen noch der Aushandlung. Auf dieser Grundlage 
besteht heute Einigkeit darüber, dass eine bessere Ab-
stimmung und Zusammenarbeit in der Kooperation von 
Schule, Jugendhilfe und Gesundheitsbereich vonnöten 
sind. 

Das IB-Gesundheitsprogramm „BodyGuard“

2006 startete der Internationale Bund, gefördert durch 
die Aktion Mensch, daher „BodyGuard – das IB-Gesund-
heitsprogramm für Jugendliche“. In einer dreijährigen, 
wissenschaftlich begleiteten Modellphase wurde das 
Programm in neun berufsbildenden Einrichtungen und 
in einem Jugendhaus entwickelt und erprobt. Nach dem 
Ende der Modellphase in 2009 wurde das Programm in 
den Regelbetrieb überführt. 

BodyGuard richtet sich an Jugendliche, die Maßnahmen 
und Einrichtungen der Jugendhilfe, der Jugendsozialar-
beit und der beruflichen Integrationsförderung in Einrich-
tungen des Internationalen Bundes besuchen. Durch 
integrierte gesundheitsfördernde Angebote können in 
diesen Lebenswelten (Settings), wie berufsbildenden 
Einrichtungen und Jugendwerkstätten, Jugendhäusern, 
Einrichtungen der Erziehungshilfe Jugendliche mit hohem 
Risikopotenzial erreicht werden. 

Auf der Ebene des Settings zielt das Programm auf die 
schrittweise Schaffung von gesundheitsförderlichen Rah-
menbedingungen an den jeweiligen Programmstandorten 
ab; in Bezug auf 
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• Räume

• Gemeinschaftsverpflegung

• Qualifikation der Fachkräfte

• Organisation des Angebotes.

Zielgruppen sind vor allem junge Männer und Frauen im 
Alter zwischen 14 und 25 Jahren ohne oder mit niedrigen 
schulischen und beruflichen Qualifikationen, aus sozial 
und ökonomisch gefährdeten Familien, mit Leistungs-
schwächen, Beeinträchtigungen oder Behinderungen. 
Durch zielgruppengerechte Angebote will BodyGuard be-
nachteiligten Jugendlichen

• gesundheitsbezogenes Wissen vermitteln

• sie zu gesundheitsförderndem Verhalten motivieren

• gesundheitsgerechtes Verhalten einüben

• die Persönlichkeitsentwicklung fördern und

• soziales Lernen ermöglichen.

Die pädagogische Ausgestaltung der gesundheitsför-
dernden Angebote hat hohe Priorität. Durch die Teilnahme 
sollen Jugendliche Anregungen erhalten und Erfahrungen 
machen, die sie auch über die Programmteilnahme hi-
naus zu einer gesünderen Lebensweise anregen und 
ihre Bewältigungsressourcen stärken: Erfahrungen von 
Selbstwirksamkeit und Anerkennung dienen der Entwick-
lung von Selbstbewusstsein. Durchhaltevermögen und 
Frustrationstoleranz werden gestärkt. Beteiligung und die 
Notwendigkeit zur Konfliktbewältigung in Gruppenaktivi-
täten ermöglichen soziales Lernen.

Zentrale Handlungsbereiche des Programms sind Be-
wegung, Ernährung und Stressbewältigung. Das Bo-
dyGuard-Rahmenkonzept sieht dabei vor, in jeweils 
mindestens zwei Handlungsbereichen Angebote für Ju-
gendliche bereitzustellen, die eng miteinander verknüpft 
werden. Für den Handlungsbereich Ernährung sind 
die Empfehlungen der Deutschen Gesellschaft für Ernäh-
rung die Grundlage: Eine BodyGuard-Einrichtung begibt 
sich in diesem Handlungsbereich auf den Weg, eine ge-
sunde Gemeinschaftsverpflegung anzubieten (angelehnt 
an die „Qualitätsstandards für die Schulverpflegung“; 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 2007). 

Im Handlungsbereich Bewegung werden geeignete 
zielgruppengerechte Angebote entwickelt, die positive 
Bewegungserfahrungen ermöglichen. Jugendgerechte, 

motivierende Aktionen zu den zentralen Handlungsbe-
reichen des Programms ergänzen das kontinuierliche 
Angebot.

Der Handlungsbereich Stressbewältigung zieht sich 
als Querschnittsaufgabe durch das gesamte Programm: 
Gesundheit entsteht dann, wenn es gelingt, zwischen 
den alltäglichen Belastungen, denen wir ausgesetzt sind, 
und den Ressourcen, über die wir verfügen um diesen 
Belastungen entgegen zu wirken, die Waage zu halten. 
Gesundheit ist somit auch kein einmal erreichter und 
damit sich nicht mehr verändernder Zustand, sondern 
bedarf einer stetigen, immer wieder neu zu erlangenden 
Balance. Diese Balance zu erlangen hat sich BodyGuard 
zur Aufgabe gemacht.

Das Gesundheitsprogramm ist daher in die Arbeit der je-
weiligen Einrichtung (Setting) integriert und wird überwie-
gend vom pädagogischen Personal der Einrichtung or-
ganisiert und umgesetzt. Die vorhandenen persönlichen 
Beziehungen zu den Jugendlichen sind eine wichtige 
Ressource im Programm. In der Regel ist in den berufs-
bildenden Einrichtungen das Angebot in die Ausbildungs-
zeit integriert. Die Angebote finden meist in der vertrauten 
Umgebung statt. Zu anderen Orten werden die Jugend-
lichen begleitet. Die Angebote selbst sind so angelegt, 
dass sie das Leistungsvermögen der Jugendlichen nicht 
überfordern. Die Ansprache ist auf die Belange der Ziel-
gruppe zugeschnitten.

Bei BodyGuard wird Wert gelegt auf:

• Partizipation der Jugendlichen: Es gibt keine starren 
Vorgaben, das Vorhaben wird von den Jugendlichen 
mit beeinflusst und geprägt.

• Erlebnischarakter von Angeboten: Bildungsanteile 
werden verknüpft mit Elementen der sinnlichen Erfah-
rung.

• Stärkung der Gemeinschaft

• geschlechtergerechte Angebote und die Möglichkeit zur 
Erprobung jenseits traditioneller Geschlechtergrenzen

• Freiwilligkeit: Die Teilnahme an den BodyGuard-Ange-
boten ist grundsätzlich freiwillig. Nach der Entschei-
dung für ein Angebot wird jedoch Wert auf Verbind-
lichkeit gelegt.

• Niedrigschwelligkeit: Die Teilnahme ist möglichst ko-
stenlos oder es wird nur ein geringer Kostenanteil er-
hoben. Das Material wird überwiegend bereitgestellt. 
Zudem gibt es eine Gemeinschaftsverpflegung, bei der 
Gesundes nie teurer als weniger Gesundes sein soll. 

• Empowerment: Die Jugendlichen werden angeregt, 
ihre eigenen Wünsche und Vorstellungen einzubringen 
und Kritikpunkte zu äußern. Wenn möglich, werden 
sie aufgegriffen. Es gibt Auswahlmöglichkeiten und die 
Gelegenheit zur Bildung von selbst gewählten Grup-
penzusammensetzungen. Jugendliche mit besonde-
ren Fähigkeiten werden ermutigt, diese der Gruppe zur 
Verfügung zu stellen.

Die Arbeit an den BodyGuard-Standorten ist mindestens 
auf ein Jahr angelegt. Es gibt in der Einrichtung eine An-
sprechperson beziehungsweise eine Arbeitsgruppe für 
BodyGuard, die die Angebote vor Ort organisiert sowie 
ein Standortkonzept, das den Vorgaben des Rahmen-
konzepts entspricht. Vor Ort werden nach Bedarf Koo-
perationspartner_innen aus dem Gesundheitswesen 
oder anderen relevanten Bereichen in die Arbeit einge-
bunden. Jeder Standort kooperiert mindestens mit einem 
örtlichen Partner. BodyGuard ist Projektpartner von GUT 
DRAUF, der Jugendaktion der Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung. Zentrale Programmbereiche 
sind dabei die Bereitstellung eines Fortbildungsange-
botes und die Ermöglichung von fachlichem Austausch 

und Qualitätssicherung. So ist die Teilnahme an der GUT 
DRAUF Basisschulung eine Voraussetzung, um aner-
kannter „BodyGuard“ Standort zu sein und wir empfeh-
len unseren Einrichtungen das Zertifizierungsverfahren 
der BZgA. Das heißt, dass mindestens ein_e Mitarbei-
ter_in eine Fortbildung einer GUT DRAUF-Basisschulung 
(Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung) besucht 
haben muss. Es ist weiterhin zu gewährleisten, dass An-
gebote, die eine besondere fachliche Qualifikation erfor-
dern, von entsprechend ausgebildeten Kräften durchge-
führt werden. 

Die Einhaltung der Programmstandards wird im Rahmen 
des beim Internationalen Bund eingeführten Qualitäts-
managementsystems EFQM in regelmäßigen Abständen 
im Rahmen von Audits überprüft. Zur Qualitätssicherung 
werden darüber hinaus Teilnehmerbefragungen durchge-
führt. Die Ergebnisse dienen der kontinuierlichen Verbes-
serung des Angebotes.

Die Programmaktivitäten werden zudem nach Vorgabe 
dokumentiert. Standortspezifische Fragestellungen wer-
den mit Verfahren der Selbstevaluation bearbeitet.
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Soziale Benachteiligung und die daraus resultierende Jugendarmut ist länderübergreifend zur Zeit eine der größ-
ten europäischen Herausforderungen. Daher trafen sich vom 23. bis 26. Oktober 2012 in Berlin 32 Expertinnen 
und Experten von 14 Organisationen aus Frankreich, Spanien, England, Polen, Schweden und Deutschland im 
Rahmen der Europäischen Konferenz „Aktiv gegen Armut“, die jeweils in ihren verschiedenen Kontexten an der 
Bekämpfung von Jugendarmut arbeiten. 

In den drei Tagen erarbeiteten die Fachkräfte eine gemeinsame Erklärung, die drängende Fragen aufzeigt und 
Lösungswege, die in verschiedenen Ländern zu Erfolgen geführt haben, benennt. Ein Teil dieser Erklärung richtet 
sich auf den Faktor der gesundheitlichen Benachteiligung und stellt Lösungsansätze zur Kooperation zwischen 
den verschiedenen Systemen, besonders Jugendhilfe, Schule und Gesundheit, vor. 

Beispiele für Lösungsansätze im europäischen Vergleich

• In Schweden und England wird an den Schulen der Gesundheitszustand von Jugendlichen erhoben. Die Be-
darfe, die sich für Kinder aufgrund ihres Gesundheitszustandes ergeben, werden gemeinsam mit den Eltern 
erarbeitet und Hilfsangebote werden gemeinsam entwickelt.

• In Schweden ist es verpflichtend, dass das Schulpersonal entsprechende Untersuchungen durchführt. Kran-
kenschwestern, die zum Schulpersonal gehören, unterstützen das Kind und stellen Kontakt zu weiterführenden 
Hilfsangeboten her.

• Gesunde Ernährung für Kinder und Jugendliche an den Schulen sollten nach dem schwedischen Vorbild um-
gesetzt werden. 

• Alle Kinder müssen ohne finanzielle Hürden oder stigmatisierende Verfahren Zugang zu gesundem Mittagessen 
in Schulen haben. 

Empfehlungen

• Insbesondere für den Personenkreis der Benachteiligten ist es erforderlich, gesundheitsfördernde Angebote in 
den jeweiligen Lebenswelten anzubieten. Dort, wo Menschen leben, arbeiten, lernen, spielen und konsumieren 
muss Gesundheitsförderung ansetzen (Settingansatz). Wir brauchen gesunde Kindergärten und Schulen. Ge-
sundheitsförderung muss in Bildungseinrichtungen etabliert werden.

• Die frühkindliche Förderung sowie die Vernetzung der relevanten Akteure wie Hebammen und Kinderärzte mit 
den Hilfesystemen des Sozialraumes muss gewährleistet werden. Fachkräfte müssen zusammenarbeiten, um 
die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen und deren Familien zu erkennen, zu bearbeiten und Hilfsange-
bote zu realisieren („team around the child“).

• Alle Kinder haben das Recht auf Erhalt der Gesundheit (Artikel 24 der UN-Kinderrechts-Konvention)! Dieses 
Recht muss - unabhängig von wirtschaftlichen Faktoren - umgesetzt werden. 

• Gesundheitsförderung spielt in unseren Gesundheitssystemen eine untergeordnete Rolle. Alle Akteure müssen 
lernen und beachten: Salutogenese geht vor Pathogenese, Gesundheitsförderung geht vor Krankheitsbehand-
lung!

• In den jeweiligen Gesundheitssystemen muss verpflichtend ein bestimmter Anteil des Budgets für präventive 
Aufgaben zur Verfügung gestellt werden, insbesondere für benachteiligte Personengruppen.

• Die Gesundheitssysteme müssen ohne bürokratische und finanzielle Hürden für alle Menschen gleichermaßen 
zugänglich sein.

Jugendarmut und Gesundheit   
Anhang 

Fußnotenverzeichnis

Beitrag D 1 
Gesundheitsförderung als Thema der Jugendsozialarbeit

1 Der vorliegende Text ist entnommen aus der für das Deutsche Rote Kreuz 2010 erstellten Expertise „Prävention und Gesundheitsförderung in der 
sozialen Arbeit mit benachteiligten Kindern und Jugendlichen“. Die Expertise ist Grundlage der Broschüre „Gesundheit – (k)ein Thema für die Jugendso-
zialarbeit“, die 2011 vom Deutschen Roten Kreuz e.V. herausgegeben wurde.
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Vorwort

Eine entscheidende Grundlage für einen gelingenden Le-
bensweg ist für junge Menschen der Übergang von der 
Schule in Ausbildung und Beruf hinein in ein elternunab-
hängiges, selbstbestimmtes Leben. Nach wie vor gelingt 
nicht allen Jugendlichen eine erfolgreiche Bewältigung 
dieser wichtigen biographischen Schwellensituation. Die 
Auswirkungen sozialer Benachteiligungsstrukturen prä-
gen das Leben dieser jungen Menschen nachhaltig. Die 
damit verbundenen Belastungen müssen sie auf ihrem 
Weg ins Erwachsenenleben zusätzlich zu ihrer sonstigen 
Entwicklung bewältigen. Dies gelingt ihnen nur, wenn sie 
im Alltag, in der Schule und beim Übergang zu Ausbil-
dung und Beruf unterstützt und begleitet werden. 

Das Deutsche Rote Kreuz (DRK) setzt sich im Rahmen 
seiner federführenden Tätigkeit im Kooperationsverbund 
Jugendsozialarbeit dafür ein, dass Schule sozialräumlich 
geöffnet und um Gelegenheiten und Orte des non-forma-
len und informellen Lernens erweitert wird. Denn durch 
professionelle sozialpädagogische Angebote an Schule, 
wie sie durch Angebote der Jugendsozialarbeit vorge-
halten werden, werden eine gezielte Auseinandersetzung 
mit den Potenzialen und Interessen junger Menschen ge-
fördert, Partizipation und Teilhabe ermöglicht und positiv 
erlebte Lernumwelten gefördert. 

In Deutschland haben mehr als 7 % der Jugendlichen 
gegenwärtig keinen Schulabschluss und ca. 15 % der 
jungen Menschen zwischen 20 und 29 Jahren sind ohne 
Berufsabschluss; der zweite europäische Jugendbericht 
stellt für den europäischen Raum von 2008-2012 eine 
Zunahme der Arbeitslosenquote von 15 auf 22,5 % fest. 
Besonders für junge Menschen mit Migrationshintergrund 
besteht derzeit erheblicher Handlungsbedarf zur Verbes-
serung der Ausbildungs- und Berufschancen. Jugendli-
che, denen der Übergang in Ausbildung und Beruf nicht 
problemlos gelingt, befinden sich oftmals in Maßnahmen 
des so genannten Übergangssystems. Vor diesem Hin-
tergrund stellt Prof. Dr. Marc Thielen in seinem Beitrag 
„Berufliche Übergänge“ neben Ansätzen, Konzepten 
und aktuellen Entwicklungen des Übergangssystems in 
Deutschland dessen wichtige Sozialisationsfunktion und 
Förderung der Kooperation zwischen Jugendsozialarbeit 
und Schule dar und plädiert für eine langfristige und kon-
tinuierliche Übergangsbegleitung.

Der erschwerte Zugang zum Arbeitsmarkt und der An-
stieg befristeter und oft prekärer Ausbildungs- und 

Arbeitsverhältnisse hat weitreichende Folgen für junge 
Menschen auf deren gesamtes Leben und ihr Wohlbefin-
den. Das Risiko, dauerhaft in Armut leben zu müssen, ist 
aktuell besonders für Jugendliche und junge Erwachsene 
deutlich erhöht. Ausgrenzung, fehlende Beteiligungs- und 
Teilhabechancen und gesundheitliche Einschränkungen 
sind weitere Folgen, unter denen junge Menschen leiden. 
Armut bei Jugendlichen ist dabei ein häufig gesellschaft-
lich marginalisiertes Problem. Prof. Dr. Ronald Lutz 
analysiert in seinem Beitrag „Jugendarmut – ein vernach-
lässigtes Problem?“ fehlende Bildungsabschlüsse als 
eine zentrale Ursache für Armut, die den Übergang junger 
Menschen in das Erwerbsleben erschweren und erläutert 
gesellschaftspolitische Maßnahmen, die Jugendarmut 
abbauen und verhindern können.

Eine wichtige Rolle bei der Bewältigung des Übergangs 
von der Schule in Ausbildung und Beruf nimmt der Zu-
sammenhang zwischen dem sozioökonomischen Status 
der Eltern und dem Schul- und Bildungserfolg und damit 
dem späteren beruflichen Werdegang eines Kindes ein. 
Auf die aktuellen Entwicklungen dazu gehen Dr. Tilly Lex 
und Boris Geyer in ihrem Beitrag „Übergänge in die be-
rufliche Ausbildung bei bildungsbenachteiligten Jugend-
lichen: Neuere Entwicklungen und Herausforderungen“ 
ein und formulieren anhand von Längsschnittdaten der 
Übergangsverläufe Jugendlicher notwendige Handlungs-
bedarfe.

Unterstützend in der Entkoppelung sozialer Herkunft und 
Bildungsbiografie ist die Schaffung gleicher Zugangs-
möglichkeiten zu Bildungsangeboten für alle Kinder und 
Jugendliche. Schule stellt dabei einen Ort dar, an dem 
alle Kinder und Jugendlichen durch formale, informelle 
und nonformale Bildungs- und Unterstützungsangebote 
erreicht werden können. Dass dies nur durch eine ste-
tige Erweiterung und Flexibilisierung der herkömmlichen 
Funktionen von Schule erfolgen kann, stellt Dr. Sandra 
Heisig in ihrem Beitrag „Berufliche Übergänge – Gestal-
tungsmöglichkeiten in der Kooperation von Jugendsozial-
arbeit und Schule“ dar.
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Prof. Dr. Marc Thielen 
Universität Bremen

Berufliche Übergänge

Erschwerte Zugänge zu Ausbildung 
und Arbeit 

Statusübergänge vollziehen sich in komplexen Prozessen, 
die anspruchsvoll sind und oft viel Zeit zur erfolgreichen Be-
wältigung benötigen. In besonderer Weise gilt dies für den 
Übergang von der Schule in Ausbildung und Arbeit, der 
gerade bei jungen Menschen ohne mindestens einen mitt-
leren Schulabschluss mit vielfältigen Hürden verbunden ist. 
Nur selten gelingt diesen im Anschluss an die allgemeinbil-
dende Schule ein nahtloser Eintritt in die Berufsausbildung. 
Dem Übergangspanel des Deutschen Jugendinstituts 
zufolge trifft dies gerade einmal für 29 % aller Hauptschul-
absolvent_inn_en zu. Viele junge Frauen und Männer er-
reichen erst über Umwege und mit zeitlicher Verzögerung 
einen Zugang zu beruflicher Erstausbildung, nicht wenige 
– das DJI-Übergangspanel spricht von immerhin 18 % aller 
Hauptschulentlassenen – bleiben auch langfristig ohne be-
rufliche Qualifizierung (vgl. Gaupp u.a. 2008).

Das sogenannte Schwellenmodell, das die berufliche In-
tegration als einen linearen Prozess beschreibt, der sich 
über die Bewältigung einer ersten Schwelle (von der 
Schule in Berufsausbildung) und einer zweiten Schwelle 
(von der Ausbildung in ein Beschäftigungsverhältnis) voll-
zieht, wird der Komplexität realer Übergangsverläufe kaum 
gerecht. Ein besonderes Problem bildet die anhaltende 
Benachteiligung von jungen Frauen und Männern mit Mi-
grationshintergrund. Auch unter Kontrolle der ungleichen 
Bildungsvoraussetzungen – junge Menschen mit Migra-
tionshintergrund sind in unteren Schulformen überreprä-
sentiert – sind deren Chancen auf einen Ausbildungsplatz 
deutlich schlechter, als bei Jugendlichen ohne Migrations-
hintergrund (vgl. Beicht/Granato 2011, Scharrer/Schnei-
der/Stein 2012). Auf die Prekarität beruflicher Übergänge 
reagiert das Bildungssystem mit vielfältigen Initiativen, die 
nicht zuletzt auch eine enge Kooperation von Schule und 
Jugendhilfe voraussetzen. Dies lässt sich an aktuellen Ent-
wicklungen im Übergangssystem ebenso verdeutlichen wie 
an der Berufsorientierung an allgemeinbildenden Schulen. 

Aktuelle Entwicklungen im Übergangssystem 

Zur institutionellen Versorgung und (vor-)beruflichen Wei-
terqualifizierung junger Menschen ohne ein reguläres 
Ausbildungsverhältnis hat sich in Deutschland das so 

genannte Übergangssystem spätestens seit den 1980er 
Jahren als festes Subsystem beruflicher Bildung eta-
bliert. Ungeachtet des demographischen Wandels, der 
die Angebot-Nachfrage-Relation auf dem Ausbildungs-
markt entschärft, wechseln dem jüngsten Bildungsbe-
richt der Bundesregierung zufolge immerhin zwischen 
einem Vierteil und einem Drittel aller Neuzugänge beruf-
licher Bildung in Maßnahmen des Übergangsystems (vgl. 
Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012). Wurde 
dessen Notwendigkeit lange mit der Lehrestellenknapp-
heit begründet, steht heute mit Blick auf die gestiegenen 
Anforderungen in vielen Ausbildungsberufen die ver-
meintlich unzureichende Ausbildungsreife gerade von 
Absolvent_inn_en ohne mindestens mittleren Schulab-
schluss im Zentrum der Debatten. Im Zuge dessen wird 
darauf verwiesen, dass einer nach wie vor großen Gruppe 
an ausbildungsplatzsuchenden jungen Leuten eine zu-
nehmende Zahl an unbesetzten Lehrstellen gegenüber-
steht und in etlichen Bereichen des Arbeitsmarktes ein 
Fachkräftemangel droht.

Faktisch bildet das Übergangssystem, ungeachtet der 
immer wieder hervorgebrachten Kritik, eine wichtige So-
zialisationsinstanz für eine bedeutende Zahl an jungen 
Frauen und Männern. Einige Vertreter der Berufspädago-
gik plädieren vor dem Hintergrund der meist komplexen 
Problemlagen der Teilnehmer_innen an den berufsvorbe-
reitenden und -qualifizierenden Bildungsgängen für die 
konzeptionelle Ausarbeitung einer eigenständigen be-
ruflichen Förderpädagogik (vgl. Bojanowski 2006). Eine 
für den Einzelfall individuell abzustimmende Kooperation 
von Berufs-, Sonder- und Sozialpädagogik soll der Tatsa-
che Rechnung tragen, dass die beruflichen Integrations-
schwierigkeiten der jungen Menschen oft mit vielfältigen 
Problemlagen in anderen Lebensbereichen korrespondie-
ren.

Nicht nur in fachlicher, sondern auch in institutioneller Hin-
sicht fordern und fördern Maßnahmen im Übergangssy-
stem Kooperationen von Schul- und Sozialpädagogik: In 
Projekten der schulischen Berufsvorbereitung, von denen 
etliche aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) 
gefördert werden, ist die sozialpädagogische Begleitung 
inzwischen meist ein fester Bestandteil. Sozialpädago-
gische Fachkräfte unterstützen als sogenannte Über-
gangs- oder Einstiegsbegleiter die (vor-)berufliche Qua-
lifizierung an beruflichen Schulen. Umgekehrt besuchen 

E 1
Teilnehmer_innen der sozialpädagogischen Berufsvorbe-
reitung, die als Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme 
(BvB) unter der Regie der Bundesagentur für Arbeit von 
freien Bildungsträgern durchgeführt werden, den Unter-
richt an berufliche Schulen.

Neben allgemeinen Bildungsgängen haben sich zwi-
schenzeitlich auch spezifische Konzepte für bestimmte 
Zielgruppen entwickelt: So gibt es berufsvorbereitende 
Angebote für junge Migrant_innen ebenso wie für Men-
schen mit Behinderung (vgl. Schroeder/Thielen 2009). 
Angesichts der Erkenntnis, dass junge Menschen unter-
schiedlich viel Zeit zur Bewältigung des Übergangs benö-
tigen, werden zudem Maßnahmen von unterschiedlicher 
Dauer angeboten. In Sachsen wurde bspw. 2008 der 
Versuch eines zweijährigen Berufsvorbereitungsjahres für 
besonders benachteiligte Schüler_innen gestartet. Ange-
sichts der erschwerten Lebenslagen setzt auch dieses 
Konzept auf sozialpädagogische Begleitung. 

In konzeptioneller Hinsicht wird im Übergangssystem 
gegenwärtig eine enge Kooperation mit Betrieben als 
Lernorten angestrebt (vgl. BIBB 2007). Nach dem Vorbild 
der dualen Berufsausbildung sehen berufsvorbereitende 
Maßnahmen bis zu drei wöchentliche Praxistage in Betrie-
ben vor, so zum Beispiel in der dualisierten Ausbildungs-
vorbereitung (AV dual) in Hamburg. Sozialpädagogische 
Fachkräfte übernehmen hier nicht selten die Funktion von 
Praxisbegleiter_innen, denen die Organisation der Prakti-
ka obliegt. Durch die betriebliche Praxis soll ein höherer 
Realitätsbezug ebenso ermöglicht werden, wie unmittel-
bare Lernerfahrungen, die in Werkstätten und Fachpraxis-
räumen so nicht möglich sind. Eine andere Möglichkeit, 
praktisches Lernen unter den Bedingungen betrieblicher 
Realität zu initiieren, sind Produktionsschulen, die inzwi-
schen in mehreren Bundesländern angeboten werden.

Berufsorientierung in der 
allgemeinbildenden Schule 

Um den Problemlagen am Übergang Schule–Beruf prä-
ventiv zu begegnen, werden berufsorientierende Pro-
gramme verstärkt in der allgemeinbildenden Schule 
implementiert. Bereits Ende der 1990er Jahre hat die Kul-
tusministerkonferenz eine Qualitätssteigerung der schu-
lischen Berufsorientierung ab Klassenstufe 7 gefordert 
und eine angemessene Verortung der Berufsorientierung 
in Curricula, Fächern und Stundenplänen ebenso emp-
fohlen, wie eine enge Zusammenarbeit mit außerschu-
lischen Akteuren wie Berufsberatungen und Betrieben 
(vgl. KMK 1997). 

In der Schulpraxis werden unterschiedliche Konzepte 
umgesetzt. Um den Übergang in die Berufsbildung zu 

erleichtern, kooperieren allgemeinbildende Schulen ver-
stärkt mit beruflichen Schulen. So nehmen Schüler_innen 
der Abgangsklassen von allgemeinbildenden Schulen 
bereits am Unterricht beruflicher Schulen teil. Weitere 
Bestandteile der schulischen Berufsorientierung sind be-
triebliche Praktika, entweder als Blockpraktikum oder in 
Form von wöchentlichen Praxistagen. Zudem arbeiten 
viele Schulen mit dem sogenannten Berufswahlpass, um 
die Berufswegeplanung der Schüler_innen zu unterstüt-
zen. Um möglichst realitätsnahe Einblicke in betriebliche 
Realitäten zu eröffnen, werden zudem eigene Schüler-
firmen gegründet, in den Geschäftsideen entwickelt, 
Dienstleistungen angeboten und Produkte verkauft wer-
den. 

Während die erwähnten Konzepte grundsätzlich an alle 
Schüler_innen adressiert sind, halten die Bundesländer 
mehrheitlich seit den 1990er Jahren auch spezifische 
Praxisklassen für schulmüde und abschlussgefährdete 
Jugendliche vor. Die in der Regel zeitlich befristeten, aus 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds ko-finanzierten 
Programme werden je nach Bundesland unterschiedlich 
bezeichnet: BuS – Betrieb und Schule (Nordrhein-West-
falen), SchuB – Lernen und Arbeiten in Schule und Be-
trieb (Hessen), Produktives Lernen (Berlin, Brandenburg 
und Sachsen) und Berufsstarter- bzw. Praxisklasse (Nie-
dersachsen). Durch die Programme werden Konzeptbau-
steine des Übergangssystems in die allgemeinbildende 
Schule vorzogen: Lernortkooperation durch in der Regel 
wöchentliche Praxistage in Betrieben (zwischen einem 
Tag und drei Tagen pro Woche), sozialpädagogische 
Begleitung (durch sogenannte Berufsstarter- und Praxis-
begleiter), individuelle Förderung durch eine verkleinerte 
Klassenstärke (12 bis 15 Schüler) sowie besondere Lern-
formen (betriebliche Lernaufgaben, Lernwerkstätten, För-
derunterricht u.ä.). Das Nordrhein-westfälische Konzept 
BuS bietet zudem eine Nachbetreuung an. Sozialpäda-
gogische Begleitung gehört auch in den Praxisklassen 
meist fest zum Konzept. In der hessischen Maßnahme 
SchuB ist z. B. mindestens eine halbe Stelle einer sozi-
alpädagogischen Fachkraft pro Klasse vorgesehen (vgl. 
Thielen 2011).

Notwendigkeiten langfristiger 
Übergangsbegleitung 

Die skizzierten Maßnahmen und Programme am Über-
gang Schule–Beruf zielen auf eine verbesserte berufliche 
Integration benachteiligter Jugendlicher, nicht zuletzt auch 
durch die Kooperation von Schule und Jugendhilfe. Un-
tersuchungen zum Verbleib der Absolvent_innen solcher 
Bildungsgänge zeigen jedoch, dass das Ziel bei weitem 
nicht von allen jungen Leuten erreicht wird (vgl. Thielen 
2011). Die Übergangsverläufe bleiben in nicht wenigen 



127E 2: Jugendarmut – ein vernachlässigtes Problem?126 E 1: Berufliche Übergänge

Fällen über mehrere Jahre nach der Schulentlassung 
prekär. Die Teilnahme an unterschiedlichen Maßnahmen 
wechselt häufig mit Phasen von Erwerbslosigkeit oder 
unsicheren und schlecht bezahlten Gelegenheitsjobs. 
Um jungen Erwachsenen ohne hinreichendes familiäres 

und soziales Netz kontinuierliche Bezugspersonen im er-
schwerten und zeitlich ausgedehnten Übergangsprozess 
zur Seite zu Stellen, ist eine langfristige Übergangsbeglei-
tung notwendig, wie sie mit der 2009 eingeführten Be-
rufseinstiegsbegleitung intendiert ist. 

Prof. Dr. Ronald Lutz 
Fachhochschule Erfurt

Jugendarmut – ein vernachlässigtes Problem?

Jugend braucht Zukunft, das ist unstrittig. Doch hat sie 
auch die Zukunft, die sie braucht? Wer die aktuellen De-
batten verfolgt, wird unschwer feststellen, dass dies nicht 
für alle Jugendliche gilt. Die Teilhabe an den Möglichkeiten 
der Gesellschaft ist sehr unterschiedlich. 

Zum Beispiel formen sich „geschlossene“ Bildungskreis-
läufe, in denen in armen Familien arme Kinder aufwach-
sen, die sich schließlich zu armen Jugendlichen entwi-
ckeln, die wiederum Familien zu gründen beginnen, die 
arm sein werden. Eine Refeudalisierung der Gesellschaft 
ist zu beobachten (Neckel 2010). Die Ansätze einer sich 
allmählich tradierenden „Kultur der Armut“1 sind vielfältig, 
vor allem in hoch segregierten Stadtvierteln.

Während Armut in Deutschland inzwischen gut doku-
mentiert und analysiert ist, die Diskussionen über Kin-
derarmut Bände füllen und Altersarmut zu eine bren-
nenden Thema wird, ist der Diskurs um Jugendarmut 
bisher eher leise geblieben. Dabei gibt es in vielen Regi-
onen deutlich mehr arme Jugendliche im Alter zwischen 
18 und 25 Jahren als arme Kinder. Jugendarmut ist eine 
Herausforderung eigener Art – und doch bleibt das Pro-
blem vernachlässigt.

In der Folge soll ein Blick auf Jugendarmut entwickelt 
werden, der diese in ihrer Eigenständigkeit betont und 
zugleich nach typischen Ursachen fragt und kritisch die 
Formen der Sozialen Sicherung reflektiert (s.a. Lutz 2010 
und 2011).

Jugendarmut im Spiegel der Zahlen

Das Statistische Bundesamt, das Deutsche Institut für 
Wirtschafsforschung (DIW) und der 4. Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung legten kürzlich neue Ar-
mutsquoten vor. Insgesamt ist die Armut in Deutschland 
weiterhin hoch, das Statistische Bundesamt wies sogar 
darauf hin, dass in 2011 der Anteil der von Armut bedroh-
ten Bürger_innen in fast allen Bundesländern gestiegen 
ist. Gleichzeitig hat sich das Nettovermögen der privaten 
Haushalte in den vergangenen zwei Jahrzehnten mehr als 
verdoppelt, auf 10 Billionen Euro. Im 4. Armutsbericht der 
Bundesregierung wird deutlich, dass die reichsten 10 % 
der Bevölkerung über mehr als die Hälfte des Gesamt-
vermögens verfügen, während der unteren Hälfte gerade 
1 % bleibt. 

Armut ist über die Jahre angestiegen

Seit Jahren ist ein kontinuierlicher Anstieg der Armut fest-
zustellen: In 2011 lebten 15,1 % der Bevölkerung unter 
der nach EU-Kriterien definierten Armutsschwelle2, im 
Vorjahr waren es noch 14,5 % (Statistisches Bundes-
amt 2012). Dies ist ein Höchststand in der Geschichte 
des wiedervereinigten Deutschland, ein Drittel mehr als 
vor zehn Jahren3. Bei mehr als 5 Millionen Menschen mit 
SGB II-Bezug sind solche Zahlen jedoch nachvollziehbar 
(s.a. Schneider 2011).

Armut ist zwischen den alten und neuen Ländern 
extrem ungleich verteilt

Im Jahre 2011 hatten Bremen mit 22,3 % sowie Meck-
lenburg-Vorpommern mit 22,2 % die höchst regionalen 
Armutsquoten, in 13 von 16 Bundesländern nahm die 
Armutsbetroffenheit zu (Statistisches Bundesamt 2012). 
Damit wird deutlich, dass die Armut nicht mehr nur in den 
östlichen Ländern hoch ist. Mit Sorge blickte der Pari-
tätische Wohlfahrtsverband Ende 2011 in seinem neuen 
regionalen Armutsatlas auf das Ruhrgebiet, das als „die 
Problemzone Nummer eins“ einer sich verfestigenden 
Armut bezeichnet wird (Deutscher Paritätischer Wohl-
fahrtsverband 2011). Dieser Bericht analysierte die regi-
onale Entwicklung der Armut in den vergangenen sechs 
Jahren. Nordrhein-Westfalen weist darin generell laut der 
Studie neben Berlin von allen 16 Bundesländern den ne-
gativsten Trend auf. Dort stieg die Quote der von Armut 
gefährdeten Menschen zwischen 2006 und 2010 von 
13,9 auf 15,4 %. Die Zahlen im Ruhrgebiet, dem größten 
Ballungsraum Deutschlands werden als besorgniserre-
gend betrachtet, da in Städten wie Dortmund, Duisburg 
oder Gelsenkirchen die Quote auf mehr als 20 % anstieg.

Erkennbar wurde, dass Deutschland mehr und mehr ein 
„armutspolitischer Flickenteppich“ ist. Ein „sauberer Ost-
West-Schnitt“, wie es bisher vermutet und teilweise auch 
belegt wurde, ist immer weniger erkennbar. Auch inner-
halb westdeutscher Flächenländer ist ein hohes Armuts-
gefälle zu beobachten. So finden sich in Bayern Problem-
regionen wie Hof mit einer Quote von 13,3 % oder der 
Oberpfalz mit 12,7 %, während der Landesdurchschnitt 
im Freistaat bei sehr niedrigen 4,4 % liegt. 

Aus diesem Regionalen Armutsatlas geht auch hervor, 
dass Armut sich nicht genauso entwickeln muss, wie 
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die Zahl der Hartz-IV-Empfänger_innen. Der Anstieg der 
relativen Armut in Berlin und Nordrhein-Westfalen ist vor 
allem aus einer Zunahme der armutsnahen und armen 
Bevölkerung außerhalb beziehungsweise oberhalb des 
Hartz-IV-Bezuges entstanden. Dies hängt originär mit der 
Ausweitung des Niedriglohnsektors zusammen. Armut 
zeigt sich auch im wirtschaftlichen Wachstum persistent. 
Auch wenn der Reichtum wächst, heißt dies nicht, dass 
es zu einem Abbau von Armut kommt, so die Schlussfol-
gerung der Studie.

Armut trifft spezifische Haushalte und 
Familienformen besonders

Nicht alle Personen und Haushalte sind von Armut im 
gleichen Umfang betroffen. Das Armutsrisiko steigt mit 
der Kinderzahl und insofern ist das Armutsrisiko für Kin-
der besonders hoch: Es sind vor allem größere Familien 
mit drei und mehr Kindern, Migrantenfamilien sowie Al-
leinerziehende (vor allem Frauen), die mit weitem Abstand 
die höchsten Armutsraten aufweisen. 

Armut betrifft Kinder und Jugendliche 
in einem besonderen Maß

Kinder und Jugendliche sowie junge Erwachsene haben 
gegenüber dem Bevölkerungsdurchschnitt deutlich er-
höhte Armutsrisiken. Dabei ist die Betroffenheit im Os-
ten, aber auch in den oben erwähnten Regionen des We-
stens, nach wie vor noch einmal deutlich höher (Bremer 
Institut für Arbeitsmarktforschung und Jugendberufshilfe 
2010). Nach einer Korrektur der OECD am 30.4.2011, 
die auf neu erarbeiteten Daten des DIW beruhen, wur-
de Kinderarmut in ihren Zahlen allerdings von vormals 
16,3 % in 2005 auf 8,3 % im Jahr 2008 halbiert4. Das 
DIW stellt aber fest: Kinderarmut verschwindet nicht, sie 
bleibt ein sozialpolitisch brennendes Thema. Es ändert 
sich nämlich wenig für die Lebenslagen der Kinder und 
Jugendlichen, wenn Zahlen sich ändern. Viele Kinder 
sind auch weiterhin in ihren Teilhabechancen gefährdet 
und ausgegrenzt. 

„Verborgene“ Jugendarmut

Jugendliche sowie junge Erwachsene haben gegenüber 
dem Bevölkerungsdurchschnitt deutlich erhöhte Armuts-
risiken. Junge Menschen im Alter zwischen 14 bis 27 
Jahren sind in Deutschland zu gut einem Viertel (25 %) 
von Armut betroffen. Jugendarmut ist vor allem ein ur-
banes Phänomen - so lauten zentrale Ergebnisse des 
Monitor Jugendarmut 2012 der Bundesarbeitsgemein-
schaft Katholische Jugendsozialarbeit5. 

Rudolf Martens hat im Jahr 2010 in einer eigenen Berech-
nung zusätzlich den Unterschied zwischen Ost und West 

mit einem Vergleich der 18 bis 25-Jährigen dargestellt: 
Danach lag die Quote in der Gesamtrepublik bei 22,4 %; 
im Osten bei 30,4 % und im Westen bei 22,0 % (Martens 
20106). Diese stärkere Benachteiligung von Jugendlichen, 
insbesondere im Osten, ist allerdings in den öffentlichen 
Debatten bisher kaum erkennbar. Das besondere Augen-
merk gilt ganz allgemein der Armut in Deutschland und 
speziell Kindern. Die Gründe sollen im Folgenden kurz 
skizziert werden.

Warum Jugendarmut kein Thema ist

Der Begriff Jugend ist weniger als „das Kind“ mit Chiffren 
der Unschuld und der Bedürftigkeit belegt. Insofern ist es 
auch weniger ein Objekt von Skandalisierung, wenn Ju-
gendliche als gefährdet erscheinen. Mit Kindern verbindet 
sich zudem immer auch ein Blick auf deren (angebliche) 
Abhängigkeit von Erwachsenen, die sich im Wächteramt 
verdichtet hat, während Jugendliche immer schon als ei-
gene und verantwortliche (strafmündige) Subjekte gese-
hen wurden, die sich selbst artikulieren können und auch 
müssen.

Gerade Jugendliche, stellen werden seit Beginn der mo-
dernen Gesellschaft6 immer auch als eine explizite Gefahr 
für die soziale Ordnung wahrgenommen – insbesondere 
dann, wenn sie in ihrem Verhalten Muster entwickeln, die 
gegen Normen verstoßen und öffentlich sanktioniert wer-
den.

Es gilt dann aber nicht mehr, sie zu retten – wie dies bei 
Kindern im Hintergrund der Reaktionen durchscheint –, 
indem man sie erzieht, fördert und Chancen aufbaut. 
Vielmehr stehen die Kontrolle, Disziplinierung und Sepa-
rierung der Jugendlichen im Vordergrund, die „aus dem 
Ruder der vorgegebenen Ordnung laufen“, um sich vor 
ihnen und ihren Taten zu schützen. 

Es wird deutlich: Der von Armut betroffene Jugendliche 
ist in der öffentlichen Wahrnehmung weniger ein unschul-
diges Opfer von Verhältnissen, sondern er gilt stärker als 
Prototyp eines Armen, der als Opfer eigenen Verhaltens 
gesehen wird, und der jenseits von Unschuld „selber 
schuld“ sein kann. Wenn aber keine Rettung im Brenn-
punkt steht, scheint das Thema weniger brisant, da sich 
hiermit politisch und medial kein Gewinn erzielen lässt – 
außer allenfalls mit plakativ erhobenen Zeigefingern, wie 
es sich mitunter in Fernsehserien abbildet.

Die geringere öffentliche Aufmerksamkeit beruht aber 
noch auf einem anderen Kontext. Für arme Jugendliche 
gibt es viele Schubladen, in die man sie einsortieren kann: 
Trebegänger, Wohnungslose, Punks, Drogenabhängige, 
Kriminelle. Damit aber wird zugleich deutlich, dass es für 

Jugendliche keine eindeutigen und einheitlichen Biogra-
phien mehr zu geben scheint, zu vielfältig sind die (Sub-)
Kulturen, die sich im Kontext einer pluralen und moderni-
sierenden Gesellschaft formen.

Jugendliche befinden sich zudem, anders als Kinder, di-
rekter und stärker im Sog der ökonomischen und sozialen 
Entwicklung, die sich als ein Ende der Normalbiographien 
und eine Ablösung des Normalarbeitsverhältnisses zei-
gen. Die Individualisierungsprozesse und die Diversifizie-
rungen in der Ökonomie (Niedriglöhne, befristete Verträ-
ge, Zeitarbeit, Teilzeitarbeit etc.), und deren Aufspaltung 
in unterschiedliche Zonen der Integration (s. Castel/Dörre 
2008), belegen den Alltag Jugendlicher mit mehr Risiken. 
In dieser Individualisierung wird die Vielfalt der Möglich-
keiten auch zu einem Zwang der Wahl – und diese kann 
die Falsche sein und zu Problemen führen. 

Die Ursachen von Jugendarmut liegen daher etwas an-
ders als bei der Kinderarmut. Jugendarmut ist auch ein 
Ergebnis der Familienarmut; sie ist allerdings mehr als 
nur ein Resultat derselben. Jugendarmut muss zugleich 
als eine eigenständige Armut von Jugendlichen disku-
tiert werden, die entweder keinen Zugang zum Erwerbs-
system finden oder darin marginalisiert werden und es 
bleiben.  Jugendarmut ist insgesamt das Ergebnis eines 
Prozesses sozialer Ausgrenzung von Jugendlichen in 
bestimmten Lebenslagen aus Teilbereichen der Gesell-
schaft. Am Ende erscheint schließlich der erschöpfte und 
mitunter verlorene Jugendliche, der verschwindet, der 
arm ist und der als Gefahrenpotential der Gesellschaft 
angesehen wird.

Übergänge und Transitionsarmut

Jugendarmut ist, neben den oben genannten Zusam-
menhängen, ein „Ergebnis“ des Schulsystems, das 
immer mehr junge Menschen ohne Schulabschluss in 
eine Hartz-IV-Karriere entlässt. So versteht sich man-
che Hauptschule als „Hartz-IV-Schulen“, die in der letz-
ten Klasse konsequent auf ein Leben im Transferbezug 
vorbereiten. Das Schulsystem in der BRD ist als hoch 
selektiv zu bewerten, darin verursacht und verfestigt es 
zugleich Armut von Jugendlichen. 

Vielfältig vorliegende Zahlen und Fakten zeigen, wenig 
überraschend und doch irritierend, dass bis zu drei Viertel 
der Kinder aus eher mittleren Lagen sich im Gymnasium 
befinden, und damit große Chancen auf ein Studium ha-
ben, während aus den unteren Lagen nicht mal ein Viertel 
der Kinder den Weg dorthin schafft DIW (2006). Es ist 
eine offenkundige und vielfach belegte Tatsache, dass 
Schule kaum Chancengleichheit organisiert: Sie normiert 
vorhandene Ungleichheit. 

Die soziale Herkunft des Kindes prägt dessen Entwick-
lung und damit wird eine sehr frühe und nachhaltige „Ent-
scheidung“ über Bildungsverlauf und Schulkarriere ge-
troffen, die wenig mit den Fähigkeiten und Kompetenzen 
des jeweiligen Kindes zu tun hat, sondern in erheblichem 
Maß aus dem sozialen Status der jeweiligen Herkunfts-
familien sowie den jeweiligen Bildungsaspirationen resul-
tiert. Schule korrigiert da wenig, im Gegenteil: Das deut-
sche System Schule normiert vorhandene Ungleichheit 
und verfestigt sie zudem. 

Vorliegende Zahlen und Fakten zur Selektivität des Schul-
systems stimmen nachdenklich7: Trotz der allgemeinen 
zehnjährigen Schulpflicht und dem sehr differenzierten 
Bildungssystem in Deutschland verließen im Jahr 2008 
ca. 7 %, also 64.918 Schüler_innen die Schule ohne Ab-
schluss. Dies wurde kurze Zeit später durch den „Integra-
tionsbericht” der Bundesregierung bestätigt8. Besonders 
stark waren demnach Migrantenkinder betroffen: 13,3 % 
der 15- bis 19-Jährigen blieben ohne Schulabschluss 
(2005: 10,8 %). 

Eine Studie der Bertelsmann-Stiftung stellte 2011 fest, 
dass gegenüber dem Vorjahr die Zahl der Schulabgän-
ger_innen ohne Abschluss um 6.600 Jugendliche zu-
rückgegangen sei. Das bedeute aber keine Entwarnung, 
mit 58.400 Schulabgängern ohne Hauptschulabschluss 
sei die Zahl weiterhin besorgniserregend. Die Studie fol-
gert: „Nach wie vor sind die Chancen auf einen Schul-
abschluss in Deutschland sehr unterschiedlich verteilt. 
Besonders auffällig ist der Unterschied zwischen ost- und 
westdeutschen Bundesländern: Die Quoten in den ost-
deutschen Ländern liegen deutlich über dem Bundes-
durchschnitt. Im Vergleich aller Bundesländer variiert der 
Anteil der Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss von 
5,7 Prozent in Baden-Württemberg bis hin zu 14,1 Pro-
zent in Mecklenburg-Vorpommern.“9

Schulabgänger_innen ohne Abschluss werden immer 
häufiger direkt ins Abseits gedrängt: 

• Nur etwa einem Fünftel gelingt es, direkt eine Ausbil-
dung anzuschließen. 

• Etwa ein Viertel schafft es nicht, eine Erwerbstätigkeit 
zu finden. 

• Die Arbeitslosenquote in dieser Gruppe ist mit etwa 
25 % die höchste in ganz Deutschland.10

Viele der Schulabgänger_innen ohne Schulabschluss 
sind in der Schule bereits als so genannte Schulverwei-
gerer_innen auffällig. Darunter versteht man:

• Schüler_innen, die dauerhaft unentschuldigt fehlen.
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• Schüler_innen, die dauerhaft zwar entschuldigt, aber 
unglaubwürdig entschuldigt, fehlen.

• Schüler_innen, die zwar physisch anwesend sind, sich 
aber im Unterricht passiv verhalten.

• Schüler_innen, die zwar physisch anwesend sind, aber 
die Leistung verweigern und den Unterricht stören.

Häufig beginnt eine Karriere als Schulverweigerer_in 
schon früh, indem Klassen wiederholt werden müssen, 
es dadurch zu Frustrationen kommt und das schulische 
Scheitern zu einem Verlust der Lern-Motivation generell 
führt. Die Zahl der Schulverweigerer_innen ist seit Jahren 
hoch – dennoch erreicht dieses Phänomen nicht die not-
wendige öffentliche Aufmerksamkeit. Möglichkeiten einer 
frühzeitigen Intervention scheinen nicht wirklich erkennbar. 

Kritische Übergänge

Nach der Schule folgen weitere „Kritische Übergänge“, 
die von vielen Jugendlichen nicht ohne förderliche Un-
terstützung bewältigt werden können – aber genau an 
dieser mangelt es trotz aller Lotsenprojekte noch immer. 
Für geschätzte zwei Fünftel der Ausbildungsanfänger ist 
der Start ins Berufsleben mit Unsicherheit belegt, mitunter 
sogar ohne konkrete Berufsbildungsperspektive (Merten 
2009). Trotz eines inzwischen hohen Lehrstellenange-
botes gibt es zudem jährlich immer wieder Jugendliche, 
die keine Lehrstelle erhalten. Laut einem Gutachten für 
die SPD-nahe Friedrich-Ebert-Stiftung hatten zum Erhe-
bungszeitpunkt 1,5 Millionen junge Erwachsene von 20 
bis 29 Jahren keinen Berufsabschluss11. Das entsprach 
einem Anteil von 15 % an dieser Altersgruppe. Der An-
teil der Ausbildungslosen stagniert dabei seit Jahren auf 
diesem hohen Niveau, heißt es in der Studie. Es gelingt 
etwa jedem siebten Jugendlichen nicht, „die formellen 
Voraussetzungen“ für einen qualifizierten Arbeitsplatz zu 
erwerben.

Aber auch wenn Jugendlichen der Berufseintritt gelingt, 
ist damit keineswegs eine sichere Zukunftsperspektive 
verbunden: Jugendarmut resultiert auch aus Arbeitslo-
sigkeit und weit verbreiteten Niedriglöhnen12. Der Arbeits-
markt hat Beschäftigungsformen entwickelt, die nichts 
mehr mit einem „Normalarbeitsverhältnis“ und „Normal-
biographien“ zu tun haben und eine Zunahme an Preka-
rität beinhalten (Vogel 2009): Unsicherheiten greifen um 
sich, Lohnkürzungen sind allgegenwärtig, Arbeitsplatz-
verluste drohen ständig, der Einfluss auf die eigene Ar-
beitsplatzsituation schwindet, Arbeitszeitverdichtungen 
und Beschleunigungen der Arbeitsprozesse sind Alltag, 
Arbeitsschutzbestimmungen werden allmählich löchriger, 
biographische Erwartbarkeit schwindet, Niedriglöhne 
sind weiterhin auf dem Vormarsch, Leiharbeit hat einen 

immensen Zulauf erfahren, Zeitverträge haben den Status 
von Normalität. Insgesamt zeigt sich Jugendarmut auch 
als Produkt scheiternder Übergänge, denn die nicht ge-
lingende Transition kann Armut verursachen oder auch 
verstärken.

Unterstützungssysteme und Jugendarmut

Jugendliche werden als Arbeitslose zwangsläufig zu 
Transferleistungsempfänger_innen. Damit beginnen 
Hartz-IV-Karrieren, deren Ende nicht sofort absehbar ist 
und die Armut zusätzlich noch durch drakonische Maß-
nahmen verschärfen: Wer unter 25 Jahre alt ist und eine 
zumutbare Arbeit ablehnt, dem wird zumeist die Regel-
leistung für 3 Monate gestrichen, damit aber auch Zah-
lungen für Mehrbedarfe und der befristete Zuschlag. Zah-
lungen für Unterkunft und Heizung werden direkt an den 
Vermieter überwiesen, damit die Betroffenen ihre Woh-
nung behalten können. Das Notwendigste zum Leben 
erhalten sie in Form von Sachleistungen (etwa Lebens-
mittelgutscheinen oder Kleidung). 

Die betroffenen Jugendlichen reagieren, so die Ergeb-
nisse einer IAB-Studie, häufig mit Verschwinden, Abtau-
chen, Einstiegen in Kriminalität oder einem Rückzug in 
die Familie, die ihnen aber gleichfalls kaum Perspektiven 
vermitteln (IAB 2010). Junge Erwachsenen, die am Ran-
de der Erwerbsarbeit leben, lassen sich laut einer empi-
rischen Studie in vier Gruppen diskutieren:

1. Eine erste Gruppe nimmt Sanktionen zum Anlass, sich 
zu besinnen und unternimmt Schritte zur beruflichen 
Integration.

2. Eine zweite Gruppe verfolgt eigene und zum Teil er-
folgreiche Strategien in der Qualifizierung und der Er-
werbsarbeit.

3. Eine dritte Gruppe weicht den Anforderungen aus, 
wurde oder blieb passiv und zog sich auf familiäre Un-
terstützungsleistungen zurück.

4. Eine vierte Gruppe weicht den Anforderungen aus und 
richtete sich in einer Existenz am Rande oder jenseits 
der Grenzen der Legalität ein.

Diese Ergebnisse lassen sich als eine Zuspitzung der Lage 
diskutieren und formen wesentlich die These „verlorener 
Jugendlicher“, die offenkundig am System scheitern und 
dann im wahrste Sinne des Wortes verschwinden: Bilan-
ziert man nämlich den Kontakt zur Arbeitsverwaltung, so 
stehen etwa einem Drittel erst einmal positiver zwei Drittel 
negativer Resultate gegenüber.13 Sanktionen fördern of-
fensichtlich nicht die Motivation. Gleichzeitig werden die 

Lücken im „Hilfesystem“ größer, da es immer weniger 
Streetwork gibt und unterstützende Jugendarbeit einge-
schränkt wird. 

Um sich ein Bild von den Ausmaßen zu verschaffen, soll 
kurz die Anzahl und Realität jugendlicher SGB II-Emp-
fänger_innen beleuchtet werden14: Fast jeder zehnte Ju-
gendliche im Alter von 15 bis 24 Jahren war 2008 laut 
einer Studie des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) 
auf Sozialleistungen nach SGB II angewiesen. Das sind 
etwa 900.000 junge Menschen, die von Arbeitslosengeld 
II und 300.000, die von Arbeitslosengeld I lebten. Rund 
1,2 Millionen junge Menschen bezogen also Sozialleistun-
gen, hingegen gingen etwa 3,4 Millionen junge Menschen 
einer regelmäßigen Arbeit nach. Von den SGB-II-Emp-
fänger_inne_n wohnte Mitte 2008 ein Drittel (336.000) in 
den neuen und zwei Drittel (646.000) in den alten Bun-
desländern. Besonders brisant ist, dass die Hilfequote 
der Jugendlichen in nahezu allen Bundesländern höher 
ist als für alle Personen im erwerbsfähigen Alter. Auffällig 
ist auch, dass der Großteil staatliche Hilfe benötigt, weil 
sie selbst oder die Eltern zu wenig verdienen, um davon 
leben zu können. Diese Situation hat sich wenige Jahre 
später kaum geändert.

Besonders gravierend aber ist die damit verbundene Ar-
mutserfahrung, wenn sich der Hilfebezug bereits in jun-
gen Jahren verfestigt: „Von den 18-29jährigen beispiels-
weise, die im Januar 2005 erstmalig bedürftig wurden, 
waren ca. 40 % bis Ende 2006 durchgängig im Hartz 
IV-Bezug. Doch selbst von jenen, die den Ausstieg aus 
dem Hilfebezug schafften, war etwa die Hälfte in diesem 
Zeitraum zeitweise erneut hilfebedürftig. Selbst Jugendli-
che, die relativ schnell aus dem Hilfebezug ausscheiden 
können, fallen teils auch schnell wieder in Armut zurück. 
Die Prekarisierung des finanziellen Lebensstandards für 
eine nicht gerade kleine Gruppe unter den Jugendlichen 
kann nicht mehr übersehen werden.“15 

Verlorene Jugendliche, die an den Übergängen schei-
tern, haben individuell schlechte Startchancen. Dies re-
sultiert aus den unterschiedlich verlaufenden Biographien 
in einer Gesellschaft, die keine Normalbiographien mehr 
entwirft. Es ist auch ein Produkt von Transitionsprozes-
sen, die selektieren und somit zur weiteren Ursache von 
Armut werden. Das trifft Jugendliche besonders, da sie 
entscheidende Übergänge als Subjekte, und in eigener 
Verantwortung, zu bewältigen haben. Sie sind vermehrt 
Ausgrenzungsrisiken ausgesetzt, die sich verdichtet in 
sozialen und kulturellen Benachteiligungen zeigen. Bei 
wiederholten Misserfolgen greifen sie sogar zu Strategien 
der Selbstausgrenzung. 

„Verlorengehen“ ist ein Prozess, der sich auf einem Kon-
tinuum sozialer Desintegration und sozialer Ausgrenzung 

vollzieht. In seiner Konsequenz, so die Shell-Studie 2010, 
fühlen sich bis zu 15 % der Jugendlichen als „abge-
hängt“16. Allerdings ist dieser Prozess umkehrbar. 

Maßnahmen

Jugendarmut ist ein vernachlässigtes Problem. Während 
es vielfältige Überlegungen gibt Kinderarmut zu bekämp-
fen (Lutz/Hammer 2010) fehlt es bisher an klaren Kon-
zepten gegen Jugendarmut. Dabei gibt es durchaus viel-
fältige und gute Überlegungen, die es abschließend zu 
verdichten gilt17. Das entscheidende Kriterium ist dabei, 
dass allen Schüler_innen durch einen qualifizierten Schul-
abschluss die Teilhabe am Berufsleben eröffnet werden 
muss. Diese gleichen Zugänge zu Lebenschancen sind 
ein essentieller Aspekt sozialer Gerechtigkeit. Zudem 
kann das Ziel der Schulausbildung nicht HARTZ IV sein, 
sondern der Beginn einer beruflichen Ausbildung.

Aber ohne ein funktionierendes System beruflicher Ausbil-
dung, so Ulrich Schneider, „das auch jene Jugendlichen 
mitnimmt, die es schwer haben, werden wir niemals die 
nötigen Impulse in den Schulen auslösen können, die 
nötig sind, um tatsächlich so gut wie alle Jugendlichen 
zu einem befriedigenden Lernerfolg zu führen“ (Schnei-
der 2011: 96). Das umfasst auch einen weiteren Ausbau 
staatlich finanzierter außerbetrieblicher Ausbildungsplätze.

Hierzu sind unterstützende Projekte (z. B. Bildungslotsen) 
erforderlich. Gerade eine Begleitung der Kritischen Über-
gänge ist in vielen Fällen erforderlich, damit benachteiligte 
Jugendliche nicht verschwinden und im Hilfesystem quasi 
verloren gehen. Es gibt viele gut gemeinte Projekte mit 
dieser Zielstellung, doch diese müssen über den Projekt-
status hinaus zur Regelförderung werden.

Dies muss durch eine umfassende Beratung und Betreu-
ung flankiert werden, die von kompetenten Ansprechpart-
ner_inne_n dort platziert wird, wo die Jugendlichen leben, 
in ihren sozialen Räumen. Das umfasst auch den erneuten 
Ausbau zugehender und aufsuchender Hilfen wie Street-
work. Letztlich geht es darum Maßnahmenpakete zu 
schnüren oder weiter zu entwickeln, die an den Bedarfen 
und an den Lebenslagen der Jugendlichen ansetzen, sie 
in Übergänge begleiten und unterstützen. Alle bildungs-, 
sozial- und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen müssen 
dabei auf den Prüfstand, um zielgenaue Maßnahmen ko-
ordiniert zu platzieren. Das kann nur in einer Vernetzung 
(Sozialraumkonferenzen, Fallkonferenzen etc.) der vielfäl-
tigen Institutionen geschehen, wie Jobcenter, Beratungs-
stellen, Jugendhilfe, Träger der Jugendsozialarbeit, Schu-
len und anderen. Ziel muss es sein, das vernachlässigte 
Problem Jugendarmut verstärkt in den Fokus zu nehmen, 
um ein „Verlorengehen“ zu verhindern.
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Übergänge in die berufliche Ausbildung 

bei bildungsbenachteiligten Jugendlichen: 

Neuere Entwicklungen und Herausforderungen

Die Phase des Übergangs von der Schule in Ausbildung 
und Beruf ist für Jugendliche von zentraler Bedeutung, 
da hier wichtige Weichenstellungen in der Entwicklung 
und Realisierung der Lebensentwürfe stattfinden. Der 
Schulabschluss eröffnet oder verschließt Zugänge. Wäh-
rend sich Abiturient_innen entscheiden können, ob sie 
nach der Schule gleich studieren oder doch eher (erst 
mal) eine Berufsausbildung beginnen wollen, steht 
Hauptschulabsolvent_innen nur ein sehr eingeschränktes 
Spektrum an Ausbildungsberufen offen. Noch schwie-
riger stellt sich die Situation für Jugendliche dar, die die 
allgemeinbildende Schule ohne Abschluss verlassen. Für 
sie bilden die Übergangsmaßnahmen der Berufsvorbe-
reitung oft die einzige Anschlussmöglichkeit, die sich 
ihnen nach dem Absolvieren der Pflichtschulzeit auf ih-
ren Weg in Ausbildung und Arbeit eröffnet. Auch wenn 
sich der langfristige Trend zur Höherqualifizierung in den 
letzten Jahren weiter fortgesetzt hat, immer mehr junge 
Menschen höhere Bildungsabschlüsse erwerben und 
der Anteil der 15-17-Jährigen, die das allgemeinbildende 
Schulsystem ohne oder nur mit maximal einem Haupt-
schulabschluss verlassen, gesunken ist, bestehen Pro-
bleme am Übergang fort. Dies gilt auch unter allgemein 
günstigen Bedingungen auf dem Ausbildungsmarkt, der 
sich demografie- und konjunkturbedingt in jüngster Zeit 
vorteilig für die Jugendlichen entwickelt hat.

Daten und Entwicklungen zur 
beruflichen Ausbildung 

Etwa zwei Drittel eines Altersjahrgangs durchlaufen in 
Deutschland eine berufliche Ausbildung unterhalb der 
Hochschulebene. Der größere Teil der Jugendlichen er-
langt den Abschluss einer beruflichen Erstausbildung in 
der dualen, der kleinere Teil in einer vollzeitschulischen 
Ausbildung. Die schulische Berufsausbildung ist eine 
Domäne der jungen Frauen, die duale, traditionell stark 
handwerkliche und technische Berufsausbildung, ist eher 
männlich geprägt. Während die beruflichen Vollzeitschulen 
in der Regel den mittleren Schulabschluss voraussetzen, 
ist für die duale oder betriebliche Berufsausbildung formal 
nur die Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht von (je nach 
Bundesland) neun oder zehn Schuljahren erforderlich. 

Da es keine Ausbildungsverpflichtung gibt, wird der 
Zugang zur betrieblichen Ausbildung über den Ausbil-
dungsmarkt nach den Kriterien von Angebot und Nach-
frage geregelt. Dies hat zur Folge, dass die Ausbildungs-
chancen Jugendlicher auch stark von konjunkturellen, 
regionalen und demografischen Entwicklungen beein-
flusst werden. 

Nur 3,1 % der Ausbildungsanfänger_innen haben keinen 
Schulabschluss; 32,9 % verfügen über den Hauptschul-
abschluss, 42,9 % über einen Realschulabschluss und 
21,0 % sogar über die (Fach-)Hochschulreife (BIBB 2012: 
152). Gerade für Jugendliche mit Hauptschulabschluss 
hat die betriebliche Ausbildung einen hohen Stellenwert, 
da ihnen der Zugang zur vollzeitschulischen Ausbildung 
aufgrund der höheren Bildungsvoraussetzung in der Re-
gel verwehrt bleibt. In der betrieblichen Ausbildung bil-
den sie nach den Realschulabsolventen die zweitstärk-
ste Gruppe auch wenn ihr Anteil seit den 1970er Jahren 
stark zurückgegangen ist (Uhly 2010). Allerdings sind sie 
dort auf bestimmte Wirtschaftsbereiche und Berufsgrup-
pen konzentiert. Auf Hauptschulabsolvent_innen fallen 
im Jahr 2010 über die Hälfte der neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge im Handwerk und in der Hauswirt-
schaft sowie knapp die Hälfte der Verträge in der Land-
wirtschaft. Stark unterrepräsentiert sind sie bei den freien 
Berufen (16 %) und im öffentlichen Dienst, wo sie ledig-
lich mit 4 % auftreten (BIBB 2012: 154). Diese berufliche 
Segmentierung im Ausbildungssektor zeigt sich auch im 
Zugang zu den Berufsgruppen: In den Produktionsberu-
fen sind Auszubildende mit Hauptschulabschluss über- 
und in den Dienstleistungs- und Technikberufen unter-
repräsentiert. Auch zu den seit 1996 neu geschaffenen 
bzw. neu geregelten Ausbildungsberufen finden Haupt-
schüler_innen nur schwer Zugang (ebd.: 155).

In Abb. 1 werden die rechnerischen Größenordnungen 
der Einmündungsquoten in Ausbildung und alternative 
Bildungsgänge im Zeitverlauf von 1992 bis 2010 verg-
lichen. Zur vollqualifizierenden Berufsausbildung zählen 
die Bildungsgänge: duales Berufsbildungssystem so-
wie die vollzeitschulische Berufsausbildung. Dem sind 
die Bildungsgänge, die dem Übergangssystem bzw. 
dem Übergangsbereich1 zugeordnet werden, und die 
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nur eine teilqualifizierende Ausbildung vermitteln, ge-
genübergestellt. Die Grafik bildet darüber hinaus die 

Studienanfängerquote sowie die Arbeitslosenquote der 
unter 20-jährigen Jugendlichen ab.

Abbildung 1: Einmündungsquoten in Ausbildung und alternative Bildungsgänge im Zeitvergleich  
Quelle: Bundesministerium für Bildung und Forschung 2011: 322

Von 1992 bis 2005 ist der Anteil Jugendlicher im Über-
gangsbereich kontinuierlich angestiegen. Dagegen ist 
die Quote Jugendlicher im dualen System im gleichen 
Zeitraum rückläufig. Der Anstieg Jugendlicher im Über-
gangsbereich bis 2005 hat strukturelle, konjunkturelle 
und demografische Ursachen. Mit der zunehmenden 
Entspannung auf dem Ausbildungsmarkt ging die Zahl 
junger Menschen im Übergangsbereich wieder zurück. 
Gegenläufig hielt der Rückgang der dualen Ausbildungs-
plätze bis 2005 an und erreichte mit 562.817 Plätzen den 
tiefsten Wert (fünf Jahre zuvor waren es immerhin noch 
647.383) (BIBB 2011: 79). Seither werden wieder mehr 
Ausbildungsplätze angeboten, im Ausbildungsjahr 2011 
waren es 599.829 (BIBB 2012: 73). 

Der zweite Zweig der Berufsausbildung, die vollzeit-
schulischen Ausbildungsgänge, hat von der negativen 
Entwicklung auf dem Ausbildungsmarkt profitiert. Wie 
die Einmündungsquoten in der Abbildung zeigen, ver-
zeichnen diese Zuwächse bis 2004 und stagnieren dann 
auf dem erreichten Niveau bis 2008. Zu den vollzeitschu-
lischen Ausbildungsgängen zählen insbesondere die 
Sozial-, Gesundheits- und Assistenzberufe. Im Schuljahr 
2009/2010 befanden sich insgesamt 256.095 Jugendli-
che in einer vollzeitschulischen Ausbildung (BIBB 2011: 
211 f.). 

Die Probleme beim Übergang von der Schule in die Be-
rufsausbildung wurden in der Vergangenheit sehr stark im 
Zusammenhang mit dem teilweise gravierenden Mangel 
an Ausbildungsplätzen im dualen System thematisiert 
(Konsortium Bildungsberichterstattung 2006; Beicht et al. 
2008; Krone 2010). Inzwischen hat sich die Situation auf 
dem Ausbildungsstellenmarkt entspannt und die demo-
grafische Entwicklung wird voraussichtlich auch weiterhin 
das Ausbildungsgeschehen beeinflussen. So ist die Zahl 
der Schulabgänger_innen von 2005 bis 2010 um 6,8 % 
gesunken. Diese Entwicklung wird sich fortsetzen so dass 
bis 2020 mit 11,8 % weniger Schulabgänger_innen als 
2010 gerechnet wird (Statistische Veröffentlichung der 
KMK 2007: 27). Ende September 2011 standen 29.689 
unbesetzten Ausbildungsstellen bundesweit 11.550 un-
versorgte Bewerberinnen und Bewerber gegenüber. Die 
„klassische“ Angebots-Nachfrage-Relation (ANR) betrug 
103,1. Damit entfielen rein rechnerisch auf eine_n Bewer-
ber_in 1,03 Ausbildungsplätze. Auch für die „Erweiterte 
Angebots-Nachfrage-Relation“3, in der auch Jugendliche 
eingerechnet werden, die eine Alternative zur dualen Aus-
bildung begonnen haben, aber weiterhin eine Vermittlung 
in Ausbildung wünschen, stellt der Berufsbildungsbericht 
2012 einen Anstieg von 88,5 im Berichtsjahr 2009/10 auf 
92,7 im Berichtsjahr 2010/12 fest (Bundesministerium für 
Bildung und Forschung 2012: 10 ff.).
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Ein Blick auf die einzelnen Länder zeigt große Unterschiede 
in der Versorgungslage: Mit 105,8 Ausbildungsplätzen auf 
100 Bewerber_innen übersteigt nur in Mecklenburg-Vor-
pommern die Zahl der Ausbildungsplätze die der Bewer-
ber_innen. In Niedersachsen kommen rechnerisch nur 87,0 
Ausbildungsplätze auf 100 Bewerber_innen, in Nordrhein-
Westfalen sind es 88.3 (BIBB 2012: 17). Aber auch inner-
halb der Länder zeigen sich regional starke Unterschiede, 
wie die Angebots-Nachfrage-Relation nach Arbeitsagen-
turbezirken belegt (BIBB Dokumente 2011). Zwar gab es 
einige Branchen und Betriebe, die Schwierigkeiten hatten, 
ihre Ausbildungsplätze zu besetzen, doch nur für eine klei-
ne Zahl von Berufen bzw. Berufsgruppen übersteigt das 
Platzangebot im Berichtsjahr 2010/2011 die Nachfrage. Es 
sind dies vorrangig die Ernährungsberufe sowie die Hotel- 
und Gaststättenberufe. In den meisten Berufsbereichen ist 
die Zahl der unversorgten Nachfrager_innen deutlich höher 
als die Zahl unbesetzter Ausbildungsplätze (Autorengrup-
pe Bildungsberichterstattung 2012: 108 f.). 

Daten und Entwicklungen im  
Übergangsbereich

Im Jahr 2005 hat die Zahl der Neuzugänge in Bildungs-
angebote, die unterhalb einer qualifizierten Berufsausbil-
dung liegen bzw. zu keinem anerkannten Ausbildungs-
abschluss führen, mit knapp 462.000 Personen einen 

Höhepunkt erreicht. Seither sind die absoluten Zahlen 
rückläufig. Obwohl im Vergleich zu 2008 fast 76.000 
Jugendliche weniger ins Übergangssystem eingetreten 
sind, hat sich – wie der Bildungsbericht 2012 betont – an 
der relativen Größe ihres Anteils an der Gesamtheit der 
Neuzugänge nur wenig geändert: Er bewegt sich zwi-
schen einem Drittel und einem Viertel der Neuzugänge 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012: 102). 
Auch hat sich an der Zusammensetzung der Jugend-
lichen nach schulischer Vorbildung im Übergangssystem 
zwischen den Jahren 2008 und 2010 wenig verändert: 
Die größte Gruppe bilden Jugendliche mit Hauptschul-
abschluss, die gut die Hälfte (52 %) der Teilnehmer_innen 
am Übergangssystem stellen.; ein weiteres Viertel verfügt 
über den mittleren Schulabschluss und gut jede/r Fünf-
te ist ohne Schulabschluss (ebd.: 103). Nach regionaler 
Differenzierung (Stadtstaaten (STA), Flächenländer Ost 
(OFL), Flächenländer West (WFL)) zeigt sich folgendes 
Bild (Abb.2) (ebd.:104): 

Jugendliche ohne Hauptschulabschluss münden in allen 
drei Regionen zu ähnlich hohen Anteilen von über 70 % in 
das Übergangssystem ein. Jugendliche mit Hauptschul-
abschluss und mittlerer Reife finden in den drei Gebiets-
typen unterschiedliche Voraussetzungen vor. 

In den westlichen Flächenländern mündet die Hälfte der 
Hauptschulabsolvent_innen sowie etwa ein Fünftel der 

Abbildung 2: Verteilung der Neuzugänge ins Übergangssystem nach schulischer Vorbildung  
und nach Ländergruppen  
Quelle: Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2012): 104

Jugendlichen mit mittlerem Schulabschluss ins Über-
gangssystem ein. Dagegen tritt in den östlichen Flächen-
ländern nur etwas mehr als jede_r Vierte (28,1 %) der 
Hauptschulabsolvent_innen und jede/r vierzehnte Ju-
gendliche mit mittlerem Schulabschluss ins Übergangs-
system ein. Die Unterschiede zwischen den beiden Regi-
onen sind beträchtlich. Zum einen wirkt sich der im Osten 
früher einsetzende demografisch bedingte Abschwung, 
zum anderen die stärker auf außerbetriebliche Ausbildung 
ausgerichtete Ausbildungsstruktur und -poltik aus (Eber-
hard und Ulrich 2011). 

Während der Nationale Bildungsbericht an der Bezeich-
nung „Übergangssystem“ festhält, ordnet die „Integrierte 
Ausbildungsberichterstattung“ (iABE) ein vergleichbares 
Spektrum von (Aus-)Bildungsgängen einem Sektor „Inte-
gration in Ausbildung (Übergangsbereich)“ zu (BIBB 2012: 
221). Dieser Sektor Übergangsbereich umfasst zehn 
Konten, in denen Bildungsprogramme mit vergleichbarer 
inhaltlicher und abschlussbezogener Ausrichtung zusam-
mengefasst werden (Schier et al. 2012). Die nachfolgende 
Tabelle (Tab.1) gibt einen Überblick über die einzelnen Bil-
dungsgänge im Übergangsbereich und ihre Besetzung.

Tabelle 1: Anfänger/-innen im Sektor Übergangsbereich nach Konten 
Quelle: BIBB 2012: 244, Tabelle A6.2-1 

Sektoren
Konten der iABE** Anzahl

Anteil der 
Konten am 

Sektor 
(in %)

II Sektor: Integration in Ausbildung (Übergangsbereich) 294.294 100

II 01 Bildungsgänge an Berufsfachschulen, die einen allgemeinbildenden 
Abschluss der Sekundarstufe I vermitteln

52.219 17,7

II 02 Bildungsgänge an Berufsfachschulen, die eine berufliche Grundbil-
dung vermitteln, die angerechnet werden kann

44.051 15,0

II 03 Berufsgrundbildungsjahr (Vollzeit/schulisch) 28.150 9,6

II 04 Bildungsgänge an Berufsfachschulen, die eine berufliche Grundbil-
dung vermitteln, ohne Anrechnung

25.076 8,5

II 05 Berufsvorbereitungsjahr inkl. einjähriger Berufseinstiegsklassen 38.968 13,2

II 06 Bildungsgänge an Berufsschulen für erwerbstätige/erwerbslose 
Schüler ohne Ausbildungsvertrag

16.251 5,5

II 07 Bildungsgänge an Berufsschulen für Schüler ohne Ausbildungsver-
trag, die allgemeine Abschlüsse der Sek. I anstreben

6.238 2,1

II 08 Pflichtpraktika vor der Erzieherausbildung an beruflichen Schulen 3.821 1,3

II 09 Berufsvorbereitende Bildungsgänge der Bundesagentur für Arbeit 63.369 21,5

II 10 Einstiegsqualifizierung (Bundesagentur für Arbeit) 16.151 5,5

Die Berufsfachschulen, die keinen qualifizierten Berufs-
abschluss vermitteln, werden in den Konten 01, 02 und 
04 ausgewiesen. Zusammengefasst beträgt ihr Anteil 
41,2 %. Das bedeutet, dass auf die teilqualifizierenden 
Berufsfachschulen gut zwei Fünftel der Teilnehmer_innen 
im Übergangsbereich entfallen. Dabei befindet sich ein 
nicht unerheblicher Teil von 17,7 % auf solchen Berufs-
fachschulen, die explizit auf die Vermittlung von Schulab-
schlüssen der Sekundarstufe I ausgerichtet sind (Konto 
01). Zu den Bildungsgängen, die vorrangig auf die Ver-
besserung der individuellen Kompetenzen zur Aufnahme 
einer Ausbildung oder Beschäftigung zielen, zählen das 

Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) und die Berufsvorbereiten-
den Bildungsgänge (BvB) der Bundesagentur für Arbeit. 
Auf dass BVJ entfallen 13,2 % und auf die BvB-Maßnah-
men 21,5 % der Anfänger_innen im Übergangsbereich. 
Damit befindet sich nur gut ein Drittel der Jugendlichen 
im Übergangsbereich in solchen Bildungsgängen, in de-
nen die Aufarbeitung von schulischen Defiziten und man-
gelnder Ausbildungsreife im Vordergrund stehen. Nicht 
nur in Berufsfachschulen sondern auch im BVJ und BGJ 
können allgemeinbildende Schulabschlüsse nachgeholt 
werden. Von den 26.638 Absolvent_innen mit bestan-
dener Abschlussprüfung im BVJ im Schuljahr 2008/2009 
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erwarben 15.675 zusätzlich den Hauptschulabschluss 
(Statistisches Bundesamt 2011, S. 175). Im gleichen 
Schuljahr erwarben 17 % der BGJ-Absolvent_innen mit 
der Abschlussprüfung einen mittleren Schulabschluss 
(Statistisches Bundesamt 2010: 187). 

Die Bildungsgänge und Maßnahmen im Übergangsbe-
reich werden vorrangig daran gemessen, wie schnell 
und in welchem Umfang die Einmündung in eine reguläre 
Ausbildung gelingt (Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung 2012; Münk 2008; Baetghe 2008). Damit wird 
einer Interpretation Vorschub geleistet, die das Über-
gangssystem als „Wartesaal des Berufsbildungssystems“ 
versteht (Braun/Geier 2013). Vernachlässigt wird hierbei 
die Bedeutung, die dem Übergangsbereich beim Erwerb 
allgemeinbildender Schulabschlüsse zukommt. Ausgeb-
lendet wird auch die Frage nach möglicherweise unter-
schiedlichen Konsequenzen unterschiedlicher Bildungs-
gänge für die Bildungs- und Ausbildungsbiografien von 
Jugendlichen.

Bildungs- und Ausbildungsverläufe 
von Hauptschulabsolvent_innen

Das DJI-Übergangspanel ist eine bundesweite Längs-
schnittuntersuchung zu den Bildungs- und Ausbildungs- 
und Erwerbswegen von Hauptschüler_innen. Die Basiser-
hebung, an der sich 3.922 Jugendliche aus 126 Schulen 
beteiligten, fand im März 2004 als Fragebogenerhebung 
im Klassenverband statt. Daran anschließend wurden die 
Jugendlichen zunächst im halbjährlichen, ab 2006 bis 
2009 im jährlichen Abstand per computergestützten Tele-
foninterviews (CATI) befragt4. 

Damit liegt eine Datenbasis vor, in der über einen längeren 
Zeitraum monatsgetreu die Bildungs- und Ausbildungs-
wege von bildungsbenachteiligten Jugendlichen nach-
gezeichnet werden können. Erfasst werden somit nicht 
nur die Übergangsstation, die unmittelbar auf das Ende 
der Schulzeit folgt, sondern auch die weiteren Wege, die 
die Jugendlichen durch das Bildungs-, Ausbildungs- und 
Übergangssystem gehen. 

Plan und Realität

Die Jugendlichen wurden im letzten Schuljahr gefragt, 
was sie für den Herbst hinsichtlich ihres weiteren Bil-
dungs- und Ausbildungsweges planten. Knapp die Hälf-
te der Jugendlichen (46 %) beabsichtigte damals, in eine 
Berufsausbildung einzumünden, fast jede_r Dritte (30 %) 
plante einen weiteren Schulbesuch. 14 % sahen die Teil-
nahme an einem Angebot der Berufsvorbereitung als 
nächsten Schritt. 6 % wussten zu dieser Zeit noch nicht, 
was sie als nächstes tun wollen. Fragt man weiter, wo 

sich die Jugendlichen dann im Herbst tatsächlich befan-
den, so wird deutlich, dass sich viele in der Zwischenzeit 
erheblich umorientieren mussten. 

Weit weniger Jugendliche, als ursprünglich planten, 
konnten im Anschluss an die Schule eine Berufsausbil-
dung aufnehmen (27 %). Der Anteil derjenigen, die in eine 
Berufsvorbereitung eingemündet sind, hat sich gegen-
über den entsprechenden Plänen fast verdoppelt (26 %). 
Damit befanden sich im Herbst fast genauso viele Ju-
gendliche in einer Berufsvorbereitung, wie in einer voll-
qualifizierenden Ausbildung. Die restlichen 8 % waren 
im Herbst in einer Station, die aufgrund der geringen 
Fallzahlen, zu „Sonstiges“ zusammengefasst wurde. Die 
mit Abstand wichtigste Anschlussstation ist der weitere 
Schulbesuch (39 %). Mehr Jugendliche, als ursprünglich 
planten, besuchten im Herbst eine allgemeinbildende 
(59 %) oder eine berufsbildende Schule (41 %)5. 

Welche Faktoren haben Einfluss darauf, in welchen 
Anschlussstationen sich die Jugendlichen befinden? 

Die statistischen Analysen (Lex/Geier 2010) bestätigen, 
dass Jugendliche weiter zur Schule gehen, weil sie ent-
weder einen Schulabschluss nachholen oder einen über 
den Hauptschulabschluss hinausgehenden Schulab-
schluss erwerben wollen. Diesen Weg gehen insbeson-
dere Mädchen, Jugendliche mit Migrationshintergrund 
und Jugendliche mit guten Noten. Jugendliche, die nach 
der Schule in Berufsvorbereitung einmünden, bringen, 
wie die Analysen zeigen, insgesamt ungünstigere Voraus-
setzungen mit. Diesen Weg gehen insbesondere Jugend-
liche ohne Schulabschluss oder mit schlechten Schulno-
ten, aber ebenso Jugendliche mit Migrationshintergrund 
und Mädchen. Damit finden sich Hinweise, dass für einen 
hohen Anteil der Jugendlichen, die in Berufsvorbereitung 
gehen, tatsächlich auch ein erhöhter oder zusätzlicher 
Förderbedarf besteht (ebd.). 

Wie ging es bei den Jugendlichen mit Hauptschul-
abschluss beruflich weiter? 

Greifen die Unterstützungsangebote und gelingt es, die 
Jugendlichen sozial und beruflich zu integrieren? Die DJI-
Übergangsstudie kommt zu dem Ergebnis, dass fünf 
Jahre nach Ende der Pflichtschulzeit sich drei von vier 
Hauptschulabsolvent_innen beruflich auf einem guten 
Wege befinden. Gut jede_r Vierte hat unmittelbar nach 
der Hauptschule den direkten Einstieg in die Ausbildung 
gefunden und ist nach erfolgreich abgeschlossener Aus-
bildung berufstätig oder in einer Zweitausbildung. Ein 
weiteres knappes Viertel hat nach Zwischenschritten im 
Übergangsbereich eine Berufsausbildung aufgenommen. 
Diese ist in vielen Fällen innerhalb des Untersuchungszeit-
raums erfolgreich abgeschlossen worden. Knapp jede_r 

Fünfte hat nach der Pflichtschulzeit weiter die allgemein-
bildende Schule besucht, meist mit dem Ziel, den mittle-
ren Schulabschluss zu erlangen. 

Nach einem schulischen Zwischenschritt von meist ein- 
oder zweijähriger Dauer nahmen diese Jugendlichen dann 
eine Berufsausbildung auf. Auch hier hat ein Teil der Ju-
gendlichen im Beobachtungszeitraum die Ausbildung be-
reits erfolgreich abgeschlossen und die Arbeit im erlernten 
Beruf aufgenommen. Knapp jede_r Zehnte hat den Weg 
der schulischen Höherqualifizierung beschritten, der zur 
fachgebundenen oder allgemeinen Hochschulreife führt. 
Fünf Jahre nach der Erstbefragung gibt der überwiegende 
Teil davon an, an einer Hochschule zu studieren. 

Für knapp jede_n vierte_n Hauptschüler_in (24 %) ist der 
Übergang von der Schule in den Beruf weniger gut ver-
laufen. Die Verläufe dieser Personen sind durch früh ein-
tretende und sich über mehrere Jahre erstreckende Pha-
sen von Beschäftigungslosigkeit und Arbeit in ungelernter 
Tätigkeit mit häufigen Wechseln gekennzeichnet. Nur in 
Ausnahmefällen begann der Weg dieser Jugendlichen als 
direkter Einstieg in ungelernte Arbeit. Ihre Verläufe zeigen, 
dass sie das erste Jahr im Anschluss an die Pflichtschulzeit 
in Lernangeboten und Maßnahmen verbracht haben, d.h. 
nach der Pflichtschulzeit sind sie entweder in Bildungs-
gänge der Berufsvorbereitung eingemündet, haben noch 
ein weiteres Schuljahr auf der allgemeinbildenden Schu-
le besucht oder gar eine Ausbildung aufgenommen. Das 
Problem bestand also nicht darin, dass sich die Jugend-
lichen (zumindest in ihrer Mehrheit) solchen Lernangebo-
ten entzogen haben, sondern dass diese Lernangebote 
– und die Abfolgen, in denen sie absolviert wurden – nicht 
den gewünschten Effekt hatten, den Jugendlichen den 
Zugang zu einer regulären Berufsausbildung zu eröffnen. 

Fünf Jahre nach Ende der Pflichtschulzeit befindet sich 
ein Fünftel auf dem Weg in die Ausbildungslosigkeit. Fünf 
weiteren Prozent gelingt trotz prekärer Übergangsverläufe 
zu einem späten Zeitpunkt doch noch der Einstieg in 
eine Berufsausbildung (Mögling/Tillmann/Lex 2012). Der 
Übergangsbereich steht unter dem Generalverdacht, die 
Jugendlichen beruflich und sozial nicht gut zu integrieren. 
Jugendliche, die ihn durchlaufen seien danach besonders 
davon bedroht, beruflich und sozial abgehängt zu werden 
(Konsortium Bildungsberichterstattung 2006: 82; Münk 
2008: 44). 

Die Daten des DJI-Übergangspanels zeigen, dass von 
einem generellen Scheitern der Jugendlichen aber nicht 
die Rede sein kann (Lex/Geier 2010). Für die Teilgruppe 
Jugendlicher, die nach der Pflichtschulzeit in einen teil-
qualifizierenden Bildungsgang eingemündet ist, der dem 
Übergangssystem zugerechnet wird, zeigt sich in einer 
längerfristigen Entwicklung, dass fünf Jahre nach Ende 

der Pflichtschulzeit sich die überwiegende Mehrheit der 
Jugendlichen in einer regulären Berufsausbildung befin-
det oder diese bereits erfolgreich abgeschlossen und den 
Übergang in eine Berufstätigkeit vollzogen hat: 

Jugendliche, die nach der Schule eine berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahme (BvB) der Bundesagentur für Arbeit 
durchlaufen haben, sind zu knapp 70 % beruflich integriert; 
Jugendliche, die nach der Pflichtschulzeit eine Berufsfach-
schule, die keinen Berufsabschluss vermittelt, absolvierten, 
sind zu gut 75 % in Berufsausbildung oder berufstätig und 
Jugendliche, die ein Berufsvorbereitendes Jahr (BVJ) ab-
solvierten, sind zu knapp zwei Dritteln beruflich auf einem 
guten Weg (vgl. Braun/Geier 2013, Geier 2013).

Handlungsbedarf

Die Ergebnisse liefern dennoch Hinweise auf Handlungs-
bedarf in der Bearbeitung der Übergangsproblematik. Es 
gibt eine Reihe von Programmen und Initiativen zur Ver-
besserung der Berufsorientierung und zur Unterstützung 
des Übergangs in Ausbildung, die in der Sekundarstufe 
I ansetzen und darauf abzielen, insbesondere Haupt-
schüler_innen möglichst schnell in Ausbildung zu bringen 
(Mahl et al. 2010). Damit gehen sie aber an den Motiven 
und Zielen eines Großteils der Jugendlichen vorbei, die 
erst einmal den mittleren Schulabschluss anstreben. 
Gleichzeitig fehlen Unterstützungsangebote an den be-
ruflichen Schulen, die häufig den Ausgangspunkt für den 
faktischen Übergang in Ausbildung tatsächlich bilden.

Während nach dem Ende der Pflichtschulzeit für einen 
Anschluss der Jugendlichen gesorgt ist, unterliegen die 
weiteren Wege nicht mehr der genauen Beobachtung. 
Jugendliche, die während des Schuljahres Bildungs- und 
Ausbildungsgänge abbrechen, sind besonders gefähr-
det, da es bis zum Beginn eines neuen Schuljahres zu 
längeren Unterbrechungen kommt. Eine kritische Schnitt-
stelle in den Bildungs- und Ausbildungswegen der Ju-
gendlichen stellt auch das Ende eines Bildungsgangs dar. 
Die Bildungsgänge sind in der Regel auf einen Abschluss 
hin orientiert. Was danach kommt, unterliegt nicht mehr in 
der Verantwortung der abgebenden Institution. Hier muss 
ein Umdenken stattfinden gemäß dem Motto: Kein Ab-
schluss ohne Anschluss. 

Die Längsschnittdaten des DJI weisen weiter darauf hin, 
dass Jugendliche, die bereits in der Schule größere Pro-
bleme hatten, den Übergang weniger gut meistern und 
gehäuft prekäre Verläufe aufweisen (Gaupp et al. 2011). 
Für die Schulsozialarbeit bedeutet dies, sich früh um Ju-
gendliche zu kümmern, die in der Schule nicht zurecht-
kommen und sie dahingehend zu unterstützen, dass sie 
ihre Schullaufbahn gut und erfolgreich durchlaufen können.
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Berufliche Übergänge – Gestaltungsmöglichkeiten  

in der Kooperation von Jugendsozialarbeit 

und Schule

Der Übergang von der Schule in eine qualifizierende Aus-
bildung ist nach all den Jahren der Debatte und nach 
zahlreichen Förder- und Hilfsangeboten auf verschie-
denen Ebenen für Jugendliche, insbesondere für dieje-
nigen mit maximal Hauptschulabschluss, nach wie vor 
keine einfach zu lösende Aufgabe. Weiterhin findet mit 
30,4 % rund ein Drittel der Jugendlichen direkt nach dem 
Schulabschluss keinen Ausbildungsplatz und mündet ins 
Übergangssystem ein (Konsortium Bildungsberichterstat-
tung 2012: 101f.). Gelingt der Übergang in Ausbildung 
auch zu einem späteren Zeitpunkt nicht, birgt dies er-
hebliche Konsequenzen für den weiteren Lebensverlauf: 
Aus verschiedenen Studien geht hervor, dass junge Men-
schen ohne Berufsabschluss ein erhöhtes Risiko von wie-
derholter oder lang andauernder Arbeitslosigkeit tragen 
(Bundesagentur für Arbeit 2011).

Es besteht allerdings zunehmend Einigkeit darüber, dass 
die Probleme nicht nur auf individueller Ebene der Ju-
gendlichen, z. B. mit einem Bewerbungstraining, zu lö-
sen sind. Ein individuenzentrierter, defizitorientierter Blick 
weicht also langsam einer lokalen bzw. kommunalen, 
benachteiligtensensiblen Sichtweise. Ebenso spielt das 
Thema der Integration von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund als Querschnittsthema eine wichtige Rolle für 
einen Ausbau gelingender Übergänge.

Dafür sind eine umfassende Kooperation und Vernetzung 
notwendig: Ein Kennzeichen des „Übergangssystems 
Schule – Beruf“1 ist die große Vielfalt von Zuständigkeiten 
und Akteuren, darunter Schulverwaltung und Schulauf-
sichtsbehörden, kommunale Ämter oder Dezernate (z. B. 
Jugend, Bildung, Arbeitsförderung), Arbeitsagenturen, 
Träger der Grundsicherung, Kammern, Integrationsbe-
auftragte und Gleichstellungsbeauftragte (Braun/Reißig/
Richter 2011: 5). Hinzu kommt eine Reihe von unmit-
telbar an die Schule angegliederten professionell und 
ehrenamtlich Tätigen, die sich in breitgefächerten Ange-
boten engagieren. Allerdings ist ein weiterer Ausbau von 
erforderlich. Bislang wurden z. B. Maßnahmen in diesem 
Bereich nur wenig mit anderen Maßnahmen abgestimmt. 
Die Übergangsgestaltung kann als eine Daueraufgabe 
angesehen werden, welche nicht ausschließlich sozial-
politisch kompensatorisch orientiert ist, sondern vielmehr 

den Bildungsaspekt als Zukunftsressource und Wirt-
schaftsfaktor in den Vordergrund rückt. Auch vor dem 
Hintergrund des Fachkräftemangels besteht daher der 
Trend, dass Bildung nicht nur auf Bundesebene, sondern 
zunehmend auch von regionaler und kommunaler Seite 
als Ressource bzw. Standortfaktor erkannt wird. In den 
letzten Jahren wurde es daher verstärkt zum Ziel kom-
munaler Politik, die Übergänge ins Arbeitsleben der Ab-
solvent_inn_en von Haupt- und Förderschulen zu verbes-
sern und Ausbildungslosigkeit zu verhindern. Wenn man 
also von Kooperation von Jugendsozialarbeit und Schule 
sowie deren Gestaltungsspielräumen im Bereich der be-
ruflichen Übergänge sprechen will, ist die regional-kom-
munale Bezugskomponente ein zentraler Ansatzpunkt.

Gerade die Bemühungen der „Weinheimer Initiative“ wid-
men sich dem Anliegen einer kommunalen Koordinierung 
im Rahmen einer lokalen Verantwortungsgemeinschaft, 
so z. B. in der Kieler Erklärung 2012.

Was ist wichtig in der Kooperation von  
Jugendhilfe und Schule an den beruflichen 
Übergängen – besonders bei „traditionellen 
Zielgruppen“?

Bildung und soziale Gerechtigkeit sind vieldiskutierte The-
men, die gerade am Übergang in Ausbildung und Beruf 
Aufmerksamkeit fordern. Auf europäischer und nationa-
ler Ebene sind z. B. unter den Begriffen Bologna-Prozess 
und Kopenhagen-Prozess Reformbeschlüsse gefasst 
worden. Im Kern sind damit Prinzipien des lebenslangen 
Lernens sowie die Transparenz und Durchlässigkeit zwi-
schen Bildungsbereichen, Bildungsgängen und Bildungs-
systemen gemeint. 

Bei der Frage, wie soziale Gerechtigkeit in Hinblick auf 
Bildung umgesetzt werden kann, gibt es in den letzten 
Jahren viel Bewegung, z. B. in der Frühförderung und 
auch was die Einrichtung von Ganztagsschulen betrifft. 
Ebenso hat das Thema an neuen Impulsen durch regi-
onale Programme und national initiierte Modell-Projekte 
gewonnen, wie zum Beispiel durch das Regionale Über-
gangsmanagement. 

E 4
Vor diesem Hintergrund hat sich das System Schule be-
reits deutlich verändert, gleichwohl sich auch zeigt, dass 
durch die gesellschaftlichen Wandlungsprozesse eine 
fortwährende Anpassung nötig sein wird. Allgegenwärtig 
laufende Schulentwicklungsprozesse vor Ort helfen den 
Schulen, ihre Handlungskonzepte auf den Prüfstand zu 
stellen und Entwicklungen systematisch zu verbessern. 
So gibt es zum Beispiel in Stuttgart ein im Rahmen des 
Regionalen Übergangsmanagements erarbeitetes Kon-
zept zur Schulbegleitung für die Verbesserung der Berufs-
orientierung. Diese Prozesse unterstützen Schulen dabei, 
ihr Profil auszuarbeiten, die Qualität der Arbeit durch Fort-
bildungen zu steigern und die Zusammenarbeit mit den 
verschiedenen Akteuren an einer Schule zu systemati-
sieren und aufzuwerten. Den Stellenwert der schulischen 
Berufsorientierung, die das Ziel hat, den Übergang in eine 
Ausbildung zu erleichtern, zeigt aktuell auch die Einbet-
tung in die neuen Lehrpläne, wie sie beispielsweise in Ba-
den-Württemberg praktiziert wird. Die Herausforderung 
besteht aber weiterhin darin, die Vielzahl der Angebote 
in ein langfristig tragfähiges und systematisches Konzept 
zu einzubetten, bei dem für alle Beteiligten eine Win-win-
Situation entsteht.

Aus der Komplexität, unter der sich diese Verände-
rungen vollziehen, den politischen Rahmenbedingungen 
sowie den gewachsenen Systemen und Strukturen, wie 
sie Jugendhilfe und Schule darstellen, ergeben sich zu-
dem nach wie vor Spannungsfelder, die offenbar schwer 
steuerbaren Aushandlungsprozessen unterliegen. Häufig 
werden mangelnde Ressourcen insbesondere Perso-
nalknappheit und wachsende Aufgaben als Gründe für 
Defizite in diesem Bereich genannt. Dagegen wird vielfach 
die Bedeutung von Engagement, Freiwilligkeit, klaren Ziel-
schritten, Reflexion und motivierten Mitarbeiter_inne_n 
bzw. Gestalter_inne_n für eine gelingende Kooperation 
betont. Weiterhin wird auf die Qualifikation der Fach- und 
Lehrkräfte hinsichtlich der Einstellung und Haltung für 
eine gegenseitige Öffnung als wichtiger Einflussfaktor der 
gelingenden Kooperation hingewiesen (Olk/Bathke/Hart-
nuß 2000). Schule und Kinder- und Jugendhilfe müssen 
zusammenarbeiten, wenn sie ihren pädagogischen Auf-
trag wirklich umsetzen wollen. 

Gestaltungsmöglichkeiten und Ansätze der 
beruflichen Übergänge in der Kooperation 
von Jugendsozialarbeit und Schule 

„Schule und Jugendhilfe haben vieles gemeinsam: Sie 
unterstützen Kinder und Jugendliche in ihrer Entwick-
lung, fördern Bildungsprozesse und helfen ihnen bei 
der Integration in die Gesellschaft. Die Erfahrungen 
zeigen, dass die Kooperation zwischen Schule und Ju-
gendhilfe erfolgreich und für alle Beteiligten, besonders 

aber für die Kinder und Jugendlichen, gewinnbringend 
sein kann. Überall in der Bundesrepublik werden daher 
gemeinsame Vorhaben und Ziele entwickelt“ (Urban/
Münchmeier: 2005). Die Forschungsergebnisse der 
letzten Jahre und die Erweiterung der Ganztagsschulen 
zeigen sehr deutlich, dass die Kooperation zwischen 
Schule und Jugendhilfe in allen Bundesländern aus-
gebaut und mit einer gesetzlichen Rahmung versehen 
werden muss. 

Wenn Schule als Startpunkt für die Gestaltung von Über-
gängen genutzt werden soll, braucht es zudem kom-
munale bzw. lokale Unterstützung. Schulen können be-
sonders von den Kompetenzen der an der Schule vor 
Ort organisierten freien Träger profitieren, wenn diese im 
Stadtteil als eine feste Anlaufstelle von den Jugendlichen 
wahrgenommen werden (vgl. Alicke u.a. 2009). Es gilt 
dabei, nicht nur die Fülle von außerschulischen Unter-
stützungsangeboten transparent zu machen, sondern zu 
einem systematischen Ganzen zusammenzufügen. Eine 
Längsschnittanalyse kann als eine solide Basis angese-
hen werden, damit entsprechende Handlungsaufträge 
nicht nur inhaltlich, sondern auch politisch umgesetzt 
werden können. Des Weiteren ist ein Konzept für die Ent-
wicklung eines roten Fadens notwendig, um zwischen 
Kommune, Schule und Stadtteil sowie den jeweiligen 
Akteuren eine systematische Verbindung herzustellen. 
Wenn wir von Übergangsgestaltung sprechen, kann die-
se nicht an oder vor der ersten Schwelle enden, sondern 
muss schwellenübergreifend funktionieren. Bislang sind 
die Beruflichen Schulen in die bestehenden Handlungs-
konzepte zu wenig eingebunden. Eine dauerhafte Zu-
sammenarbeit aller beteiligten Institutionen und Akteure 
ist aber auch hier dringend erforderlich. Obwohl vielfach 
von der Sicherung des Ausbildungs- und Maßnahmener-
folges die Rede ist, gibt es gerade an dieser Stelle noch 
viel zu tun.

Für eine gute Kooperation mit nachhaltiger und gezielter 
Wirkung muss eine ganze Reihe von Kriterien berück-
sichtigt werden. Vor allem bei der Qualitätsentwicklung 
zwischen Jugendsozialarbeit und Schule sind die He-
rausforderungen groß. Neben den allgemeinen Anfor-
derungen sind die Leistungen, die sich aus den unter-
schiedlichen gesetzlichen Grundlagen und Institutionen 
ergeben, symptomatisch und für die jeweiligen Gege-
benheiten vor Ort zusätzlich herausfordernd. Insofern 
sind strukturelle (Ressourcenausstattung und gesetz-
liche Lage), systemimmanente (unterschiedliche Hand-
lungslogiken von Schule und Jugendhilfe) und personelle 
Unsicherheiten bzw. Unwägbarkeiten zu bewältigen (Ali-
cke, 2011: 28). Auch die thematische Spezifizierung des 
Übergangs in die Ausbildung birgt Herausforderungen 
für die gelingende Kooperation zwischen den beiden 
Systemen.
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Mögliche Kooperationsformen zwischen Jugend-
hilfe und Schule am Übergang in Ausbildung

• Inhaltlich kann Kooperation punktuell im Rahmen der 
Berufsorientierung stattfinden oder auf längerfristige, 
aufeinander aufbauende Maßnahmen angelegt sein.

• Räumlich kann Kooperation in der Schule (z. B. the-
menspezifisch angelegte Schulsozialarbeit), in den 
Jugendsozialarbeitseinrichtungen (z. B. Jugendfreizeit-
zentren) oder im Stadtteil stattfinden.

• Personell kann die Kooperation auf Schüler_innen_
gruppen einer Schule oder auf die Zusammenarbeit 
in Einzelfällen gerichtet (z. B. im Rahmen von Hilfepla-
nung) ausgerichtet sein.

Ebenso können Kooperationen auf die Verbesserung der 
Zusammenarbeit mit Eltern ausgerichtet sein, sich auf die 
Lehrer-Sozialpädagogen-Ebene beziehen oder weitere 
Personenkreise (z. B. Leitungskräfte und/oder weitere re-
levante Personen z. B. aus dem Jugendamt, der Polizei, 
der BA, aus weiteren Maßnahmen).

In diesem Sinne können Kooperation können mit ande-
ren Maßnahmen und Angeboten der Agentur für Arbeit 
vernetzt sein (z. B. Berufseinstiegsbegleiter_innen). Sie 
können aber auch umfassender in schulinternen und 
schulexternen Arbeitskreisen und Vernetzungsgremien 
sowohl auf der Praxis- als auch auf der Planungsebene 
von Jugendhilfe- und Schulplanung erfolgen. 

Ein Beispiel: An vielen Schulen besteht die Aufgabe der 
Verbesserung der Zusammenarbeit mit Eltern. Ausgangs-
punkt der gestellten Aufgabe ist meist die Tatsache, dass 
die Quote der direkten Übergänge in Ausbildung von 
Hauptschulabsolvent_innen auch in wirtschaftlich gut 
aufgestellten Regionen wie Stuttgart mehr als unbefrie-
digend ist. Laut der längsschnittlich angelegten Untersu-
chung, die vom Deutschen Jugendinstitut durchgeführt 
wurde, finden 75 % der Stuttgarter Schülerschaft an 
Hauptschulen keinen direkten Weg in die Ausbildung und 
in den Beruf (Gaupp/Geier: 2010). 

Eltern fungieren für die Jugendlichen in dieser Hinsicht als 
wichtige Ratgeber (vgl. Alicke et.al. 2009). Vor diesem Hin-
tergrund sind sie einmal mehr gefordert, sich in beratender 
Rolle für ihre Kinder zu engagieren. Allerdings können 
nicht alle Eltern diese Unterstützungsleistung kompetent 
ausfüllen. So sind die unterschiedlichen Lebenslagen der 
Eltern z. B. in Bezug auf den sozioökonomischen Status 
sowie verfügbare soziale Netzwerke und weitere persona-
le Ressourcen in der Summe entscheidend, ob Eltern den 
Bildungs- und Ausbildungsweg ihrer Kinder hinreichend 
unterstützen können oder nicht. Eine der Empfehlungen 

der Studie lautete deshalb, die Zusammenarbeit zwischen 
Eltern, Schule und Jugendhilfe zu intensivieren, um den 
Schüler_innen den Übergang von der Hauptschule in die 
weiterführende Bildung und Ausbildung zu erleichtern 
(ebd.). Ansatzpunkte und Unterstützung können an dieser 
Stelle von der Jugendsozialarbeit geliefert werden, z. B. 
durch Elternarbeit und im Rahmen einer Koordinierungs-
funktion zwischen den unterschiedlichen Ebenen der Le-
benswelt von Jugendlichen.

Hinzu kommt die Tatsache, dass fast 80 % der Stutt-
garter Schülerschaft an Haupt- und Werkrealschulen ei-
nen Migrationshintergrund haben. Junge Menschen mit 
Migrationshintergrund haben jedoch bei gleichen Aus-
gangsbedingungen geringere Chancen auf eine eine voll-
qualifizierte Ausbildung als diejenigen ohne Migrationshin-
tergrund (z. B. Beicht/Granato, 2009). 

In Stuttgart wurden dahingehend eine Handreichung 
(Münz/Heisig/Goltz 2011) und eine damit verbundene 
Tandem-Fortbildung entwickelt. Zentrale Handlungsan-
sätze darin sind u.a.:

• eine frühzeitige und kontinuierliche Einbindung von El-
tern, gerade an den Übergängen

• der Aufbau von vertrauensvollen persönlichen Bezie-
hungen

• die Einbindung von muttersprachlichen Schlüsselper-
sonen, wenn Deutsch nicht die erste Sprache ist 

• die Sensibilisierung von Eltern für ihre Unterstützungs-
rolle in der Berufswegeplanung der Kinder, einschließ-
lich eigener Erwartungen und Hoffnungen

• Eltern ein breites Orientierungswissen zu vermitteln, 
z. B. über Begriffe, Angebotsstrukturen, die jeweilige 
Berufswegeplanung an der Schule und über Ablauf 
und Inhalte von Praktika, Informationen zum Ausbil-
dungssystem und die Möglichkeiten von Ausbildungs-
berufen mit bestimmten Schulabschlüssen

• die Verfügbarkeit von Informationen und Ansprech-
partner_innen

• die Sensibilisierung von Eltern für die persönlichen 
Ressourcen, Kompetenzen und Neigungen ihrer Kin-
der und

• die gegenseitige und selbstreflektive Klärung von Nor-
merwartungen auch von Seiten der Fachkräfte.

Mit diesem Ansatz wurden in den verschiedenen Be-
reichen sehr gute Erfahrungen auch im Hinblick auf die 

Kooperation an den Schulen gemacht. So bestätigte der 
überwiegende Teil der Teilnehmer_innen der Tandem-
Fortbildung, dass man vom professionsübergreifenden 
Ansatz positiv überzeugt wurde und die Kooperation 
vor Ort verbessert werden konnte. Darüber hinaus die-
nen diese Instrumente in der Sache natürlich auch der 
Förderung der Zusammenarbeit mit Eltern an Schulen, in 
Stadtteilzentren und in Migrantenvereinen.

Was braucht die Kooperation, um Übergänge 
zu gestalten?

Für die Ausgestaltung der Kooperation ist der Rückhalt 
von institutioneller Seite, z. B. durch das Schulamt und 
die Kommune, von zentraler Bedeutung. Kooperation 
am Übergang Schule – Beruf braucht eine ausgeprägte 
und solide Finanzierung, um Planungssicherheit zu ge-
währleisten. Damit eng verbunden ist ein Rahmen aus 
gesetzlichen und rechtlichen Grundlagen, denn erst die-
ser erlaubt eine nachhaltige Finanzplanung und sichert 
personelle Kontinuität. Diese Bedingungen stellen die 
Basis einer Kooperation dar und werden daher auch als 
grundlegende Strukturqualität bezeichnet. Weitere Rah-
menbedingungen sind die räumliche Nähe von Schule 
und Jugendsozialarbeit, gute technische und zeitliche 
Ressourcen für den Austausch etc. Diese Bedingungen 
erhöhen den Handlungsspielraum und wirken somit ver-
bessernd auf die strukturelle Qualität der Kooperation.2 
Einen wichtigen Schritt bilden dahingehend Koopera-
tionen zwischen dem Land und Kommunen, wie sie in 
einigen Bundesländern – teils noch mit Modellcharakter 
wie in NRW oder bereits angeschoben wie in Schleswig-
Holstein – praktiziert werden. 

In jeder Kommune ist zudem ein Handlungskonzept 
notwendig, das den unterschiedlichen Ausgangsbedin-
gungen vor Ort in besonderem Maße Rechnung trägt. 

Das Vorgehen muss sich an den Bedürfnissen der Regi-
on, der Kommune und letztendlich an den Bedürfnissen 
der einzelnen Schule und Akteure vor Ort orientieren.

Die Öffnung der Schule nach außen, Kooperation und Ver-
netzung sind notwendig, um den heutigen Anforderungen, 
die an eine Schule gestellt werden, gerecht zu werden. 
Eine Schulbegleitung, die mit ihrer Beratung auf Verände-
rung in der Organisation zielt, hat deshalb mit Herausfor-
derungen der Organisationsentwicklung zu tun, und kann 
so der Schule helfen, sich mit den sich ständig ändernden 
Bedingungen zu arrangieren. Um dafür eine breite Ba-
sis zu schaffen, ist es notwendig, dass das kommunale 
Handlungskonzept alle beteiligten Akteure einbindet. 

Jede Schule ist ein komplexes System und unterliegt spe-
zifischen Bedingungen. Sie ist geprägt durch die Region, 
die Stadt, den jeweiligen Stadtteil, die Schulleitung, die 
Zusammensetzung des Kollegiums, das schulische Ko-
operationsnetzwerk und nicht zuletzt die Schüler_innen 
und ihre Eltern. Schulen brauchen daher gute Netzwerke, 
die unterschiedliche Gruppen und Ebenen einbinden. Sie 
benötigen z. B. Kontakte zu Multiplikatoren (Kulturmitt-
lern) in den Migrantencommunities, zu Vertreterinnen und 
Vertretern der Wirtschaft und der Stadtteile und zu Per-
sonen, die zwischen Schule und Elternschaft vermittelnd 
und helfend wirken. Kooperationen lassen sich durch eine 
Reihe von Kriterien charakterisieren, z. B. Größe, Intensi-
tät, Anzahl der Beteiligten und Dauer. In Bezug auf die Ar-
beit an der Schnittstelle Jugendhilfe – Schule, erschwert 
das strukturelle Spannungsverhältnis zwischen diesen 
Systemen die Zusammenarbeit. Es ist das Engagement 
aller Projektbeteiligten gefordert, um diese Schwierig-
keiten zu überwinden.

Dabei ist es notwendig, dass die Verantwortlichkeiten, 
Zuständigkeitsebenen und professionellen Kompetenzen 
der verschiedenen beteiligten Institutionen und Akteure 
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geregelt sind. Kompetenz und Kooperation auf der Lei-
tungsebene spielen eine wichtige Rolle beim Gewähr-
leisten eines entsprechenden Spielraums und entspre-
chender Ressourcen.

Alle förderlichen Umfeldbedingungen nutzen allerdings 
wenig, wenn die an der Kooperation beteiligten Fachkräf-
te nicht entsprechend qualifiziert und motiviert sind, ver-
einbarte Kooperationsziele mitzugenerieren und umzuset-
zen. Dafür brauchen auch die Lehrkräfte Unterstützung, 
da sie zunehmend mit Aufgaben konfrontiert werden, die 
nicht mit ihrer originären Aufgabe – der Vermittlung von 
Wissen – im Zusammenhang stehen. Gemeinsame und 
professionsübergreifende Fortbildungen (z. B. Tandem-
Fortbildungen) haben sich als besonders hilfreich erwie-
sen, um Projekte und Verbesserungen an der jeweiligen 
Schule anzustoßen.

Von entscheidender Bedeutung ist hierbei auch die auf-
suchende Elternarbeit. Nur in Zusammenarbeit zwischen 
Lehr- und Fachkräften der Jugendsozialarbeit können 
neue Wege der Kooperation mit Eltern eingeschlagen 
werden, um diese nutzbringend mit Beratung und För-
derung der Schülerschaft zu verknüpfen und die Jugend-
lichen an den Übergängen in den Beruf zu stärken. 

Im Mittelpunkt steht jedoch, passgenaue Angebote zu 
entwickeln, um auf die unterschiedlichen Ausgangslagen 
von Jugendlichen einzugehen. Jugendsozialarbeit kann 
sie – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - dabei un-
terstützen, ihre Kompetenzen zu erkennen, Ressourcen 
in ihrem Umfeld zu identifizieren, das Entdecken der ei-
genen Neigungen zu fördern und auch bei Erfahrungen 
des Scheiterns die Motivation aufrecht zu erhalten. Auf 
konkreter Ebene bietet Jugendsozialarbeit fördert Ju-
gendliche durch gezielte, individuelle Unterstützung (z. B. 
Information, Motivation, Bewerbungstrainings). Eine gut 
vernetze Jugendsozialarbeit kann dabei als Schnittstelle 
zwischen den verschiedenen Akteuren und Lebenswelten 
dienen und dabei helfen, Licht in den häufig intranspa-
renten Dschungel an Möglichkeiten, Maßnahmen und 
Akteuren zu bringen, der die Jugendlichen am Übergang 
Schule-Beruf oft erwartet (vgl. Alicke et al. 2009).

Fazit

Die Lebenswelt Schule unterliegt einem ständigen Wan-
del und Veränderungsprozess an den es sich immer 
wieder neu anzupassen gilt. Insofern ist die Kooperation 
zwischen Jugendsozialarbeit und Schule am Übergang 
Schule – Beruf nach wie vor für alle Beteiligten eine Auf-
gabe mit vielen Herausforderungen. Dennoch sind in den 
letzten Jahren viele positive Entwicklungen gerade in die-
sem Bereich zu beobachten. Schule wird zunehmend als 

Lebensort wahrgenommen. Es ist ebenfalls zu bemerken, 
dass sich die Institution Schule auf den Weg gemacht hat, 
sich zu öffnen und den veränderten Bedingungen anzu-
passen, auch wenn dieser Prozess noch einige Zeit brau-
chen wird, um seine vollständige Wirkung zu entfalten.

Für die Gestaltung einer gelingenden Kooperation zwi-
schen Jugendhilfe und Schule an den Übergängen Schu-
le – Beruf können jedoch verschiedene Gelingensbedin-
gungen identifiziert werden, wie u.a.: 

• Kooperation auf institutioneller Ebene, um die erfor-
derlichen gesetzlichen und rechtlichen Rahmenbedin-
gungen zu schaffen;

• Verlässlichkeit der Finanzierung, um Planungssicher-
heit zu bieten und langfristig angelegte Maßnahmen zu 
etablieren; 

• Angemessene Bezahlung der Fachkräfte in der Ju-
gendsozialarbeit aber auch bei Maßnahmen im Über-
gangssystem, auch um die fachliche Qualität und per-
sönliche Motivation zu unterstützen;

• Gute Vernetzung zwischen Schulen, Jugendhilfe, Wirt-
schaft und weiteren relevanten Akteuren und Öffnung 
der Schule in den Stadteil;

• Abgestimmte Angebote und Aktivitäten mit breiter Be-
teiligung der verschiedenen Akteure auf kommunaler 
und Schulebene;

• Elternbeteiligung, Zusammenarbeit mit Eltern;

• Passgenaue Hilfen wie individuelle Begleitung von 
Schülerinnen und Schülern und Initiierung runder Ti-
sche zwischen Schule und Jugendsozialarbeit;

• Qualitätsmanagement und -entwicklung in der Koope-
ration von Jugendsozialarbeit und Schule; 

• Qualifizierung der Fachkräfte aber auch der semipro-
fessionellen Akteure;

Es gilt nun, daran zu arbeiten, ein „rundes Ganzes“ zu 
schaffen, wobei die unterschiedlichen Systeme, Institu-
tionen und Personen mit ihren jeweiligen Zielsetzungen 
und Eigenlogiken verbunden werden müssen und mit-
einander kooperieren müssen. Handlungsleitend sollten 
dabei in jedem Fall die individuellen Bedarfe und Bedürf-
nisse der Jugendlichen selbst sein, um erfolgreiche Über-
gänge zu gewährleisten. 

  
Anhang 

Fußnotenverzeichnis

Beitrag E 2 
Jugendarmut – ein vernachlässigtes Problem?

1 Mit diesem Begriff wird nicht behauptet, dass Armut ein Verhaltensproblem sei, es soll nur darauf hingewiesen werden, dass Armut bestimmte Verhal-
tensweisen bedingen kann (siehe hierzu Lutz 2012).
2 60% des Medians der jährlichen Haushalts-Netto-Äquivalenzeinkommen auf der Basis von Gesamtdeutschland. Dabei werden auch fiktive Einkom-
mensvorteile wie Mietwerte berücksichtigt.
3 Siehe: www.amtliche-sozialberichterstattung.de/Tabellen/tabelleA11.html; Zugriff am 20.2.11; auch: DIW: Wochenbericht, 7/2010;
4 Siehe: www.amtliche-sozialberichterstattung.de/Tabellen/tabelleA11.html; Zugriff am 20.2.11; auch: DIW: Wochenbericht, 7/2010;
5 http://www.jugendarmut.info/media/raw/KJS_Monitor2012.pdf, Zugriff am 3.11.2012
6 Man denke nur an die Arbeitshäuser des 17. und 18. Jahrhunderts oder an die Maßnahmen gegen „gefährliche Jugendliche“ im 19. und im frühen 20. Jh.
7 http://www.bildung-fuer-deutschland.de/schulabgaenger-ohne-abschluss.html, Zugriff am 7.8.2010
8 http://www.randzone-online.de/?p=6688; Zugriff am 7.8.2010
9 http://www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xchg/bst/hs.xsl/nachrichten_105525.htm, Zugriff am 5.11.12
10 http://www.bildung-fuer-deutschland.de/schulabgaenger-ohne-abschluss.html, Zugriff am 7.8.2010
11 Siehe: http://library.fes.de/pdf-files/stabsabteilung/06430.pdf
12 Ausbildungsvergütungen befinden sich mitunter auf einem Niveau, das deutlich unter der Armutsgrenze liegt
13 Dr. Jan Skrobanek: Verlorene Jugendliche am Übergang Schule – Beruf (Vortragsmanuskript), siehe: http://www.dji.de/cgi-bin/projekte/output.php?p
rojekt=945&Jump1=LINKS&Jump2=15, Zugriff am 7.10.2010
14 http://www.gegen-hartz.de/nachrichtenueberhartziv/jugendlichehartziv77632.php, Zugriff am 10-4-2011
15 http://www.gegen-hartz.de/nachrichtenueberhartziv/jugendlichehartziv77632.php, Zugriff am 10-4-2011
16 s. http://www.shell.de/home/content/deu/aboutshell/media_centre/news_and_media_releases/2010/youth_study_2010.html, Zugriff am 10.9.2010
17 Siehe z. Bsp. unter:  http://www.mja-sachsen.de/mja-sachsen/material/agj_sgb2.pdf

Beitrag E 3 
Übergänge in die berufliche Ausbildung bei bildungsbenachteiligten Jugendlichen: Neuere 
Entwicklungen und Herausforderungen

1 Im Folgenden wird der Begriff Übergangsbereich benutzt und nur dann vom Übergangssystem gesprochen, wenn auf den Nationalen Bildungsbericht 
Bezug genommen wird.
2 Als Prozentuierungsbasis wird als „Hilfsgröße“ die Zahl der Abgänger_innen aus allgemeinbildenden Schulen des aktuellen Jahres herangezogen.
3 Nachfolgend werden die Zahlen der „Erweiterten Angebots-Nachfrage-Relation“ zugrunde gelegt.
4 2.933 Jugendliche erklärten sich bereit, an einer Folgebefragung teilzunehmen, davon konnten in der zweiten Welle 2.414 Interviews realisiert werden 
(Reißig/Gaupp/Lex 2008). An der zehnten Befragungswelle im Jahr 2009 nahmen noch 900 Jugendliche teil, also knapp ein Viertel der ursprünglichen 
Stichprobe der Basiserhebung. In der Zusammensetzung der Stichprobe ergaben sich aus der Verringerung der Zahl der Befragten über den Untersu-
chungszeitraum hinweg (Panelmortalität) nur geringfügige Veränderungen. Den größten Einfluss auf ein frühzeitiges Ausscheiden aus dem Panel, und 
damit die bedeutsamste Quelle für Verzerrung der Stichprobe über die Zeit, hat die Platzierung der Jugendlichen. So nehmen Jugendliche signifikant 
seltener an einer Erhebungswelle teil, wenn sie sich im Jahr davor ohne Arbeit und Ausbildung und damit in einer prekären Lebenssituation befanden. 
Bei der Interpretation der Ergebnisse ist daher auf eine mögliche Unterschätzung der Anzahl prekärer Stationen bzw. Jugendlicher mit problematischen 
Biographien zu achten (Geier 2013).
5 In der Befragung richtete sich das Augenmerk darauf, welches Ziel die Jugendlichen damit verfolgten. Hatten sie vorrangig zum Ziel, dort einen 
allgemeinbildenden Schulabschluss zu erwerben, wurde die Station, in der sich die Jugendlichen zum jeweiligen Befragungszeitpunkt befanden, der 
Kategorie „Schule“ zugeordnet.

Beitrag E 4 
Berufliche Übergänge – Gestaltungsmöglichkeiten in der Kooperation von Jugendsozialarbeit 
und Schule

1 Das „Übergangssystem Schule – Beruf“ wird hier als die Gesamtheit der Institutionen verstanden, durch welche die Übergänge von der Schule ins 
Erwerbsleben verlaufen, und umfasst alle Akteure, welche diese Übergänge (mit)gestalten und unterstützen.
2 Bei Alicke (2011) werden allgemeine förderliche Bedingungen für die Umsetzung der Kooperation beschrieben, die zum Teil spezifisch für die Koope-
ration zwischen Jugendsozialarbeit und Schule sind (vgl. Alicke 2011: 34).
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Eine systematische Qualitätsentwicklung ist grundlegend 
für eine erfolgreiche Kooperation von Jugendsozialarbeit 
und Schule. Dabei erfordert die Zusammenarbeit der bei-
den Akteure Jugendhilfe und Schule nicht nur qualitative 
Standards, die auf ein partnerschaftliches Miteinander 
und eine erfolgreiche Zusammenarbeit abzielen, sondern 
auch einen gemeinsamen Diskurs. Aufgrund der unter-
schiedlichen pädagogischen Aufträge beider Professi-
onen ergibt sich eine Vielzahl von Herausforderungen, 
die nur in einem gemeinsamen Verständigungsprozess 
vermittelt und systematisch aufeinander bezogen werden 
können. 

Um dauerhaft Benachteiligungen im Bildungssystem ent-
gegenzuwirken und die pädagogische Begleitung biogra-
phischer Schwellensituationen und Übergänge an den 
tatsächlichen Bedürfnissen und Bedarfen von Kindern 
und Jugendlichen auszurichten, gilt es, Verantwortlich-
keiten der beiden Akteure Jugendsozialarbeit (Jugend-
hilfe) und Schule partnerschaftlich zu koordinieren. Will 
Jugendsozialarbeit erfolgreich an Schule wirken, braucht 
sie verbindliche Grundlagen und Standards, die nicht nur 
eine hohe Qualität ihrer Angebote garantieren, sondern 
Jugendsozialarbeit als eine wichtige Bildungsakteurin im 
Sozialraum etablieren. 

Das Deutsche Rote Kreuz (DRK) hat im Rahmen seiner 
Tätigkeit im Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit mit 
dem Schwerpunkt Qualitätsentwicklung mit einer bun-
desweiten und trägerübergreifenden Veranstaltungsreihe, 
in deren Fokus die Gestaltung einer  erfolgreichen Koo-
peration von Jugendsozialarbeit und Schule stand, den 
fachlich-konzeptionellen Diskurs zwischen den Akteuren 
an Schule angeregt. Dabei setzt sich das DRK dafür ein, 
die vielfältigen Lebenslagen von Kindern und Jugend-
lichen und armutspräventive, inklusive und bedürfnissen-
sible Aspekte in den Mittelpunkt von Qualitätsentwick-
lungsprozessen zu rücken. 

Aktuell gewinnen vor allem sozialräumliche und inklusive 
Konzepte an Bedeutung für eine qualitativ hochwertige 
Kinder- und Jugendhilfe. Die Akteure am Bildungsort 
Schule sind deshalb einmal mehr aufgerufen, Qualitäts-
entwicklungsprozesse partnerschaftlich im Dialog und 
auf Augenhöhe miteinander zu gestalten. Prof. Dr. Ste-
phan Maykus eröffnet in seinem Beitrag „Perspektiven 
und Möglichkeiten von Qualitätsentwicklung der schul-
bezogenen Jugendsozialarbeit“ vor dem Hintergrund 

einer sich als inklusiv formulierenden Jugendsozialarbeit 
den Diskursraum für einen Perspektivwechsel auf Qua-
litätsentwicklung im Zusammenwirken aller Akteure und 
Ebenen. 

Welche Rahmenbedingungen, Qualitätsstandards und 
-verfahren in der Kooperation von Jugendsozialarbeit 
und Schule aktuell erforderlich sind, um eine Kooperation 
partnerschaftlich und erfolgreich zu gestalten, fasst Tina 
Alicke in ihrem Beitrag „Qualitätsentwicklung in der Koo-
peration von Jugendsozialarbeit und Schule“ zusammen. 
Der Artikel bezieht sich auf die für das DRK im Jahr 2011 
erstellte Expertise „Jugendsozialarbeit an Schule erfolg-
reich gestalten - Qualitätsentwicklung in der Kooperation 
von Jugendsozialarbeit und Schule“. 

Eine systematische Qualitätsentwicklung setzt nicht nur 
voraus, Schule als Teil der (lokalen/regionalen/kommu-
nalen) Bildungslandschaften zu verstehen, sondern auch,  
Beteiligungsinstrumente zu entwickeln. Welche Perspek-
tiven erforderlich sind, um dies erfolgreich umzusetzen, 
stellt Roman Riedt mit seinem Beitrag „Lokale Bildungs-
landschaften: Anspruch und konzeptionelle Eckpfeiler“ 
dar. 

Qualitätsentwicklung setzt in jedem Fall ein partnerschaft-
liches Zusammenwirken aller am Prozess beteiligten Ak-
teure voraus. Dass dies zwar Zeit und Ressourcen bedarf, 
aber nachhaltig und wirkungsvoll gelingen kann, erläutert 
Sigrid-Leder-Zuther am Beispiel der Entstehung der 
„Freiburger Qualitätsstandards“, die exemplarisch für 
eine erfolgreiche Kooperation zwischen Jugendsozialar-
beit und Schule stehen. Neben dem DRK-Kreisverband 
Freiburg sind Träger der Schulsozialarbeit in Freiburg der 
Deutsche Kinderschutzbund, Ortsverband Freiburg e. V., 
IN VIA Katholischer Verband für Mädchen- und Frauen-
sozialarbeit in der Erzdiözese Freiburg e. V. und seit 2010 
die Evangelische Jugendhilfe Freiburg-Zähringen.

Das Deutsche Rote Kreuz ist seit mehr als 30 Jahren in 
Freiburg in der Schulsozialarbeit tätig und hat dabei maß-
geblich zur Qualitätsentwicklung und Fundierung der Ko-
operationsbeziehung zwischen Jugendhilfe und Schule 
beigetragen.
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Prof. Dr. Stephan Maykus 
Hochschule Osnabrück

Perspektiven und Möglichkeiten von 

Qualitätsentwicklung der schulbezogenen 

Jugendsozialarbeit

Vorüberlegung1

Perspektiven und Möglichkeiten von Qualitätsentwick-
lung der schulbezogenen Jugendsozialarbeit sind im-
mer abhängig von Perspektiven auf sie. Adressat_innen, 
Professionelle, Träger, Vertreter_innen der kommunalen 
Fachverwaltungen und von Landesbehörden haben ihre 
je eigenen Blickwinkel auf die Qualität von Jugendsozi-
alarbeit und drücken darin Erwartungen, Interessen und 
Erfahrungen aus. 

Qualität kommt im Zusammenspiel dieser unterschied-
lichen Perspektiven zustande, wird durch sie beeinflusst, 
verändert und zu einer relativen Angelegenheit. Qualität 
ist damit relativ und relational zugleich: Sie muss in Be-
ziehung zu einem Bewertungsrahmen gesetzt werden, 
der gesellschaftlich, fachlich und politisch mitbedingt ist. 
Was wir heute mit „guter“ Jugendsozialarbeit an Schu-
len verbinden, kann einige Zeit später schon ganz anders 
eingeschätzt werden. Wenn wir versuchen, Qualitätsvor-
stellungen von schulbezogener Jugendsozialarbeit zu 
entwickeln, kann man diese Aspekte nicht nur (gleichsam 
in einer „klassischen“ Qualitätsterminologie) nach Struk-
tur-, Prozess- und Ergebnisqualität systematisieren, son-
dern wird auch noch auf eine andere Unterscheidungs-
möglichkeit aufmerksam: 

Es gibt Vorstellungen von Qualität und Diagnosen von 
der Beschaffenheit alltäglicher sozialpädagogischer Ar-
beit an Schulen, die immer wieder auftreten und sich um 
ein Kernthema ranken – die Qualität der Kooperation von 
Lehrkräften und Sozialpädagogen. Man könnte diese 
Qualitätsthematik als „Dauerbrenner“ bezeichnen, „Koo-
peration soll im gegebenen Rahmen optimiert werden“. 

Gleichzeitig wird diese Thematik auch immer mehr über-
lagert von einer neuen Perspektive auf Qualitätsfragen 
schulbezogener Jugendsozialarbeit – sie bezieht sich auf 
den Standort der Jugendsozialarbeit in einer übergrei-
fenden, den schulischen Rahmen übersteigenden Sicht 
auf die Förderung von Bildungsteilhabe und sozialer Inte-
gration, „Voraussetzungen der Bildungsteilhabe in einem 
erweiterten Handlungsrahmen und der Anteil der Jugend-
sozialarbeit daran soll bestimmt werden“. 

Diese Unterscheidungsmöglichkeit zweier Perspektiven, 
mithin Blickwinkel auf Qualitätsentwicklung schulbezo-
gener Jugendsozialarbeit strukturieren die folgenden 
Überlegungen und Positionsbestimmungen. 

1. Perspektive: Der bekannte Blick auf Qua-
lität - „Kooperation im gegebenen Rahmen 
optimieren“

Die hier verfolgte Thematik ist in der Regel mit drei ersten 
Assoziationskontexten verbunden. Die Beschäftigung mit 
Qualitätsentwicklung löst Fragen aus nach 

• der Beschaffenheit der Arbeit: Setzen wir „gute“ An-
gebote um? (Kontext von „verändern und sichern“)

• Methoden: Wie können wir Qualität entwickeln? 
(Kontext von „bestimmen und erreichen“) sowie nach

• Standards: Welcher Orientierungsrahmen bietet 
Hinweise auf Qualität? (Kontext von „strukturieren 
und anpassen“)

Diese erste Perspektive, der bekannte Blick auf Qualität, ist 
unverändert aktuell, aber er ist auch grundsätzlich hinrei-
chend geklärt. Denn Methoden sind entwickelt und durch-
aus übertragbar auf schulbezogene Jugendsozialarbeit 
(wenn auch notwendig modifiziert bieten Grundlagen aus 
z. B. DIN, EFQM, Zertifizierung, dialogische Formen, Selb-
stevaluation usw. wichtige Anregungen). Auch Standards 
werden vermehrt veröffentlicht, z. B. vom Kooperationsver-
bund Schulsozialarbeit auf Bundesebene, von Landesver-
bänden der Schulsozialarbeit und auch im Zuge kommu-
naler Programme (z. B. Freiburger Qualitätsstandards der 
Schulsozialarbeit). Qualitätsrelevante Anforderungen der 
schulbezogenen Jugendsozialarbeit sind darüber hinaus 
und aktuell in einer grundlegenden Perspektive:

• Jugendsozialarbeit kann als kommunales Regelange-
bot nur dann realisiert werden, wenn sie ihr Verhältnis 
zu anderen Leistungsfeldern der Kinder- und Jugend-
hilfe klärt und die eigenen Leistungsbereiche immer 
wieder hinterfragt und kritisch weiterentwickelt. Hierfür 
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benötigen die Fachkräfte die Möglichkeit, selbsteva-
luative Prozesse zu absolvieren und reflexiv mit der 
eigenen Praxis umzugehen (Konzeptentwicklungspro-
zesse und Legitimation der Leistungen von Jugend-
sozialarbeit).

• Die Profilschärfung von Schulsozialarbeit im Sinne der 
weiteren Differenzierung ihres Auftrages, ihrer Arbeits-
prinzipien und notwendigen Rahmenbedingungen ist 
unverändert wichtig, zumal angesichts der Ganztags-
schulentwicklung und der fortschreitenden Einbezie-
hung nahezu aller Jugendhilfesegmente in die Gestal-
tung ganztägiger Bildung die Frage nach ihrem Ort in 
diesem multiprofessionellen Gefüge entsteht: Schul-
sozialarbeit ist nicht mehr nur Scharnier zu einer Kin-
der- und Jugendhilfe außerhalb der Schule, sondern 
auch Teil von umfassenderen Jugendhilfeaktivitäten in 
ihr geworden. 

• Neben dem Schulbezug ist Jugendsozialarbeit auch 
weiterhin in den Dimensionen von Kommune (als Stadt-
teil und Gemeinde) und Sozialraum zu denken. Ihren Part 
an der Gestaltung von lebensweltlichen Bildungs- und 
Entwicklungsprozessen, gerade in Benachteiligungs-
konstellationen Jugendlicher, gilt es als Zusammenspiel 
schulischer und kommunaler Angebotsstrukturen zu 
beschreiben. Damit könnte (neben und mit der offe-
nen sowie verbandlichen Kinder- und Jugendarbeit) 
die Jugendsozialarbeit auch wieder eine stärkere Auf-
merksamkeit für die Jugendphase (angesichts einer 
öffentlich dominierenden Perspektive auf frühe Bildung 
und Förderung von Kindern), ihre Bewältigungsanforde-
rungen und die notwendige Qualität professionell getra-
gener Unterstützungsräume in ihr herstellen.

Wichtig ist es vor diesem Hintergrund, dass Qualitätsfra-
gen nicht kontextlos verfolgt werden, als schiere Anwen-
dung von Methodiken, Prozessanalysen, Management-
kreisläufen o.ä., sondern lediglich als Mittel zum Zweck 
mit gezielten Verfahren zu bearbeiten sind (dieser Zweck 
ist fachlich, etwa mit Blick auf die vorstehend benannten 
Anforderungen, zu bestimmen und nicht bestimmten Lo-
giken von Qualitätsverfahren unterzuordnen). Und: Dieser 
bekannte Blick konzentriert sich vor allem auf Koopera-
tionsqualität und deren Umsetzbarkeit, angeregt durch 
die vielschichtigen Praxiserfahrungen und -probleme, die 
weiter und unverändert vorherrschen. Dabei bleibt dieser 
Blickwinkel etwas undifferenziert, denn Kooperationsqua-
lität ist nicht eindimensional und klar umrissen, sondern 
auf mehreren Ebenen zu betrachten. 

Diese Ebenen sind:

• Akteure/Personen: Sie betreiben die tägliche Entwick-
lung von Zusammenarbeit, organisieren und verstehen 

sich als Team, formulieren gemeinsame Ziele und ko-
ordinieren Aufgaben; es soll eine Kultur und Struktur 
der Zusammenarbeit entstehen.

• Institutionen: Dies ist gleichzeitig ein wichtiger As-
pekt von Schulentwicklung; Kooperation erhöht die 
Innovationsbereitschaft für die Weiterentwicklung von 
Schule und Jugendhilfe; es sollen lernende Organi-
sationen etabliert werden, die entwicklungsfähig und 
offen sind.

• Kommune: Grundsätzliche Qualitätsfragen sollten 
nicht in jeder Schule neu erfunden werden; kom-
munale Strategien der Entwicklung von lokalen 
Bildungslandschaften schaffen einen verlässlichen 
Rahmen für eine Kooperationspraxis.

• Maßnahmen: konkrete sozialpädagogische, koo-
perativ gestaltete Angebote müssen sich an neuen 
Anforderungen ausrichten, v.a. Bildung, demogra-
fischer Wandel, Migration, Integration, Ganztags-
schule.

Diese vier Ebenen müssen den bekannten Blick auf Qua-
litätsentwicklung differenzieren und betreffen demnach:

• die Qualität der Angebote, die gemeinsam und in ge-
trennter Verantwortung durchgeführt werden. Neue 
Problemfelder, Zielvorstellungen, fachliche Leitorien-
tierungen, Zielgruppen (Migration, Bildung, soziale 
Kompetenzen, Familienorientierung, Schutzaufgaben, 
Sozialräumlichkeit, Ganztagsrahmen) sind dabei zu 
bedenken.

• die Trägerqualität, die bislang eher vernachlässigt ist: 
Was müssen Träger bieten/erfüllen, um gute Jugend-
sozialarbeit vor Ort in den Schulen zu ermöglichen? 
(Fachkenntnis, Profil, Erfahrungen, Konzepte, Stellen-
beschreibungen, Begleitung, Teamorientierung, Su-
pervision, Qualifizierung, Finanzierung und Leitungs-
verhalten sind z. B. zu beachtende Aspekte).

• die Qualität der kommunalen Verankerung koope-
rativer Bildungsförderung, die neu und verstärkt dis-
kutiert wird: Fragen von Planung und Steuerung der 
Fachverwaltungen, Konzipierung von Rahmenstan-
dards geraten in den Blick.

Als zentrale These soll vor diesem Hintergrund formuliert 
werden: Die Frage nach Perspektiven der Qualitätsent-
wicklung zielt nicht auf mögliche neue Standards und 
Methoden, diese sind hinreichend gegeben. Sie zielt viel-
mehr auf die Notwendigkeit einer Positionsbestimmung 
der Jugendsozialarbeit im Kontext von Veränderungen 
und Dynamiken auf den genannten Ebenen und auf die 
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Klärung der sozialpädagogischen Qualität und Wahrung 
fachlicher Standards, die durch diese vier Ebenen beein-
flusst werden und dort zu prüfen sind. 

Der bekannte Blickwinkel erweitert sich gegenwärtig: 

• Ändern sich nur die Inhalte und Methoden der Ange-
bote? 

• Was sind veränderte Anforderungen an die professio-
nellen Akteure? 

• Ändern sich Kooperationsanforderungen? 

• Was heißt das für Schulentwicklung? 

• Für die Organisationsentwicklung der Träger? 

• Hat schulbezogene Jugendsozialarbeit ihren Platz in 
der kommunalen Bedarfsplanung? 

• Verändert sich ihr Stellenwert? 

• Wie kann sie ihn behaupten? 

• Kommt es zu einer Neuausrichtungen in der kommu-
nalen Angebotslandschaft? 

• Ist sie als Partnerin in kommunalen Netzwerken der 
kooperativen Bildungsförderung mitgedacht? 

Dieses erweiterte Bedingungsgefüge lässt die Qualitäts-
frage in einem neuen Licht erscheinen und bedeutet für 
schulbezogene Jugendsozialarbeit einen Prozess der 
Selbstvergewisserung und Profilbestimmung. Der be-
kannte Blickwinkel wird nicht nur ausdifferenziert, son-
dern zu einem veränderten, er wird letztlich zu einer zwei-
ten Perspektive. 

2. Perspektive: Der veränderte Blick auf 
Qualität - „Voraussetzungen der Bildungsteil-
habe in einem erweiterten Handlungsrahmen 
und den Anteil der Jugendsozialarbeit daran 
bestimmen“

Der veränderte Blick ordnet Qualität in ein Zusammen-
spiel mehrer Entwicklungsanforderungen an die Jugend-
sozialarbeit ein, in dem sie nachgeordnet (aber nicht 
nachrangig) ist. 

Dies sind: 

• die Konzeptentwicklung: Schulbezogene Jugend-
sozialarbeit muss ihre Ziele, fachlichen Vorstellungen, 

Maximen, Strategien im veränderten Rahmen Schu-
le/Bildung bestimmen, um überhaupt eine Basis für 
schulbezogene Aktivitäten zu haben und anbieten zu 
können, gerade mit Blick auf die neuen/veränderten 
Anforderungen und Themen der Praxis), 

• die Kooperationsentwicklung: den bekannten Blick 
differenzieren und die vier Ebenen nicht missachten, 
damit Verantwortung nicht nur auf den Schultern der 
Professionellen lastet, sondern auch den anderen 
Ebenen der Angebote, Organisationen, Kommune 
zugeschrieben wird) sowie 

• die Qualitätsentwicklung: Qualität der Tätigkeiten 
ausprägen, im Sinne von überprüfen, weiterentwi-
ckeln, kommunizieren, evaluieren, Trägerqualität pro-
filieren, Strategieentwicklung betreiben. 

Zukunftsthemen von Qualitätsentwicklung 
der schulbezogenen Jugendsozialarbeit

Quintessenz: Bis vor wenigen Jahren war das Thema Ju-
gendhilfe und Schule vor allem der Frage der Koopera-
tionsentwicklung gewidmet. Diese Thematik ist weiterhin 
von Belang und in der Praxis keineswegs in ihrem Konflikt-
potential aufgelöst, jedoch gibt es eine deutlich erkenn-
bare Verschiebung in der Betrachtung des Zusammen-
wirkens: von der institutionellen Perspektive (Schule 
neu gestalten und ihre Funktion unterstützen) hin zu ei-
ner sozialräumlichen Perspektive (der Gestaltung von 
Bildungsorten für junge Menschen in einer institutionell 
übergreifenden Sichtweise) sowie zu einer subjektori-
entierten Perspektive (von den Bildungsbiografien aus-
gehende Konzipierung sozialpädagogischer Angebote). 
Diese Entwicklung ist mit Anforderungen verbunden, mit 
einem Anforderungsgefüge an schulbezogene Jugend-
hilfe, die gleichermaßen Innovationen eingehen, wie auch 
Bewährtes erhalten und stabilisieren sowie Profil zeigen 
soll. Vor diesem Hintergrund werden sich Zukunftsfragen 
der Qualitätsentwicklung verstärkt beziehen auf: 

• Trägerqualität (den Rahmen fachpolitisch gestalten), 

• Personalqualität (Begleitung und Qualifizierung bieten), 

• Partizipationsqualität (Stimme der Adressat_innen hö-
ren, den Bedarf erkunden), Schulqualität (das Arbeits-
feld muss sich mitentwickeln und öffnen), 

• Netzwerkqualität (Kommune als Bezug von Planung 
und Steuerung etablieren) sowie

• Profilqualität (Schulbezug ist ein Handlungsbezug, 
aber nicht der einzige von Jugendsozialarbeit). 

Wie anschlussfähig sind diese Forderungen an die Orga-
nisationskontexte von Trägern und Einrichtungen? Wie 
wird mit den Anforderungen umgegangen? Inwiefern 
wird der beschriebene infrastrukturelle Wandel auch ein 
strategischer und organisationsgestaltender? Mit diesen 
fachpolitischen Fragen wird ein Horizont von Selbstverge-
wisserung deutlich, den es zu klären und konzeptionell zu 
beantworten gilt – und der Perspektiven einer zukunfts-
fähigen schulbezogenen Jugendsozialarbeit konturieren 
wird, auch unterstützt durch eine systematische Entwick-
lung von Qualität alltäglicher Arbeit in den Schulen. 

Damit diese systematische Entwicklung von Qualität im 
schulischen Alltag gelingt und Jugendsozialarbeit ihr Profil 
als Leistungsfeld der Kinder- und Jugendhilfe in schulische 
Kooperationen einbringen kann, ist sie durchaus auch Teil 
einer sozialpädagogisch fundierten Betrachtung aktueller 
gesellschaftlicher und fachpolitischer Entwicklungen.  
Hier ist einerseits die weitreichende und langfristige 

Gestaltungsaufgabe inklusiver Bildung zu nennen: 
Jugendsozialarbeit ist eine Instanz der Beschreibung und 
öffentlichen Darstellung von Benachteiligungskonstellati-
onen. Gleichzeitig stellt sich die Frage nach dem Wider-
spruch, mit häufig exklusiven und exkludierenden Hilfen 
gesellschaftliche Integration leisten zu wollen. Dieser Wi-
derspruch entspringt dem Defizitansatz und beinhaltet 
ein reduziertes Grundverständnis von Teilhabe, über das 
Inklusion deutlich hinaus geht. 

Andererseits gilt es ihren Anteil an der als Einheit zu ver-
stehenden Leistungsstruktur der Kinder- und Jugend-
hilfe zu behaupten, indem nicht nur ihr Profil geschärft, 
sondern auch auf (fach-)politischen Entscheidungen 
basierende Voraussetzungen und notwendige Ressour-
cen für eine gute Jugendsozialarbeit an Schulen sowie 
in Kommunen geschaffen werden – der letztlich vielleicht 
wichtigste Aspekt einer Qualitätsentwicklung schulbezo-
gener Jugendsozialarbeit der Zukunft.
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Qualitätsentwicklung in der Kooperation  

von Jugendsozialarbeit und Schule1

Durch die rasante technische und ökonomische Entwick-
lung der vergangenen Jahrzehnte haben gesellschaft-
liche Veränderungsprozesse eine bisher ungekannte 
Beschleunigung erfahren, die sich auf alle Bevölkerungs-
gruppen und Lebensbereiche auswirkt. Für Kinder und 
Jugendliche bedeutet diese beschleunigte Entwicklung 
u.a., dass Freiräume und Erprobungsfelder für das eige-
ne Leben schrumpfen, während die Anforderungen an die 
Lebensbewältigung steigen. 

Allerdings stehen auch Familien zusehends unter Druck. 
Umso eher besteht das Risiko, dass die Eltern als Res-
sourcen für die Kinder und Jugendlichen zumindest  
teilweise entfallen (vgl. Hurrelmann 2010: 187-189; 
Merten 2002). Immer häufiger wird die Aufforderung 
an Schule gerichtet, die daraus resultierenden Defizite  
aufzufangen und besonders Zielgruppen mit verschie-
denen Problemlagen, die weit über das „rein Schu-
lische“ hinausreichen, adäquat zu unterstützen. Damit 
Schule aber Chancen für den weiteren Lebensverlauf 
öffnen kann, ist eine enge Kooperation verschiedener 
Akteure, besonders aber zwischen Jugendsozialarbeit 
und Schule notwendig.

Die Systeme Schule und Jugendsozialarbeit weisen al-
lerdings sehr unterschiedliche Voraussetzungen auf, die 
ihren Niederschlag auch in der Arbeit mit Jugendlichen 
finden. Die klassischen Aufgaben von Schule bestehen 
nach Fend (1980) in Qualifikation, Selektion und Alloka-
tion („Verteilung“) von beruflichen und Lebenschancen 
durch Prozesse der Leistungsbewertung und Auslese 
sowie in der Legitimation von Grundwerten zur Stabilisie-
rung der Gesellschaft. Diese Aufgaben ordnen sich in den 
allgemeinen Erziehungsauftrag der Schule ein. 

Eine grundsätzliche Aufgabe von sozialer Arbeit, ist dem-
gegenüber die gesellschaftliche Integration (vgl. Merten 
1997: 87), um die negativen Auswirkungen von gesell-
schaftlichen Differenzierungsprozessen auszugleichen, 
wenn die traditionellen und individuellen Bearbeitungssy-
steme, z. B. innerhalb der Familie, nicht mehr ausreichen 
(vgl. Olk et al. 2000: 15). Für die Jugendhilfe gemäß SGB 
VIII ergeben sich daraus als Aufgaben:

• die allgemeine Förderung aller Kinder und Jugend-
lichen,

• direkt helfende Aufgaben, die sich an besonderen Pro-
blemlagen bzw. Zielgruppen ausrichten und

• politische Aufgaben (Planungsverpflichtung, Einmi-
schung).

Jugendsozialarbeit gemäß § 13 SGB VIII richtet sich dabei 
explizit an junge Menschen mit sozialen oder individuellen 
Benachteiligungen sowie an deren Familien. 

Aus dem Widerspruch zwischen der vorrangigen Diffe-
renzierungsfunktion von Schule und der primären Inte-
grationsfunktion von Jugendsozialarbeit (Olk et al. 2000: 
17) sowie den daraus resultierenden unterschiedlichen 
Handlungslogiken und dem differierenden Blick auf die 
Jugendlichen ergibt sich ein grundlegendes Spannungs-
verhältnis für die Kooperation der beiden Systeme (vgl. 
Speck 2006: 113). 

Herausforderungen der Kooperation  
zwischen Jugendsozialarbeit und Schule

Schwierigkeiten in der Kooperation zwischen Jugendsozi-
alarbeit und Schule sind derzeit meist durch drei Faktoren 
begründet: (1) unzureichende Ausstattung mit finanziellen 
und personellen Ressourcen, (2) unterschiedliche kon-
zeptionelle Erwartungen und Vorstellungen der beteiligten 
Kooperationspartner_innen sowie (3) unzureichende ord-
nungspolitische und rechtliche Absicherung der Koopera-
tionsformen zwischen Jugendsozialarbeit und Schule. 

Kooperationen bedeuten zunächst einen Mehraufwand 
an Zeit, der sich mittelfristig amortisieren und langfristig 
durch Synergieeffekte zu einer Arbeitserleichterung führen 
sollte. Dafür ist jedoch ein systematisches Vorgehen not-
wendig. Bisher ist eine erfolgreiche Kooperation jedoch 
noch allzu häufig von der personalen Zusammensetzung 
der Kooperationspartner_innen und dem Engagement 
von Einzelpersonen abhängig.

Um eine gemeinsame Basis für die zahlreichen Anforde-
rungen in der Kooperation von Jugendsozialarbeit und 
Schule bei der Förderung von Kindern und Jugendlichen 
zu schaffen, ist daher eine systematische Qualitätsent-
wicklung erforderlich. 

Begrifflichkeit Qualitätsmanagement,  
-sicherung und -entwicklung 

Qualitätssicherung (oder Qualitätskontrolle) ist ein Sam-
melbegriff für unterschiedliche Ansätze und Maßnahmen 
zur Sicherstellung festgelegter Anforderungen an Struk-
turen, Prozesse oder Ergebnisse. Je nach dem Bereich, in 
dem Qualitätssicherung stattfindet, werden unterschied-
liche Qualitätskriterien (Qualitätsindikatoren) formuliert. 

Das Qualitätsmanagement bildet die strukturelle und 
methodische Basis der Qualitätssicherung. Durch das 
Qualitätsmanagementsystem wird eine ganzheitliche Be-
trachtung der Qualität eingeschlagen, die sich nicht auf 
die Betrachtung der Produkt- oder Dienstleistungsquali-
tät beschränkt, sondern alle Aspekte der beteiligten Insti-
tutionen berücksichtigt. Die Qualität soll somit insgesamt 
als Querschnittsaufgabe der fachlichen (Selbst-)Reflexion 
und Weiterentwicklung betrachtet werden. Aus der ganz-
heitlichen Betrachtung von Qualitätssicherung resultiert 
der Gedanke, dass sich die Qualität der Dienstleistung 
nicht isoliert von Themen wie Strategie, Ressourcenein-
satz, Führung und auch der Ergebnissituation sicherstel-
len lässt. Qualitätsmanagement beinhaltet dabei auch die 
Steuerung der Prozesse von Qualitätsentwicklung, Quali-
tätssicherung und Evaluation.

Qualitätsentwicklung bezeichnet die Entwicklung 
von Qualitätskriterien, Instrumenten und Grundlagen für 
die Umsetzung professioneller Standards und Ziele so-
wie deren Weiterentwicklung und hat zum Ziel, Qualität 
und Rahmenbedingungen in einem kontinuierlichen, di-
aloghaften Prozess zu verbessern. In einem weiteren, 
konzeptionellen Verständnis kann damit auch die Ent-
wicklung von Abläufen und Arbeitsschritten bezeichnet 
werden (vgl. Speck/Olk 2004: 42f.).

Qualitätssicherung impliziert die Umsetzung der Ziel-
planung unter optimalem Einsatz der verfügbaren Res-
sourcen durch die Standardisierung bewährter Vorge-
hensweisen und Maßnahmen.

Evaluation bezeichnet die Überprüfung und Bewertung 
der eingesetzten Maßnahmen in Hinblick auf die ver-
einbarten Ziele. Sie kann von Außenstehenden oder als 
Selbstevaluation durch die am Prozess beteiligten Fach-
kräfte durchgeführt werden (vgl. Renges/Lerch-Wolfrum 
2004: 56)

Damit eine Kooperation nicht von vornherein zum Schei-
tern zu verurteilt ist, muss zudem den rechtlichen und 
ordnungspolitischen Rahmenbedingungen Rechnung 
getragen werden. Dies beginnt z. B. bei der Versiche-
rungsfrage für Dienstreisen der Lehrkräfte, die häufig 
nicht geklärt ist. Des Weiteren müssen die erforderlichen 

finanziellen, räumlichen und sächlichen Ressourcen be-
reitgehalten werden. 

Verfahren der Qualitätsentwicklung in 
der Kooperation

Verfahren der Qualitätsentwicklung bedürfen verschie-
dener Prozesse, die zwischen unterschiedlichen Ebe-
nen (z. B. Fach- und Lehrkräfte, Schule und Träger) 
koordiniert werden müssen. In Anlehnung an die syste-
matische Qualitätsentwicklung in der Schulsozialarbeit 
(VQE-SSA) von Speck/Olk (2004: 329) lassen sich dabei 
idealtypisch fünf Phasen den Qualitätsentwicklung un-
terscheiden: Vorbereitung, Konzeption und Qualitäts-
steuerung, Transfer und Information, Evaluation, Bericht 
und Reflexion. Im Anschluss an die Reflexionsphase 
setzt u.U. eine Rejustierung ein, in Anlehnung an den 
Qualitätskreislauf (s.a. Abb. 2). 

Bei all diesen Verfahrensschritten besteht eine Span-
nung zwischen dem Anspruch an Verallgemeinerbarkeit 
und dem notwendigen Einbezug von örtlichen Rahmen-
bedingungen, Konzepten und Anliegen. Zentral für eine 
erfolgreiche Implementierung der Qualitätsentwicklung in 
der Kooperation ist dabei, dass die vereinbarten Ziele und 
Messlatten (Qualitätsstandards) 

• „von der Institution gewollt, 

• von der Leitungsebene verantwortet, 

• in der Sichtweise der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
verankert und 

• in Arbeitsprozessen festgelegt sind“ (Zentrum Bayern 
Familie und Soziales – Bayerisches Landesjugendamt 
2006).

Ebenen der Kooperation zwischen  
Jugendsozialarbeit und Schule

In der praktischen Umsetzung ist eine gelingende Koo-
peration zwischen Jugendhilfe und Schule auf verschie-
denen Ebenen angesiedelt. Dazu zählen 

• Gesetzgebung (Bundesebene),

• Gesetz- und verfahrensgebende sowie administrative 
Kooperation auf Ebene der Länder/Landkreise (z. B. im 
Rahmen von politischen Beschlüssen),

• Konzeptionelle Kooperation auf kommunaler Ebene 
(z. B. durch umfassende Gremien der Kooperation),
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Abbildung 1: Ebenen und Aufgaben im Kooperationsprozess  
Quelle: eigene Darstellung

• Kooperation auf sozialräumlicher Ebene (z. B. in Form 
von runden Tischen),

• Kooperation einzelner Schulen mit den freien und öf-
fentlichen Trägern der Jugendsozialarbeit.

Kooperation und Vernetzung sind jedoch komplexe Pro-
zesse, bei denen sich die verschiedenen Ebenen nicht 
eindeutig abgrenzen lassen, sondern die übergreifende 
Aufgaben übernehmen. 

Auch wenn einige der Aufgaben mehr oder minder stark 
durch einen oder mehrere Akteure dominiert werden – 
z. B. die Legislative durch die Politik – kann generell von 
einem Zusammenwirken der Akteure in den Einflussbe-
reichen von Qualitätsent wicklung sowie von deren ge-
genseitigem Zusammenspiel ausgegangen werden. Sie 
wirken dabei diskursiv, normativ, legislativ und metho-
disch auf die Ausgestaltung der Kooperation zwischen 
Jugendsozialarbeit und Schule ein.

Unter diskursiven Einflüssen können mit Blick auf die Ko-
operation von Jugendhilfe und Schule alle gesellschaft-
lichen, politischen, fachpolitischen, wissenschaftlichen 
und fachpraktischen Debatten verstanden werden, die 
z. B. die Entwicklung von Bildungschancen, Notwendig-
keiten der Kooperation (u.a. Rollenwandel von Schule 
und ansteigender Bedarf), Umsetzungen von Kooperati-
on (z. B. Netzwerkbildung) oder die Qualität von Koopera-
tionen zum Gegenstand haben. 

Die Gesetzgebung von Bund und Ländern, die legislati-
ven Einflüsse, kann als ein Ergebnis z.T. jahrzehntelanger 

Debatten dieser Diskurse angesehen werden. Sie bildet 
den gesetzlichen Rahmen für alle weiteren Entwicklungen 
und Umsetzungen auf Landes-, kommunaler, sozialräum-
licher, Träger- und Schulebene (u.a. § 13 des SGB VIII, 
aber auch § 1, §§ 80 und 81 und § 11 SGB VIII).

Die sich aus diesen Diskussionen formulierenden Grund-
lagen, Mindeststandards und der fachliche State-of-the-
art – besonders im Rahmen der Fachdiskussion sowie 
die fachpolitischen Stellungnahmen und Empfehlungen 
– können als normierende bzw. normative Einflüsse be-
zeichnet werden (z. B. Deutscher Paritätischer Wohl-
fahrtsverband 2009; DRK 2009; AGJ 2006). 

Die allgemeinen Veröffentlichungen zu konkreten Verfah-
ren und Methoden sind kaum mehr zu überblicken. Nach 
Speck (2006: 56ff.) lassen sich jedoch grundlegend zwei 

Abbildung 2: Akteure und Einflussbereiche  
der Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule  
Quelle: eigene Darstellung

unterschiedliche Ansätze bei der Bestandsaufnahme von 
Qualitätsentwicklung unterscheiden: 

1. die „Qualitätsentwicklung im engeren Sinn“, die sich 
vor allem auf systematische Verfahren bestehender 
Qualitätsmanagementsysteme und Konzepte konzen-
triert, z. B. in den Verfahren DIN EN ISO 9000f., Total 
Quality Management (TQM) und European Foundation 
for Quality (EFQM). Gemeinsam sei diesen und den 
meisten anderen Konzepten jedoch ein „Qualitäts-
kreislauf“ sich wiederholender Arbeitsschritte.

2. demgegenüber subsumiert die „Qualitätsentwick-
lung im weiteren Sinn” als Instrumenteneinsatz eine 
Vielzahl von Instrumenten in der Jugendhilfe (Speck 
2006: 58f.). 

Die verschiedenen Akteurs- und Einflussebenen bilden 
den Rahmen, vor dem die Ausgestaltung der Qualitäts-
entwicklung in der Kooperation von Jugendsozialarbeit 
und Schule – sowohl mit Blick auf Verfahrensgebung und 
Administration aus Länder- und kommunaler Ebene, als 
auch in der konkreten Umsetzung auf sozialräumlicher, 
Schul- und Trägerebene –, erfolgen muss. 

Die Bereitstellung von Rahmenbedingungen sowie die 
Steuerung der Prozesse von Qualitätsentwicklung sind 
Leitungsfunktionen (vgl. Zentrum Bayern Familie und So-
ziales – Bayerisches Landesjugendamt 2006). Bolay et al. 
(2003) unterscheiden fünf Formen der Leitung, die sich 
innerhalb eines Spektrums bewegen, das von stark struk-
turierender Steuerung bis hin zu größtmöglicher Flexibili-
tät reicht (vgl. Abb. 4). 

Die Wahrnehmung dieser Funktion steht dabei stets im 
Spannungsfeld zwischen konzeptioneller Ausgestal-
tung und Verbindlichkeit einerseits sowie den örtlichen 
Anforderungen und Notwendigkeiten von Flexibilität an-
dererseits. Die Orientierung am Sozialraum bietet die 
Möglichkeit, die Kenntnisse um die konkreten Lebens-
bedingungen von Kindern und Jugendlichen vor Ort in 

das System Schule einzubringen, die Kluft zwischen der 
schulischen und außerschulischen Lebenswelt zu verrin-
gern und die fachliche Stabilisierung der Schulsozialarbeit 
sicherzustellen (vgl. Bolay et al. 2003).2 

Damit wurde zugleich die heutige Vorgabe gestärkt, in 
der schulbezogene Jugendhilfe nicht mehr dem primären 
Bezugssystem Schule untergeordnet ist, sondern sich als 
gleichberechtigter und weitergehend vernetzter Partner in 
ein umfassendes Kooperationssystem einbringt. 

Die Schulsozialarbeit strebt in ihrer „klassischen“ Form, 
in der eine bei einem freien oder öffentlichen Träger an-
gestellte Fachkraft der Jugendhilfe an der Schule arbei-
tet, die Vernetzung der Systeme Schule und Jugendhilfe 
als außerschulisches System an. Die räumlichen Bezü-
ge im Stadtteil schwingen dabei meist implizit mit oder 
werden bei sozialraumorientierten Kooperationsformen 
auch explizit in die Kooperation einbezogen. Die Quali-
tätsentwicklung sollte sich somit zum einen an externen 

Abbildung 4: Spektrum der Steuerung  
Quelle: eigene Darstellung nach Bolay et al. 2003

Abbildung 3: Qualitätskreislauf  
Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Speck 2006: 58



158 159F 2: Qualitätsentwicklung in der Kooperation von Jugendsozialarbeit und Schule F 2: Qualitätsentwicklung in der Kooperation von Jugendsozialarbeit und Schule

1. Sicherheit

• Rechtssicherheit durch klare gesetzliche Rahmenbedingungen.

• Finanzielle Sicherheit durch langjährige Förderung, daher möglichst unter Beteiligung der Landesebene.

• Planungssicherheit durch Kontinuität und Verlässlichkeit der Entwicklung auf politischer Bundes-, Landes und 
kommunaler Ebene.

• Personale Kontinuität als wichtigstes Kriterium für Vertrauensbildung und Nachhaltigkeit der Kooperation.

2. Fachlichkeit

• Koordinierung und Steuerung als Leitungsaufgabe – Kooperation soll von Leitung gewünscht sein und initiiert 
werden.

• Organisatorische und fachliche Kompetenz der Leitung durch entsprechende personelle Besetzung.

• Kompetenz und Qualifikation der Fachkräfte durch Personalentwicklung und Weiterbildung.

• Kenntnisse über die andere Profession als Grundstein eines gelingenden Austauschs.

Vorgaben von Landes- oder kommunaler Ebene orien-
tieren, zum anderen ist sie von den jeweiligen örtlichen 
Gegebenheiten geprägt.

Aufgrund dieser Schnittstellenfunktion kommt den Fach-
kräften der Jugend- bzw. Schulsozialarbeit in der prak-
tischen Umsetzung von Kooperation eine herausragende 
Bedeutung zu. Damit stehen die Fachkräfte jedoch zu-
gleich im Spannungsfeld zwischen den zwei Handlungs-
logiken. So sind sie z. B. in ihrem integrativen Auftrag und 
im Rahmen der Personalplanung dem jeweiligen Träger 
der Jugendhilfe zugeordnet, unterstehen jedoch gleich-
zeitig dem Hausrecht der jeweiligen Schulleitung und 
dem schulgerichteten Handlungsinteresse im Aufbau von 
Kooperation, von dem u.a. die Aushandlung von Rollen 
und Handlungsspielräumen abhängen. 

Daher ist zum einen die fachliche Haltung und Qualifikati-
on der jeweiligen Fachkraft ebenso entscheidend für den 
Erfolg von Kooperation an der Schule wie die personelle 
Kontinuität, um den Kooperationsprozess längerfristig zu 
begleiten. Zum anderen bedarf es jedoch eines klaren 
Auftrags und der Unterstützung von Seiten des Trägers 
sowie des Kooperationsauftrags der Schulleitung, um 
wirksame Kooperationen mit aufbauen zu können, der 
konzeptionellen Verankerung und Bereitstellung von Res-
sourcen auf den Leitungsebenen (ebd.), die Vernetzung in 
Gremien und die Förderung einer „Kultur der Vernetzung“ 
(vgl. Beywl/Bestvater 1998: 39). 

Jede dieser Ebenen folgt unterschiedlichen Hand-
lungslogiken, Interessen und strukturellen Prozessen. 

Qualitätsentwicklung in der Kooperation ist daher Ge-
genstand eines Aushandlungsprozesses, an dem die 
verschiedenen Akteursebenen beteiligt sind und dessen 
Gelingen von verschiedenen Bedingungen abhängt.

Bedingungen einer gelingenden Kooperation

Aufgrund der Komplexität an Akteuren, Handlungsebe-
nen und Prozessen ist eine Kooperation im Allgemeinen 
von bestimmten Voraussetzungen abhängig, um nach-
haltig und zielgerichtet wirken zu können. In der Koope-
ration und Qualitätsentwicklung zwischen Jugendsozial-
arbeit und Schule treten dazu spezifische Bedingungen, 
die sich aus strukturellen (z. B. Ressourcenausstattung 
und gesetzliche Lage), systemimmanenten (z. B. unter-
schiedliche Handlungslogiken von Schule und Jugend-
hilfe) und personellen Unsicherheiten oder Unwägbar-
keiten ergeben. 

Obwohl unterschiedliche Voraussetzungen vor Ort exi-
stieren, lassen aus den vorliegenden Erkenntnissen und 
Erfahrungen verschiedene Bedingungen für eine gelin-
gende Umsetzung der Kooperation identifizieren.3 

Die Herstellung, Förderung und Weiterentwicklung dieser 
Rahmenbedingungen ist ein essentieller Bestandteil des 
Qualitätsmanagements. Die folgenden sechs Felder der 
gelungenen Kooperation sind dabei keine starre Vorgabe, 
sondern bilden zusammen einen Rahmen, innerhalb des-
sen die jeweiligen Konzepte vor Ort ausgehandelt werden 
können.

6. Partnerschaftlichkeit

• Partizipation und Mitbestimmungsmöglichkeiten aller Ebenen, denn „lokale Bildungslandschaften können nicht 
verordnet werden“ (Kreisjugendring Göppingen 2009: 11).

• Gleichberechtigung und Partnerschaftlichkeit als Leitgedanken der Kooperation.

• Gemeinsame Konzeption und Planung aller Beteiligten von Anfang an und Entwicklung eines konsensfähigen 
Konzeptes.

• Freiwilligkeit der Beteiligung als notwendige Voraussetzung für persönliches Interesse, Motivation und Engage-
ment der Beteiligten.

7. Stabile Rahmenbedingungen

• Räumliche Nähe und gute Infrastruktur, idealerweise in der Schule und von der Schule bereitgestellt.

• Inhalte und Terminierung von Projekten in Abstimmung mit dem Unterrichtsplan und in Anlehnung an die Schul-
jahresstruktur.

• Vorhandensein zeitlicher Ressourcen und Spielräume durch angemessenen Personaleinsatz und Besetzung mit 
Vollzeitstellen in der Jugendsozialarbeit.

3. Klarheit

• Verbindlichkeit von Ansprechpartner_innen auf allen Ebenen.

• Organisationsinterne Klarheit von Bedarfen, Erwartungen und Zielen auf allen Ebenen durch Diskussion im Vor-
feld der Kooperation und kontinuierliche Selbstreflexion.

• Klarheit und Verbindlichkeit von Zielen, Grenzen, Verfahren und Absprachen auf allen Ebenen der Kooperation 
durch gemeinsame Konzeption.

• Klarheit von Rollen und Zuständigkeiten durch gemeinsames Aushandeln.

4. Offenheit

• Offenheit der Systeme – statt Fixierung auf eigene Strukturen, z. B. durch Teilnahme und Einfluss der Jugendso-
zialarbeit in schulischen Gremien.

• Regelmäßig externer und interner Austausch und Information durch regelmäßige Treffen und Informationsveran-
staltungen.

• Soviel Steuerung wie nötig, so wenig wie möglich – Flexibilität von Steuerung und administrativen Strukturen.

• Übergreifende Vernetzung auch mit anderen Systemen der Lebenswelt von Jugendlichen.

• Dialogorientierte Problemlösung bei Problemstellungen und im Konfliktfall.

5. Wertorientierung

• Vorliegen eines Minimalkonsenses gemeinsamer Werte und Ziele sowohl in der Politik als auch bei den beteiligten 
Akteuren.

• Orientierung an den Lebenswelten von Jugendlichen als Bezugspunkt für Schule, Jugendhilfe und weiteren 
Partnern in Kommune und Sozialraum.

• Kultur der Vernetzung und Aufbau auf bestehende Netzwerke.

• Interprofessionalität als fachliches Selbstverständnis und als Qualitätsparameter.

• Wertschätzung und Akzeptanz als Grundlagen der Kooperation.
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Fazit

Qualitätsentwicklung und -sicherung in der Kooperation 
von Jugendsozialarbeit und Schule ist ein umfassender 
Prozess, an dem Akteure verschiedener Ebenen teilneh-
men und der den Beteiligten einen deutlichen Aufwand 
an Ressourcen abverlangt. In der Praxis gerät daher zu-
weilen aus dem Blick, dass Qualitätsentwicklung keinen 
„Selbstzweck“ oder eine „Beschäftigungsmaßnahme“ 
darstellt, sondern das konkrete Ziel verfolgt, die Koope-
ration zwischen Jugendhilfe und Schule in mehrfacher 
Hinsicht zu verbessern. 

Diese Verbesserung lässt sich in folgender Weise subsu-
mieren: 

• von Einzel- und Systeminteressen hin zu gemein-
samen Zielen

• von der Spontaneingebung hin zu kontinuierlichen 
Wegen

• von der „Einbahnstraße von oben nach unten“ zur Be-
teiligung

• vom „Einzelkämpfer“ bzw. der Abhängigkeit vom En-
gagement Einzelner hin zur verbindlichen Struktur.

Qualitätssicherung und -entwicklung bieten Möglich-
keiten zur Rejustierung von Prozessen, um das gemein-
same Hauptziel aller Beteiligten – die Verbesserung von 
Bildung und Bildungschancen – zu erreichen. 

Die Erfordernisse der Kooperation enden jedoch nicht an 
den Grenzen der Systeme Jugendsozialarbeit und Schu-
le, sondern brauchen als entscheidenden Gelingensfaktor 
einen hohen Grad an Finanzierungs- und Planungssicher-
heit, um die Kontinuität von Kooperationen zu gewährlei-
sten. Eine solch langfristige Planung und eine nachhaltige 
Entwicklung sind allerdings ohne die Beteiligung der Po-
litik, auch auf Länderebene, und aller Akteure, die an der 
Gestaltung von Lebenswelten von Kindern und Jugend-
lichen beteiligt sind, nicht möglich. 

Es ist daher nicht nur notwendig, die Qualitätsentwick-
lung auf kommunaler, sozialräumlicher und Schulebene 
verstärkt in den Blick zu nehmen, sondern auch, be-
stehende Unsicherheiten in der gesetzlichen Rahmung 
abzubauen4, eine nachhaltige Finanzplanung und lang-
fristige (politische) Zielsetzungen sicherzustellen, die 
personelle Kontinuität zu sichern und Netzwerke auszu-
bauen, um eine auf Nachhaltigkeit ausgerichtete Koope-
ration zu sichern. 

Roman Riedt 
Landeskooperationsstelle Schule - Jugendhilfe Brandenburg - kobra.net

Lokale Bildungslandschaften:  

Anspruch und konzeptionelle Eckpfeiler

Bildungsorte und -gelegenheiten, wie z. B. die Kita, die 
Schule, der Sportverein, die Bibliothek, die Musikschu-
le, das Jugendzentrum, der Treffpunkt im Park oder die 
Volkshochschule, sind lokal verortet und werden wesent-
lich von den Entscheidungsträger_innen innerhalb einer 
Kommune, einer Region gestaltet und mit Ressourcen 
ausgestattet. Es sind Orte und Einrichtungen, die den All-
tag der Bürger_innen prägen und Bildung ermöglichen. 
Durch das „Expertenwissen“ der Akteure vor Ort können 
diese Bildungsgelegenheiten aufeinander abgestimmt 
und auf den unmittelbaren Bedarf zugeschnittene Ange-
bote entwickelt werden. Der Ansatz der lokalen Bildungs-
landschaften greift dieses Potential auf. Der folgende 
Beitrag umreißt zunächst den konzeptionellen Ansatz der 
lokalen Bildungslandschaft, benennt die wesentlichen 
Akteure und beschreibt strukturelle Hindernisse auf der 
Ebene der Kommunen sowie notwendige Entwicklungen 
um lokale Bildungslandschaften aufbauen zu können. 
Daran anschließend werden wesentliche Eckpfeiler einer 
lokalen Bildungslandschaft skizziert.1

Zum Begriff der lokalen Bildungslandschaft gibt es bereits 
eine Reihe von Definitionsansätzen, u. a. des Deutschen 
Städtetages, des Deutschen Vereins und des Deutschen 
Jugendinstituts. Sie unterscheiden sich zum Teil in den 
Zielstellungen und Schwerpunktsetzungen und in den 
Begriffen „lokal“, „regional“ und „kommunal“. Alle nennen 
explizit (benachteiligte) Kinder und Jugendliche als Ziel-
gruppe. Der konzeptionelle Anspruch ist nach Ansicht des 
Autors aber weiter zu fassen: Lokale Bildungslandschaf-
ten sollen alle Bürger_innen erreichen und berücksichtigen 
stärker die Perspektive des lebenslangen Lernens. 

Die gelingende Kooperation von Schule sowie Kinder- 
und Jugendhilfe wird in bestehenden Beschreibungen 
übereinstimmend als eine tragende Säule im Konzept 
der lokalen Bildungslandschaften benannt. Die Entwick-
lung einer geeigneten Kooperationspraxis zwischen bei-
den Systemen wird dabei als „Hauptvoraussetzung einer 
bedarfsgerechten und lebensweltorientierten Gestaltung 
von Bildungsorten betrachtet“ (Bundesministerium für 
Familien, Senioren, Frauen und Jugend 2005: 480ff.). 
Der system- und ressortübergreifende Ansatz ist aller-
dings zu erweitern. Das abgestimmte Miteinander von 
Schule und Kinder- und Jugendhilfe ist zwar eine grund-
legende, aber nicht hinreichende Voraussetzung dafür, 

dass lokale Bildungslandschaften erfolgreich gestaltet 
werden können. Dieser Kern muss zwingend um weitere 
gesellschaftlich relevante Bereiche wie Familie, Gesund-
heit, Soziales, Kultur, Sport und Wirtschaft, die für sich 
getrennt organisiert sind, erweitert werden. 

In der Zusammenarbeit der verschiedenen Bereiche geht 
es dabei um mehr als (begrenzt wirkende) Netzwerke, die 
vor Ort gebildet werden bzw. arbeiten. Erst wenn kom-
munale Politik und Verwaltung als zentral koordinierende 
und gestaltende Akteure wirken, ist eine gemeinsame 
Zielsetzung und abgestimmte Koordination aller Bildungs-
bereiche möglich, da Netzwerke „ohne eine kommunale 
Verankerung im Sinne der Verantwortung öffentlicher Trä-
ger keine neue Qualität der Vernetzung erreichen können 
und häufig beschränkt bleiben auf institutionelle Themen 
und Anlässe. Ohne den expliziten kommunalpolitischen, 
strategisch-planerischen Bezug sollte nicht von einer 
Bildungslandschaft sondern von Kooperationsprojekten 
entsprechender Bildungspartner gesprochen werden“ 
(Maykus 2012: 137f.). Gelingt diese Einbindung bzw. 
Verbindung jedoch, können thematische und räumliche 
Begrenzungen überwunden werden. 

Die Definition von Durdel/Bleckmann fasst die zentralen 
Aspekte prägnant zusammen: „Lokale Bildungsland-
schaften sind langfristige, professionell gestaltete, auf 
gemeinsames, planvolles Handeln abzielende, kommu-
nalpolitisch gewollte, Netzwerke zum Thema Bildung, die 
– ausgehend von der Perspektive des lernenden Subjekts 
– formale Bildungsorte und informelle Lernwelten umfas-
sen und sich auf einen definierten lokalen Raum bezie-
hen“ (Durdel/Bleckmann 2009).

Die Definition beinhaltet mit der Formulierung „professi-
onell gestaltete“ implizit eine Qualifizierungsdimension, 
die als Gelingensbedingung bisher zu wenig beachtet 
worden ist. Das Zusammenspiel der unterschiedlichen 
Bereiche erfordert von den professionellen Akteur_innen 
größtenteils ein verändertes Rollenverständnis verbunden 
mit einem hohen Maß an Kooperations- und Moderati-
onsfähigkeit. Im Rahmen lokaler Bildungslandschaften 
ist daher der Bedarf an Weiterqualifizierung der kommu-
nalen Politik und Verwaltung sowie der Fachkräfte in den 
Bildungsinstitutionen einzuplanen, insbesondere in den 
beiden Systemen Schule sowie Kinder- und Jugendhilfe. 
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Strukturelle Hindernisse auf  
kommunaler Ebene

Ein zentrales Element einer lokalen Bildungslandschaft 
ist die geplante Abstimmung von Bildungsstrukturen und 
-organisationen in Verantwortung kommunaler Politik 
und Verwaltung. Die Organisationsstruktur einer Kom-
mune, der IST-Stand der Steuerung und Vernetzung, 
ist jedoch derzeit noch stark durch Zuständigkeits- und 
Ressortdenken geprägt. Bildung ist nicht als kommunale 
Gestaltungsaufgabe zusammengefasst, sondern wird 
in unterschiedlichen Zuständigkeiten und Ausschüssen 

bearbeitet (vgl. Schubert 2008: 7). Das kooperative Ge-
stalten unterschiedlicher Bereiche, eine Gesamtstrategie 
oder ein Zusammenspiel der verschiedenen Bildungsorte 
und Bildungsqualitäten sind in der Regel nicht gegeben. 
Unterschiedliche Finanzierungsmodelle und Planungs-
prinzipien, wie sie insbesondere zwischen der Jugend-
hilfe- und Schulentwicklungsplanung zum Ausdruck 
kommen, prägen das Bild. „Strategische Steuerung, res-
sortübergreifende Zusammenarbeit, partizipative Stadt-
entwicklung und eine konstruktive Zusammenarbeit von 
Politik und Verwaltung sind noch in zu wenigen Kommu-
nen der Regelfall“ (Bertelsmann Stiftung 2008a: 12). 

Abbildung 1: Steuerung und Vernetzung in der Kommune (Ist-Stand)  
Quelle: Schubert 2008, S. 6 (veränderte und erweiterte Darstellung)

Selbstverständlich gibt es gelungene Kooperationen und 
Anstrengungen auf der Ebene der Einrichtungen, zum Bei-
spiel bei der Etablierung von Ganztagsangeboten oder bei 
Eltern-Kind-Zentren und deren Bemühen, Familienbildung 
und Erziehungsberatung miteinander zu verknüpfen. Eine 
flächendeckende Ausweitung gelungener Kooperationen 
steht aber bisher noch aus. Die mit so hohen Erwartungen 
verbundene Kooperation zwischen Schule und Jugend-
hilfe verharrt seit Jahren, ja Jahrzehnten, häufig auf eher 
bescheidenem Niveau mit punktuellen Highlights.

Die beschriebene Situation birgt verschiedene Gefahren:

• dass Angebote nicht aufeinander abgestimmt und 
nicht anschlussfähig an Folgemaßnahmen sind. 

• dass Aktivitäten parallel verlaufen und Synergieeffekte 
nicht genutzt werden.

• dass die Sichtweise der Akteure durch ein Zuständig-
keitsdenken bestimmt wird, bei dem zunächst ver-
sucht wird, Zuständigkeiten abzuwehren bzw. zu be-
schränken („bis hierhin und nicht weiter“ bzw. „ab hier 
und keinesfalls früher“).

• dass keine zielgerichtete Weitergabe oder Übergabe von 
„Fällen“ zwischen Institutionen und Netzwerken erfolgt.

• dass die Zielgruppen orientierungslos im „Zuständig-
keitsdschungel“ verschoben werden und nicht die 
Unterstützungsleistung bekommen, die sie benötigen.

Kooperation und Vernetzung in  
kommunaler Verantwortung

Die Abstimmung und Koordination auf kommunaler Ebe-
ne und eine Gesamtschau bestehender Angebote sind 
unumgänglich, um die dargestellten Hemmnisse und 
Risiken zu überwinden: „Die politischen Gremien in der 
Kommune übernehmen die normative Verantwortung. 
Dazu müssen die Leitziele in einem Orientierungsrahmen 
festgelegt, programmatisch gebunden und die erforder-
lichen dezentralen Strukturen mit einer angemessenen 
Ressourcenausstattung abgesichert werden. Die strate-
gische Verantwortung liegt bei den Fachbereichen der 
Kommunalverwaltung. [...] Es wird auch Verantwortung 
für die kreuzfunktionale Verbindung der Ressorts über-
nommen. Vor Ort, d.h. z. B. dezentral in den Sozialräumen 

der Adressaten bzw. in den Einrichtungen [...], wird die 
operative Verantwortung getragen“ (Schubert 2008: 16). 
Durch die explizite Benennung der unterschiedlichen Ver-
antwortungsebenen wird vermieden, dass die Fragen des 
Netzwerkaufbaus, der Netzwerkkoordination und der Ge-
samtsteuerung auf die operative Ebene „abgeschoben“ 
und das Ge- oder Misslingen von Kooperationen einer 
einzelnen Institution bzw. einer Einzelperson (z. B. einer 
Fach- oder Lehrkraft oder einer Schulleitung) zugeschrie-
ben werden. „Die bislang schwerpunktmäßig [...] fokus-
sierte Kooperationsdebatte [...] vermittelte den Eindruck, 
dass das Gelingen der Kooperation vor allem vom En-
gagement und der Organisationsfähigkeit der Beteiligten 
abhängt; nur die Notwendigkeit förderlicher Ausstattung 
hierfür wird als Einflussfaktor noch zugestanden“ (Maykus 
2008a: 25). 

Abbildung 2: Kooperation und Vernetzung in kommunaler Verantwortung  
Quelle: Schubert 2008, S. 6 (veränderte und erweiterte Darstellung)

Dahingehend wird zuweilen von den Schulen, insbeson-
dere von Ganztagsschulen, eine koordinierende Funktion 
erwartet, bei der die Fäden zusammenlaufen. In der Tat ist 
es ist möglich, dass Ganztagsschulen eine Rolle als Initi-
atorinnen und Motor für bestimmte Themen einnehmen. 

So kann zum Beispiel die Konzeptionierung von ganztags-
schulischen Angeboten der Anlass dafür sein, dass sich 
verschiedene Bildungsinstitutionen über ihre Angebote, 
ihre Zielstellungen und Bildungsansprüche austauschen. 

Damit diese Aktivitäten aber über standortbezogene Lö-
sungen hinausreichen, ist ein weiterer Entwicklungsschritt 
erforderlich, der nicht in der Verantwortung und Kompe-
tenz der Schule liegt, zumal die Variante der „Schule als 
Spinne im Netz“ den anderen Bildungspartner_innen auf 
Dauer lediglich die Rolle als Zulieferer_innen und Unter-
stützer_innen von Schulen zukommen lässt und nicht die 
von eigenständigen Bildungsakteur_innen.
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Eckpfeiler einer lokalen Bildungslandschaft

Die Zusammenarbeit zwischen den Institutionen braucht 
einen geeigneten Rahmen mit Vorgaben, Zielen und ge-
sicherten Ressourcen, um den oben beschriebenen Soll-
Stand bezüglich der Steuerung und Koordinierung auf 
kommunaler Ebene zu erreichen. Neben der Finanzsteue-
rung und methodischen Herangehensweisen werden hier 
Fragen der Organisationsentwicklung einer kommunalen 
Verwaltung berührt. Ausgehend von den Erfahrungen 
laufender oder abgeschlossener Maßnahmen2 sowie der 
kobra.net-Erfahrungen aus der Beratungspraxis können 

folgende Eckpfeiler einer Bildungslandschaft benannt 
werden:

• das Vorhandensein einer Gesamtstrategie,

• die Sicherstellung einer geeigneten Infrastruktur, 

• eine kommunale Bildungsplanung und

• eine kommunale Bildungsberichterstattung sowie ein 
Bildungsmonitoring,

Abbildung 3: Eckpfeiler einer lokalen Bildungslandschaft  
Quelle: Schubert 2008, S. 6 (veränderte und erweiterte Darstellung)

Gesamtstrategie

Lokale Bildungslandschaften zeichnen sich dadurch aus, 
dass sie Bildung und Bildungsförderung übergreifend 
bearbeiten und eine langfristige Gestaltungsperspektive 
vor Augen haben. Ein gemeinsamer und verbindender 
Zielhorizont dient als motivierendes Element für alle Ak-
teurinnen und Akteure. Dabei ist gewährleistet, dass die 
Gestaltungsperspektive der lokalen Bildungslandschaft 

in bestehende strategische Ausrichtungen vor Ort einge-
bettet ist, zum Beispiel in die Familien- und Wirtschafts-
förderung. Der Einstieg in eine Gesamtstrategie kann über 
die Formulierung eines Leitbildes, von Leitzielen und/oder 
durch bildungspolitische Zielsetzungen erfolgen. Im Rah-
men einer Gesamtstrategie muss immer eine Prioritäten-
setzung stattfinden, da nicht alle (wünschenswerten) Ziel-
setzungen gleichberechtigt und gleichzeitig angegangen 
werden können. Die Gesamtstrategie sollte im Sinne einer 

„Chefsache“ von der Führungsebene gewollt sein. Land-
räte/_innen, Bürgermeister_innen und Dezernent_innen 
sollten vorangehen. Sie werben z. B. um eine breite poli-
tische Akzeptanz und um weitere „führende Köpfe“ in der 
Region (beispielsweise die Leitung des staatlichen Schul-
amtes, die Regionalleitung der Agentur für Arbeit, der/die 
Vorsitzende der IHK oder der Handwerkskammer etc.). 
In Verbindung mit einer Bildungsplanung sollte sich die 
Gesamtstrategie in einer mittelfristigen Zielsetzung nie-
derschlagen und Visionen sollten in Handlungskonzepte 
übersetzt werden.

Infrastruktur und Ressourcen

Für die Gestaltung lokaler Bildungslandschaften sind 
Funktionsstellen notwendig, die hauptverantwortlich die 
Koordination übernehmen, Akteurinnen und Akteure zu-
sammenführen, konzeptionelle Weiterentwicklungen an-
regen bzw. federführend begleiten und Dienstleistungs-
funktionen übernehmen. Dies kann beispielsweise in 
Form eines Bildungsbüros umgesetzt werden, Stabsstel-
len oder ein Sachgebiet Bildung sind weitere Varianten. 
Integrierte Fachdienste bzw. Dezernate, in denen die 

Bereiche Schule, Jugendhilfe und Soziales zusammenge-
fasst sind, sollten diese Koordinierungsstellen unterstüt-
zen. 

Wo es noch keine integrierten Fachdienste bzw. Dezer-
nate gibt, können ressortübergreifende Gremien ein-
gerichtet und mit den notwendigen Kompetenzen aus-
gestattet werden. Mittelfristig sollten aber mindestens 
Schulverwaltung und Jugendamt zusammengeführt wer-
den. Im Mittelpunkt der neuen Struktur steht ein „Kno-
tenpunkt“, der eine Management- und Servicefunktion 
übernimmt. 

Neben zu schaffenden Personalressourcen (neue und/ 
oder durch Umschichtungen) und Strukturen müssen be-
stehende Steuerungsgremien (z. B. Arbeitsgruppen nach 
§ 78 SGB VIII, Schulleiterkonferenzen, Stadtteilrunden, 
Runde Tische, Präventionsräte, etc.) strategisch mitge-
dacht und genutzt werden. Dabei ist das Spannungs-
verhältnis zwischen den Unterschieden im bisherigen 
Handeln durch neue Strukturen und den bewährten Rou-
tinen zu berücksichtigen, um die Akzeptanz zu fördern 
und Parallelsysteme zu vermeiden (vgl. Grossmann et al. 
2007: 110). 

Zentrale Fragestellungen bei der Etablierung einer Gesamtkoordination:

• Wie können verlässliche Kommunikationswege etabliert werden?

• Wie gestalten sich tragfähige und leistbare Arbeits- und Entscheidungsstrukturen?

• Wie können Kooperation und Konkurrenz zwischen den beteiligten Akteuren austariert werden?

• Braucht es ein Regelwerk? Welche Regeln sind notwendig? 

• Welche Voraussetzungen braucht es bei den teilnehmenden Institutionen in der inneren Verfasstheit ihrer 
Organisation? 

Zentrale Erfolgsfaktoren beim Aufbau der neuen Struktur:

• Aufgaben- und Rollenklarheit bei allen Beteiligten

• Das „TOP-Management“ in den Institutionen nimmt sich der Netzwerkarbeit an oder ist zumindest als 
Mentor aktiv.

• Verankerung des Vorhabens in den Institutionen

• Definierte Wege der Informationsweitergabe

Zentrale Erfolgsfaktoren auf der Haltungs- und Beziehungsebene:

• Zusammenarbeit durch Aushandlung, nicht Über- oder Unterordnung

• Interessen der Anderen anerkennen und berücksichtigen

Es müssen also sowohl eine geeignete Struktur als auch 
tragfähige Beziehungen geschaffen werden. Anders for-
muliert: Die Struktur ist mit Leben, mit Beziehungen zu 

füllen. Diese Beziehungen müssen zugleich institutionali-
siert werden, um bei einem Wechsel der Personen Kon-
tinuität zu sichern. 
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Bildungsplanung

Maykus sieht die abgestimmte Schulentwicklungs- und 
Jugendhilfeplanung als Basis für eine umfassende Bil-
dungsplanung. Notwendig ist dahingehend eine Planungs-
organisation, die die Schnittstellen zwischen den Ver-
waltungsstrukturen berücksichtigt und die abgestimmte 
Planung strukturell absichert. Zwischen dem Schul- und 
Jugendhilfeausschuss sind gemeinsame Planungsziele 
ebenso zu vereinbaren wie Orte des Austauschs und der 
Kommunikation. Ein geeignetes Datenkonzept bildet die 
Grundlage um die bestehenden Planungsprozesses auf-
einander zu beziehen und die Daten in ihrer Wechselwir-
kung zu interpretieren (vgl. Maykus 2008b: 45). 

Dahingehend ist zu fragen ob verfügbare Daten, z. B. der 
statistischen Landesämter, kleinräumig genug dargestellt 
sind, oder ob eine neue, kleinteilige Datenerhebung vor 
Ort etabliert werden muss. Ebenso ist zu hinterfragen, 
welche Bildungsorte bisher nicht im Blick waren: „Erfah-
rungs-, Lern- und Bildungsprozesse von Kindern und Ju-
gendlichen finden in der Alltagswelt statt, die sich längst 
in „kleine soziale Lebenswelten“ ausdifferenziert hat. Hier-
zu gehören Familie, Schule, Medien, Peers sowie Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe ebenso dazu wie alle 
anderen Orte, an denen soziales Handeln (im weitesten 
Sinne) stattfindet. Es gilt, diese Orte genauer in den Blick 
zu nehmen“ (Otto/Oelkers 2006: 340). 

Die so gewonnenen und zusammengestellten Daten stel-
len eine sachliche und fachliche Informations- und Dis-
kussionsgrundlage (z. B. für Ausschüsse) dar, die es er-
möglicht, geplante Entwicklungsschritte mit empirischen 
Daten zu unterlegen bzw. zu begründen. Auf der Grund-
lage einer solchen Planung kann eine Gesamtstrategie 
umgesetzt oder entwickelt werden. Eine Bildungsplanung 
definiert somit eine mittel- bis langfristige Handlungsstra-
tegie. „Eine Abstimmung von Planungsverfahren betrifft 
viele Ebenen und verlangt Raum und Entwicklungsziele für 
einen Wandel der Planungsstrukturen durch ihre Annähe-
rung. Es braucht ferner Offenheit, Freiräume und eine Aus-
einandersetzungskultur der Beteiligten in diesem Prozess, 
damit nicht nur abgestimmt, sondern vielmehr ein drittes, 
gemeinsames Projekt eingegangen wird, etwa als kom-
munale Bildungsberichterstattung” (Maykus 2008b: 25).

Bildungsberichterstattung und 
Bildungsmonitoring

Anhand der (kleinräumig) vorhandenen bzw. erhobenen 
und zusammengeführten Daten ergeben sich Indikatoren, 
die im Vergleich mit anderen Sozialräumen, Stadtteilen 
oder Kommunen einen IST-Stand abbilden und Stärken 
und Schwächen erkennen lassen. Aber erst durch eine 

fortlaufende systematische Beobachtung und die mehr-
fache Erfassung von Kenngrößen werden Maßnahmen 
und Handlungsstrategien in ihrer Wirksamkeit überprüf-
bar sowie Entwicklungstendenzen deutlich. Ein solches 
Monitoring kann eine fundierte Grundlage für Entschei-
dungen bilden, die eingerichteten Maßnahmen und Aktivi-
täten entweder zu bestätigen, auszubauen, konzeptionell 
weiterzuentwickeln oder aber einzustellen. „Erst durch 
die kontinuierliche und systematische Erfassung zentraler 
Grunddaten der demografischen und soziostrukturellen 
Lebenslagen der Kinder, Jugendlichen und deren Fami-
lien (Bevölkerungsentwicklung, Gemeinde- und Stadtteil-
profile, soziale Aspekte, …) sowie der Daten, die Aussa-
gen über Bildungsverläufe von Kindern und Jugendlichen 
und die Nutzung der Angebote der Kinder- und Jugend-
hilfe über einen längeren Zeitraum ermöglichen, wird eine 
valide Entscheidung über die bei der bildungspolitischen 
Förderung zu legenden Schwerpunkte möglich“ (Deut-
scher Verein 2007: 13).

In der bisherigen Berichterstattung sind vor allem Daten 
aus allgemeinbildenden und beruflichen Schulen sowie 
aus dem Hochschulwesen verfügbar, was unter ande-
rem daran liegt, dass diese Bereiche stark im öffentlichen 
Bewusstsein verankert und entsprechende Daten am 
ehesten vorhanden sind. Perspektivisch sollte die Be-
richterstattung aber Gelegenheiten des informellen und 
nichtformellen Lernens und deren entsprechende Bil-
dungsorte und -institutionen stärker berücksichtigen.

Beteiligung als durchgehendes Prinzip einer 
lokalen Bildungslandschaft

Die Komplexität, die das Vorhaben lokale Bildungsland-
schaften zu gestalten mit sich bringt, kann nur dann zu-
friedenstellend bearbeitet werden, wenn die Zielgruppen 
konsequent einbezogen sind. „Betroffene zu Beteiligten“ 
machen sollte eine Leitidee einer lokalen Bildungsland-
schaft sein. Verbleiben die Bürger_innen lediglich in der 
Rolle der Adressat_innen für die etwas gedacht und um-
gesetzt wird kann sich kaum Engagement und Selbstver-
antwortung entwickeln. 

Durch eine umfassende Beteiligungskultur kann es hin-
gegen gelingen, Aktivitäten in einer lokalen Bildungs-
landschaft mit einer breiten Akzeptanzbasis zu versehen 
und zielgerichteter (effektiver) sowie mit Langzeitwirkung 
(nachhaltig) umzusetzen. Dazu bedarf es sowohl prak-
tischer, projektorientierter Gestaltungsräume wie auch 
klarer Beteiligungsstrukturen. 

Notwendige Bausteine eines umfassenden Beteiligungs-
konzepts für die Gestaltung lokaler Bildungslandschaften 
sind:

• Die Schaffung von Mitbestimmungs- und Mitgestal-
tungsmöglichkeiten in bestehenden und neu zu bilden-
den Gremien (Bildungsbeirat, Jugend- oder Bürgerparla-
mente) sowie in lebensweltnahen Projekten (Umgestaltung 
eines Schulhofes, Planung von öffentlichen Plätzen, etc.).

• Eine differenzierte zielgruppenspezifische Information 
und Ansprache, um eine Motivation zur Mitwirkung zu 
erzeugen. 

• Eine Sensibilisierung und Qualifizierung von Mitarbei-
ter_innen in der Verwaltung und den beteiligten Institu-
tionen, um als Multiplikator_innen partizipative Ansätze 
umzusetzen. 

• Aktivierende (sozialräumliche) Verfahren und dem Alter, 
Bildungsstand und der Lebenslage angemessene Metho-
den (z. B. Fotostreifzüge, wertschätzende Interviews, Ide-
enwerkstätten, aktivierende Befragungen, Konferenzen 
sowie lebensweltorientierte Projekte im Sozialraum).

Ein Beteiligungskonzept soll alle Bürger_innen anspre-
chen. Ein besonderer Fokus ist dabei aber auf die Kinder 
und Jugendlichen zu richten, die in der Regel nicht über 
die Mittel und/oder Kenntnisse verfügen, ihren Anliegen 
eine adäquate Stimme zu verleihen bzw. diese in die vor-
gegebenen – von Erwachsenen dominierten – Strukturen 
einzubringen. 

Fazit

Mit der Umsetzung lokaler Bildungslandschaften ist eine 
notwendige Änderung bisheriger Rollenverständnisse 
und Arbeitsweisen bei den handelnden Akteur_innen vor 
Ort verbunden. „Um diese neue Rolle leben zu können, 
ist insbesondere seitens der Repräsentanten und Reprä-
sentantinnen der politischen Entscheidungsträger bzw. 
der Verwaltung ein hohes Maß an Bereitschaft zur Aus-
einandersetzung und Aushandlung erforderlich, eine Of-
fenheit gegenüber den Bedürfnissen und Realitäten der 
Leistungserbringer bei gleichzeitiger Verfolgung der Steu-
erungsinteressen der Politik bzw. der Verwaltung“ (Gross-
mann et al. 2007: 135). Damit sind Herausforderungen 
formuliert, die bei den Akteur_innen vor Ort auch Verun-
sicherungen erzeugen können. Ein Einstieg in kleinen, 
prozesshaften Schritten kann solchen Befürchtungen 
entgegenwirken und eine kontraproduktive Überforde-
rung vermeiden.

Lokale Bildungslandschaften in dem beschriebenen 
Sinne zu gestalten ist bundesweit eine konzeptionelle 
Zielsetzung und Herausforderung, die erst punktuell eine 
Umsetzung findet. Es geht dabei um mehr als um die 
klassische Kooperation zwischen Kinder- und Jugendhilfe 

und Schule oder die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft, 
um den Fachkräftebedarf zu sichern. Vielmehr sind alle 
Ebenen der Lebenswelt von Jugendlichen in die Koope-
ration mit Schule einzubeziehen, z. B. auch die Sportver-
eine für ein Mehr an Gesundheit. 

Die Zielsetzung einer lokalen Bildungslandschaft geht weit 
über die Teilbearbeitung von Teilbereichen hinaus: Sie 
soll dem Denken und Handeln in getrennt voneinander 
arbeitenden Teilsegmenten rund um Fragen der Bildung 
entgegenwirken. Es geht darum, das Zusammenspiel 
aller beteiligten Bildungsakteure/_innen so abzusichern, 
dass verlässliche Rahmenbedingungen gestaltet werden, 
die geeignet sind, alle Bürger_innen und besonders jun-
ge Menschen in ihrem Bildungsverlauf möglichst optimal 
zu fördern und das gemeinsame Lernen aller Akteurinnen 
und Akteure zu sichern.
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F 4
Sigrid Leder-Zuther 

Deutsches Rotes Kreuz - Kreisverband Freiburg e.V. 

Zur Entstehung der Freiburger Qualitätsstandards

Ganz unterschiedlich große Entwicklungsschritte hat die 
Freiburger Schulsozialarbeit bis zum aktuellen Stand ge-
macht. Der Entwicklungsprozess gliedert sich in verschie-
dene Abschnitte, die sich in ihrer zeitlichen, inhaltlichen 
aber auch quantitativen Dimension sehr stark unterschei-
den. 

Die ersten Freiburger Schulsozialarbeiter_innen began-
nen ihre Tätigkeit bereits Ende der 1970er und Anfang 
der 1980er Jahre, zum einen an der Staudinger Gesamt-
schule als „Schule besonderer Art“, zum anderen in Form 
von Schulsozialdiensten. Die Schulsozialpädagog_innen 
arbeiteten in internationalen Vorbereitungsklassen für 
Schüler_innen ohne deutsche Sprachkenntnisse insbe-
sondere an Fragen der schulischen und sozialen Integra-
tion. Dies geschah in der Regel in enger Zusammenarbeit 
mit den Flüchtlingssozialdiensten des Deutschen Roten 
Kreuzes. Ebenfalls seit den 1970er Jahren besteht be-
reits das Angebot von IN VIA als katholischem Träger der 
Schulsozialarbeit an Schulen der Erzdiözese Freiburg.

Zum Schuljahresbeginn 2000/2001 wurde Schulsozialar-
beit an vier Freiburger Hauptschulen eingerichtet, 2002 
/2003  erfolgte die Ausweitung auf drei Förderschulen. 
Die Kommune übernahm die komplette Finanzierung. In 
den folgenden Jahren fand ein schrittweiser Ausbau von 
Schulsozialarbeit statt, z.T. an einer Schule, z.T. an meh-
reren Schulen pro Jahr. 2012 erfolgte dann schließlich ein 
quantitativ sehr großer Erweiterungsschritt.

Inzwischen gibt es an 28 Freiburger Schulen Schulsozial-
arbeit, neun freie Träger und das Amt für Kinder, Jugend 
und Familie beschäftigen insgesamt 35 Schulsozialarbei-
ter_innen. Neben Haupt- und Förderschulen können in-
zwischen auch viele Grundschulen und alle Realschulen 
Schulsozialarbeit anbieten. Die DRK-Schulsozialdienste 
und die Schulsozialarbeiter_innen der Staudinger Schule 
sind inzwischen sowohl inhaltlich als auch organisatorisch 
in die kommunale Schulsozialarbeit integriert. (http://
www.drk-freiburg.de/downloads/soziale_Arbeit_in_schu-
len_DRK.pdf,  http://www.drk-freiburg.de/downloads/
Folder_DRK-Schulsozialarbeit.pdf)

Die Stadt Freiburg und die Träger der Schulsozialar-
beit haben ihre Kooperation in Förderverträgen zu jeder 
Schule geregelt. Vereinbart werden jährlich zu erstellende 
Leistungsprofile der Träger, die Regelung der Personalko-
stenförderung und der Sachkosten sowie Art, Inhalt und 

Zeitpunkt des Berichtswesens und des Verwendungs-
nachweises. Inzwischen stellt auch das Land-Baden-
Württemberg seit 2011 befristet Mittel für die Schulsozial-
arbeit zur Verfügung.

Der jeweilige Träger regelt selbständig die Zusammenar-
beit mit der Schule in einer Kooperationsvereinbarung. In 
der Vereinbarung werden jeweils Form und Themenbe-
reiche der  Zusammenarbeit, die Mitwirkung der Schule, 
die einbezogenen schulinternen und -externen Koopera-
tionspartner_innen, die Berichterstattung über die Schul-
sozialarbeit und ihre Weiterentwicklung festgeschrieben.

In regelmäßigen Informations- und Austauschrunden ar-
beiten die beteiligten Ämter und die Träger der Schulsozi-
alarbeit zusammen, ebenso kooperieren sie in Grundsatz-
fragen. Seit 2012 hat sich diese Steuerungsgruppe für die 
Schulsozialarbeit zu einer Arbeitsgemeinschaft nach § 78 
SGB VIII weiterentwickelt. Sie bietet ein Forum für den Er-
fahrungsaustausch zwischen den freien und öffentlichen 
Jugendhilfeträgern, vertreten sind auch die geschäftsfüh-
renden Schulleitungen der Grund-,Werkreal-, Real- und 

Standard 1 : Kooperation mit der Schulleitung

Standard 2 : Beratung von und mit Lehrerinnen und Lehrern

Standard 3 : Sozialpädagogische Begleitung von Schülerinnen und Schülern (Einzelfallhilfe)

Standard 4 : Zusammenarbeit mit Eltern / Personensorgeberechtigten

Standard 5 : Erwerb sozialer Kompetenzen

Standard 6 : Projektarbeit

Standard 7 : Was leistet Schulsozialarbeit im Arbeitsfeld Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen?

Standard 8 : Netzwerkarbeit im Gemeinwesen

Standard 9 : Dokumentation und Berichtswesen

Standard 10 : Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung

Übersicht über die Standards der Schulsozialarbeit in der Stadt Freiburg

Förderschulen sowie zwei gewählte Vertreter_innen der 
Schulsozialarbeit.

Jährlich findet ein Plenum zu aktuellen inhaltlichen Fra-
gen der Schulsozialarbeit statt, an dem Schulleitungen, 
Schulsozialarbeiter_innen, Trägerverantwortliche sowie 
Mitarbeiter_innen des Schulamtes und des Amtes für 
Kinder, Jugend und Familie teilnehmen.

Die Praktiker_innen der Schulsozialarbeit bilden die Fach-
gruppe Schulsozialarbeit. Auch hier findet auf der Arbeits-
ebene ein regelmäßiger Austausch statt. Inzwischen trifft 
sich die inzwischen sehr große Gruppe trägerübergrei-
fend im Wechsel im Plenum und in verschiedenen, inhalt-
lich unterschiedlich ausgerichteten Kleingruppen.

Schulsozialarbeit konkretisiert sich in Freiburg im fach-
lichen und partnerschaftlichen Zusammenwirken der ver-
schiedenen Professionen in der Schule auf der Grundlage 
eines gemeinsamen, ganzheitlichen pädagogischen Ver-
ständnisses. Unterschiede im Auftrag, im Selbstverständ-
nis, in der Rolle, in den Arbeitsweisen und Methoden der 
Beteiligten müssen klar benannt und kommuniziert sowie 
die Zuständigkeiten abgestimmt werden.

So wurden in einem konsensorientierten Aushandlungs-
prozess in den Jahren 2004 bis 2006 in gemischten 
Gruppen gemeinsame Standards entwickelt. Sie bilden 
komplexes pädagogisches Handeln in der Schule in ein-
zelnen Ausschnitten ab und dürfen nicht als starre Muster 
missverstanden werden.

Beteiligt an der Erarbeitung waren Schulleitungen, Schul-
sozialarbeiter_innen, Verantwortliche der zum damaligen 
Zeitpunkt tätigen Träger (Deutsches Rotes Kreuz, Kinder-
schutzbund, IN VIA), Vertreter_innen des Schulamtes und 
des damaligen Sozial- und Jugendamtes (jetzt Amt für 
Kinder, Jugend und Familie). 

Alle Beteiligten haben sich verpflichtet, diese Standards 
als verbindliche Handlungsgrundlage anzuerkennen und 
im Alltag umzusetzen.

Inzwischen sind die Standards in die jeweilige pädago-
gische Praxis der Schulen implementiert. Aufgabe der 
nächsten Jahre wird es sein, die Standards kontinuierlich 
an die Erfordernisse des Schulalltags in den verschie-
denen Schulen anzupassen und sie fachlich weiter zu 
entwickeln.

 

Schulsozialarbeit in 
der Stadt Freiburg

STANDARDS

Schulleitungen der 
beteiligten Schulen

Schulsozialarbeiterinnen/
Schulsozialarbeiter

DRK  Kreisverband Freiburg e.V.

IN VIA  Diözesanverband Freiburg e.V.

Kinderschutzbund Freiburg e.V.

Sozial- und Jugendamt
der Sadt Freiburg

Staatliches Schulamt 
für die Stadt Freiburg

Die Freiburger Standards für Schulsozialarbeit    
Quelle: http://www.drk-freiburg.de/download.php?id=169
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Standard 1: Kooperation mit der Schulleitung

Zielgruppe • Schulleitung, Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter 

Ziele • Gegenseitige Wertschätzung und fachliche Anerkennung

• Gemeinsame Entwicklung von Bedingungen und Vorgehensweisen für 
eine gelingende Kooperation

• Gemeinsame kontinuierliche Konzeptentwicklung an der Schule

• Verankerung sozialpädagogischer Sicht- und Handlungsweisen im 
Schulalltag 

• Abstimmung  der Hilfe- und Unterstützungsleistungen  von Schule und 
Jugendhilfe

Vorhaben/Vorgehensweisen • Verbindliche Kooperationsgespräche zwischen Schulsozialarbeiterinnen 
und Schulsozialarbeitern und Schulleitung

• Einrichtung eines  Gremiums „Schulsozialarbeit“ mit Vertreterinnen und 
Vertretern der Lehrkräfte, der Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialar-
beiter und der Schulleitung

• Gemeinsame Bedarfsanalyse

• Abgestimmte Entwicklung, Durchführung und Auswertung von Angeboten 

• Gemeinsame Fort- und Weiterbildung und Fachtagungen

Rahmenbedingungen • Kooperationsvertrag zwischen Träger, Schule und Schulsozialarbeiterin/ 
Schulsozialarbeiter

• Einhalten klar definierter Zuständigkeiten und Verantwortungsbereiche 

• Teilnahme der Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeitern an Be-
ratungen und GLKs mit der Möglichkeit, Tagesordnungspunkte einzu-
bringen

Erfolgskriterien • Gemeinsam entwickeltes Konzept

• Einhaltung der regelmäßigen Gesprächstermine

• Gegenseitige Akzeptanz der verschiedenen Professionen

• Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Schulsozialarbeiterinnen, 
Schulsozialarbeitern, Schulleitung und Lehrkräften

Instrumente der Erfolgsprüfung • Befragung aller Beteiligten

• Überprüfung der Vereinbarungen

• Evaluation und Dokumentation der Arbeitsergebnisse

• Einbeziehung der Schulsozialarbeit in die Selbst- und Fremdevaluation 
der Schule

Standard 2: Beratung von und mit Lehrerinnen und Lehrern

Zielgruppe • Lehrerinnen und Lehrer, Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter 

Ziele • Gemeinsame, abgestimmte Gestaltung der Erziehungs- und Bildungs-
arbeit

• Zusammenführung schulpädagogischer und  sozialpädagogischer Sicht-
weisen 

• Stärkung flexiblen pädagogischen Handelns

• Entlastung der Lehrerinnen und Lehrer in Konfliktsituationen

Vorhaben/Vorgehensweisen • Enge Zusammenarbeit  in Problemsituationen

• Informationen zum Wohl des Kindes zusammentragen und ergänzen

• Initiierung von Fallbesprechungen zur Situation einzelner Schülerinnen 
und Schüler

• Erörterung  aktueller Konfliktsituationen in Klassen

• Kontinuierliche Mitarbeit der Schulsozialarbeiterinnen und Schulsoziar-
beiter in den Klassen

• Anregung und Planung von Projekten

Methoden und Verfahren • Gemeinsame Situationsanalyse

• Austausch zum gegenseitigen Kenntnisstand bzgl. der Sachlage

• Planung des weiteren Vorgehens (Fallbesprechungen/Einzelgespräche/ 
Projekte)

• Gegenseitige Hospitationen und gemeinsame Auswertung

• Kollegiale Fortbildung, schulinterne Fortbildung

Rahmenbedingungen • Gegenseitige Rollenkenntnis und Rollenanerkennung 

• Professionelle Basis der Zusammenarbeit: Beachtung des Kriteriums der 
Freiwilligkeit, der Offenheit und des Vertrauens 

• Initiative zum Gespräch ist von beiden Seiten denkbar
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Standard 3: Sozialpädagogische Begleitung von Schülerinnen und Schülern (Einzelfallhilfe)

Zielgruppe • Schülerinnen und Schüler mit persönlichen, schulischen, sozialen und 
beruflichen Konflikten und Problemen

Ziele • Stärkung des Selbstwertgefühls und des Selbstvertrauens

• Entwicklung positiver und aktiver Lebenseinstellung/Lebensweltkompetenz

• Motivation zur Mitarbeit und Selbsthilfe des Jugendlichen, der Jugend-
lichen 

• Verringerung des Leidensdruckes und der Probleme des Jugendlichen

• Gemeinsame Erarbeitung von Handlungsalternativen, systemischer Ansatz

• Erwerb sozialer Kompetenzen und Schlüsselqualifikationen

• Integration des Jugendlichen, der Jugendlichen in die  Klasse, Gruppe 

• Aufzeigen und Vermitteln von Unterstützungs- und Hilfsangeboten

• Ergebnisorientierte Unterstützung bei individuellen Problemlösungen

• Elternarbeit

Vorhaben/Vorgehensweisen • Geeignete Methoden der sozialpädagogischen Beratung

• Systemischer Ansatz, Aufbau eines Hilfesystems mit/für Schülerinnen 
und Schüler

• Aufbau von Gruppen

• Verbindliche Absprachen, Vereinbarungen, Verträge

• Kooperation mit den beteiligten Lehrkräften              

• Hausbesuche

• Einbeziehen der Eltern, Elternarbeit                                                                      

• Niederschwellige, verlässliche Erreichbarkeit

• Dokumentation

Rahmenbedingungen • Schulsozialarbeiterin/Schulsozialarbeiter als Ansprechpartnerin/An-
sprechpartner und Vertrauensperson

• Niedrigschwelliger Zugang unter Berücksichtigung geschlechtsspezi-
fischer Aspekte

• Freistellungsmöglichkeit vom Unterricht für die Schülerinnen und Schüler

• Kooperation mit Lehrerinnen und Lehrern, Eltern, Schulleitung, freien und 
öffentlichen Trägern und Institutionen

• Vertrauensschutz  

Erfolgskriterien • Einhalten von Vereinbarungen

• Tragfähige Arbeitsbeziehungen

• Kurz-, mittel- und langfristige positive Verhaltensänderung 

• Erhöhte Lernmotivation und Leistungsbereitschaft

• Erfolgreiche Vermittlung von externen Hilfsangeboten

Instrumente der Erfolgsprüfung • Vereinbarungen kontrollieren

• Beobachten und Kontakt halten

• Auswertungsgespräche

• Dokumentation

• Reflexion der eigenen Arbeit durch z.B. Supervision, kollegiale Beratung

• Statistik (z.B. Anwesenheit, Verringerung der Ausfallzeiten)

Standard 4: Zusammenarbeit mit Eltern/Personensorgeberechtigten

Zielgruppe • Eltern, Personensorgeberechtigte

Ziele • Mitwirkung der Eltern an schulischen Prozessen und Angeboten

• Schaffung tragfähiger Kontakte zwischen Schule und Elternhaus

• Stärkung elterlicher Erziehungskompetenz 

• Förderung präventiven Handelns zum Schutz vor gefährdenden Einflüssen

• Förderung  der elterlichen Bereitschaft, Beratung und Hilfsangebote in 
Anspruch zu nehmen

Vorhaben/Vorgehensweisen • Informationen über die Schulsozialarbeit

• Beteiligung von Eltern an schulischen Projekten

• Einzelgespräche, Hausbesuche, sozialpädagogische Fachberatung der 
Eltern

• Gezielte Kontaktpflege zu Eltern und Elternbeirat

• Offene Angebote an Eltern, Sprechstunde, Elternbildungsangebote

• Themenbezogene Elternveranstaltungen

• Vermittlung zu Fachberatungsstellen

Rahmenbedingungen • Niedrigschwelliger Zugang der Eltern zur Schulsozialarbeit

• Schule unterstützt den Zugang der Eltern zur Schulsozialarbeit 

Erfolgskriterien • Konstruktive Zusammenarbeit zwischen Eltern und Schulsozialarbeit

• Annahme von Beratungsangeboten der Schulsozialarbeit

• Nutzung der Beratungs- und Jugendhilfeangebote, die durch die Schul-
sozialarbeit vermittelt wurden  

• Elterliche Beteiligung an schulischen Prozessen

Instrumente der Erfolgsprüfung • Auswertungsgespräche

• Datenerhebung, Statistik der Schulsozialarbeit und der Schule
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Standard 5: Erwerb sozialer Kompetenzen

Zielgruppe • Schulklassen und Schüler- u. Schülerinnengruppen

• Schülerinnen und Schüler im Einzelkontakt

Ziele • Eigenverantwortliches Handeln auf persönlicher und sozialer Ebene

• Konstruktiver Umgang mit Konflikten

• Entwicklung einer angemessenen Kommunikationskultur

• Stärkung und Entwicklung von Empathie, Toleranz und Reflexionsfähigkeit

• Integration und Partizipation von Kindern und Jugendli-chen am sozialen, 
schulischen und gesellschaftlichen Leben

Vorhaben/Vorgehensweisen • Soziale Einzel- und Gruppenarbeit auf handlungs- und erfahrungsorien-
tierter Basis

• Offene Angebote 

• Förderpläne, Vereinbarungen, Verträge

• Gemeinsame Bedarfsanalyse durch Schulsozialarbeit, Kollegium oder 
einzelne Lehrkräfte

• Auf die Stärken und Schwächen der Zielgruppe abgestimmte Angebote 
und Projekte planen und durchführen

• Kontinuierliche, aufeinander aufbauende Angebote während der gesam-
ten Schullaufbahn

• Reflexion und Evaluation

Rahmenbedingungen • Kenntnisse über die Klassen, Einblick in die Ausgangssituation

• Gemeinsame Planung und Evaluation in Konferenzen und Arbeitsgrup-
pen

• Verankerung im Schulcurriculum

Erfolgskriterien • Verbesserung des sozialen Klimas in den Klassen/Gruppen

• Entwicklung der sozialen und personalen Kompetenzen der Schülerinnen 
und Schüler

• Zunehmende Reflexionsfähigkeit

Instrumente der Erfolgsprüfung • Reflexion und Analyse von Prozessen

• Regelmäßige Auswertung der Vereinbarungen, der Angebote und Projekte

Standard 6: Projektarbeit

Zielgruppe • Schulklassen und Schüler- u. Schülerinnengruppen

Ziele • Methodische Erweiterung des Lernens

• Vermittlung von lebensweltorientierten Fähigkeiten und Fertigkeiten

• Prävention

• Förderung  sozialer Kompetenz

• Förderung von Schlüsselqualifikationen

• Stärkung des Selbstwertgefühles

Vorhaben/Vorgehensweisen • Abstimmung über das Vorgehen mit den Kooperationspartnern

• Erarbeitung von Projektzielen

• Konzeption und Durchführung von Projekten

• Präsentation und Evaluation

Rahmenbedingungen • Kenntnisse über mögliche Kooperationspartner

• Bereitstellung von Raum, Zeit und Ressourcen

Methoden und Verfahren • Gruppenarbeit

• Workshops

• Diskussionsrunden

• Interaktions- und Rollenspiele

Erfolgskriterien • Umsetzung der Projektziele

• Erwerb neuer Fähigkeiten und Fertigkeiten

• Persönliche Weiterentwicklung im Bereich des Sozialverhaltens

• Kenntnis der Projektmethode

Instrumente der Erfolgsprüfung • Beobachtungen während des Projektablaufs

• Präsentation der Ergebnisse
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Standard 7: Was leistet Schulsozialarbeit im Arbeitsfeld Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen?

Leistung • Beratung und Begleitung bei Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen

Zielgruppe • alle am Erziehungsprozess Beteiligten

• Lehrerinnen und Lehrer

• Schülerinnen und Schüler

• Eltern

• Schulleitung

• Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter

• ASD

Ziele • Absicherung des schulischen Bildungsweges

• Unterstützung und Begleitung der Schülerin / des Schülers und der Eltern

• Beratung im erzieherischen Handeln der Lehrerinnen/Lehrer

• Beratung im Entscheidungshandeln der Schulleitung

Vorhaben/Vorgehensweisen • Beachtung der Vorgehensweise bei einer akuten Krisensituation in der  
Schule 

• Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter werden grundsätzlich 
von Lehrerinnen und Lehrern frühzeitig informiert und einbezogen

• Verpflichtende Beteiligung von Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozi-
alarbeitern an  Klassenkonferenzen mit dem Thema „Erziehungs- und  
Ordnungsmaßnahmen“

• Informationen und Gespräche mit Eltern im Vorfeld von Maßnahmen

• Einzelgespräche mit Schülerinnen und Schülern, Eltern, Lehrerinnen und 
Lehrern 

• Fallgespräche 

• Netzwerkarbeit                                                          

• Fürsorge für den weiteren Schulweg unter dem Gesichtspunkt innerpsy-
chischer Prozesse, („Begleitung“ in  andere Schule bei  Schulausschluss)

Rahmenbedingungen • Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule 

• Vorgaben § 90 Schulgesetz

• Erziehungsauftrag Jugendhilfe

• Pädagogisches Konzept der Schule / Erziehungskonzept

Methoden und Verfahren • Einzelfallbesprechung

• Teilnahme und Beratung aus sozialpädagogischer Sicht in Klassenkonfe-
renzen mit dem Thema: Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen

• Individuallösungen hinsichtlich der Organisation und Strukturierung von 
Unterricht

• Aufbau eines differenzierten Hilfesystems für die Schülerin / den Schüler                               

• Situationsangepasste Formen der Zusammenarbeit mit Eltern

• Einzelgespräche,  Hausbesuch, Runder Tisch, (Beteiligung von Dolmet-
scherinnen und Dolmetschern)                                                                 

• Schriftlich fixierte Verträge und Vereinbarungen

• Beratung von Lehrkräften

Fortsetzung auf der folgenden Seite

Erfolgskriterien • Beteiligung an allen Maßnahmen gem. § 90 SCHG

• Berücksichtigung sozialpädagogische Aspekte bei Entscheidungen

• erweiterte und professionalisierte erzieherische Handlungsformen

Instrumente der Erfolgsprüfung • Dokumentation des Verfahrens in der Schülerakte (Zeitverlauf,  Beteili-
gungen, Vereinbarungen, Maßnahmen)

• Regelmäßige Auswertung des gemeinsamen Handels

• Kontrolle der Vereinbarungen

Fortsetzung des Standards 7 von der vorherigen Seite
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Standard 8: Netzwerkarbeit im Gemeinwesen

Zielgruppe • Schülerinnen und Schüler, Eltern

• Schulleitung und Lehrerinnen und Lehrer der Schule

• Im Einzugsgebiet angesiedelte Einrichtungen und Institutionen freier 
und öffentlicher Träger der Jugendarbeit und der Jugendhilfe,  Kirchen, 
andere Schulen

• Kommunale Stellen , Vereine aus Kultur und Sport und der Wirtschaft, 
Vereine, lokale Medien

• Amt für Schule und Bildung, Staatliches Schulamt der Stadt Freiburg

• Andere relevante Facheinrichtungen und Beratungsstellen

Ziele • Förderung positiver Lebensbedingungen für Kinder und Jugendliche

• Vernetzung schulinterner und externer  Angebote in den Bereichen:  Prä-
vention, Hilfen zur Erziehung, Jugendschutz,  Gesundheitsvorsorge,  Be-
rufsvorbereitung, Erlebnis- und Freizeitpädagogik

• Abstimmung der Angebote und gegenseitige Ergänzung

• Nutzung gemeinsamer Ressourcen

• Öffnung der Schule

• Verankerung der Interessen von Schule und Schulsozialarbeit im Ge-
meinwesen

Vorhaben/Vorgehensweisen • Aktive Kontaktarbeit zum Umfeld

• Aufbau eines Netzwerkes, Mitarbeit in Netzwerken

• Persönliche Kontakte knüpfen und pflegen

• Informationsfluss fördern

Rahmenbedingungen • Gegenseitige Kooperationsbereitschaft

• Gegenseitige Rollenkenntnis und Rollenanerkennung

Methoden und Verfahren • Mitwirkung in Arbeitskreisen, Fach- und Vernetzungsgruppen

• Kooperation mit Fachkräften zur Projekt- und Präventionsarbeit

• Mitarbeit und Teilnahme an Festen der Schule, des Stadtgebietes und 
anderer Einrichtungen 

• Gewinnung von Sponsoren

• Öffentlichkeitsarbeit

• Dokumentation und Veröffentlichung von Arbeitsergebnissen

Standard 9: Dokumentation und Berichtswesen

Zielgruppe • Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter, Schulleitungen, Lehre-
rinnen  und Lehrer

• Träger der Schulsozialarbeit, Amt für Kinder, Jugend und Familie, Staat-
liches Schulamt 

Ziele • Dokumentation der Arbeit

• Transparenz der Arbeit

• Überprüfung und Weiterentwicklung der Struktur-, Prozess- und Ergeb-
nisqualität

• Legitimation der Arbeit

• Datengrundlage für Evaluation

Vorgehensweisen • Einzelfalldokumentation ( Anzahl, Verlauf, Gesprächsvermerke)

• Dokumentation der Projekte und der themenorientierten Arbeit

• Ergebnisprotokolle und Vereinbarungen

• Fallstatistik in Anlehnung an die Vorgaben des Trägers (Schülerinnen, 
Schüler, Lehrerinnen, Lehrer, Eltern)

• Schuljahresbericht als Übersicht über die Aktivitäten

• Auswertung der Dokumentation

Rahmenbedingungen • Für die Dokumentationspflicht wird ein angemessener Anteil in der Ar-
beitszeit berücksichtigt

• Vorhandensein geeigneter Arbeitsmittel

• Alle professionell Beteiligten sind an einem Mitwirken an der Dokumen-
tation verpflichtet

• Standardisierte und nicht standardisierte Dokumentationsformen

Erfolgskriterien • Überprüfung der standardisierten und nicht standardisierten Verfahren

• Beitrag zu Prozess-,  Struktur- und Ergebnisqualität im Rahmen der Qua-
litätsentwicklung und  Qualitätssicherung

• Transparenz der Arbeit für alle Beteiligten

Instrumente der Erfolgsprüfung • Regelmäßige Verständigung über Form und Bewertung der Dokumen-
tation

• Evaluation
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Standard 10: Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung

Zielgruppe • Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Trägervertreterinnen und -vertreter

• Vertreterinnen und Vertreter des Amtes für Kinder, Jugend und Familie 
und des Staatlichen Schulamtes

Ziele • Bereitstellung und Sicherung der in den Qualitätsstandards sowie den 
Qualitätsvereinbarungen beschriebenen sozialpädagogischen Leistun-
gen gemäß den Aufgaben und Zielen nach §13 SGB VIII 

• Sicherung der kontinuierlichen fachlichen Beratung und  Begleitung der 
sozialpädagogischen Fachkräfte

• Sicherstellung der für das Handlungsfeld erforderlichen Kenntnisse und 
der fachlichen, methodischen und persönlichen Kompetenzen

• Sicherstellung von Transparenz über das Anforderungsprofil der Schulso-
zialarbeit und der fachlichen Ausgestaltung der Aufgaben

• Kontinuierliche Fortschreibung und Weiterentwicklung der sozialpädago-
gischen Arbeit an der Schule

• Beschreiben und Einfordern der notwendigen Rahmenbedingungen an 
der Schule 

Vorgehensweisen • Beschäftigung von sozialpädagogischen Fachkräften mit FH- bzw. Hoch-
schulabschluss sowie ggf.  arbeitsfeldbezogenen Zusatzqualifikationen 

• Führen von jährlichen Mitarbeiterinnen- und Mitarbeitergesprächen / Ziel-
vereinbarungsgesprächen

• Gewährleistung von regelmäßiger Supervision und kollegialer  Beratung

• Bereitstellung von internen und externen Fortbildungsangeboten

• Führen von jährlichen Kooperationsgesprächen zwischen  Schulsozialar-
beiterin, Schulsozialarbeiter, Schulleitung und Trägervertreterin

• Kontinuierliche Planung,  Reflexion und Dokumentation der inhaltlichen 
Arbeit 

• Regelmäßige Strategietreffen der Träger untereinander,  mit den Vertrete-
rinnen und Vertretern des Amtes für Kin-der, Jugend und Familie u. des 
Staatlichen Schulamtes

Rahmenbedingungen • Kooperationsverträge zwischen dem Träger und den Schulen

• Förderverträge zwischen Träger und dem Amt für Kinder, Jugend und 
Familie der Stadt Freiburg

• Qualitätsentwicklungsvereinbarung zwischen den Trägern und dem Amt 
für Kinder, Jugend und Familie der Stadt Freiburg

• Geeignete Räumlichkeiten (Büro- und Beratungsmöglichkeit)  

• angemessene Ausstattung  der Schulsozialarbeit mit EDV-Technik und  
Mobiliar 

• angemessene materielle Ausstattung mit Arbeits- und Verbrauchsmate-
rial

• Zeitliche Ressourcen für qualitätssichernde Maßnahmen

Fortsetzung auf der folgenden Seite

Erfolgskriterien • Transparenz über das Profil Schulsozialarbeit sowie der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben auf allen Ebenen ist gegeben

• Konsens in der fachlich-konzeptionellen Ausrichtung der Schulsozialar-
beit aller Beteiligten ist hergestellt und wird kontinuierlich reflektiert

• Es besteht eine gemeinsame Perspektive aller Beteiligten im Hinblick auf 
Ziele zur  Weiterentwicklung der Schulsozialarbeit 

• Statistiken, Projekt- und Ergebnisberichte dokumentieren die fach-
liche Arbeit und dienen als Grundlage zu deren kontinuierlicher Weiter- 
entwicklung

Instrumente der Erfolgsprüfung • Teilnahme der Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter an Fort-
bildungsangeboten, Supervision und kollegialer Beratung

• Dokumentation der Arbeit in Statistiken und Ergebnisberichten

• Kooperationsgespräche zwischen den Beteiligten

• Regelmäßige Treffen auf Trägerebene finden statt

• Absprachen werden getroffen und in den Schulen umgesetzt 

Fortsetzung des Standards 10 von der vorherigen Seite
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Anhang 

Fußnotenverzeichnis

Beitrag F 1 
Perspektiven und Möglichkeiten von Qualitätsentwicklung 
der schulbezogenen Jugendsozialarbeit

1 Das Papier hat den Charakter eines pointierten Problemaufrisses, so dass auf Literaturverweise verzichtet wird.

Beitrag F 2 
Qualitätsentwicklung in der Kooperation von Jugendsozialarbeit und Schule

1 Bei diesem Text handelt es sich um eine gekürzte Version der Expertise: Alicke, Tina in DRK (2011): Jugendsozialarbeit an Schule erfolgreich gestalten 
- Qualitätsentwicklung in der Kooperation von Jugendsozialarbeit und Schule. Expertise im Auftrag des DRK. http://www.jugendsozialarbeit.de/media/
raw/Expertise_QE_DRK.pdf (18.12.2012)
2 So fand z.B. beim „Stuttgarter Modell“ eine doppelte Anbindung von Schulsozialarbeit in der Schule und an die bereits vorhandenen Träger im Sozi-
alraum und damit an bestehende Kooperationsstrukturen statt (ebd.).
3 Zur detaillierten Aufschlüsselung der förderlichen und hinderlichen Bedingungen für die einzelnen Handlungsebenen siehe Alicke in DRK 2011.
4 So sind sowohl die inhaltlich-konzeptionelle Grundlage der Kooperation in § 13 SGB VIII, als auch die Einschränkung auf Kinder und Jugendliche mit 
besonderem Förderbedarf umstritten (vgl. Speck 2006: 349).

Beitrag F 3 
Lokale Bildungslandschaften: Anspruch und konzeptionelle Eckpfeiler

1 Der Beitrag ist im Wesentlichen der Broschüre „Bildung lokal gestalten. Rahmenbedingungen und Ansätze für die Gestaltung lokaler Bildungsland-
schaften in Brandenburg“ entnommen, wobei Kürzungen und Aktualisierungen vorgenommen wurden.
2 Hier können u. a. das Programm »Lebenswelt Schule« der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung in Zusammenarbeit mit der Jacobs-Foundation und 
das Bundesprogramm „Lernen vor Ort“ genannt werden.
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Die fachpolitische Arbeit 

des DRK im Themenfeld 

Jugendsozialarbeit  

(2009-2012)

G

Der vorliegende Reader Schulsozialarbeit, Band 1 fasst die wichtigsten Beiträge im Themenfeld „Kooperation von 
Jugendsozialarbeit und Schule“, die das DRK innerhalb der vergangenen Jahre angeregt und fachpolitisch be-
gleitet hat. Damit soll in der derzeitigen Debatte um den Ausbau der Schulsozialarbeit deren innovatives Potential 
dargestellt und sich für eine qualitative Absicherung der Kooperation zwischen Jugendsozialarbeit und Schule    
ausgesprochen werden. Wir hoffen unseren interessierten Leser_innen die inhaltliche Vielfalt und das kreative 
Themenspektrum der Theorie und Praxis der Schulsozialarbeit eröffnet zu haben und setzen  uns auch weiterhin 
fachpolitisch für eine rechtliche Verankerung, eine finanzielle Absicherung, einen nachhaltigen Ausbau und eine 
hohe Qualität der Angebote der Schulsozialarbeit ein. 
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